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Vorwort 

Zum zehnten Mal wird dem Nationalrat ein 
umfassender Bericht über die Leistungen, Ent
wicklungen und die Probleme des österreichi
schen Hochschulwesens vorgelegt. 

Der Bericht folgt der im Jahr 1 993 neu ent
wickelten Systematik und ist wieder in zwei 
Bände, einen Berichts- und einen Tabellenband, 
gegliedert. 

Der Berichtszeitraum ist vor allem durch 
folgende hochschulpolitische Initiativen gekenn
zeichnet: die begonnene Umsetzung des UOG 
1 993, die Evaluation der Lehr- und Forschungs
leistungen unserer Universitäten und Hochschu
len, die Einführung eines neuen bedarfsorien
tierten Budgetierungsverfahrens und die Reform 
des Studienrechts. 

Schwerpunktmäßig wird im Kapitel 9 am 
Beispiel der Reform der sozial- und wirtschafts
wissenschaftlichen Studienrichtungen 1 983 un
tersucht, ob und inwieweit die operativen �iele 
dieser Studienreform erreicht worden sind. 

Der Hochschulbericht 1 996 stellt somit eine 
Art Zwischenbilanz der mit dem UOG 1 993 ein
geleiteten und bisher umgesetzten Maßnahmen 
zu einer tiefgreifenden Reform des österreich i
schen Hochschulwesens dar, deren Hauptziele 
mit den Begriffen Dezentralisierung, Dere
gulierung, Entbürokratisierung und Effizienz
steigerung umschrieben werden können. 

Parallel zur Organisations- und der Stu
dienrechtsreform wurde im ersten Halbjahr 1 996 
die Neuregelung des Hochschullehrer-Dienst
rechtes im Angriff genommen. 

Mit dem erfolgreichen Abschluß der ge
nannten Reformschritte verfügt das österreichi
sche Hochschulsystem über die notwendigen 
gesetzlichen und organisatorischen Vorausset -
zungen, um sich den Herausforderungen der 
Zukunft und besonders den veränderten wirt
schaftlichen und gesellschaftlichen Anforderun
gen stellen zu können. 

Der Hochschulbericht 1 996 dokumentiert 
drei für die zukünftige Entwicklung unseres 
tertiären Bildungssektors sehr wesentliche Jahre 
und beschreibt die bisher bei der Einleitung des 
Reformprozesses gemachten Erfahrungen. 

Er soll für alle mit Hochschulpolitik Be
faßten und daran Interessierten ein wichtiges 
Nachschlagewerk und eine faktenreiche Doku
mentation und Grundlage für die bildungs- und 
forschungspolitische Diskussion und Meinungs
bildung darstellen. 

Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die zur Erstellung dieses Berichtes beigetragen 
haben, möchte ich an dieser Stelle meinen herz
lichen Dank aussprechen. 

L 
Dr. Rudolf Scholten 
Bundesminister für Wissenschaft, 
Verkehr und Kunst 
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Einleitung 

I n  ihren Arbeits- bzw. Koal i t ionsübereinkommen 

vom November 1 994 und März 1 996 hat die 

österreichische Bundesregierung die folgenden 

vorrangigen Ziele formul iert, mit denen die maß

geb l i chen Anl iegen der Hochschulpo l i t i k  in den 

neunziger Jah ren - Dezentral is i erung, Den'

gulierung, E ntbürok rat isierung. Autonomisie

rung, Qualit ätssicherung uncl Ef fiz ienzsteige

rung - verfolgt werden : 

• zügige Umsetzung des neuen Universitäts

Orga n isat ionsgesetzes, 

• Real is ierung eines neuen Studien gesetzes, 

• Ausbau des Fachhochschul-Studiensektors, 

• Erhöhung der Durchl�issigkeit und I nterna

t ionalisierung von Bi ldung u nd Ausbi ldung, 

• Ausbau eines umfassenden Weiterbi ldungs

systems ( .. Iebensbegleitcndes Lernen"' ) .  

I n  den  Kapiteln 1 b i s  8 des ersten Ban des 

wird e ine vorl äufige B i la nz dieser Arbeitspro

gramme erstel lt und über die hochschulpolit i

schen Maßnahmen von 1 993  bis 1 996 Bericht 

gelegt. Der zweite Band gibt in  11 Kapi te ln an

hand von umfassend autl)ereitetem und kom

ment iertem Tabel len- und Datenmateria l e i n  

. .  statistisches P0l1rät" des österreichischen Hoch

schulwesens wieder. 

I m  Zentrum der Orgallisaliollsrrjorm stand i m  

Bericht szeit raum die Umsetzung des UOG 1993 . 

Zuniichst ging es um die Einordnung der zwölf 

Un iversi t�ilen i n  das gesl' lz l ich vorgegebene 

Trien nium eines möglichen Startes der  Umset

zung an der einzelnen Universität .  Gleichzeitig 

wur den mit  den U n iversitiiten der ersten Phase 

mit Umsetzungsbegi nn  im Studien.iahr 1 994/95  

(Techn ische Universitä t Graz, Montanuniversität 

Leoben, Un iversität für Bodcnkultur Wien, Un i

versiliü Linz, Un iversiti i t  Klagenfurt) die auftre

t enden Fragen u nd Schwierigkei tcn in ei nem 

i ntensivcn Kooperationsprozcß aufgearbeitet. Es 

zeichnet sich ab, daß fü r  die Umstel lung der 

Orga nisat ioll einC'r Univers i t ii t  mit t lerer Kom

plexität auf  die formalen Erfordernisse des UOG 

1 993 zwei Jahre veranschlagt werden müssen. 

Die Erfahrullgsberichte dfr Rektoren und Vor

sitzenden der obersten Kol legialorgane dC'r Uni

versitäten der  ersten Phase deuten darauf h in ,  

daß es  darüber h inaus noch C'in ige Zeit dauern 

wird, bis die Prozesse der Emanzipat ion VOll dC'm 

unmi ttelbaren Zugriff des Bundesl1l in istcr iums 

auf den laufenden Betrieb der Universitit, der 

st ;i rkeren Aufgabend i ffefC'nzierung zwischen 

l1lonokra t ischC'n und kol legia len Un iversit�its

organen und des Ausfüllens des der U n iversität 

zugestandenen CllltonOl1len Ha ndlungsspiel rau

mes abgeschlossen se in werden. Die seitens des 

Bundesmin istlTs zu erlassenc!cn Durchführungs

verordnungen zum UOG 1 993 wurden im Be

richtszeitraum weitgehend vorbereitet .  

E ine der wesent l ichen Ma ßnahmen im Stu

dienjahr 1 996/97 wird es sein, ein neues Dicllst

I/I/(/ Bcso/dlillgsrccht der Hochschullehrcr/llllcll 

zu erarbeiten, das im Herbst 1 997 in Kraft tre

ten sol l .  D ies wurde im Zuge der Verhandlungen 

um das Strukturanpassungsgesetz 1 996 und die 

da mit erford er l ichen buclget;i ren Sparma ß

nahmen vereinbart. Bis dah in  erfolgen ausvcr

ha nde l te  punktuel le  E i nsparungen dur c h  d ie  

Kürzung def .. forschungszulagl'"' der  Universi

Uits- und Hochsl'hulprofessorlnnen,  die Senkung 

der Höhe der Lehrauftragsremunerationen und 

Kürzung der I.ehrauftragskontingente, durch den 

E nt fal l  der Sozialversicherungsptl icht für Lehr

beauftragte, die gleichzeitig in e inem Bundes

beamtendienstverhii l tn is  stehen , und die Redu

zierung der Prüfungsentschädigungen.  

In den Berichtszeitraum ral len darüber h in

aus umfangreiche Verhandlungen und Maßnah

men bezüglich der Abgeltung der Lehrt iit igkeit 

eier U n ivers i t ii ts (Hochschul )assist en t Innen  im 

Ra hmen der sei t  1 990 bestehenden organ isa

tiollsrechtl ichen Best immungen (Schaffung der 

9 
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Ei nleitung 

Grundlage für eine selbständige Le�rtätigkeit 
von Assistentlnnen innerhalb eines Dienstver
hältnisses). Schließlich erfolgten auch dienst
und besoldungsrechtliche Anpassungen an das 
UOG 1 993 im Sinne einer Weiterentwicklung 
nach den Prinzipien des neuen Organisations
rechts, wie bspw. Verfahrensvereinfachungen 
und F1exibilisierungen. 

Das 1 994 mit eigenem Bundesgesetz er
richtete Universitätszentrum für Weiterbildung 
Donau-Universität Krems nahm im Berichtszeit
raum seinen Betrieb auf. Die im Gesetz vorge
sehenen Organe sind konstituiert, im Studien
jahr 1 996/97 werden insgesamt acht Hochschul
lehrgänge und zahlreiche Seminarreihen ange
boten. Lehre, Forschung und Dienstleistung sind 
in Abteilungen organisiert; fünf sind bisher ein
gerichtet. 

2 

Im Bereich der Lehre war das zentrale Thema 
die Reform des Studienrechts. Im Sommer 1 995 
wurde der Entwurf eines Bundesgesetzes über 
Studien an Universitäten (UniStG) vorgelegt, der 
den weitreichenden Deregulierungs- und De
zentralisierungswünschen Rechnung trägt. Kern
punkt der Reform ist ein einheitliches Studien
gesetz, das für jedes Studium nur noch die An
zahl der Semester und Gesamtstunden vorgibt. 
Innerhalb dieser studien bezogenen Rahmenbe
dingungen sollen die Universitäten die Möglich
keit haben, die detaillierte Studienplangestaltung 
weitgehend eigenverantwortlich vorzunehmen. 
Diese müssen für jede Studienrichtung unter 
Einbeziehung zumindest der gesetzlichen Inter
essensvertretungen ein Verwendungsprofil für 
die Absolventlnnen erstellen, an dem sich der 
Studienplan orientiert. Mit dem UniStG können 
vor allem eine Verbesserung der Zielorientierung 
der Studien, eine Steigerung der I nnovations
fähigkeit im Bereich der universitären Lehre, 
klarere E ntscheidungs- und Verantwortungs
strukturen, eine Verbesserung der Studien be
dingungen und eine Erhöhung der Effizienz des 
Studiensystems erwartet werden. Es ist geplant, 
die Regierungsvorlage im Herbst 1 996 im Natio
nalrat einzubringen, sodaß nach den parlamen-

1 0  

tarischen Beratungen das neue studienrechtliche 
Rahmengesetz im Wintersemester 1 997/98 in 
Kraft treten könnte. 

1 992 wurde ein AHStG-Novelle veranschie
det, die die Gestaltung einer Studieneingangs
phase und die Ausformulierung der Bildungs
ziele in den Studienplänen festlegt. In ca. zwei 
Dritteln der Studienrichtungen wurden entspre
chende Passagen in den Studienplänen veran
kert. Aus den Statistiken und einer Studierenden
befragung geht allerdings hervor, daß nicht alle 
mit der Novelle intendierten Ziele erreicht wer
den konnten. Als Konsequenz wurde deshalb im 
Entwurf des Bundesgesetzes über Studien an 
Universitäten an einer orientierenden Einfüh
rung in das Studium festgehalten. Die Einfüh
rung soll sich aber nicht nur auf Lehrveranstal
tungen beschränken, sondern durch Tutorien 
und spezielle Informationsangebote zu Studien
recht, Studienplan, Verwendungsprofil etc. er
gänzt werden. 

Wegen des zentralen Stellenwerts der Eva
luation im UOG 1 993 und der umfassenden Fest
legung der Grundzüge für die Durchführung von 
Evaluierungsmaßnahmen in einer Verordnung 
- ein diesbezüglicher Entwurf wurde im Früh
jahr 1 996 dem Begutachtungsverfahren unter
zogen - wurden im Berichtszeitraum nur Evalu
ierungsprojekte durchgeführt, die in einem fort
geschrittenen Stadium der Planung waren oder 
in einem internationalen Kontext standen. Im 
Forschungsbereich wurden die Evaluationen der 
Elektrotechnik und der Biochemie abgeschlos
sen. Im Bereich der Lehre konnten die Evaluati
on der Architektur und die der universitären 
Lehrerinnenausbildung der Universität Innsbruck 
beendet werden. Darüber hinaus beteiligte sich 
Österreich im Rahmen eines EU-Pilotprojektes 
zur Evaluation der Lehre mit den Studienrich
tungen Musikwissenschaft (Graz) und Informatik 
(Linz). 

Im Bereich der Fernstudien konzentrierten 
sich die Aktivitäten auf den Ausbau der Studien
zentren in Bregenz, Linz und Wien zur regiona
len Betreuung der ca. 2000 österreichischen 
Fernstudentlnnen. Internationale Kooperationen 
bestehen mit der Fernuniversität Hagen und seit 
Mai 1 996 vertraglich festgelegt auch mit der 
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Open University (Großbritannien). 1993 wurde 
das Zentrum für Fernstudien in die European 
Association of Distance Teaching Universities 

(EADTU), den Dachverband der europäischen 
Fernuniversitäten, aufgenommen. 

Durch eine AHStG-Novelle 1995 können 
nun auch an österreichischen Universitäten 

Fernstudien oder Fernstudienelemente ange
boten werden. Da Fernstudien eine ressourcen
schonende Alternative zu den Präsenzstudien 
sind, wird diesen eine wachsende Bedeutung im 
Universitätsgeschehen zukommen. Bei der Ent
wicklung geeigneter Programme wird es beson
ders wichtig sein, auf internationale Koopera

tionen zu setzen. Zahlreiche Pilotprojekte unter

streichen diese Entwicklung. 
Im Bereich der Forschung wird künftig 

darauf hinzuzielen sein, die vorhandenen Res
sourcen auf weniger, dafür aber größere For
schungsfelder zu konzentrieren. Einen wesent
lichen Beitrag hiezu liefern die seit 1995 nach 
Leitschwerpunkten zu vergebenden Auftrags
forschungsmittel des BMWVK. Bisher wurden 
sieben Leitschwerpunkte: "Fremdenfeindlich
keif', "Kulturlandschaftsforschung", "Biomedi

zinische Technik und Werkstoffe mit besonderen 
Eigenschaften", "Erdbeobachtung", "Zukunfts

fähige Energie- und Umwelttechnologien", 
" Technologie, Wachstum, Beschäftigung" und 

"Mikrosystemtechnik/Nanoengineering" einge
richtet. 

3 

In den Berichtszeitraum fällt die Realisierung 

eines der wichtigsten hochschulpolitischen Vor
haben der letzten Legislaturperioden: das In
krafttreten des Bundesgesetzes über Fachhoch
schul-Studiengänge (FHStGj, BGBl.Nr. 340/1993, 
und die Einrichtung der ersten Fachhochschul
Studiengänge. Damit wurde der langjährigen 
Forderung nach einer Diversifizierung des öster
reichischen Postsekundarbereiches entsprochen. 
Detaillierte Informationen über die Implemen

tierung des FHStG, die Tätigkeit des Fachhoch
schulrates und die Entwicklung des Fachhoch
schulsektors sind der Publikation "Zwei Jahre 
FHStG. Bericht über Stand und Perspektiven des 

Ein leitung 

Fachhochschulsektors sowie über die Möglich
keiten einer Nachqualifizierung von Absolvent
Innen berufsbildender Schulen" zu entnehmen, 

der im September 1995 dem Nationalrat vorge
legt wurde. Die Ausführungen im vorliegenden 
Hochschulbericht beschränken sich daher auf 
Grundsatzinformationen. 

4 

Die Ausgabenentwicklung im Hochschulbereich 

ist bis 1994 von der budgetä!"en Priorisierung 
von Wissenschaft und Forschung durch das 
Arbeitsübereinkommen der Bundesregierung für 
die 18. Gesetzgebungsperiode gekennzeichnet; 

die nominellen jährlichen Steigerungen betru
gen zwischen 70f0 und 5,50f0. Die Hochschul
ausgaben wuchsen von 24,2 Mrd. S im Jahr 1992 

auf 28,4 Mrd. S im Jahr 1994. Seither haben die 
Bemühungen um die Budgetkonsolidierung die 
jährlichen Zuwächse auf etwa 10f0 reduziert. 1995 
wurden 29,4 Mrd. S ausgegeben, für 1996 sind 
29,6 Mrd. S veranschlagt. Allerdings ist auch in 

den letzten Jahren der Anteil des Hochschul
budgets am Bundeshaushalt weiterhin gestie

gen. Er lag 1995 bei 3,90f0 und wird 1997 die 
40f0-Marke überschreiten. Sowohl die Hochschul
ausgaben als auch die Planstellenbestände sind 
im Berichtszeitraum stärker gewachsen als die 

Zahl der Studierenden. 
Im Hinblick auf die mit dem UOG 1993 

verbundene, wesentlich erweiterte Autonomie 
der Universitäten wurde der Handlungsspielraum 
der Universitätsorgane im Budgetvollzug durch 
vermehrte globale Zuweisung von Beträgen suk
zessive erweitert. Für die konkrete Umsetzung 
des UOG 1993 wurde ein Budgetierungs- und 
Bedaifsberechnungsveifah ren erarbeitet, das auf 
Sicht zu einer aufgaben bezogenen Budgetierung 

der Universitäten führen wird. Außerdem wur
den an zwei Universitäten Pilotprojekte zur 
Kostenrechnung durchgeführt, um erfolgverspre
chende Wege für die gesetzlich geforderte Ein
führung der Kostenrechnung an Universitäten 
zu finden. 

1 1  
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E i n le i tung 

5 

I n  den letzten Jahren wur den d ie  Bemühungen 

um Frauel�färderullq und ein ausgewogenes Ge

schlechterverhäl tn is  im W issenschaftsbetrieb 

durch die Sch,dTung umfa ngreicher Kontrol l 

nlC'ch,mismen zur Verh inderung von D iskrimi

nierungen <llI fgrund des Geschlechts intensiviert. 

NCich der 1 993  erfolgten Novell ierung des § 1 06a 

UOG ( 1 97 5) und der Para l l elllC's t immungen im 

KHOG und AOG, d ie  zu e iner St�i rkung der 

Kontrol l rechte der Arbeitskreise fü r  Gkichlw

handlungsfragen in  Diskriminierungsl1illl'l1 führ

ten, wurde durch das Inkra ftreten des "frauen

förderungsplanes im Wirkungsbereich des Bun

desmin isteriums für Wissenschaft,  Forschung 

und Kunst"l, BGBI .Nr. 229/ 1 99 5, im April 1 99 5  

das im B-GBG normierte Frauenförderungsgebot 

näher konkretisiert. Es galt festzulegen, in wel

cher Zeit und mit welchen personellen, organ i

satorischen sowie  aus- und weiterbi ldenden 

M aßnahmen in welchen Verwendungen e ine  

bestehende Unterrepräsentation sowie bestehen

de Benachte i l igungen von Frauen beseitigt wer

den können, mit jewei ls  fü r zwei Jahre verbi nd

l ichen Vorgaben zur Erhöhung des Frauenan

teils. Der Frauenförderungsplan s ieht die stu

fenweise Anhebung eies Frauenantei ls durch das 

Festlegen von Tei lquoten - orient iel1 a n  beste

henden Frauenantei len - für den Zeitraum von 

2 Jahren vor, mit dem langfrist igen Ziel der Er

reichung einer 40%-Frauenquote in Cl l len Ver

wendungen und Funktionen. 

Mit den im lJOG 1 993 vorgesehenen 

Frauenförderp länen und den dazugehörigen 

Richt l inien wurde ein Vorstoß in Richtung uni

versit;itsspezifischer frauen förderung unternom

men. wobei jedoch der durch den min isteriel len 

Frauenförderungsp lan vorgegebene hirderstan

dard n icht unterschritten werden kann. 

Durch das Zusammenspiel der Fraul'n för

dergebote im B-G BG, dem frauenfiirdl'rungs-

12 

Der Wirkungsbfreich wurde in § 1 Ab<;. 2 u. 3 ffstgelegt . Für 

das ehemalige BundesministerIum fur otfentllche Wirtschaft 

und Verkehr wurde am 1. Jänner 1 994 ebenfalls ein Frauen� 
förderungsplan, aber nicht In Form einfrVerordnung , erlassen. 

plan im Wirkungsbereich des Bundesmin isteri

ums für Wissenschaft,  Forschung und Kunst, den 

hochschu lorganisatorischen Erm;ichtigungcn zu r 

Frauenförderung und den gesetzl ich normier

ten Kontrol lmecha n ismen ist es gelungen, einen 

sehr hohen Standard im Bereich des geschlechts

spezifischen Diskri min ierungsschutzes und der 

Frauenförderung zu erreichen. 

6 

Zur Forcierung der internationalen Beziehungen 

der Unil'ersitiitc/1 und Hochschulen wurden or

ga nisatorische, legistische und finanziel le Maß

nahmen geselzt .  Mi t  dem EU-Beitritt Österreichs 

stehen die B i ldungsprogramme SOKRATES und 

LEONARDO sowie das 4. Rahmcnprogramm .tür 

Forschu/1g und technologische Entwicklung den 

Universität en,  Hochschulen und Forschungs

i nst i tut ionen zur vollen Tei lnahme offen .  Um die 

Part iz ipat ion an den P rogrammen zu unterstüt

zen, wurden d ie  nat ionalen Betreuungseinrich

tungen erweitel1 und neu st rukturiert. D ie  öster

reichi sche Bet ei l igung ist je nach Ausrichtung 

der Programme untersch iedlich, ist aber in Tei l 

bereichen noch zu in tensiviercn .  

Zur Förderung der  studentischen Mobil ität 

und des wissenschaftl ichen Nachwuchses besteht 

ein Vielzahl an Stipendien und  Austauschpro

grammen für Studien und wissenschaf tl i che 

Arbeiten im Ausland.  

In  der außer-europä ischen Bi ldungskoope

ration wurde die Zusammcnarbeit mit US-ame

rikan i schen und kana dischen U n i vers i täten 

sowie im Rahmen von ASEA-UN I N ET mit Un i 

versiUiten im asiat ischen Raum ausgeweitet. 

7 

Da im Bereicb der Beratung und FörderLlIlq I'on 

Studierenden Zuständigkeiten mehrerer Ressorts 

und Institutionen gegeben sind, l iegt eine Haupt

aufgabe in der Koordinierung der Akt ivitäten 

und I n formationsmaterial ien sowie i n  der Ko

operation mit den Beratungs- und Informations

e inrichtu ngen. 

In der s taat l ichen Ausbildu ngsförderung 

von Studierenden zielten die Maßnahmen im 
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Berichtszeitraum auf die Verknüpfung von di
rekter und indirekter Studien förderung sowie die 
Anbindung indirekter Förderungsmaßnahmen 
an den Nachweis eines Studienfortgangs ab. Das 
Studienförderungsgesetz 1992 wurde mit ins

gesamt fünf Novellen einer tiefgreifenden Re
form unterzogen, die sowohl den BezieherInnen
kreis ausdehnen und die Beträge an die Ein
kommens- und Geldwertentwicklung anpassen, 
als auch auf eine Vereinfachung von Verwal
tungsabläufen gerichtet sind. Die durchschnitt
liche Studienbeihilfe ist im Berichtszeitraum 
deutlich gestiegen, mit der Zielrichtung, eine 
Vollabdeckung der Studienkosten zu erreichen, 
und lag im Wintersemester 1995/96 bei 51.500,
S. Auch die Zahl der Beihilfenempfangerinnen 
ist im Berichtzeitraum stetig angewachsen. 

Die Studienbeihilfenbehörde wurde im letz

ten Jahr zu einem Dienstleistungsbetrieb umor
ganisiert und baut ein Qualitätsmanagement
System nach den Anforderungen der ÖNORM 
ISO 9000 auf. Ende 1996 wird dieser Prozeß 

abgeschlossen sein. 

8 

Sowohl der Bereich der akademischen Ausbil
dung als auch der der Beschäftigung von Aka

demikerlnnen haben sich in den letzten Jahr
zehnten maßgeblich verändert. Einer der we
sentlichen Einflußfaktoren ist die steigende An
zahl von Universitäts- und Hochschulabsol
ventInnen nach entsprechender Zunahme an 

Schülerinnen und Studierenden - vor allem 

weiblichen Geschlechts - auf den der Beschäf

tigung vorgelagerten Ausbildungs- und Bil
dungsebenen. So verdreifachte sich die Zahl der 
AbsolventInnen seit 1970 nahezu und lag im 
Studienjahr 1994/95 bei über 12.000. Parallel 

zum Anstieg der AbsolventInnenzahlen hat sich 
auch der Anteil von erwerbstätigen Akademi
kerlnnen an der Gesamtzahl der Beschäftigten 

erhöht. In den neunziger Jahren ist die Quote 
erwerbstägiger Akademikerinnen auf über 7% 
angestiegen. In der Beschäftigung von Univer
sitäts- und HochschulabsolventInnen haben sich 

sowohl die Einsatzbereiche als auch die Berufs
profile und die erforderlichen Qualiflkationen 

Einleitung 

gewandelt. Innerhalb dieses Prozesses sind Dif

ferenzierungen vor allem nach Geschlecht und 
nach Art der Tätigkeit zu erkennen. Bezogen 
auf die Ausweitung akademischer Beschäftigung 
kann zwischen "Substitution" (Besetzung von 

Positionen durch formal Höherqualifizierte) und 
"Verwissenschaftlichung" (Veränderung in der 

Anwendung wissenschaftlicher Methoden) un
terschieden werden. Da die Zunahme ausbil
dungsadäquater Arbeitsplätze für Akademiker
Innen mit dem Anstieg an Graduierten nicht 
Schritt halten konnte, erhöhte sich auch die Zahl 

derer, die als erwerbslos erfaßt werden. Je nach 
abgeschlossener Studienrichtung, Geschlecht 

und regionaler Herkunft sind Absolventinnen 
in unterschiedlicher Häufigkeit und Dauer von 
Arbeitslosigkeit betroffen. 

9 

Während die Kapitel 1 bis 8 als eine Art allge
meines Durchführungscontrolling zu den rele

vanten hochschulpolitischen Maßnahmen im 
Berichtszeitraum zu verstehen sind, ist Kapitel 
9 im Sinne eines Zielerreichungscontrollings 
gestaltet. Die Reform der sozial- und wirtschafts
wissenschaftlichen Studienrichtungen 1983 wird 
unter dem Blickwinkel der Erreichung ihrer ope
rativen Ziele untersucht. Das BMWVK entschloß 
sich im Falle der Sozial- und Wirtschaftswis
senschaften zu einer bis dato im Hochschulbe
reich neuen Verfahrensweise der Evaluierung .. 
Im Rahmen einer zweitägigen Enquete im Fe
bruar 1996, die gemeinsam mit dem Universi

tätenkuratorium veranstaltet wurde, wurden Ver
treterinnen der Wirtschaft, der Universitäten und 
der Hochschulverwaltung zu einer konzentrier-' 
ten inhaltlichen Auseinandersetzung mit der 
SOWI-Reform 1983 eingeladen. Die Leistungen 

des universitären Lehr- und Forschungsbetriebs 
an der Qualität seiner AbsolventInnen zu

' 
mes

sen, ist eine bisher noch wenig geübte Praxis 
der Evaluierung. Die Wirtschaftsvertreterinnen 
bescheinigen den AbsolventInnen der Sozial
und Wirtschaftswissenschaften im großen und 
ganzen eine fachlich sehr gute Ausbildung und 
ausreichendes Grundlagenwissen, um ihre Tä
tigkeit in einem Wirtschaftsunternehmen bzw. 

1 3  

III-53 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)14 von 150

www.parlament.gv.at



Einleitung 

Betrieb der öffentlichen Verwaltung oder in an

deren öffentlichen Diensten fundiert und quali
fiziert ausfüllen zu können. Qualifikationsdefizite 
hinsichtlich der Persönlichkeitsbildung und der 
.. soft skills" können nicht alleine den Universi
täten zugeschrieben werden, da entsprechende 
Qualifikationen nicht nur von diesen sicherzu-

14 

stellen sind. Die Zusammenarbeit von Universi
tät und Wirtschaft durch vermehrte Praxisorien
tierung des Studiums, gemeinsame Projekte und 

die Einbeziehung von PraktikerInnen in die 
Lehre verstärken zu wollen, wurde von beiden 
Seiten betont. 
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1 Reform der Hochschulorganisation 

Das Bundesgesetz über d ie  Organ isat ion der 

Un iversitäten (UOG 1993) trägt der Stärkung der 

un iversitären Autonomie durch eine beträchtl i 

che Dezentralis ierung der Entscheidungen Rech

nung. Das für die Universitäten nunmehr ent

wickelte Orga n isat ionsmoddl sieht eine Auf

te i lung der Befugn isse zwischen Kollegia lorga 

nen mit R ichtli n ien- und Kontrol lkompetenzen 

gegenüber monokratischen Organen mit Deta i l

entscheidun gskompetenzen vor. Durch gena u 

festgelegte Kompetenzzuordnungen und  das 

Aufzeigen der Entscheidungs- und Verantwor

t ungs l in ien soll  die Erfül lung des wesentl ich er

weiterten Aufgabenspektrums der Un iversitäten 

gewährleistet werden. 

Im Deta i l  enthält das UOG 1993 folgende 

Eckpunkte: 

• Die Universitäten bleiben E inrichtungen des 

Bundes, denen im Rahmen der Gesetze und Ver

ordnungen das Recht zur weisungsfreien (auto

nomen) Besorgung ihrer Angelegenheiten ein

geräumt wird. Auf den b isherigen staatl ichen 

Wirkungsbereich, in dem d ie' Universitätsorga ne 

den Weisungen des Bundesministers u nterl ie

gen ,  wird im I nteresse einer Autonom iestärkung 

verzichtet. Die U n iversitäten unt erliegen jedoch 

zur Gänze der Aufsicht des Bundesministers für 

Wissenschaft, Verkehr und Kunst und der Kon

trol le durch den Rechnungshof. I hre F inanzie

rung bleibt weiterhin  Aufga be des Bundes. 

• Die Universitäten sind auch weiterh in  te i l

rechtsfähige juristische Personen des öffent l i

chen Rechts. 

• Die Un iversitäten haben mehr Entscheidungs

kompetenzen im Sinne einer echten Persona l

und Budgetautonomie. So entscheiden s ie  selbst 

über die Anstel lung von Personal ,  über das zu

gewiesene Budget und über die interne Gl iede

rung. 

Durch diese Kompetenzverlagerung vom Bun

desministerium für Wissenschaft,  Verkehr und 

Kunst an die Universitäten eröffnet sich für diese 

die Möglichkeit, mit einem i ndividuellen P rofil 

in den Wettbcwerb mit anderen Un iversitäten 

zu treten. 

• Die U niversi t äten werden auf verschiedencn 

Ebenen sowohl von kol legialen als auch von 

monokratischen Organen geleitet. D ieses M isch

system bietet den Vorteil  rascher und effizien

ter Entscheidungsprozesse, ohne dabei das P ri n

zip e iner wirkungsvollen Kontrol le  durch demo

kratisch zusammengesetzte Kollegialorgane mit  

b indender Richt l inienkompetenz aufzugeben. 

• Die Pa ritäten zwischen den verschiedenen 

un iversitären Gruppen in den Kol legialorganen 

bleiben im Vergleich zu den Organen gemäß UOG 

( 1975) u nverändert. Eine Ausnahme stellt ledig

l ich die Zusammensetzung des Wahlkol legiums 

für die Rektorswahl  (Universitätsversammlung) 

dar, in dem nun auch eine gleichgewichtige Ver

tretung des nichtwissenschaftI ichen Persona ls 

gegeben ist. 

• An der Spitze der Universität steht der/die 

Rektor/Rektorin. Er/Sie wird von der Universi

tätsversammlung aus einem vom Senat erstel l

t en D reiervorschlag gewählt. Dem/Der Rektor/ 

Rektorin stehen VizerektorI nnen zur Seite, die 

je nach Größe und speziellen Bedürfn issen der 

Un iversität mi t  der selbständigen Erledigung be

st immter Aufgaben betraut werden. 

• Die Un ivers i tä ten und i nsbesondere ihre Lei

tungsorga ne verfügen durch den Un iversitäts

beirat über ein beratendes Organ ,  das in Fragen 

der E ntwicklungspla nung sowie bei der i nner

un iversitären Persona l- und Budgetvertei lung 

sein Fachwissen zur Verfügung ste l l t  und dar

über h i naus als B i ndegl ied zwischen der Uni

versität e inerseits und Wirtschaft und Gesel l 

scha ft andererseits fungiert. 

• Die  Un iversit äten haben durch das Satzungs

recht die MiigIichkeit ,  die zur Erfül lung i h rer 

Aufgaben erforderl ichen Ordnungsvorschriften 

im Rahmen der bestehenden Gesetze und Ver

ordnungen selbst zu erlassen. Beispielha ft sei das 

15 
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Reform der Hochschulorganisation 

den Universitäten nunmehr eingeräumte Recht 
angeführt, die interne Gliederung selbst vor

zunehmen. Dadurch kann die Organisation ge
änderten Bedingungen rasch angepaßt werden. 
• Die Universitäten erhalten die zu ihrer Auf

gabenerfüllung erforderlichen Planstellen und 
Budgetmittel vom Bundesminister für Wissen
schaft, Verkehr und Kunst nach veröffentlich
ten Kriterien zugewiesen. Der Budgetzuteilung 
gehen ein inneruniversitärer Bedarfsplanungs
prozeß - ebenfalls mit veröffentlichten Kriteri
en - und ein Verhandlungsprozeß zwischen der 

einzelnen Universität und dem Bundesminister 
voraus. 
• Bei der Entscheidung über die inneruniversi
täre Verteilung des Budgets und der Bundes
planstellen sind die Universitäten frei von Wei
sungen außeruniversitärer Organe. Durch gesetz
lich abgesicherte "Umschichtungsmöglichkeiten" 

wird erhöhte Flexibilität im Budgetvollzug er
reicht. 
• Neben den öffentlich-rechtlichen Dienstver
hältnissen sind die Möglichkeiten privatrecht
licher Dienstverträge mit dem Bund stark aus
geweitet worden. Weiters ist der Abschluß von 
Zeitverträgen vorgesehen. Im Bereich der uni
versitären Teilrechtsfähigkeit besteht überdies die 

Möglichkeit zum Abschluß von Dienstverträgen 
nach dem Angestelltengesetz. 
• Die Universitäten haben durch die Erstellung 
von Entwicklungsplanungen, die insbesondere 
eine Änderung des Studienangebotes oder die 
Setzung neuer Forschungsschwerpunkte betref
fen, einen wesentlichen Anteil an einer gesamt

österreichischen Koordination des tertiären Bil
dungsbereiches. 
• Evaluierungen in Lehre und Forschung sind 
verpflichtend und regelmäßig durchzuführen. Die 
veröffentlichten Evaluierungsergebnisse werden 
eine wesentliche Grundlage für die Geschäfts
führung der Leitungsorgane der Universität auf 
den verschiedenen Ebenen und auch des Uni
versitätenkuratoriums sein. 
• Auf der Gesamtebene ist ein Universitäten

kuratorium eingerichtet. Seine Aufgabe besteht 
primär in der Abgabe von Gutachten zur Ein

richtung von Studienrichtungen, universitäts
übergreifenden Entwicklungsplanungen und Zu-

16 

Kapitel' 

weisung von Planstellen. Neben der beratenden 
Funktion konzentriert sich die Tätigkeit des Uni
versitätenkuratoriums auf die Veranlassung uni
versitätsübergreifender Evaluierungsmaßnah
men in Forschung und Lehre. 

1 . 1 Stand der Umsetzung des UOG 1 993 

Das UOG 1993 ist ab dem 1. Oktober 1994 in 
Kraft getreten. Der Bundesminister für Wissen
schaft, Verkehr und Kunst hat auf Grundlage 
des UOG 1993 verschiedene Verordnungen zu 
erlassen. Folgende Verordnungen sind vorge
sehen: 

Verordnung betreffend Bedarfsberechnungs- und 
Budgetantragsverfahren (vgl. Kapitel 4.5), 
Verordnung über die Grundsätze für die Durch
führung von Evaluierungen in Forschung und 
Lehre der Universitäten (Evaluierungsverord
nung) (vgl. Kapitel 2.3), 
Verordnung über die Grundsätze der Aufgaben
erfüllung der Universitätsbibliotheken, 

Verordnung über die Fakultätsgliederung der 
Universitäten, 
Verordnung über die laufende G�winnung ver
gleichbarer [nformationen über den Universitäts
betrieb. 

Entwürfe für einen Teil der genannten Verord
nungen wurden bereits dem Begutachtungs
verfahren unterzogen. 

Im Rahmen zweier Verordnungen (BGBI.Nr. 
794/ 1994 und 447/ 1995) wurden die Studien
jahre für die einzelnen Universitäten bestimmt, 
in welchen das UOG 1993, beginnend jeweils 
mit dem obersten Kollegialorgan, zu imple
mentieren ist (vgl. Tabelle 1). 

Die Universitäten, an denen medizinische 

Fakultäten eingerichtet sind, wurden in einer 
Implementierungsphase zusammengefaßt, weil 
bei diesen Universitäten gleichgelagerte spezielle 
Probleme auftreten werden. Außerdem war auch 
das Arbeitsübereinkommen der Bundesregierung 
vom November 1994 zu beachten, wo als Ziel 
eine neue Rechtsform für die medizinischen Fa
kultäten und Universitätskliniken definiert ist. 

Mit Inkrafttreten des UOG 1993 ist das 
Bundesministerium für Wissenschaft, Verkehr 
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Ka pitel  1 Reform der Hochschulorg a n isat ion 

Tabelle 1 
Implementierung des UOG 1993 

Stud i enjahr 1 994/95 
1. Phase 

Stud ienjahr 1 995/96 
2. Phase 

Stud i enjahr 1 996/97 
3. Phase 

Tec h n ische Un iversität Graz 

Monta n u n iversität Leoben 

U n iversität für  Bod e n k u lt u r  Wien 

U n iversität L inz 

U n iversität Sa lzb u rg U n iversität Wien 

U n iversität G ra z  

Universität Innsbruck 

Tech n i sche U n iversität Wien 

Veteri n ä rmedizi n i sche Un iv. Wien 

W i rtschaftsuniversität Wien 

U n iversität K" enfurt 

und Kunst l i t  den Uniuersitätel1 der ersten 

Implfme11l, , . !/Ilgsplzase i n  einen i ntensiven u nd 

konstmkti\,,' Liskussionsp rozeß i m  Zusammen

hang mit d�·. Satzung, die sich jede U niversität 

zu gebe n  hat, e ingetreten.  Die aufgetretenen 

Umsetzung�chwierigkeiten konnten mit  a l len 

Universitäte:l bewältigt werden. Die b isher von 

den obersten Kollegialorganen vorgelegten Tei

le  der S atzungen der ei nzelnen  U niversitäten 

wurden vom Bundesmin ister - manchmal  auch 

erst n ach klärenden Gesprächen - genehmigt. 

Die Montanuniversität Leoben ist mit  1. Dezem

ber 199' nach 14 Monaten der I mp lementie

mng als erste U niversität in die neue Rechtsla

ge  eingetreten, das  heißt, a l le  Organe h aben sich 

n ach den Best immungen des UOG 1993 konsti

tuieli oder wurden gewählt  und haben nun -

mit  Ausnahme der n och u nter UOG (1975) be

gonnenen Habi l itations- und B em fu ngsverfah

ren - ausschl ießlich das UOG 1993 a nzuwen

den. Mit 1. M ärz 1996 wurde n ach 17 M onaten 

der Implementierung das UOG 1993 auch für 

die U niversität für B odenkultur Wien vol l  an

wendbar. Bei den anderen U niversitäten der er

sten l mp lementiemngsphase s ind die Senate und 

Fakultätskoll egien konstituiert, d ie  Rektoren ge

wählt, M indestsatzungen und Institutsgliedemn

gen genehmigt. Der I mplementiemngsprozeß 

wird voraussichtlich noch im Kalenderj ahr  1996 
abgeschlossen werden. Wen n  die diesbezüg

l ichen Termi npläne halten, werden die drei in 

Fakultäten gegliederten U n iversitäten der ersten 

P hase 21 bis 25 Monate für den Übergang auf 

das UOG 1993 benötigen. 

Die begle i tende H i l festel lung seitens des 

Min i steriums wurde von den Universitäten der 

ersten I mplemetiem ngsp hase gerne und in ten

siv genutzt. H auptaufgaben in den ersten bei

den Semestern waren die D urchführung der 

Wahlen in den Kol legia lorganen, die Erstellung 

von  S atzungen sowie die Ausschreibung und 

Wahl des/der Rektors/Rektorin .  Die U niversitä

ten der ersten P hase hatten eine Vorreiterrol le 

i nne, da es bis dahin keine Universitätssatzungen 

gegeben h at. Die Diskussionen über die einzelnen 

Satzungen wurden breit angelegt und gingen 

oftmals  über den B ereich der eigenen Universi

tät h inaus. E i n  sensibler Punkt war die I nstituts

gl iederung, die gemäß UOG 1993 durch die Un i 

versität selbst vorzunehmen ist. Durch diese neue 

Kompetenz sahen die Un iversitäten eine Chance, 

durch Vermehmng der Anzahl der I n stitute im 

Wege von [ nstitutsteil ungen neue Stmkturen zu 

schaffen ,  welche im B undesmi nisterium für Wis

senschaft, Verkehr und Kunst b isher n icht gutge

heißen worden waren. Da das UOG 1993 jedoch 

exp l izit die Schaffung größerer I n stitutsei nheiten 

zum Ziel hat, konnten derartige Versuche e in i

ger Un iversitäten n icht zum gewünschten Ziel 

führen.  

Bei der Ausschreibung der Posit ion des/der 

Rektors/R ektorin ergab sich, daß die B ewer

bungen von Personen von außerhalb der Un i

versität nur  eine geringe Rol le spielten.  Nur a n  

der Techn ischen U n iversität Graz wurde eine 

bisher n icht der U niversität angehörende Persön

l ichkeit zum neuen Rektor gewählt. 

Für die U niversitäten der zweiten I mple

mentierungsphase hat der Umsetzungsprozeß mit 

1. Oktober 1995 begonnen. Das Bundesmi niste-

17 
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rium für Wissenschaft, Verkehr und Kunst pflegt 

mit d iesen Universi t iiten einen ebensolchen kon

strukt iven Gedankenaustausch, um eine rasche 

Umsetzung der neuen Rechtslage zu gewii hrlei

steno Die Univers i t;i ten der zweiten Phase konn

ten berei ts  auf d ie  Erfahrungswerte der Un i 

versi täten der  ersten Phase  zurückgreifen .  Dies 

kam vor a l l em bei der Erstel lung der Satzung 

zum Tragen. Auch für das Bundesministerium 

ste l l t  s ich der D iskussionsprozeß über Sach

themen einfacher dar, da viele Schwierigkeiten 

durch gewonnene Erfahrungswerte antizipiert 

und schneller konsensf3 hige Lösungen angebo

ten werden können. 

Für die U n iversitä ten der drit ten I mple

mentierungsphase ist der St ichtag für die Umset

zung mit dem 1 .  Oktober 1 996 fl'stgesetzt .  Es 

haben aber bereit s in  Detai lbereichen mit Ver

t reterInnen d ieser Un iversitii ten Vorarbeiten und 

Gespriir he stat tgefunden. 

Die Umsetzu ng des LJOG 1 993  ist grund

sii tzl ich unabhiingig von den studien rechtlichen 

Vorschrif ten, zumal das UOG 1 993  im hi l i  eines 

Normenkontlik ts auch als .. lex posterior" zum 

Tragen kommt. Durch ge;inderte Zuständigkeiten, 

insbesondere durch die Funkt ion des/der neu 

geschafTenen Studiendeka ns/Studiendekanin,  er

geben sich a l lerd i ngs Auswi rku ngen auf das 

Studienrecht. Bei der Schaffung e ines neuen 

Bundesgesetzes über Studien an Un iversitäten 

(UniStG)  ergab sich a n  einzelnen Punkten die 

Notwend igkeit, Aufgabenzuweisungen des UOG 

1 993  zu spezi fizieren oder Kompetenzkataloge 

um Aufgaben zu erweit ern, die i m  studien

rechtl ichen Denkmuster des UOG-Gesetzgebers 

n icht enthalten waren. Vor a l lem die bereits im 

AHStG vorgesehene Anwendung des un iversi

t;iren Studienrechts für einen Teil der Studien 

an Hochschulen küns1 lerischer R ichtung führt 

mitunter zu komplexen \egist ischen Situationen. 

1 .2 Umsetzung des UOG 1993 aus der Sicht 

der Un iversitäten 

Für den vorliegenden Hochschulbericht wurden 

die Rektoren sowie Vorsitzenden der Senate und 

Universitii t skol legien der Techn ischen Univer

sit iit Graz, der Montanun iversi tät Leoben, der 

18 
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Univers i tä t  für Bodenkultur Wien  sowie der 

Universitäten Linz und Klagenfurt m ittels e ines 

Kurzfragebogens M itte Jun i  1 99 6  um Erfah

rungsberichte und Einschätzungen ersucht. 

Von der Erstel lung der Satzung haben a l le  

fün f  Universitäten bereits folgende P unkte ge

mäß § 7 Abs. 2 UOG 1 993  erledigt, wobei je

doch noch n icht  in a l len Fä l len die erforderl iche 

Genehmigung des B undesm i nisters vorl iegt: 

• Zahl und Aufgabenbereiche der Vizerektor

I nnen ; 

• Errichtung, Benennung und Auflösung von 

I nstituten; 

• Festlegung der Gesamtzahl  der M itgl ieder des 

F a ku ltätsko l legiums ; 

• Geschäftsordnung für die Kollegialorgane; . 
• Festlegung der M itgl iederzahl des Arbeitskrei

ses für Gleichbehandlungsfragen. 
Überwiegend noch n icht erledigt s ind die 

M aterien : 

• Richtl in ien f ür Frauenförderp l äne; 

• Betriebs- und Benutzungsordnungen für die 

Dienstle istungsein ri chtungen ; 

• Richtl in ien f ür die Durchführung von Evalu

ierungsmaßnahmen in lehre und Forschung; 

• Kostenersätze für die Durchführung wissen

schaft l icher Arbeiten im Auftrag D ritter; 

• Genehmigungsvorbehalte des/der Rektors/ 

Rektorin bei  Verträgen te i lrechtsfäh iger Un i 

versitätse inrichtungen. 

Von mehr als einer U niversität wurden a ls  

schwierige bis konfliktreiche Angelegenheit, sei 

es universitäts intern, sei es in der Ause inander

setzung mit dem B u ndesministerium f ür Wissen

schaft, Verkehr und Kunst, die Institutsgliede

rung, Wahlordnung und Geschäftsordnung für 

die Kollegialorgane, die Evaluierungsrichtl in ien 

u n d  die Kostenersätze fü r  d ie  Durchfü hrung 

wissenschaftl icher Arbeiten i m  Auftrag D ritter 

genannt.  An der Mehrzahl der befragten Uni

versitäten wurden i m  Zusammenhang mit  der 

Satzungsdiskussion auch Überlegungen zur For

mul ierung eines Leitbildes (Mission statement) 

angestel l t. 

Neben der E rs te l lung der Satzung wurden 

Schwierigkeiten beim Übergang vom Universi

täts-Organ isationsgesetz auf das UOG 1 993  vor 

allem i n  folgenden Bereichen erwähnt:  

III-53 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 19 von 150

www.parlament.gv.at



Ka pite l l 

• Gewinnung von Ka ndidat innen zur Wahl  für 

den/die Rektor/Rektorin,  den/die Vizerektor/ 

Vizerektorin und den/die Deka n/Dekan in; 

• I nst ituts- und Fakultätsgl iederung sowie De

finit ion bzw. organisatorische Einordnung von 

Dienstleistungse inrichtungen ; 

• feh lende Bereitscha ft , die Autonomiedimen

sionen des UOG 1 993 auszufli l Ien ,  und Schwie

rigkeiten, sich auf die Polarität von strategischen 

und monokratischen Organen umzustel len ; 

• hohe zeit l iche Belastung in der Schlußphase 

der Umstel lung :  Konstituierung der I nstituts

konferenzen und Studienkommissionen, Wahl  

von Studiendekan innen und Vizerektorinnen ; 

• Klärung von Organzustii ndigkeiten i n  den 

Bereichen Dienst- und Studienrecht. 

Die Umsetzung der Budgetbegleitgesetze wurde 

teilweise als Verzögerungsfaktor wirksam.  

Als  die größten Herausforderungen in ihrem 

Amt sahen die Rektoren meist Budgetpla nung 

und Mittelzuweisung im Kontext der aktuellen 

Budgetrestriktionen und die Stärkung der Iden

t ifikation der U n iversitätsangehörigen mit ihrer 

U n iversitiit an .  DaJiiber h inaus wurden Qual i 

tä t ssicherung und Erreichung i nternationaler 

Standards in Forschung und Lehre sowie inter

nes Konfliktmanagement mehrfach genannt .  Die 

Vorsitzenden der Senate und Un iversitätskolle

gien sehen sich besonders durch die Weiterent

wicklung des obersten Kol legialorganes von ei

nem Treffpunkt der G ruppeninteressen zu einem 

strategischen Führungsorga n zum Interessenaus

gleich und zur Überbrückung der K lu ft zwischen 

den Funktionstriigeri nnen und den übrigen Uni

versitätsa ngehörigen gefordert. Im übrigen deckt 

sich ihre Sicht mit jener der Rektoren. 

Unter den AufgabensteI lungen, denen sich 

die Universit;it in  den kommenden Jahren am 

intensivsten zuwenden wird müssen,  nennen die 

befragten Rektoren und Vorsitzenden der ober

sten Kol legia lorgane mehrfach die Weiterent

wicklung der int ernationalen Beziehungen i n  

Lehre u n d  Forschung sowie d i e  Sicherung eines 

geordneten Lehr- und Forschungsbetriebes auch 

in Zeiten der Ressourcenknappheit unter Berück

sichtigung von Priori Ui ten und Schwerpunkt

setzungen. Eva lu ierung und Qual it ätsentwick

lung werden ebenso gena nnt wie - von den klei-

Reform der H ochsch u lorga n i sat ion 

neren Universitäten - die Erhöhung der Attrak

tivität für Studierende und Lehrende. 

1 .3 Anpassung des Dienstrechts 

Die Verhand lungen und Maßnahmen zum 

D ienst- und  Besoldungsrecht der Hochschul

lehrerinnen waren i m  Berichtszeitraum drei The

menschwerpunkten zuzuordnen: 

• Anpassung der Abgeltung der Lehrtätigkeit 

der Universitäts- und Hochschulassistentinnen 

an  d ie  seit 1 990 bestehenden organ i sat ions

rechtlichen Bestimmungen. 

• Anpassung an das UOG 1 993,  

• Strukturanpassungsgesetze. 

Im Laufe der Jahre zeigte sich i mmer deut

l icher, da ß erstens die In teressen der Hoch

schul lehrerInnen sowohl zwischen den einzel

nen Gruppen (ProfessorInnen.  Assistent Innen.  

Bundeslehrerinnen) als auch i nnerhalb der e in

zelnen Gruppen je  nach Themen divergieren und 

zweitens die aufgrund der  Budgetentwicklung 

des Bundes immer enger gewordenen Spielräu

me für d ienst- und besoldungsrechtliche Ver

änderungen von den einzel nen Gruppierungen 

und Interessenvertretungen der Universitäts- und 

Hochschullehrerin nen unterschiedlich wahrge

nommen werden. D iese zum Teil zu wenig rea

l istische Sichtweise hat auch - frei l ich keines

wegs al le in - zum geringen Verständnis einzel

ner G ruppen bzw. I nteressenvertretungen für die 

Notwendigkeit von budgetären Sparmaßnahmen 

auf dem Sektor der Besoldung der Hochschul

lehrerInnen im Frühjahr 1 996 beigetragen. 

1 .3 . 1  Anpassung der Abgeltung 

der Lehrtätigkeit der Universitäts

und Hochschulassistentinnen 

Seit den Verhandlungen über das Hochschul

Iehrer-Dienstrecht ( 1 97 5- 1 987) wurde insbeson

dere aus Assistent Innenkreisen dara n  Kritik ge

übt, daß die Assistent Innen zwar organisations

und dienst rechtl ich zu den Universitäts- bzw. 

HochschullehrerIn nen zählen, ihre Lehrtätigkeit 

jedoch, abgesehen von der b loßen .. verantwort

l ichen" M itwirkung bei Lehrveranstaltungen ei

nes/ ei ner U n iversitäts(Hochschul )professors/-

1 9  
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professorin, außerhalb des AssistentInnendienst
verhältnisses in Form eines Lehrauftrages ab
solvieren müssen, auf dessen Erteilung kein 
Rechtsanspruch besteht. 

Dementsprechend wird auch seit Jahren der 
Großteil des Lehrveranstaltungsangebots durch 
Universitäts-, Hochschul- und Vertrags assistent
Innen mittels Lehraufträgen und damit dienst
rechtlich in Form einer Nebentätigkeit abgedeckt. 
Damit ging der ursprüngliche Zweck von Lehr

aufträgen, nämlich die Ergänzung der vom 
.. Stamm-HochschullehrerInnenpersonal" der 

Universität angebotenen Lehrveranstaltungen 
durch externe und weitgehend praxisorientierte 
Vortragende, immer mehr verloren. 

Bereits 1990 wurde im Organisationsrecht 
der Universitäten und Hochschulen! die Grund
lage für eine selbständige Lehrtätigkeit von Assi
stentlnnen im Rahmen des Dienstverhältnisses 
geschaffen, die Wirksamkeit jedoch ausdrück
lich bis zur Schaffung der korrespondierenden 
besoldungsrechtlichen Bestimmungen aufge
schoben2• 

Den auf die Schaffung einer solchen be
soldungsrechtlichen Regelung gerichteten Be
ratungen stand jahrelang die sehr große Band
breite der Abgeltung von Lehrtätigkeiten im 

Universitäts- und Hochschulbereich als schwer 
überwindbares Hindernis entgegen. Die Remu

neration für Lehraufträge ragt bisher betrags
mäßig so weit über die anderen Abgeltungs
formen hinaus, daß die beabsichtigte Umstellung 

auf ein dem Abgeltungssystem für Lehrveran
staltungen der Universitäts(Hochschul)professor
Innen ähnliches Modell selbst unter Berück
sichtigung der mit remunerierten Lehraufträgen 
bisher zwingend verbundenen zweiten Sozial
versicherungspflicht einerseits auf Akzeptanz
und andererseits auf Finanzierungsprobleme 
stieß. Es kam also zu keiner Einigung zwischen 
Dienstnehmer- und Dienstgeberseite, sodaß die 
zitierten organisationsrechtlichen Bestimmungen 
bis heute nicht wirksam werden konnten. 

1 § 23 Abs. 1 l it  b Z 1 UOG, § 7 Z 2 l it  a AOG 1 988, § 9 Abs. 1 

Z 3 KH-OG, später auch im § 29 Abs. 3 Z 3 UOG 1 993. 

2 Art. 1 1 1  Abs. 2 der UOG-Novelle, BGBI.Nr. 368/1 990, Art. 1 1  
Abs. 2 der AOG-Novelle, BGBI.Nr. 365/1 990, Art. 1 1  Abs. 2 
der KH-OG-Novelle, BGBI.Nr. 366/ 1 99. 

2 0  
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Im Zuge des Strukturanpassungsgesetzes 
1996 wurde versucht, die Abgeltung der Lehr
tätigkeit der AssistentInnen im Sinne der organi
sationsrechtlichen Änderungen von 1990 an
zupassen (§ 53 Gehaltsgesetz 1956). Gleichzei
tig wurde aufgrund der budgetären Zwänge die 
Höhe der Lehrauftragsremuneration massiv (um 
ca. 29%) abgesenkt. 

Diese mit der Hochschullehrergewerkschaft 
ausverhandelten Veränderungen stießen auf hef
tigen Widerstand der betroffenen, aber auch der 
übrigen Gruppen von Universitäts- und Hoch
schulangehörigen. Die Diskussionen führten 
dazu, daß die beschriebene System umstellung 
für die Dauer des Studienjahres 1996/97 ausge
setzt wird. In diesem Studienjahr wird daher die 
selbständige Lehrtätigkeit der AssistentInnen 
weiterhin in Form von Lehraufträgen erfolgen 
und durch Lehrauftragsremunerationen abgegol
ten. In dieser Zeit soll eine neues Dienst- und 
Besoldungsrecht der HochschullehrerInnen er
arbeitet werden und mit Herbst 1997 in Kraft 
treten. Die Höhe der Lehrauftragsremunerationen 
wird für das Studienjahr 1996/97 nicht um 29%, 
sondern nur um ca. 17% abgesen.kt, zum budge
tären Ausgleich mußten die Lehrauftrags
Stundenkontingente für die einzelnen Univer
sitäten und Hochschulen um 10% gekürzt wer
den. Außerdem entfällt nunmehr für Lehrauf
träge, die von Bundesbeamten (und damit auch 
von Universitäts- und HochschulassistentInnen) 

als Nebentätigkeit abgehalten werden, die ge
sonderte ASVG-Sozialversicherungspflicht. Die 
Universitäts- und HochschulassistentInnen und 
die übrigen Bundesbeamten unterliegen ohne
dies der Kranken- und Unfallversicherungspflicht 
nach B-KUVG und der Pensionsbeitragspflicht 

gern. § 22 Gehaltsgesetz 1956. 

1 .3.2 Anpassung des Dienstrechts 

an das UOG 1 993 

Darunter wird von den Interessenvertretungen 
der Universitäts- und HochschullehrerInnen 

nicht nur die rein rechtstechnische Anpassung 

an das geänderte Organisationsrecht der Uni
versitäten verstanden, sondern auch eine den 
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Pri nzipien des UOG 1 993  entsprechende Wei

terentwicklung des D ienstrechts. 

B isher wurden folgende Punkte umgesetzt: 

Im Hinbl ick auf  die gewon nenen Erfahrun

gen der letzten Jahre und die darauf auf1Jauende 

Vo llzugspraxis  wurden sowohl die Mögl ichkeit 

einer vorzeitigen gesundheitsbedi ngten Emeri t i<> 

rung als auch jene einer Aufschiebung der Eme

ritierung über das Ende des Studienjahres h inaus, 

in dem das 68. Leben�jahr vollendet wird, aufge

hoben. I n  der Prax is  hat sich die Abgrenzung 

zu den Voraussetzungen für eine krankheits

bedingte vorzei t ige Pensionierung als schwie

rig erwiesen, die Begründung der Wünsche und 

die Antriige auf eine Aufschiebung der Emeri

ti erung ("Ehrenjahr" )  waren mit den gesetzl i

chen Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer 

solchen Maßnahme schwer verei nbar. 

Das Recil lS1 'erh ä l l n is der Studienassistcn t 

Inllell  u n d  Demonstratorlnnell wurde dem der 

TutorIn nen a ngepaßt und stellt a lso nunmehr 

kei n Dienstverhältnis ,  sondern ein dem öffent

l ichen Recht  zuzuordnendes Recht svl'fh;i l t n i s  

dar. Sozial  versicherungspfl icht  und -schutz bl ie

ben aufrecht. Damit wurden die Studienassisten

t lnnen- und Demonstratorinnenbestel lungen aus 

den Einschrä nkungen des Stel lenplanvol lzuges 

herausgenommen, die Mögl ichkeit der Bestel

lung und Weiterbestel lung richtet s ich nur mehr 

nach den budgetären Möglichkeiten der Un i

versit�iten und Hochschulen u n d  i s t  daher von 

"Aufnahmesperren" n icht betroffen. 

Die Frcistclhm{j (§ 1 60 BOG 1 979) wurde 

aufT;i t igkeiten im Rahmen eines Faehhochschul

Studienganges und am Un iversitätszentrum für 

Weiterbi ldung Donau-Un iversität Krems ausge

dehnt.  

I n  beiden Fäl len handelt es sich für Hoch

schullehreri nnen des Bundes recht l i ch gesehen 

um Nebenbeschä ft igungen. 

Mit einem neuen § 1 60 a BOG 1 979 wurde 

in  F 0I1 führung des § 53  Abs. 9 UOG 1 993  die  

Rechtsgrundlage für die automat ische Karcllzic

runq cil lcs!cincr zu m/z u r  Rf'ktor/Rekt o rill qe

lI 'ählten Un il 'crsitätsproff'ssors/-proff'ssorill ge

scha fTen .  Der/Die Rek tor/Rek torin nach L10G 

1 993  steht in  einem Dienstverh;i l tn is  mit Sonder

vert rag. 

Reform der Hochsch u lorg a n isat ion 

Im DiellstI 'f'rhältllis 0 15 Un il 'C rs i tii ts (Hocil 

scllll l)oss istf'l l tln wurden e inersei t s  Vere i n f'; l

chungen, wie i nsbesondere der Verzicht ; lU f' d ie  

Befassung der  Budget- bzw. S te l lenplankolll

mission im Verfahren zur Überlei tung ins pro

visorische Dienstverhä l tn is, und a ndererse i t s  

E rwei teru ngen der  Bestel lu ngsmögl ichkei ten 

vorgenommen : 

• Am Ende eIes vierjährigen,  zeitl ich begrenz

ten Dienstverhäl tn i sses wurde a ls  Al tern; l t ive 

zum Antrag auf Überleitu ng i ns provisorische 

Dienstverhäl tn is und damit  in  ein letzt l ich zei t 

l i ch unbegrenztes Dienstverhäln t i s  d i e  Möglich

keit einer nochmal igen befri stetcll VcrUi ngl'rllllg 

eingeführt. D iese zweij ährige "Pufferzeit" sol l  

den qual ifizierten und daher für e ine Ü I l l'rki

tung ins provisorische Dienstverhältnis gru nd

sätzl ich fach l ich geeignet en Assisten t lnnl'n, d i e  

aber n icht a u f  Dauer an  der LJn iversi t �it (Hoch

schule) bleiben wol len oder aus strukt urellen 

Gründen n icht bleiben können, den Überga llg 

in einen außeruniversitären Beruf erleichtern.  

• Ehemal ige Universitäts(Hochschul )assistell t 

I nnen sol len auch n ach Ausschöpfung des vicr

jährigen, zeit l ich begrenzten Dienstverh;i 1 tn is

ses später wieder an  der Un iversitüt (Hochschu

le) aufgenommen werden können, wenn sie qua

l i fiziert s ind und sachl icher Bedarf nach ihrer 

neuerl ichen Verwendung besteht. 

• Die Verlängerung des provisorischen Diells t

verhä l tn isses i m  Zusammenhang mi t  der Mut

terscha ft war b isher auf  Zei ten des Mut t er

scha fiskarenzurlaubs beschr;ink t  und wurde IlU Il 

um die Zeit en des Besch ä ftigu ngsverbot c,

( "Schutzfristen") erweitert .  

• Die Bestimmungen über die Defin i t ivstel lung 

fü r L1 n ivers itäts(Hochschul)assisten t I 11 nel1 muß

ten geändert werden ,  um überpro p 0l1 ionaie Vl'1'

schlechterungen zu vermeideIl, d ie  sich aus der 

generel len E inschrä nkung der Bedingu ngen fü r 

die Defi n i t ivstel lung im al lgemeinen BlI t idesbe

<lmten-D iellstrecht ergeben h�i t  t e ll .  

• D i e  Bestel lungsfristl'1l für Ärzte wurdel1 mo

di fiziert, um einen Wechsel des ;irzt l ichl'n S(ltl 

clerfaches im Rahmen der  postpromoti ollellen 

Facharzt ausbilclung zu ermiiglichell .  

Weiters wurde eine Rechtsgrll n d l ;lge tür die 

A l ll tszula!Jfll a kadf'm isch er FU J l k r io J l ii l c  nach 

2 1  
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UOG 1 993 gescha ffen : Die konkrete Bemessung 

wird im Wege einer Verordnung erfolgen, die 

vom zuständ igen Bundesminister im Einverneh

men mit dem Bundeskanzler und dem Bundes

minister für F inanzen zu erlassen ist. 

Das Erkenntnis  des Verfassungsgerichts

hofes vom I .  Oktober 1 993, G 1 34/92-7, erfor

derte e ine Neugestaltung der LauJbah n  der Ver

tragsassistel1tlllllell. Der Verfassungsgerichtshof 

hatte die Obergrenze für die Gesamtverwen

dungsdauer der Vertragsassistentinnen (4 Ja h

re) mit  der Begründung als verfassungswidrig 

aufgehoben, d<lß sich die ausnahmslose Begren

zung der Gesamtverwendungsdauer aufgrund 

der  tatsächl ichen Gegebenheiten überwiegend 

zum Nachteil von Vertragsassistentinnen aus

wirke und damit gleichheitswidrig sei .  

Durch das aufhebende Erkenntnis war eine 

Weiterbeste l lung im Wege von Zweijahresver

trägen ohne zeitl iche Obergrenze wieder mög

l ich. Um das Entstehen neuer sozialer Probleme 

zu vermeiden, wurde es als zweckmäßig erach

tet, die Beste l lungsmoda l i täten für Vertrags

assistent lnnen grundsätzl ich umzustel len.  M it 

der Angleichung an  die Laufbahn der Univers i

täts(Hochschul )assistentinnen war es aber auch 

notwendig, die entsprechenden Qua l if1kations

kriterien ( insbesondere Doktorat, Def1nitivstel

lungserfordernisse) nunmehr <luch <In Vertrags

assistent innen <Inzulegen. 

Damit wurden <lber auch die seit l ängerem 

anstehenden besoldungsrcch llichcll Verbessf'rull

gell, wie  d ie  Aufstockung des En t lohnungs

schemas von 8 auf nunmehr 1 9  Stufen, die ana

loge Anwendbarkeit der an  Qua l if1kat ionskri 

terien gebundenen Dienstzulage ( "B iennalzu

lage" , § 48 Abs. 2 GG 1 956) und der qual itat i

ven Komponente der "Forschungszulage", ge

rechtfertigt. 

1 .3.3 Strukturanpassungsgesetze 

Im Zuge der Sparmaßnahmen auf dem Sektor 

der Bundesbesoldung mußten im Zuge des Struk

turanpassungsgesetzes 1 996, BGBI .Nr. 20 1 ,  i n  

d e r  Fassung d e r  BOG-Novelle 1 996, folgende 

die Bezüge der Hochschul lehrerInnen betreffende 

Kürzungen vorgenommen werden: 

2 2  

Ka pite l l 

• Kürzung der qua ntitativen Komponente der 

..Forschungszulage" der U niversi täts (Hoch

schul)professorInnen und der AssistentInnen um 

10% ab 1 .  Juni  1 996 und um weitere 3% ab 1 .  
Jänner 1 997 a nalog allen a nderen Zulagen mit 

dem Charakter der Abgeltung zeitl icher Mehr

leistungen; 

• Senkung der Höhe der Lehrauftragsremu

nerationen um ca. 17% (und Kürzung der  Lehr

auftragskon i ngente um 10%) ab 1 .  Oktober 1 996; 
• Entfa l l  der Sozialversicherungsp fl icht für 

Lehrbeauftragte, die gleichzeitig in einem Bun

desbeamtendienstverhältnis  stehen, und  damit  

Kürzung dieser Lehrauftragsremunerationen im 

Ausmaß der entfal lenden D ienstnehmerbeiträge; 

• P rü fu ngsentschädigu ngen : 

• Kürzung der Entschädigung für P rüfungs

tätigkeit um ca. 1 3% ab 1. Oktober 1 996, 

• Streichung der Doppelabgeltung für P rü

fungen und Leistungsbeurtei lungen, die aus 

einem schriftl i chen und  einem mündl ichen 

P rü fungsteil bestehen, 

• Begrenzung der E ntschädigung der P rü

fun gstätigkeit für P rofessorInnen und Assi

stentInnen mit i nsgesamt 100% im Fal le  der 

Mitwirkung von AssistentInnen an der Be

u rteilung schrift l icher P rüfungsarbeiten. 

1 .4 Das Universitätszentrum für 

Weiterbildung Donau-Universität Krems 

1 .4. 1 Gründung und Ausbaustand 

Die Donau-Universität Krems wurde als einzige 

u niversitäre E inrichtung Österreichs durch e in  

eigenes Bundesgesetz, das B G  über  die Errich

tung des Un iversitätszentrums für Weiterb i ldung 

mit  der Bezeichnung Donau-Universität Krems, 

BGBl .Nr. 269/ 1994, gegrün det. Es verle iht  der 

DU Krems eigene Rechtspersön lichkeit und er

ö ffnet weitgehende Autonomie. D ie  Organe der 

DU s ind vom Geltungsbereich des Bundeshaus

haltsgesetzes ausgenommen, die Gebarung un

terl iegt jedoch der P rü fu n g  durch den R ech

nungshof. Bereits das Regierungsübereinkommen 

für die XVII I .  Gesetzgebungsperiode des Natio

nal rates hat die Errichtung des U n i vers itäts

zentrums vorgesehen. Somit bekam a uch das 
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größte Bundesland Österreichs eine eigene uni
versitäre Einrichtung, im Sinne der Regional
entwicklung ein für Niederösterreich sehr wich
tiger Faktor. Die Gründung einer postgradualen 
Universität wurde beeinflußt durch die bereits 

seit einigen Jahren fortschreitende Beschleuni
gung der Produktion von Wissen, der zuneh
menden Diversifizierung des Arbeitsmarktes und 
der damit erforderlich gewordenen Qualifika
tionsprofile. Dem im Erststudium erworbenen 
Wissen kommt somit nicht mehr die Bedeutung 
des Qualifikationserwerbs für das gesamte Be
rufsleben zu. Das Universitätszentrum für Wei
terbildung in Krems ist ein Schritt in Richtung 
Weiter- und Zusatzqualifizierung von Akade
mikerInnen und einschlägig erfahrenen Berufs

praktikerlnnen für einen sich immer schneller 
wandelnden Arbeitsmarkt unter Einbeziehung 

regionaler Gesichtspunkte. 

Finanzierung 

Das Land Niederösterreich und der Bund haben 
sich in einer Vereinbarung gemäß Art. I Sa B-VG 

(BGBI.Nr. 501/ 1994) zur gemeinsamen Erhaltung 

der DU Krems verpflichtet. Das Bundesgesetz 
über die Errichtung des Universitätszentrums für 
Weiterbildung sieht in § 25 Abs. 3 die Finan
zierung der Lehre durch Studiengebühren vor, 
wobei sich das Kostendeckungsprinzip auf die 
Gesamtheit des Angebots bezieht. Die drei 
grundlegenden Finanzierungsquellen sind somit 
der Bund, das Land Niederösterreich und Stu
diengebühren der Teilnehmerinnen. Diese drei 

Finanzierungsquellen unterliegen auch einer 

entsprechenden Zweckbindung. 
I .  Bund: Kosten für Personal-, Investitions- und 
Sachaufwand 
2. Land Niederösterreich: Grundstück mit be
triebsbereiten und ausgestatteten Räumen, Er
satz- und Emeuerungsverpflichtung für die Erst
ausstattung 
3. Studiengebühren/Taxen gemäß Hochschul
Taxengesetz: Finanzierung der Lehre 

Der gesamte Aufwand für die Errichtung 

und den Betrieb der Donau-Universität Krems 
wird jedoch in Summe auch aus anderen Finan
zierungsquellen abgedeckt: so z.B. aus Einnah
men von Veranstaltungen und wissenschaftli-

Reform der Hochschu lorganisation 

chen Dienstleistungen, aus Erträgen eines all
falligen Vermögens, aus Erträgen von Stiftun
gen, die zugunsten der Donau-Universität er
richtet werden, aus Spenden und Zuwendungen 

privater und öffentlich� Mittel und auch aus 
Mitteln der Europäischen Union (Forschungs

förderung, Programmförderung, Förderung von 

Lehrstühlen etc.). 
Dieses Kosten-Splitting-Modell ist in Öster

reich für Universitäten und Hochschulen ein
zigartig und festigt den autonomen Charakter 

der neuen Einrichtung. 

Die innere Struktur und die Organe 

der Donau-Universität 

Die Donau-Universität Krems wird von einem 

Präsidium geleitet. Ihm obliegt die Führung der 
laufenden Geschäfte. Es verfügt über Personal-, 

Finanz- und Sachmittel und bestellt das wis
senschaftliche und administrative Personal. Für 
die erste Funktionsperiode von vier Jahren wur
de das Präsidium durch den Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung bestellt, für die 
weiteren Funktionsperioden wird es vom Kolle

gium gewählt. 
Die Organisationsstruktur der Donau-Uni

versität ist ähnlich den anglo-amerikanischen 
Departments. Die wissenschaftliche Lehre, For
schung und Dienstleistung sind in Abteilungen 
organisiert: 

• Abteilung für Wirtschafts- und Management
wissenschaften, 

• Abteilung für Telekommunikation, Informa
tion und Medien, 

• Abteilung für Europäische Integration, 

• Abteilung für Kulturwissenschaften, 

• Abteilung für Umwelt- und Biomedizinische 
Wissenschaften. 

An der Spitze jeder Abteilung steht ein/ 

eine Abteilungsleiter/Abteilungsleiterin, der/die 
von einer Abteilungsversammlung unterstützt 
wird, der Vertreterinnen des wissenschaftlichen 
Personals und der Studierenden angehören. 

fun Kollegium der Donau-Universität 

Krems obliegen unter anderem die Beschluß
fassung der Satzung und die Entwicklungs
planung für Forschung und Lehre. Es setzt sich 
aus den Abteilungsleiterinnen sowie durch v,:ahl 
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bestimmten VertreterInnen des wissenschaftli
chen und administrativen Personals und der Stu

dierenden zusammen. Die Funktionsperiode des/ 
der Kollegiumsvorsitzenden dauert zwei Jahre. 

Dem Kuratorium der Donau-Universität 
Krems obliegen unter anderem die Beschluß
fassung über die allgemeinen Zielvorgaben und 

Entwicklungspläne, die Evaluierung von For
schung und Lehre und die finanzielle Kontrolle. 
Die Bestellung der Mitglieder erfolgt für eine 

Funktionsperiode von drei Jahren durch den 
Bundesminister für Wissenschaft, Verkehr und 

Kunst unter anderem auch auf Vorschlag der 
Niederösterreichischen Landesregierung, der 
Österreichischen Rektorenkonferenz und der 

Sponsoren der Donau-Universität Krems. 
Für das gesamte Personal der Donau-Uni

versität gilt das Angestelltengesetz. Die Satzung 
enthält auch eine vom Bundesministerium für 

Finanzen zu genehmigende Dienst- und Besol
dungsordnung. Die Leitungsfunktionen im Prä
sidium und die der Abteilungen sind laut Bun
desgesetz über die Errichtung des Universitäts
zentrums für Weiterbildung befristet. Eine Wie
derbestellung/Wiederwahl nach abgelaufener 

Funktionsperiode ist möglich. 
Die Organe und die finanzielle Gebarung 

unterliegen der Aufsicht des Bundesministers für 
Wissenschaft, Verkehr und Kunst. Derzeit sind 

. 
alle Organe der Donau-Universität mit Ausnah
me der erst im Mai 1996 genehmigten Abtei
lung für Wirtschafts- und Managementwis

senschaften konstituiert. 

Stud ienangebot 

Laut Bundesgesetz tiber die Errichtung des Uni
versitätszentrums für Weiterbildung können an 
der Donau-Universität Krems zwar auch Erwei
terungs-, Aufbau-, Ergänzungsstudien und In

ternationale Studienprogramme (§ 13 AHStG) 

durchgeführt werden, derzeit werden jedoch 
ausschließlich Hochschullehrgänge und -kurse 
sowie unterschiedliche Seminarreihen ange
boten. 

Zugangsvoraussetzungen dafür sind in er
ster Linie ein abgeschlossenes Hochschulstu

dium, in einzelnen Bereichen entsprechende 

Berufserfahrung oder eine gleichzuhaltende Qua-
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lifikation. Die Lehrgänge sind Vollzeit aber auch 

berufsbegleitend. Die Teilnehmerzahlen müssen 

und werden je Lehrgang zwischen 15 und 25 
liegen (Kleingruppen). Lehrgangsbeginn wird in 

der Regel das Wintersemester sein. Das Ange
bot von zeitlich parallel laufenden Lehrgängen 
zu ein und demselben Fachgebiet/Thema muß 
in jedem Fall mit dem Bedarf auf dem Arbeits
markt korrelieren. 

Seit dem WS 1995 laufen folgende drei 
Hochschullehrgänge von einer Dauer zwischen 
2 und 4 Semestern mit nachstehenden Teil

nehmerInnenzahlen (in Klammern) :  

• EURAS-European Advanced Studies ( 1 1 ), 
• EURO-Jus (Europarechtslehrgang) (Ausbau
stufe 1, 26 ; Ausbaustufe n, 1 9), 
• Europäische Journalismus Akademie (EJA) 
(Print- und Hörfunkjournalismus, 11 ;  Print-, 
Hörfunk- und Femsehjournalismus, 18). 

Hinzu kommen ca. 500 Teilnehmerinnen 

an Seminarreihen (z.B. modulare Management
seminare für Führungskräfte, biomedizinische 
Seminare) und wissenschaftlichen Veranstal
tungen. 

Ab dem WS 1996 werden die 5 folgenden 

weiteren Hochschullehrgänge, ein Executive Pro
gram und eine Reihe von Seminaren starten (er
wartete TeilnehmerInnenzahl zw. 1 5  und 25 je 
Lehrgang) : 

• Telematikmanagement, 
• Publishing/Verlagswesen, 
• Solararchitektur/Zeitgemäßer Wohn-, Büro

und Städtebau, 
• Ökologischer Holzbau im Geschoßwohnungs

bau und Gewerbebau, 
• Banking and Finance, 
• Banking and Finance Executive Program, 
• modulare Managementseminare für Füh

rungskräfte, biomedizinische Seminare, juristi
sche Seminare. 

1 .4.2 Problemfelder u nd Perspektiven 

Für das Modell der Donau-Universität Krems 
ergeben sich bezüglich der Qualität der Lehre, 
entsprechender Abschlüsse, der Infrastruktur, des 

Marketings und der Öffentlichkeitsarbeit insbe-
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sondere im Hinblick auf die Tatsache, daß Stu

diengebühren verlangt werden müssen und so
mit gesteigerte Ansprüche seitens der Studie
renden gestellt werden, einige Problemfelder. 
Daß für postgraduale Ausbildungen bzw. berufs
orientierte Weiterbildungsmöglichkeiten ein Bei
trag seitens der Teiinehmerlnnen/Kundlnnen 
eingehoben wird, ist legitim. Qualitätssicherung 
und Serviceorientierung werden aber folglich 

eine wichtige Rolle spielen. 

Da das Studien angebot postgradual ist, ist 
auch vermehrt mit berufstätigen Studierenden 
zu rechnen. Die studentische Zielgruppe wird 
somit inhomogener sein als an Universitäten, 
die Erststudien anbieten. 

Dies hat wiederum für die Leh re zur Folge, 
daß sich die didaktische Vorgehensweise von 

jener bei der Vermittlung von Grundwissen an 
Jugendliche grundlegend unterscheiden muß. 

Lehrinhalte müssen kompakter und in knapper 
Zeit transportiert werden können, müssen be
rufsorientiert, praxisnah und aktuell sein. Die 
Kontakte der Lehrenden mit der Wirtschaft und 
den zukünftigen Abnehmern der AbsolventInnen 

müssen eng sein, die vermittelten Qualifikatio
nen dem Bedarf des. Arbeitsmarktes entsprechen. 

Die gemeinsame Verantwortung der Institution 
Donau-Universität und deI: Erhalter Bund und 
Land Niederösterreich ist im Hinblick auf un
mittelbar verwertbare Qualifizierung, d.h. dem 
Bedarf des Arbeitsmarktes entsprechend, sicher
lich noch größer als von schulischen und uni
versitären Einrichtungen, die Grundlagen- und 
Basiswissen in einer Erstausbildung vermitteln. 

Ein weiteres Faktum ist, daß im Zusam
menhang mit der steigenden Wichtigkeit von 

Weiterbildung auch der Stellenwert von damit 

Reform der Hochschulorganisation 

verbundenen Abschlüssen steigt. Teilnehmer

Innen eines zumindest zweisemestrigen post
gradualen Lehrganges sollten einen postgra
dualen Abschluß erhalten können, der zumin

dest belegt, daß eine postgraduale, berufsorien
tierte und weitere akademische (Kurz)Ausbildung 

an einer Universität absolviert wurde. 
Die Infrastruktur - technische Ausstattung, 

Bibliothek, Wohn-, Verpflegungs- und Aufent
haltsmöglichkeiten - sowie eine serviceorien

tierte Betreuung der Studierenden haben einen 
ausreichenden Standard zu erfüllen. 

Marketing und Öffentlichkeitsarbeit im In

und Ausland sind erforderlich, um einerseits 
InteressentInnen für das Studienangebot zu fin
den und andererseits, um die neue universitäre 
Ausbildungsstätte Donau-Universität als quali

tativ hochwertige Einrichtung zu Gunsten der 

Studierenden und Lehrenden bekannt zu machen, 
um z.B. Kooperationen zu ermöglichen, mög
liche Abnehmer von AbsolventInnen zu bewer
ben und Sponsoren zu gewinnen. Investitionen 
in Weiterbildung in Form von Studiengebühren 
bzw. Sponsorengelder sind andernfalls von Kun
den und Förderern nicht zu erwarten. 

Die Donau-Universität Krems ist in ihrer 

Organisationsweise auch als Pilotprojekt für die 
privatwirtschaftliche Organisation öffentlicher 
Aufgaben zu sehen. 

Sobald die Aufbauphase nach Beginn des 
Wintersemesters abgeschlossen ist und das Ta
gesgeschäft eingesetzt hat, werden die entspre

chenden Erfahrungen im Zusammenhang mit 
kundenorientiertem Verhalten einer universitä

ren Einrichtung erhoben werden. Ein Vergleich 
mit Universitäten nach der Implementierung des 
UOG 1993 bietet sich an. 
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2 lehre und Forschung 

2 . 1  Stud ieneingangsphase und Bi ldungsziele 

Ein wesentliches Ziel der ästerreichischen Hoch
schulpolitik l iegt n ach wie vor darin, daß U n i
versitätsstudien in kürzerer Zeit - nach Mög
l ichkeit innerhalb der gesetzlichen Studienzeit 
- absolviert und e i n m al begonnene Studien 
mögl ichst n icht abgebrochen werden. Bereits in 
vorhergegangenen Hochschulberichten darge
stellte Befunde weisen darauf hin,  daß neben 
anderen G ründen auch Orientierungs- und Ent
scheidungsprobleme vor oder kurz nach Studien
begi nn für Studienverzögerungen und Studien
abbruch verantwortlich sind. Etwa die Hälfte der 
Studienanfängerinnen ist sich über ihre Studien
wahl, ihre Fäh igkeiten sowie ihre berutl ichen 
Möglichkeiten trotz äußerlich getroffener Ent
scheidung im U n klaren. Bei einem Teil  dieser 
Studienanfängerinnen muß davon ausgegangen 
werden, daß die vorausgegangene Ausei nander
setzung mit Fragen der Studien- und Berufs
wahl unzureichend war. Andere konnten ihren 
diesbezüglichen Orient ierungs- und E ntschei
dungsprozeß bis zum Studienbegi n n  noch nicht 
absch l ießen. Verschä rft wird diese Situation 
durch die im Verhältnis zur höheren Schule ge
änderten Leistungsan forderungen sowie die un
terschiedlichen organisatorischen und sozialen 
Rahmenbedi ngungen eines U niversitätsstudiums 
und den kontlikthaften U mgang damit. Konse
quenzen von U mstellu ngsschwierigkeiten sind 
häufig ein erhebl icher Zeitverlust, soziale Rück
zugstendenzen oder eine Reduktion der Studien
aktivität. Ni cht seiten endet dieser Prozeß mit 
einem Studienabbruch. 

Durch die Neugestaltung einer Studienein
gangsphase bei Universitätsstudien wird bereits 
seit e inigen Jahren versucht, die angeführten 
Problemursachen zu entschärfen. Ziele sind da
hn die Verbesserung der O rientierung a m  Stu
dienbeginn und das möglichst frühzeitige Über
prüfen der Studienwahlentscheidung anhand der 

Studienreal i tä t. Dies soll zur Vorverlegung ei
nes al lfäl l igen Studien abbruches oder Studien
wechsels oder zu einem entschiedenen, moti
vierten und zielgerichteten Studium beitragen. 

Durch eine Novel le des Allgemeinen Hoch
schul-Studiengesetzes (BGBl.Nr. 306/ 1992) wur
den d i e  Studienkom missionen beauftragt ,  i m  
ersten Studienjahr  für jede Studienrichtung und 
j eden Studienzweig Lehrveranstaltungen aus 
einführenden und das Studium beso nders ken n
zeichnenden Fächern im U m fang von 10 bis 20% 
der Gesamtstundenzahl des ersten Studien ab
schnittes im Studienplan vorzusehen. Dabei soll
t e  es zu einer Umgestaltung und nicht  zu einer 
Ausweitung des Lehr- und Prüfungsstoffes kom
men. Weiters wurden die Studien kommissionen 
dazu angehalten, in  den Studienplänen die Bi l
dungsziele der  Ptlicht- und Wahlfächer n äher 
zu defi nieren. Dabei ging es nicht, wie häufig 
vermutet wurde, um Selektionsmaßnahmen für 
Studienanfän gerInnen durch sogen an nte 
"kn ock-out Prüfungen", sondern um die Ver
besserung der Zielorientierung a m  Studienbe
gin n  und ein mögl ichst frühzeitiges Überprüfen 
der Studienwahlentscheidung anhand der für das 
weitere Studium mögl ichst repräsentativen Stu
dienreal ität. 

Aus einer vom Bundesmin isterium für Wis
senschaft, Verkehr und Kunst in Auftrag gege
benen Studie geht hervor, daß bis Ende 1 995 
zwei Drittel der Studienkomm issionen eine Ein
führungsphase und die Bi ldungsziele der  Ptl icht
und Wahlfächer im Studienplan festgeschrieben 
haben, wobei ein nach Studien richtungsgruppen 
stark variierender G rad der Real isierung dieser 
gesetzl ichen Maßnahme festzustellen ist. Auch 
die qual itative Ausgestaltung der Studienein
gangsphase und der Beschreibung der Bildungs
ziele wurde von den einzelnen Studienkom
missionen sehr unterschiedlich wahrgen ommen. 
Während in vielen Studienri chtungen der Stu
dienplan substantiell im Sinne des Gesetzgebers 
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verändert wurde und die Formul ierung der Bil
dungszieJe bis ins Deta il erfolgte, kam es in  an
deren Studienri chtungen nur zu m a rgina len 
Änderungen des bestehenden Studien plans (vgl. 
Tabelle 1 ) . 

Tabe l l e  1 
Umsetzung der Stud ieneingangsphase und 

Festlegung der Bi ldungsziele in den Pflicht

und Wahlfächern nach Stud ienrichtungs

gruppen bis Ende 1 995 

U msetz u n g  in % der Stud i e n p l ä n e  

Stu d i e n - E i n - B i l d u ngsz ie le  

r ichtu ngsgruppe ga n gs-

p h ase Pfl icht- Wa h l -

fächer  fä cher 

Theologie 1 00% 100% 69% 
Gei  stesw i sse n sch a fte n 69% 73% 69% 
Nat u rwi ssenschaften 67% 67% 66% 
Rechtsw issenschaften 80% 80% 80% 
Sozia 1 - u .  Wi rtschaftswiss. 47% 47% 47% 
M e d i z i n  33% 33% 33% 
Tech n i k '  54% 31 % 23% 
Monta n ist ik  82% 82% 64% 
Bod e n k u l t u r  1 7% 1 7% 1 7% 
Vete r i n ä rm e d i z i n  1 00% 100% 100% 

I nsgesa mt 66% 66% 61 % 
1 Bau ingen'leurwesen ,  Arch itektu r  und Raumpl a n u ng,  

Masch i nenbau,  Elektrotechnik ,  

Quel le :  Schadler Cl Schadler 1 99 6  

Die erwähnte A H St G - Noveile trat a m  1 .  

September 1 992 i n  Kraft und vC'rp fl ichtete die 
Studienko mmissionC'n, die Studienpläne im Lauf 
des Studienjahres 1 992(93 den neuen gesetzl i
chen Vorgahen anzupassen . Ab April 1 993  war 
der Bundesminister für Wissenschaft und For
schu ng zu Ersatzvornahmen ermächtigt. Der aus 
Ta belle 1 ersichtliche - zwei volle Studienjahre 
später erreichte - ReaJ isierungsgrad macht deut
lich,  daß die Universiüiten mit dieser Aufga
henstel lung zumin dest in zei t l icher Hinsicht 
überfordert waren. Die Formul ierung von Stu
dienzielen auf Ebene einzelner Fächer und die 
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Gestaltung von Studieneingangsphasen eignen 
sich auch nicht für Ersatzvornahmen des Bun
desmi nisteriums. Die Verp fl ichtung zur Gestal
tung einer Studieneinga ngsphase wurde zudem 
weithin  als bloße Dekla rationsp fl i cht des Stu
dienplanes interpretiert, ni cht jedoch als Ver
pflichtung der Studieren den, die der StudiC'n
eingangsphase zugewiesenen Lehrveranstaltun
gen auch tatsächl ich zu Studienbegi nn zu ab
solvieren. Hätte man diese Verpfl ichtung statu
ieren wollen, wären weitrei chende ÄnderungC'n 
von Studienordnungen und besonderen Studien
gesetzen erforderl ich geworden. So verwundert 
es auch nicht ,  daß bei der stichprobenartigen 
Betra chtung e i n iger Studienri chtungen keine 
statistisch signifika nten Verä nderungen im Drop
out-Verhalten der Studierenden seit der E i n füh
ru ng der Studieneinga ngsphase festzustel len 
sind.  G l eichzeitig äußerte bei  einer Befragung 
von über 930 Studierenden ein sehr ho her An
tei l den Wunsch, i m  Rahmen einer Studienein
gangsphase insbesondere über die Ziele des Stu
diums, Berufsperspektiven und studienorgani
satorischen Rahmenbedingungen i n fo rm iert zu 
werden. Dadurch käme es zu einer Verstärkung 
der Eigeni n itiative, der Planung und der Selbst
orga nisation im Studium. G enerell würden die 
persönlichen E rwartungen an das Studium ab
geklärt und die Motivation zum Studium ge
stärkt werden. Aber auch die Verstärkung des 
Konta ktes zu Studienkolleginnen und dem lehr
personal wird von der Absolvierung einer ge
eigneten Studieneingangsphase erwartet. D i e  
Bi ldungsziele hi ngegen sol lten neben einer Kon
kretisierung der al lgemein formulierten Ziele des 
Studiums vor al lC'm Klarheit über das Verhält
nis Studium und Beruf l iefern . Aus den Ergeb
nissen der Befragung läßt sich sehr deutlich ab
lesen, daß die E rfa hrungen der Studierenden mit 
der Studieneinga ngsphase und den Bi l dungs
zielen in  vielen Studien richtungen n icht aus
reichend mit den Erwartungen korrespondieren. 

Als Konsequenz der bisherigen Erfa h run
gen wurde deshalb im Entwurf zu einem neuen 
Un iversitäts-Studiengesetz an einer orientieren
den Ein fühnlllg in das Studium festgehalten. Al
lerdings ist  d ie  Form, in  der  die E infü h rung er
folgen soll ,  offener gehalten. Die E i n führung in 
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das Studium ist in Zukunft nicht mehr auf Lehr

veranstaltungen beschränkt, sondern wird auch 
als Informationsaufgabe über die wesentlichen 

Bestimmungen des Studienrechts, den Studien
plan, das Verwendungsprofil und die empfohle
nen Lehrveranstaltungen des ersten Studienjah
res definiert. Darüber hinaus soll die Verpflich

tung bestehen, als studienbegleitende Beratung 
Anfängertutorien einzurichten, die auch im Zu
sammenwirken mit anderen Rechtsträgern ver
anstaltet werden können. Durch die klar defi
nierte Zuständigkeit und Verantwortlichkeit des 
Studiendekans für die Durchführung der ge
nannten Aufgaben ist zu erwarten, daß die Maß

nahmen zur Verbesserung der Studieneingangs
phase effektiver als bisher umgesetzt werden. 
Dabei können in vielen Fällen die durch die 
AH StG-Novelle 1992 initiierten Maßnahmen 
weiterentwickelt werden. 

Die in der AH StG-Novelle geforderte Defini
tion der Bildungsziele der Pflicht- und Wahlfä
cher stellt einen Lösungsansatz dar, um die Orien

tierung und Zielgerichtetheit von Studienakti
vitäten zu verbessern. Im Entwurf zu einem Uni
versitäts-Studiengesetz ist überdies, wie schon 
im geltenden AHStG, vorgesehen, daß die Lei
terInnen der Lehrveranstaltungen vor Beginn 
jedes Semesters die Ziele, Inhalte und Methoden 

ihrer Lehrveranstaltungen umschreiben und die 
Studierenden in geeigneter Form darüber infor
mieren. 

Zur Verbesserung der Studienentscheidung 

sind allerdings vor allem Maßnahmen bereits 
vor Studienbeginn zielführend. Dazu sind in den 
letzten Jahren die Informations- und Beratungs

möglichkeiten für Studienwerberinnen deutlich 
verbessert worden (siehe auch Kapitel 7). 

2.2 Reform des Studienrechts 

2 .2 . 1  Arbeitsgruppe 

"Deregul ierung des Studienrechts" 

Im Arbeitsübereinkommen der Regierungspar
teien zur XVIII. Gesetzgebungsperiode des Na
tionalrates wurde der Beginn einer neuen Stu-

Lehre und Forschung 

dienreformphase vereinbart. In der Folge setzte 

die Hochschulplanungskommission die Arbeits
gruppe .. Deregulierung des Studienrechts" ein. 

Am 22. Mai 199 1 wurden das Arbeitsprogramm 
der Arbeitsgruppe und die zu erreichenden Re

formziele beschlossen. 
Mit einer Neufassung des Studienrechts soll 

der studienrechtliche Rahmen für eine effekti

vere und zielorientierte Gestaltung von Lehre 
und Studium geschaffen werden. Die bisheri
gen Ziele der Universitätsausbildung sind in
haltlich und im Hinblick auf ihre Erreichbarkeit 
einer kritischen Überprüfung zu unterziehen. Die 

selbstreproduktive Komponente des Universitäts

betriebes soll zugunsten einer stärkeren Orien
tierung an den ausgewiesenen Zielen der Uni
versitäts(aus)bildung abgebaut werden. 

Die Universitäten müssen daher in die Lage 
versetzt werden, viel rascher, flexibler und mit 
einem vielfältigeren Angebot auf die Nachfrage 
nach universitären Qualifikationen zu reagie
ren, auch um im internationalen Wettbewerb 

konkurrenzfähig zu bleiben. 
Dazu ist eine wesentliche Stärkung der 

Selbststeuerungskompetenz der Universitäten 
erforderlich. Das setzt neben einer Dezentrali
sierung auch eine Deregulierung im Bereich der 
Studienvorschriften voraus. Das Recht als Steue
rungsinstrument soll außerdem nur dann ein

gesetzt werden, wenn es als solches auch greift. 
Operationale Ziele der Reform sind daher neben 
rechtstechnischen Vereinfachungen, wie eine 

Reduzierung der Normstufen, klarere und ein
deutigere Derogation, der Abbau überflüssiger 

Regelungen zugunsten gestaltungsfreier Räume 
und der Ersatz von Studienvorschriften durch 
adäquate Steuerungsinstrumente. Die universi
tätsübergreifende Steuerung soll sich auf die 
Setzung der entscheidenden Rahmenbedingun

gen und Verfahrensregelungen beschränken. 
Nach insgesamt 21 Klausurtagungen wurde 

am 13. Juni 1994 ein Endbericht der Hochschul
planungskommission vorgelegt und von dieser 
angenommen. Der Bericht enthält die wesentli

chen Eckpfeiler für die geplante Studienreform: 
• Eine weitgehende Deregulierung und Dezen
tralisierung der Studienangelegenheiten ist mög
lich und sinnvoll. Die Universitäten sind auf-
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grund ihrer Sachkompetenz dazu berufen, die 
universitäre Ausbildung eigenständig und eigen
verantwortlich zu gestalten. Durch eine Reform 
des Studienrechts sind die Voraussetzungen da
für zu schaffen, daß die Universitäten diese Ver
antwortung aufgreifen und zielführende Maß

nahmen der Studienreform in die Wege leiten. 
Damit verbindet sich die Erwartung, daß es zu 

einer Steigerung der Innovationsfahigkeit im Be
reich der universitären Lehre, zu einer Verbes
serung der Studien bedingungen und zu einer 

Erhöhung der Effizienz des Studiensystems 
kommt. 
• Als wichtigste studienrechtliche Rechtsquellen 
sind ein einheitliches Studiengesetz und Studien
pläne, die von den Universitäten in eigener Ver
antwortung erlassen werden, vorgesehen. Die 
bisherigen besonderen Studiengesetze und die 

vom Bundesminister erlassenen Studienordnun
gen ·entfallen. Das Studiengesetz grenzt den Rah

men für die Gestaltung der Studienvorschriften 
im Studienplan ab. 
• Die Einrichtung und Auflösung von Studien
richtungen erfolgt, der bildungspolitischen Di
mension dieser Aufgabe Rechnung tragend, 
durch den Gesetzgeber. Das Gesetz hat auch die 
Ziele und Aufgaben zu umschreiben, die mit 
und in einer Studienrichtung verfolgt werden. 
Die Standortentscheidung, d.h. die Entscheidung 
der Frage, an weIchen Universitäten eine be
stimmte Studienrichtung eingerichtet wird, er
folgt mittels einer ministeriellen Verordnung. 
Eine autonome Studienangebotsplanung durch 
die Universitäten ist bei den gegebenen Rahmen
bedingungen nicht zu empfehlen. Doch sollen 
die Universitäten stärker als bisher in das Verfah
ren zur Festlegung der Studienrichtungen einbe
zogen und eine größere Transparenz der Ent
scheidungsvorbereitung und Entscheidungs
begründung vermittelt werden. Dazu wird ein 
strukturiertes Verfahren vorgeschlagen, das sich 
in ein Antragsverfahren und ein Entscheidungs

verfahren gliedert. Im Entscheidungsverfahren, 
das dem Bundesminister obliegt, sind die Anträ
ge der Universitäten systematisch zu bewerten, 

wobei die maßgeblichen Kriterien und Entschei
dungsgrundlagen verbindlich vorgegeben sind. 

• Neben der Entscheidung für die Einrichtung 
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einer Studienrichtung und die Festlegung ihrer 
Aufgabe legt das Studiengesetz in einem be

sonderen Teil die spezifische Studiendauer und 

das Gesamtausmaß der für eine Studienrichtung 

erforderlichen Lehrveranstaltungsstunden fest. 
Damit wird der gesetzliche Rahmen abgesteckt, 
innerhalb dessen die Gestaltung der Studien 
durch den von den Universitäten zu erlassen

den Studienplan erfolgt. Der Studienplan wird 
damit zum wichtigsten Steuerungsinstrument für 
die universitären Studien. Zuständig für die Er
lassung des Studienplans ist weiterhin die Stu
dienkommission. 
• Durch die Verlagerung von Entscheidungs

kompetenzen auf die Ebene der autonomen Stu

dien pläne soll die Eigenverantwortlichkeit der 
Universität für die Lehre verdeutlicht und der 
fachlichen Kompetenz mehr Raum gegeben wer
den. Sie soll zu einer fachlichen Auseinander
setzung mit den Zielen einer Studien richtung 
führen, die in konkrete Qualifikationserforder
nisse umzusetzen sind. Zugleich eröffnet der den 
einzelnen Universitäten eingeräumte größere 
Gestaltungsspielraum eine Chance für die Aus
formung fachlicher oder regionaler Schwerpunk
te. Mit der Möglichkeit von Schwerpunktsetzun
gen geht die Verstärkung des Wettbewerbs der 
Universitäten untereinander um gute Lehrende 
und gute Lernende einher. 
• Inhaltlich ist der Studienplan aus den An
forderungen abzuleiten, die voraussichtlich an 
die Absolventlnnen in Beruf und Gesellschaft 
gestellt werden ("Verwendungsprofil"). Die Ver

pflichtung zur Erarbeitung studienspezifischer 
Verwendungsprofile ist eine der wesentlichen 
Innovationen bei der Erlassung und Änderung 
von Studienplänen. Damit soll ein Diskussions
prozeß in Gang gesetzt und institutionalisiert 
werden, der sich den spezifischen Anforderun
gen der jeweiligen Studien richtung zuwendet, 
die im Licht der gesellschaftlichen Leistungser
wartungen entwickelt werden. Dafür ist ein Ver
fahren vorgesehen, das die effektive Einbindung 
der Bedürfnisse der Praxis, eine erhöhte Trans

parenz im Innen- und Außenverhältnis und die 
fachliche Qualifikation der Entscheidung ge
währleistet. Die Studienkommissionen sind au

ßerdem verpflichtet, geplante Reformmaßnah-
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men i m  Bereich der Lehre einer Kostenschätzung 
zu unterziehen. 
• Wird den einzel nen Studienkommissionen ein 
größerer Entscheidungssp ielraum eingeräumt,  
bedarf es Vorkehrungen zur Sicherung übergrei
fender Ausbi l dungserfordernisse, zur Gewähr
leistung der Ein heit der Ausbi l dung und zur Be
wahrung eines einheitlichen Standards. Die ent
sprechende Koordi nierungsaufgabe übern i m mt 
die Gesamtstudienko m mission, die i n  das Ver
fa hren zur Erlassung von Studienplänen einge
schaltet ist. Sie legt vor al lem jene F ächer fest, 
die als "Kernfächer" eine Studienrichtung cha
rakterisieren und die deshalb an allen Standor
ten in gleichem U m fang angeboten und geprüft 
werden müssen. On Gesamtstudienkommission 
können noch weitere Koordinierungsaufgaben 
übertragen werden. 

2.2.2 Entwurf eines Bundesgesetzes über 

Studien an Universitäten (Un iStG) 

Der Endbericht der Arbeitsgruppe "Deregul ie
rung des Studienrechts" wurde im Sommer 1 994 

publiziert und einem Vorbegutachtungsverfah
ren unterzogen. Die E rgebnisse dieses Vorbegut
achtungsverfahrens wurden in der Arbeitsgruppe 
diskutiert und gemeinsam mit  dem E ndbericht 
dem E n twurf eines Bundesgesetzes über Studien 
an U niversitäten zugrunde gelegt. D er a m  29.  

Juni 1 99 5  zur Begutachtung ausgesandte Ge
setzesentwurf besteht aus acht Tei len:  

Der 1 .  Teil (Geltungsbereich und Rechts
quellen) regelt die Verfahren für die E i n richtung 
und Auflassung von Studienrichtungen und das 
Verfahren zur StudienplanersteIlung. Von be
son derer Bedeutung sind hier die Bestimmun
gen über das Verwendungsprofil und die künf
tigen Aufgaben der Gesamtstudienkommission. 
Im 2. Teil (Studierende) sind die Regelungen über 
Zulassung und Abga ng der Studierenden ent
ha lten. Weiters werden hier die Rechte der Stu
dierenden und die Information für Studienanfan
gerI nnen festgelegt. Der 3. Teil (Studien) faßt 
die Best immungen über die Studien zusam men, 
wobei zwischen den Studien an U n iversitäten 
und den Studien an außeruniversitären wissen
schaftl ichen B i ldungseinrichtungen unterschie-

Leh re und Forsc h u ng 

den w ird. Besonderes Augenmerk wurde hier 
auf eine verein fachte Typologie der Studien ge
l egt. I m  4. Teil (Fächer) sind die allgemeinen 
Besti m m ungen über die Fächer enthalten. H ier 
erfo lgt insbesondere die U mschreibung der neu
en Begriffe "Kernfächer" und "Schwerpunkt
fächer". Der 5. Teil (Lehrveranstaltungen) legt 
die Arten von Lehrveranstaltungen fest. Im 6. 

Teil (Feststellung des Studienerfolges) sind a l l e  
Best immungen ü b e r  die Beurteilung d e r  Tei l
nahme an Lehrveransta ltungen, über  Prüfun
gen und über die Beurteilung wissenschaft l icher 
Arbeiten zusa m mengefaßt. Dabei werden auch 
die Prüfungsarten umschrieben, die in Hinkunft 
in den Studien plänen festgesetzt werden kön
nen. Von besonderer Bedeutung ist hier der er
weiterte Rechtsschutz der Studierenden bei P rü
fungen. Der 7. Teil (Akademische G ra de) ent
hält neben den gesetzl ichen Besti m m ungen über 
Diplom- und D oktorgra de die Regelungen für 
die Nostrifizierung. Der 8. Tei l  schließlich regelt 
die Übergangs- und Schlußbestim mungen. Da
bei  sol l  insbesondere festgelegt werden, i n  wei
cher Weise der neue studienrechtliche Rahmen 
an den Universitäten eingeführt werden soll .  

I n  die  Anl agen 1 und 2 werden die grund
legenden Rahmenbedi ngungen für die einzel
nen Diplom- und Doktoratsstudien aufgenom
men. Neben der U mschreibung der Aufgaben
steI lungen für die Ingenieurwissenscha ftl ichen, 
Kulturwissenschaftl ichen, Medizin ischen, Natur
wissenscha ftlichen, Rechts-, Sozial- und Wirt
schaftswissenschaftl ichen. Theologischen Stu
dien und für die Lehra mtsstudien werden fü r 
jedes ei nzelne Studium nur Festlegungen über 
die Anzahl der Semester und die Anzahl der 
Gesa mtstundenzahl getroffen. Innerhalb dieser 
studienbezogenen Rahmenbedi ngungen werden 
die Un iversitäten die Möglichkeit haben, die ein
zelnen Diplom- und Doktoratsstudien weitge
hend eigenverantwort l ich zu gestal ten.  

Da die Reaktionen auf den E n twurf sehr 
umfangreich und in ihrer inhalt l ichen Ausrich
tung kei neswegs hom ogen waren. wurde die  
Begutachtu ngsfrist um eineinhalb Mon ate bis  
1 5. Jänner  1 99 6  verl ängert. Rund 600 Stellung
nahmen von universitären und außeruniversi
tären Einri chtungen sind eingelangt. 
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Im Einklang mit der medialen Berichter

stattung liegt das Hauptgewicht der Meinungs

äußerungen bei den Themen "Verwendungs
profil", "Sechs-Semester-Studien",  "Kombina

tionspflicht" , "Dezentralisierung" und "rechts
technische Vereinfachung". Während die Stel
lungnahmen zum Verwendungsprofil, zum 

Sechs-Semester-Studium im geisteswissenschaft
lichen Bereich und zum Entfall der Kombina
tionspflicht fast durchwegs negativ ausfielen, 
sind die Beiträge zu den Themen "Dezentrali
sierung von Entscheidungen in Studienange
legenheiten" und "rechtstechnische Vereinfa
chung" von Zustimmung geprägt. Zu den übri
gen zentralen Vorschlägen wurden weitaus sel

tener Kommentare angegeben. So wurden etwa 
die Zahl der Prüfungswiederholungen und das 
neue Zulassungsverfahren kaum thematisiert. 

Derzeit wird geprüft, inwieweit die Stel
lungnahmen in die Regierungsvorlage einzu

arbeiten sind. Im Herbst 1996 ist nach Gesprä
chen mit den Betroffenen die Einbringung der 

Regierungsvorlage im Nationalrat geplant. Nach 
den parlamentarischen Beratungen könnte das 
neue studienrechtliche Rahmengesetz im Win
tersemester 1997/98 in Kraft treten. 

2.3 Eva luation 

Wegen des zentralen Stellenwerts, der der Eva

luation durch das UOG 1993 zukommt, und der 
umfassenden Festlegung der Grundzüge für die 
Durchführung von Evaluierungsmaßnahmen in 
einer Verordnung wurden im Berichtszeitraum 
seitens des Bundesministeriums für Wissen
schaft, Verkehr und Kunst nur Evaluierungs
projekte durchgeführt, die sich bereits in einem 
fortgeschrittenen Stadium der Planung befan
den, wie etwa die Evaluation der Biochemie, oder 
in  einem internationalen Kontext standen, wie 
das europäische Pilotprojekt zur Evaluation der 
Lehre. Alle anderen Evaluierungsinitiativen wur
den auf die Zeit nach dem Inkrafttreten der 
Evaluierungsverordnung verschoben. 
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2.3 . 1  Rechtlicher Hintergrund 

Evaluation im Hochschulbereich wurde in den 
letzten Jahren ein Schlagwort, das viele hoch
schulpolitische Diskussionen dominiert. Dabei 
ist Evaluation in Österreich nichts grundlegend 
Neues, wenn auch im internationalen Vergleich 
mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung be

gonnen wurde. Dies gilt insbesondere im Ver
gleich mit Hochschulsystemen des anglo-ame

rikanischen Raumes. 
Seit 1966 besteht die Verpflichtung, in re

gelmäßigen Abständen dem Nationalrat einen 
Hochschulbericht vorzulegen, der die Leistun
gen und Probleme des Hochschulwesens zu be
schreiben, den Ressourcenbedarf und die damit 
verbundenen Kosten darzustellen und Vorschlä
ge zur Lösung der Probleme in Forschung und 
Lehre zu unterbreiten hat. Mit dem Universitäts

Organisationsgesetz wurden 1975 regelmäßige 

Arbeitsberichte der Institutsvorstände und der 

LeiterI nnen der verschiedenen universitären 
Dienstleistungseinrichtungen eingeführt. Die Ar
beitsberichte, die über Personal, abgehaltene 
Lehre, abgenommene Prüfungen und Abschluß
arbeiten sowie Publikationen und Forschungs
projekte informieren, werden dem Bundesmini
ster für Wissenschaft, Verkehr und Kunst vor
gelegt, der sie wiederum im Rahmen des Hoch
schulberichtes auswertet. 

1990 wurde der Bundesminister zusätzlich 
ermächtigt, für Zwecke der Planung, speziell zur 

Schwerpunktbildung in Forschung und Lehre, 
Universitätseinrichtungen, Studiengänge, Groß
investitionen sowie Leistungen in Forschung, 
Lehre und Verwaltung gezielten Begutachtun
gen zu unterziehen. Das oberste Kollegialorgan 
der Universität ist mit dem Vorhaben zu befas
sen. Die Art der Leistungsbegutachtung ist ent
sprechend dem Stand der wissenschaftlichen 
Forschung unter Berücksichtigung internatio
naler Kriterien festzulegen. 

1990 und 1992 werden im Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetz die Lehrveranstal
tungsleiterlnnen verpflichtet, die Studierenden 
vor Semesterbegin n  über die Ziele, I nhalte und 

Methoden ihrer Lehrveranstaltungen zu infor
mieren. Die Festlegung der Bildungsziele für die 
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Pflicht- und Wahlfächer wird zur Aufgabe des 
Studienplans erklärt. 

1 993 werden im neuen Universitäts-Orga

nisationsgesetz aie Arbeitsberichte und Lei
stungsbegutachtungen mit dem Zusatz .. Evalu
ierung in Forschung und Lehre" neu kodifiziert 
und in folgende Richtungen erweitert: 

• Jedes Semester sind verpflichtend Lehrver
anstaltungsbewertungen durch die Studierenden 
durchzuführen. 
• Größere Teile der Studien müssen in regel
mäßigen Abständen durch den Studiendekan 
evaluiert werden. 
• Die Universitätsorgane werden verpflichtet, 

die Ergebnisse aus den Lehrveranstaltungsbe
wertungen und den Arbeitsberichten der Insti
tutsvorstände zu publizieren. 
• Die Universitätsorgane und der Bundesmini

ster müssen künftig Evaluierungsergebnisse ih

ren Entscheidungen zugrunde legen. 
Als Evaluierungsinstanzen werden für uni

versitätsübergreifende Evaluierungen der Bun
desminister und das neugeschaffene Univer
sitätenkuratorium, für Evaluierungen an einzel
nen Universitäten der/die Rektor/Rektorin und 

der/die Studiendekan/-dekanin benannt. 
Die Grundsätze für die Durchführung von 

Evaluierungsmaßnahmen in Lehre und For
schung hat der Bundesminister durch Verord
nung zu regeln. Ein entsprechender Entwurf 

wurde von März bis Mai 1996 dem Begutach
tungsverfahren unterzogen. Der Entwurf enthält 
Regelungen über Evaluierungsziele und -typen, 
evaluierungszuständige Organe, Evaluierungs
instrumente, Bewertung von Lehrveranstaltun
gen durch die Studierenden, Arbeitsberichte der 

Institutsvorstände, Verfahrensvorschriften, Ver
wendung von Evaluierungsergebnissen und eva
luierungsbezogenes Berichtswesen. 

2.3.2 Evaluation der Forschung 

Evaluation der Physik 

Im September 1 991  wurden die Ergebnisse zur 
Evaluation der physikalischen Forschung in ei
nem ausführlichen Kommissionsbericht vorge
legt. Als erste der empfohlenen Maßnahmen 
wurde eine bundesweite Forschungskommission 

Lehre und Forschung 

für Physik, der auch ausländische Experten an
gehörten, eingesetzt. Im Oktober 1992 nahm die 
Strukturkommission für Physik ihre Arbeit auf. 

Sie sollte die Regierung in Fragen der Schwer
punktsetzung, der internationalen Forschungs
kooperation, der Mittelvergabe, der Weiterent
wicklung und Abstimmung der einschlägigen 
Strukturen an den österreichischen Universitä

ten und der Umsetzung der sonstigen, im Eva
luationsbericht genannten Maßnahmen beraten. 
Ende 1 993 legte die Strukturkommission ihren 
Abschlußbericht vor. Seither läuft die Um set
zungphase. 

Großer Reformbedarf wurde bei Berufungs
verfahren geortet. Insbesondere Hausberufungen 
sollten vermieden werden. Durch eine Verände
rung des Auswahlverfahrens für Extraordinariate 
können diese nun mit geeigneten Personen aus 

dem gesamten EU-Raum besetzt werden. Die 
Auswahlkriterien entsprechen denen für Ordi

nariate. Weiters wurden durch § 23 Abs. 6 UOG 
1993 Hausberufungen generell erschwert. 

Der Vorschlag, Doktoranden- und Postdoc
Programme zu entwickeln, hat sich mit der In
itiative der Akademie der Wissenschaften, ein 
APART-Habil itationssti pendien-Programm ein
zurichten, getroffen. 1 995 hat die Akademie der 
Wissenschaften ein Doktorandenstipendienpro
gramm installiert. 

Die wichtigste Empfehlung betraf die Bil
dung leistungsfähiger Einheiten (sog. kritischer 
Massen), die Etablierung von Forschungsschwer
punkten und die stärkere Verknüpfung mit Groß
forschungseinrichtungen. Um die Konzentration 

der Forschungsaktivitäten zu forcieren, wurden 
bei der Benennung von sechs Ordinariaten zu

sätzliche Spezifikationen vorgenommen. 
Mit der Umsetzung der übrigen Empfeh

lungen wurde ebenfalls begonnen. So laufen seit 
1994 Sanierungsarbeiten, nach deren Abschluß 
die räumliche Situation der Physik an der Uni
versität Wien entschärft sein wird. Ein weiterer 
wesentlicher Kritikpunkt der Evaluatoren ist das 
Dienst- und Besoldungsrecht, insbesondere die 
geltenden Regelungen zur Definitivstellung. Die 
Gespräche über eine teilweise Neugestaltung des 
Dienst- und Besoldungsrechtes der Universi
tätslehrerInnen sind im Berichtszeitraum unter 
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der Federführung des Bundeskanzleramtes auf
genommen worden. Ziel der Änderungen sind 
eine Harmonisierung der dienst- und besoldungs
rechtlichen Regelungen mit dem UOG 1993, 

wobei auch eine höhere Flexibilität des Per
sonaleinsatzes angestrebt wird. Eine Regelung 
der Lehrverpflichtung der Universitätslehrer
Innen ist gleichfalls geplant. 

Evaluation der Elektrotechnik 

Im Oktober 1991 beantragten die Fakultäten für 

Elektrotechnik der Technischen Universitäten 
Wien und Graz eine Evaluation ihrer Institute 

und einschlägiger außeruniversitärer For
schungseinrichtungen im internationalen Be

reich. Insgesamt wurden 2 6  universitäre und 
zehn außeruniversitäre Einheiten evaluiert. 

Im Rahmen des Peer-Review-Verfahrens 
wurden unter Heranziehung ausländischer Ex
perten zwei regional definierte Expertengrup
pen gebildet. Die Auswahl der Experten erfolg
te von den Fakultäten selbst. Als Ausgangsma

terial für die Besuche vor Ort wurden umfang
reiche Selbstdarstellungen von den Instituten 

erstellt. 

Im Oktober 1993 wurde der Bericht der 
Expertenkommission der Öffentlichkeit vorge
stellt. Der Grundtenor des Endberichtes ist sehr 
positiv. So wird den beiden Fakultäten beschei

nigt, Ingenieure auszubilden, deren Qualifika
tion international nachgefragt wird. Mehrere In
stitute erbringen Forschungsleistungen, die in

ternational im Spitzen feld liegen. Trotz dieses 
positiven Gesamteindruckes orten die Evalua
toren Verbesserungsbedarf in der Organisation 
und machen folgende Vorschläge: 
• Jede Fakultät soll einen Strukturplan erstel
len, der zur Orientierung für Maßnahmen in der 

Aufbauorganisation dienen soll. 
• Es sollen bedarfsgerechte Institutsgrößen her

gestellt werden, insbesondere durch die Umwid
mung von Ordinariaten und AssistentInnen
stellen in Extraordinariate. 
• Die Pragmatisierung von Assistentlnnen soll 
eingeschränkt werden. Außerordentliche Profes
suren sollen durch dasselbe Berufungsverfah
ren besetzt werden wie ordentliche Professuren. 
• Die strategische und operative Verantwortung 
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für das Institut soll beim Institutsvorstand blei
ben. Die Studienkommission wäre dem Fakul
tätskollegium zu unterstellen. 
• Die Prüfungsordnung soll zur Reduktion der 

Studiendauer gestrafft und das Wahlfachangebot 
konzentriert werden. Ein Industriepraktikum soll 
obligatorisch eingeführt werden. 

• Ausreichende Forschungsdotationen seitens 
des Bundes wären sicherzustellen. Außerdem soll 
ein zusätzliches Ordinariat für Prozeßautoma
tisierung und eines für Digitale Signalverar
beitung geschaffen werden. 

Die Wiener und die Grazer Fakultät für 
Elektrotechnik legten Mitte 1994 Strukturpläne 
vor. Die meisten der vorgeschlagenen Maßnah
men werden jedoch erst im kommenden Be
richtszeitraum realisiert werden können. So sind 
die bedarfsgerechten Institutsgrößen nach dem 
UOG 1993 durch die Satzung zu regeln. Die Ver
antwortlichkeit des Institutsvorstandes ist im 
Sinne der Empfehlung geregelt. Dasselbe gilt für 
die organisatorische Eingliederung der Studien
kommission. Die Umsetzung wird jedoch erst 
mit dem Übertritt der einzelnen Universitäten 
in die neue Rechtslage wirksam. 

Die Anregungen der Evaluatoren, wesent
liche Änderungen im Prüfungswesen und im 
Wahlfacherangebot herbeizuführen, sind zwar 

durchaus diskussionswürdig, lassen sich aber 
nicht kurzfristig umsetzen, da sie Fragen berüh
ren, die auch für zahlreiche andere Studien im 
Bereich der Technischen Universitäten von Re
levanz sind. Die Änderungsvorschläge werden 
im Rahmen der Diskussion über ein neues Uni

versitäts-Studiengesetz zu berücksichtigen sein. 
Auch in den derzeit laufenden Verhand

lungen über ein neues Dienst- und Besoldungs
recht werden zahlreiche Punkte behandelt, die 
von den Evaluatoren als veränderungsbedürftig 
angesehen wurden. 

Evaluation der Biochemie 

Im Oktober 1 993 wurde die Österreichische Bio
chemische Gesellschaft beauftragt, die Bioche
mische Forschung in Österreich zu evaluieren. 
Es sollte eine Standortbestimmung der bioche

mischen Forschung im internationalen Vergleich 
und ein Stärken- und Schwächenprofil in Rela-
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tion zu den vorhandenen Ressourcen erstellt 
werden. Der Endbericht sollte Empfehlungen zur 
Effektivitätssteigerung mit den Schwerpunkten 
Personalmanagement und institutsübergreifende 
Entwicklungspläne enthalten. 

Insgesamt nahmen B I  Institutionen, davon 
1 1  aus dem außeruniversitären Sektor, freiwil

lig an der Evaluation, die vornehmlich im Peer

Review-Verfahren durchgeführt wurde, teil. Die 

1 3  aus dem Ausland stammenden ExpertInnen 
wurden von der European Molecular Biology 
Organisation (EMBO) ausgewählt und auf vier 
Gruppen mit unterschiedlichen fachlichen 
Schwerpunkten aufgeteilt. Ausgehend von ei
ner Selbstdarstellung jeder Institution und der 

Bereitstellung umfassenden statistischen Mate
rials wurden Gespräche geführt und Institute vor 
Ort besucht. Ergänzende Informationen lieferte 

eine umfassende bibliometrische Auswertung aus 
dem Science Citation Index (Sn). 

Der im Oktober 1 995 vorgestellte End
bericht attestiert Österreich punktuell zwar ex
zellente und international anerkannte For
schung, ihr Ausmaß ist jedoch viel zu gering. 
Sowohl die durchschnittliche Qualität als auch 
der Anteil der Spitzen forschung liegen unter dem 

Niveau vergleichbarer Länder, wie etwa der 
Schweiz, Schweden, Belgien oder den Nieder
landen. Nicht primär der Mangel an Mitteln, 

sondern die zuwenig an wissenschaftlicher Lei
stung orientierte Vergabe derselben wird kriti
siert. Zur Verbesserung der biochemischen For

schung schlagen die ExpertInnen mehrere Maß
nahmen vor: 

• Die Dotationsmittel sollen stärker nach Lei
stungskriterien verteilt werden. 
• Über Gerätebeschaffungen bis zu einem Wert 
von 50.000,- S sollte das Institut entscheiden 
können. 
• Definitivstellungen sollen reduziert werden 
und nur nach eingehender Bewertung erfolgen. 
• Das Einkommen der Bediensteten sollte we

niger durch das Ausmaß der Lehrtätigkeit be
stimmt sein. 

• Die Mobilität sollte durch verstärkte Aus
landsaufenthalte junger WissenschafterInnen 
und das Gewinnen von GastwissenschafterInnen 
erhöht werden. 

Lehre und Forschung 

• Die Doktoratsprogramme sollten ausgewei

tet und Postdoc-Stellen geschaffen werden. 
• Die Forschung sollte um leistungsfähige 

Gruppen konzentriert werden. 

2.3.3 Evaluation der lehre 

Eva luation der Architektur 

Die überdurchschnittlich langen Studienzeiten, 

längere Phasen ohne Prüfungen und hohe Drop

out-Raten an der Fakultät für Raumplanung und 

Architektur der Technischen Universität Wien 
veranlaßten den Dekan, ein Projekt zur Erfor
schung der Ursachen dieser Situation anzure
gen. Die inhaltlichen Schwerpunkte waren die 
Analyse der Studienverläufe in den Studien
richtungen Architektur und Raumplanung, die 
Ergründung der Ursachen für die häufigen Stu
dien ab brüche, die überlangen Studienzeiten und 
Prüfungsinaktivitäten sowie die Erarbeitung von 
Vorschlägen zur Verbesserung der Studienbe
dingungen. Neben schriftlichen und mündlichen 

Befragungen von AbsolventInnen und Studien
abbrecherInnen wurden ExpertInneninterviews 

durchgeführt und Verlaufsdaten analysiert. 
In dem im November 1 995 vorgelegten 

Endbericht schlagen die Evaluatoren eine Reihe 

von Maßnahmen zur Verbesserung der Situati
on an der Fakultät für Raumplanung und Ar
chitektur vor. Durch hochschul didaktische Im

pulse wie dem Ausbau des TutorInnensystems 

soll der ungünstige Betreuungsschlüssel ent
schärft werden. Die Lernmotivation soll durch 
verstärktes Feedback der Lehrenden, wie etwa 

die nähere Erläuterung von Noten, gestärkt wer
den. Bei der NeueinsteIlung von wissenschaft
lichem Personal sollen Didaktik und Koope

rationsfahigkeit eine stärkere Rolle spielen. Die 
räumlichen Gegebenheiten und die EDV-Aus
stattung wären entsprechend den Studierenden
zahlen zu adaptieren und zu erweitern. Um die 
Praxisnähe zu vergrößern, werden ausbildungs
adäquate Praktika vorgeschlagen. Besondere 
Berücksichtigung sollten die gerade in der Ar
chitektur häufig anzutreffenden berufstätigen 
Studierenden finden, indem beim Lehrbetrieb 

stärker auf Block- und Abendveranstaltungen 
Wert gelegt wird. 
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Universitäre Lehrer/innen/bi ldung 

an der Universität Innsbruck 

Auf Initiative der Arbeitsgruppe "Zukunft der 

universitären Lehrer/innen/bildung an der Uni
versität Innsbruck" wurde ein Forschungsauf
trag an die Geisteswissenschaftliche Fakultät ver
geben, innerhalb dessen die Qualität der Lehrer

Innenausbildung aus Sicht der Absolventlnnen 
(Unterrichtspraktikantlnnen), der Universitäts
lehrerinnen und der Schulbehörde beurteilt wer
den sollte. Das Projekt wurde nach einjähriger 
Laufzeit im Jänner 1995 abgeschlossen und die 

Ergebnisse von der Universität Innsbruck pub
liziert. 

Alle befragten Gruppen wünschen sich ei
nen Bezug der fachwissenschaftlichen Ausbil

dung zu den schulischen Lehrplänen und di
daktische Verbesserungen. Insbesondere eine 
Statusaufwertung der Fachdidaktik und eine 
bessere Integration der fachdidaktischen Aus
bildung in das Lehramtsstudium werden vorge
schlagen. Zusammenfassend stellen die Evalua
toren fest, daß derzeit den künftigen LehrerInnen 
keine ausreichend konsistente, positive und Ori

entierung stiftende, berufliche Identität vermit
telt werde, die Grundlage einer professionellen 
und effizienten Ausbildung sei. 

EU-Pilotprojekt zur Evalu ierung der Lehre 

Im Juni 1994 wurde von der Europäischen Kom
mission ein Pilotprojekt zur Evaluation der Lehre 
gestartet, an dem Österreich wie die meisten EU
und EFfA-Staaten teilnahm. Aufgrund freiwil
liger Meldung wurden die Studienrichtung In
formatik an der Universität Linz und die Studien
richtung Musikwissenschaft der Universität Graz 
ausgewählt. Ziel der Evaluation war die Testung 
eines methodischen Instrumentariums, das aus 
einem Vergleich der Evaluierungssysteme in 
Dänemark, Frankreich, Großbritannien und den 
Niederlanden herausgefiltert wurde und die Ele
mente 
• Selbstbericht und -bewertung anhand vor
gegebener Leitlinien, 
• Bewertung durch externe Expertinnen und 

• Veröffentlichung eines Berichts 
enthält. 

Für die Studienrichtung Informatik wurde 
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vorgeschlagen, den Erwerb sozialer Kompeten

zen, die Vermittlung von Präsentationstechniken 
und die methodische Ausbildung zu verstärken. 
Die Pflichtvorlesungen des ersten Studienab
schnittes wären didaktisch zu verbessern. Eine 
regelmäßige Lehrveranstaltungskritik wird be
fürwortet. Die Absolventlnnen der Studienrich
tung Informatik sollten in regelmäßigen Abstän
den zu Treffen mit der Studienkommission ein
geladen werden. Weiters werden die Einrichtung 
einer Fachbibliothek für Informatik und der Aus
bau von Computerarbeitsplätzen für Diploman

dInnen vorgeschlagen. 
Die Studienrichtung Musikwissenschaft 

sollte das Lehrangebot der Grazer Musikhoch

schule mitnutzen und die Information der Stu
dierenden über die Lehrveranstaltungsinhalte 

verbessern. Es wird eine Verstärkung der inter
nationalen Kontakte und der Studentlnnenmo
bilität empfohlen. Weiters sahen die Evaluatoren 
einen Koordinierungsbedarf insbesondere hin
sichtlich der Programmschwerpunkte aller In
stitute für Musikwissenschaft in Österreich. Zu
sätzlich wurde empfohlen, die Musikwissenschaft 

in ein Einfachstudium umzuwandeln, die Insti
tutsbibliothek an das EDV-Netz der Universi
tätsbibliothek anzuschließen und die systema

tische und vergleichende Musikwissenschaft aus
zubauen. 

2.4 Fernstudien 

2.4. 1 Entwicklung der Fernstudien 

in Österreich 

Zu Beginn der neunziger Jahre erfolgte eine or
ganisatorische Neustrukturierung im Fernstu
dienwesen. Das Interuniversitäre Institut für 
Femstudien (IFF) wurde im Oktober 1991 in der 
damaligen Form aufgelöst, und zwei Nachfol
georganisationen wurden errichtet: das Inter
universitäre Institut für interdisziplinäre For
schung und Fortbildung mit dem Hauptstand
ort Klagenfurt und das Zentrum für Fernstudien 
in Linz, dem die drei Studienzentren in Bre

genz, Linz und Wien angehören. Das Studien
zentrum Klagenfurt wurde im Zuge der Umstruk

turierung 1992 aufgelassen. Dem Zentrum für 
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Fernstudien wurden gemäß Errichtungserlaß die 
Entwicklung von Fernstudienangeboten, die Be
treuung der Fernstudierenden und die Koope
ration mit ausländischen Fernuniversitäten zu

geordnet. 
Die Zahl der Studierenden stieg von 1703 

im Wintersemester 1993/94 auf 1789 im Win
tersemester 1995/96 an. Derzeit werden ca. 2000 
Studierende von den drei Studienzentren be
treut. Daß das Fernstudium vor allem andere 
Zielgruppen als die Präsenzuniversität anzieht, 
läßt sich aus der Tatsache, daß 90% der an der 
Fernuniversität Hagen Studierenden berufstätig 
sind, ableiten. Der Anteil der Frauen an den 
Fernstudentlnnen liegt derzeit ungefähr bei 40%. 
Es ist jedoch wahrscheinlich, daß der Frauen
anteil weiter ansteigen wird. Hinsichtlich der 
Studienwahl lassen sich auch wesentliche Ver

änderungen feststellen. Während der Anteil der 
Erziehungs-, Sozial- und Geisteswissenschaften 
zwischen 1993 und 1995 von 33% auf 40% ge
stiegen ist, sank der Anteil der im naturwissen

schaftlich-technischen Bereich Studierenden von 
25% auf 20%. Relativ stabil bei 40% bleibt der 
Anteil der Studierenden von wirtschaftswissen
schaftlichen Fächern. 

2.4.2 Internationale Kooperation 

Die Kooperation mit der Fernuniversität Hagen 
ist nur ein Standbein des Zentrums für Fern
studien. Daneben existieren zahlreiche Initiati
ven und Projekte auf internationaler Basis, die 
der Entwicklung der Fernstudien dienen. Grund
lage der internationalen Zusammenarbeit ist 
nicht nur der Gründungserlaß des Zentrums für 
Fernstudien, sondern auch die Bemühung im eu
ropäischen Raum den Fernunterricht zu entwik
kein. Seitens des Europäischen Parlaments wurde 
1993 ein Entschließungsantrag verabschiedet, 
in dem die Europäische Kommission aufgefor
dert wird, die Fernlehre in organisatorischen, 
didaktischen, inhaltlichen und auch technischen 
Belangen zu fördern und zu unterstützen. Dar

über hinaus werden die Mitgliedstaaten aufge
fordert, der Fernlehre in ihrem Bildungssystem 
einen gebührenden Rang zu verschaffen und die 
Qualität der Fernlehre in allen Bereichen zu för-
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dern. Auch im Weißbuch zur allgemeinen und 
beruflichen Bildung der Kommission der Euro
päischen Union wird darauf bezug genommen, 

daß durch die neuen Informations- und Kommu
nikationstechnologien der Ausbau der Fern

studien erleichtert wird. 
Den bedeutendsten institutionellen Rahmen 

für europäische Kooperation im Bereich der 
Fernlehre bietet die European Association of 
Distance Teaching Universities (EADTUJ, die ein 
Dachverband der europäischen Fernuniversitäten 
ist. Das Zentrum für Fernstudien wurde im Fe
bruar 1993 in diesen Dachverband aufgenom
men und kann seither an dessen gemeinsamen 
länderübergreifenden Programmen im Fernstu

dienbereich mitwirken. Im Rahmen der EADTU 
werden Infrastrukturen für den internationalen 
Informations- und Studienaustausch geschaffen. 
Dies erfolgt durch den Aufbau von Datenban
ken über Fernstudienangebote, Erleichterung 
beim Transfer von Studienleistungen durch den 
Aufbau eines internationalen Netzes von Euro

studienzentren (ESCl, Koproduktion von schrift
lichem Studienmaterial und Erstellung von Qua
lifikationsstandards für Fernstudienprodukte und 
ihre Verteilungssysteme. 

Die inhaltlichen Arbeitsschwerpunkte, an 
denen sich das Zentrum für Fernstudien derzeit 
beteiligt, sind sehr vielfältig gestreut. Das Stu
dien zentrum Linz steuert ein Modul zu dem Fern
studienprogramm "European Law" der EADTU 
bei. Im Bereich der Programmentwicklung von 
Kursmateralien zu , .. What's Europe?" engagiert 
sich das Studienzentrum Wien im Programm

komitee. Ein anderer Schwerpunkt, an dem das 
Zentrum für Fernstudien teilnimmt, betrifft den 
Auf- und Ausbau von EuroStudienzentren. Das 
Studienzentrum Wien ist bereits seit Jänner 1994 
EuroStudyCenter und bietet somit Studienan
gebote verschiedenster europäischer Fernuni
versitäten an. Ein Ausbau der Studienzentren 
Bregenz und Linz zu EuroStudienzentren wird 
derzeit diskutiert. 

Zusätzlich zu den internationalen Aktivi

täten im Rahmen der EADTU wurde in den letz
ten Jahren vor allem die Kooperation mit der 
Open University forciert, die mit ihren 160.000 
Studierenden Europas größte und älteste Fern-
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universität ist. Im Mai 1996 unterzeichneten 
Vertreter der Open University und der Universi
tät Linz einen Vertrag, durch den eine optimale 
Betreuung der ca. 250 Studierenden der Open 
University in Wien gewährleistet wird. 

Neben den bereits institutionalisierten For
men internationaler Zusammenarbeit beteiligt 
sich Österreich vor allem an Projekten inner
halb der Programme der Europäischen Union. 
Bereits abgeschlossen ist ein TEMPUS-Projekt 
zum Aufbau eines Femstudienzentrums in Bu
dapest, das vor allem mit dem Fernstudien
zentrum Wien kooperiert. Im Rahmen der Be
teiligung am DELTA-DEMO Projekt werden 
schwerpunktmäßig neue Technologien auf ihre 
Anwendbarkeit im Fernstudium erprobt. Erst
mals können in Österreich didaktische und dra
maturgische Aspekte der Femlehre über Video

Conferencing in der Praxis getestet werden. Im 
Projekt PRELUDE wird der Schwerpunkt auf die 
Personalentwicklung eines EuroStudyCenter
Counsellor gelegt. 

2.4.3 Perspektiven für das Fernstudium 

In Österreich wurde nicht wie in anderen Län
dern eine eigene Fernuniversität gegründet, son
dern eine Verschränkung zwischen Fernstudi

um und Präsenzuniversität angestrebt. Ein der
artiges Ineinandergreifen von Präsenzstudium 
und Fernstudium kann einerseits durch die Eta
blierung von Fernstudienkursen anderer Fern
universitäten an der jeweiligen Präsenzuniver
sität und andereseits durch die Entwicklung ei
genen Fernstudienmaterials erreicht werden. 

Dabei kann der Einsatz von Fernstudien
elementen mehrere Ziele verfolgen. Zum einen 

können Femstudienmodule Lehrveranstaltungen 

substituieren. Das hat neben den Kostenaspekten 
auch den Vorteil der Zeit- und Ortsunabhän
gigkeit des Studierens und kann die Raumsi

tuation der Universität entscheidend verbessern. 
Zum anderen kann eine Diversifikation des Lehr
angebots erreicht werden, da Fernstudienkurse 
ortsunabhängig angeboten und dadurch existie
rende Mehrgleisigkeiten zugunsten eines weiter 
gefacherten Angebots aufgegeben werden kön
nen. Ein für die Zukunft besonders bedeutender 
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Aspekt von Fernkursen ist der zunehmend wich
tige Bereich der Weiterbildung, der von den 
Universitäten bisher nur ansatzweise verfolgt 
werden konnte. Besonders die Notwendigkeit 
zum lebensbegleitenden Lernen erfordert flexi
ble, möglichst ortsunabhängige Kursstrukturen, 
da es zumeist nicht sinnvoll und möglich ist, 

den Lebensmittelpunkt und die Arbeitsstätte über 
längere Zeiträume zu verlassen. 

Um das Kursangebot ausländischer Fern
universitäten für die Präsenzstudien nutzbar zu 
machen, wurden mehrere Pilotprojekte in An
griff genommen. Eine Kompatibilitätsstudie, die 

vom Fernstudienzentrum Linz durchgeführt wird, 
vergleicht für die Studienrichtung Informatik das 
Studienangebot der FU Hagen mit den Inhalten 
des österreichischen Informatikstudiums. Ergeb

nis der Studie sollen generelle Anrechnungs
richtlinien für Kurse der FU Hagen sein. Ähnli
che Projekte sind im Bereich der Geistes- und 
Sozialwissenschaften vom Studien zentrum Bre
genz in Kooperation mit der Universität Inns
bruck und im Bereich der Wirtschaftswissen
schaften vom Studienzentrum Wien in Koope
ration mit der Wirtschaftsuniversität Wien ge
plant. Werden die Anrechnungsmöglichkeiten 
der Hagener Kurse aktiv von den hiesigen Stu
dienkommissionen beworben, ist mit Entla
stungseffekten für die österreichischen Präsenz
universitäten zu rechnen. 

Um die Entwicklung eigener Kursangebote 
zu ermöglichen und diese im Studium zu inte
grieren, war es notwendig, des Allgemeine Hoch
schul-Studiengesetz (AHStGj zu ändern. Im Som
mer 1995 verabschiedete der Nationalrat eine 
Novelle zum AHStG, durch die der Bundesmini
ster ermächtigt wurde, in den Studienordnungen 
die Hochschulen zu bezeichnen, an denen das 
Studium oder Teile des Studiums als Fernstudium 
eingerichtet werden. Daß die Erlassung der Stu
dienpläne in den selbständigen Wirkungsbereich 
der Hochschulen fällt, bleibt davon unberührt. 

Da der Aufbau einer effektiven Fernstudien
struktur sehr viel Know-how erfordert, werden 
derzeit Gespräche mit der FU Hagen geführt, 
inwieweit das in 20-jähriger Praxis aufgebaute

. 
Wissen für die österreichische Fernstudienent
wicklung nutzbar gemacht werden kann. 
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Eine grundlegende Entscheidung betrifft die 
Frage, welche Studien vorrangig als Femstudien 
eingerichtet und welche Kursangebote prioritär 

entwickelt werden sollen. Da bereits eine Fülle 

von hochwertigen Kursmaterialien in Europa 

existiert, wird sich in der ersten Phase die Kurs
entwicklung auf ergänzende Angebote konzen
trieren. Dabei besteht die Möglichkeit für die 

Hochschulen, ausreichend Erfahrungen mit Ent
wicklung, Methodik und Didaktik von Fern
studien kursen zu sammeln. Parallel dazu wird 
es notwendig sein, einen nationalen Fernstudien
entwicklungsplan zu entwerfen, wofür erste 
Vorarbeiten in Gang sind. So wurde jedem Stu
dienzentrum der Auftrag erteilt, einen Regional
entwicklungsplan vorzulegen. Darüber hinaus 
wurde ein Forschungsprojekt vergeben, in dem 
die bisherige Entwicklung der Femstudien in 
Österreich analysiert wird und Vorschläge für 
die Zukunft ausgearbeitet werden. 

2.5 Forschu ng 

2.5.1 Forschungsinput 

Die Volkswirtschaften des OECD-Raums basie

ren zunehmend auf dem Bestand wissenschaft
licher Erkenntnisse ( .. knowledge based econo
mies"). Dies impliziert, daß das wirtschaftliche 
Wachstum, die Erweiterung und Restrukturie
rung der Beschäftigungsmöglichkeiten und die 

Aufrechterhaltung von Wohlstand, Lebensqua-

Tabelle 2 
FEtE-Ausgaben in Österreich 1 992 und 1 995 

FEtE-Ausgaben gesamt 
Bund 

Bundesländer 

Unternehmenssektor 

Sonstige 

FEtE-Ausgaben in % des B IP 

Quel le :  Österreichisches Statistisches Zentralamt 

1 992 

( in  Mrd. 5) 

30,33 
1 2,29 

1 ,84 

1 4,95 

1 ,24 

1 ,48 

Lehre und Forschung 

lität und einer menschengerechten Umwelt fort
gesetzte öffentliche und private Investitionen in 
Wissenschaft und Technologie erfordern (vgl. 

Tabelle 2). 

Im Jahr 1995 wurden gemäß Berechnun
gen des Österreichischen Statistischen Zentral
amtes 35,6 Mrd. S für Forschung und Experi
mentelle Entwicklung in Österreich ausgegeben. 
Dies ist um 5,82 Mrd. S oder 17,4% mehr als im 
Jahr 1992. 17 Mrd. S davon gibt der öffentliche 

Sektor für Forschung und Entwicklung aus. Das 
sind 46,7% der gesamten FEtE-Ausgaben. Mit 
48,4% oder 17,2 Mrd. S hat der Unternehmens

sektor einen nahezu gleich hohen Anteil an den 

Ausgaben wie der öffentliche Sektor. Im Ver
gleich mit dem Jahr 1992 ist festzustellen, daß 

der öffentliche Sektor höhere Zuwachsraten als 
der Unternehmensektor zu verzeichnen hatte. 

So sind die Ausgaben der Bundesländer um 24%, 
die des Bundes um 19,5% und die des Unter
nehmenssektors um 15,3% gestiegen. 

Als wesentlicher Indikator für die Bedeu

tung der Forschung und Entwicklung eines Lan
des wird der Anteil der Ausgaben am Brutto
inlandsprodukt gesehen. 1m Zeitraum von 1992 

bis 1995 stieg dieser Anteil von 1,48% auf 
1,50%. Damit liegt Österreich unter dem OECD

Schnitt von 1,78% FEtE-Ausgaben am Brutto
inlandsprodukt ( 1994). Eine der Ursachen für 
den unterdurchschnittlichen Wert sind die im 

internationalen Vergleich eher geringen FEtE

Ausgaben des Unternehmenssektors, die wieder-

1 992 1 995 1 995 Verände-
(in 010) ( in  Mrd. 5) (i n  %) rung in % 

100,0% 35,61 1 00,0% 1 7 ,4% 
40,5% 1 4,69 41 ,3% 1 9,5% 

6, 1 %  2 ,28 6,4% 24,0% 
49,3% 1 7 ,24 48,4% 1 5,3% 

4, 1 %  1 ,40 3,9% 1 2,8% 

1 ,50 
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um mit der österreichischen Betriebsstruktur be
gründbar sind. Dem niedrigen Anteil der For
schungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt ste
hen sehr hohe Ausgaben je akademischem For

schervollzeitäquivalent gegenüber (IHS 1994). 
Österreich liegt hier hinter den USA und der 
Schweiz an der dritten Stelle der OECD-Länder 

und 38% über dem OECD-Durchschnitt. Es wird 
in Zukunft nötig sein, einerseits den Anteil der 
Forschungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt 
zu erhöhen und andererseits effizientere For

schungsstrukturen aufzubauen. Ein erster Schritt 
in diese Richtung war der Aufbau der Leit
schwerpunkte im Rahmen der Auftragsforschung 
des Bundesministeriums für Wissenschaft, Ver

kehr und Kunst. 
Parallel zu der Ausgabenentwicklung stieg 

auch die Anzahl des wissenschaftlichen Perso

nals an Hochschulen, das im Bereich Forschung 
und Entwicklung zum Einsatz kommt, von 
3.976,5 Vollzeitäquivalenten im Jahr 1989 auf 
4.865,7 Vollzeitäquivalente im Jahr 1993. Dies 

bedeutet eine Steigerung von 22,4%. Die höch
sten Zuwachsraten verzeichneten die Sozialwis
senschaften mit 46,7%, gefolgt von den Natur

wissenschaften mit 28,8010. Die geringsten Steige
rungsraten (0,4010) sind in den geisteswissen

schaftlichen Fächern zu beobachten. 
Der Anteil, den die Forschung an den Tä

tigkeiten des wissenschaftlichen Personals hat, 
betrug 43,8010 im Jahr 1993. Exkludiert man aus 
dieser Berechnung die Universitätskliniken, die 

zu einem nicht unwesentlichen Teil Kranken

betreuung leisten, betrug der Forschungsanteil 
an der Arbeitszeit des wissenschaftlichen Per
sonals an Hochschulen sogar 49,4%. Verglichen 
mit den Daten aus der FEtE-Erhebung 1981 
konnte das wissenschaftliche Personal den For
schungsanteil an der Arbeitszeit um 7, 1010 (7,4% 

exkl. Kliniken) steigern (vgl. Band 2, Kapitel 8). 
Im Zeitraum zwischen 1 993 und 1996 er

höhte sich die Zahl der Planstellen für wissen
schaftliches Personal (vgl. Band 2, Tabelle 3.3a) 
von 8856,4 auf 9720,5, was eine Steigerung von 

9,8% bedeutet. Eine Auswertung nach fach
verwandten Fakultäten zeigt, daß die medizini
schen Fakultäten mit 18,4010 den größten Plan
stellen zuwachs verzeichneten. Eine überdurch-

40 

Kapitel 2 

Tabel le 3 

Wissenschaftliches Personal an Hochschulen 

(in Vollzeitäquivalenten, exkl. Lehre und sonst. 

Tätigkeiten) 

Gruppen von 1 989 1 993 Verände-
Studienrichtungen rung in  % 

Natu rwissenschaften 1 1 83,2 1 523,6 28,8% 
Technische Wissenschaften 567,9 654, 1 1 5,2% 
Humanmed izin i nkl. Kl in iken 856,5 103 1 ,9 20,5% 

Land- und Forstwirtschaft, 

Veteri närmedizi n 1 1 5,4 1 40,9 22, 1 %  
Sozia Iwissenschaften 554,9 81 3,8 46,7% 
Geisteswissenschaften 698,6 701 ,4 0,4% 

I nsgesamt 3976,5 4865,7 22 ,4% 

Quelle: Österreichisches Statistisches Zentralamt 

schnittliche Zuwachsrate verzeichneten auch die 

sozialwissenschaftlichen Fakultäten mit 10,7% 

und die geisteswissenschaftlichen Fakultäten mit 
11,9010. Planstellenrückgänge von 1,6% gab es 
nur bei den Fakultäten für Maschinenbau. 

2.5.2 Forschungsoutput 

Zu den wichtigsten Outputs wissenschaftlicher 
Forschung gehört das Verfassen wissenschaftli
cher Publikationen. Für wissenschaftssoziolo
gische Untersuchungen wurde am Institute for 

Scientific Information in den USA die bedeu
tendste Datenbank für wissenschaftliche Publi
kationen und Zitate aufgebaut, die heute oft für 
Bewertungen wissenschaftlicher Leistung her
angezogen wird. Zwar ist die Bewertung von 
wissenschaftlichen Leistungen einzelner Perso

nen mittels Publikations- und Zitationsindices 
problematisch und methodisch höchst unsau
ber, trotzdem können auf einem hoch aggre
gierten Niveau, wie etwa auf nationaler Ebene, 
relevante Ausagen über den Stand innerhalb der 
Scientific community abgegeben werden. Aus 
diesem Grund wurde dem Institut für Höhere 
Studien der Forschungsauftrag erteilt, eine öster
reichspezifische Auswertung der Datenbanken 
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des Institute for Scientific Information zu ma
chen. Im September 1995 wurde der erste Zwi
schenbericht des zweijährigen Projekts .. Evalua
tion der akademischen Forschung im interna

tionalen Vergleich" vorgelegt. 

Die Zahl der im Science Citation Index er

faßten Publikationen aus Nordamerika, West

europa, Israel, Japan, Neuseeland und Austra
lien erhöhte sich demzufolge von 303.711 im 
Jahr 1980 auf 444.417 im Jahr 1993. Der Anteil 
in Österreich verfaßter Publikationen sank zwi
schen 1980 und 1987 von 0,74% (2252 Publi
kationenl . auf 0,59% (2205 Publikationen), um 
danach bis zum Jahr 1993 relativ kontinuier
lich auf 0,7% (3094 Publikationen) anzusteigen. 
Der Social Science Citation Index weist für Öster
reich für das Jahr 1989 einen Anteil von 0,32% 

(181 Publikationen) aller erfaßten Publikatio

nen aus. Dieser Anteil stieg bis zum Jahr 1993 
auf 0,39% (242 Publikationen). Die Unterschie

de in den Anteilen Österreichs am Science Cita
tion Index und am Social Science Citation In
dex liegen zum Großteil an den unterschiedli
chen Publikationsgewohnheiten in den einzel
nen Wissenschaften. 

Um ein Vergleichsmaß zu anderen Ländern 
zu erhalten, wurde die Anzahl der Publikationen 
der Einwohnerzahl, dem finanziellen und dem 
personellen Input gegenübergestellt. Bei der er
sten Berechnungsform erreicht Österreich mit 
41,59 Publikationen je 100.000 Einwohnerinnen 

Rang 17 unter den OECD-Staaten und liegt da
mit klar unter dem OECD-Durchschnitt, der 58,07 
Publikationen je 100.000 Einwohnerinnen be

trägt. Bezogen auf die Relation von Publikations
output zu personellem Input erzielt Österreich 
gute Werte. Österreich positioniert sich mit 0,59 

Publikationen je Personenjahr auf Rang 8 und 
somit im starken Mittelfeld der OECD-Länder 
(OECD-Mittelwert: 0,5 Publikationen je Perso
nenjahr). Bei der Gegenüberstellung von finan
ziellem Input und Publikationsoutput kommt 
Österreich mit 3,64 Publikationen je Million in 
Forschung und Entwicklung investiertem Dol

lar auf dem relativ schlechten 16. Rang inner
halb der OE CD-Staaten (OECD-Mittelwert: 4,91 
Publikationen je Million Dollar) zu liegen. 

Das Institut für Höhere Studien kommt zum 

Lehre ·und Forschung 

Schluß, daß Strategien, die versuchen, Öster
reichs Publikationsoutput zu erhöhen, gleich
zeitig auf Steigerungen beim Input, wie etwa 
höhere Forschungsausgaben, und Effizienzstei

gerungen zielen sollten. 

2.5.3 Schwerpunktsetzung : Leitschwerpunkte 

Für die Vergabe von Auftragsforschungsmitteln 

des Bundesministeriums für Wissenschaft, Ver
kehr und Kunst gilt grundsätzlich, daß das Res
sort am Ergebnis der Arbeit für sich unmittelbar 
Interesse haben muß. Dies ist der Fall, wenn eine 
Mitfinanzierung, wie etwa im Rahmen der Bund
Bundesländerkooperation, erfolgt oder eine inter
nationale Finanzierungsverpflichtung vorliegt, 

wie sie etwa im Rahmen von COST gegeben ist, 
bei Vorliegen einer Ministererklärung, wie etwa 

bei der Erforschung von Alternativen zum Tier
versuch, weil das Projekt der Infrastrukturver

besserung dient oder weil ein vom Ressort aus
gearbeitetes Programm (Leitschwerpunkte) vor

liegt. Bisher wurden sieben Leitschwerpunkte 
eingerichtet. 

Ausgehend von der Aktualität des Phäno

mens .. Fremdenfeindlichkeit", seiner politischen 
Relevanz und dem vorhandenen Forschungs

bedarf wurde der sozialwissenschaftliche Leit

schwerpunkt .. Fremdenfeindlich keit. Erfor
schung, Erklärung und Gegenstrategien " imple
mentiert. Übergeordnetes Ziel der im Rahmen 
dieses Schwerpunktes zu vergebenden For
schungsaufträge ist die Erforschung und Ana
lyse der Ursachen von Fremdenfeindlichkeit und 

davon ausgehend die Entwicklung von Gegen
strategien. Die detaillierte Planung des im Juni 
1995 öffentlich ausgeschriebenen Forschungs
schwerpunktes erfolgte im Jahr 1994. Aufgabe 

der Auftragnehmer wird es sein, auf Basis der 
Ergebnisse der Grundlagenforschung praxisre
levante Strategien zur Bewältigung des Phäno
mens .. Fremdenfeindlichkeit" auszuarbeiten, 

Der Leitschwerpunkt .. Kulturlandschafts
forsch ung" ist integraler Bestandteil des umfas

senden Umweltforschungsprogrammes des Bun
desministeriums für Wissenschaft, Verkehr und 

Kunst. Die forschungspolitische Bedeutung des 
Schwerpunktes 

'
liegt darin, daß geistes- und na-
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turwissenschaftliche, technische und sozialwis
senschaftliche Forschungsansätze zusammenge

führt werden. Im Spannungsfeld zwischen Wohl
standssicherung und Erhalt der Biodiversität 

sollen Konsensfindungen und sozial- und natur
verträgliche Konfliktlösungsstrategien erarbei
tet werden. Der inhaltlich sehr breit angelegte 
Forschungsschwerpunkt wurde in folgende fünf 
Sachbereiche gegliedert: 
• Indikatoren der Nachhaltigkeit, 
• Grundlagen der Sicherung von Biodiversität 

und Lebensqualität, 
• Genese, Wandel und Wahrnehmung der Kul

turlandschaft, 
• Multifunktionalität und Nutzungskonflikte, 
• regionale und überregionale Umsetzung. 

Die biomedizinische Technik ist ein multi

disziplinäres Fachgebiet, das die Ingenieurwis
senschaften, die Naturwissenschaften und die 
Medizin umfaßt. Im Rahmen des Leitschwer
punktes " Biomedizinische Technik und Werk
stoffe mit besonderen Eigenschaften " konzen

triert sich die Durchführung von Forschungs

vorhaben auf Gebiete, die wirtschaftlich gese

hen als zukunftsträchtig und kompatibel zu EU
Programmen gelten. Die aktuellen Themenbe
reiche sind die Leichtmetallegierungen, Hoch
leistungskeramiken und Verbundwerkstoffe, Ver
fahren für die Entwicklung von pulvermetallur

gischen Werkstoffen mit besonderen Eigenschaf
ten und Werkstoffe für chirurgische Implantate. 

Zu Beginn des Jahres 1995 wurde der Leit
schwerpunkt "Erdbeobachtung" mit spezieller 
Berücksichtigung des Umweltmonitorings ein

gerichtet. Die Forschungsaktivitäten konzentrie
ren sich auf Anwendungsforschung für den Ein

satz der satellitengestützten Erdbeobachtung, die 
Erdbeobachtung für Umweltfragen der Alpen 
sowie den Einsatz der Erdbeobachtung für klei

ne Regionen. Im Zusammenhang mit der wis
senschaftlichen Bearbeitung sowie Nutzung 
der regionalen und landschaftsbezogenen Infor
mationen ergibt sich eine enge fachliche Ver
netzung mit dem oben dargestellten Schwer

punkt "Kulturlandschaftsforschung". Als erster 
Schritt zur Verwirklichung des Leitschwerpunk
tes wurde das Projekt "MISSION" (Multi-Image

Synergistic-Information for the Observation of 
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the Nature) mit finanzieller Unterstützung des 

Bundesministeriums für Wissenschaft, Verkehr 

und Kunst in Angriff genommen. 
Während die meisten ökosystemaren Ar

beitsfelder innerhalb der Umweltforschung im 

integralen Ansatz des Leitschwerpunktes "Kul
turlandschaftsforschung" Berücksichtigung fin
den, werden die technologiespezifischen Frage

stellungen im Leitschwerpunkt "Zukunjtsfdhige 
Energie- u nd Umwelttechnologien " behandelt. 
Der Schwerpunkt baut auf den langfristigen 

Ressortaktivitäten der Energieforschung sowie 
der Umwelt- und Verkehrstechnologien auf. Er
gänzt und erweitert werden diese Forschungs
felder um die strategisch wichtige Frage der 
Nachhaltigkeit und erfolgreicher Umsetzungs
strategien. Gleichzeitig werden ökologische Ein
flüsse und soziale Fragen berücksichtigt. Inner
halb des Leitschwerpunktes bildet der Schwer

punktbereich " Sustainability/ Strategien zur 
Nachhaltigkeit" durch die Befassung mit grund

sätzlichen bzw. strategischen Fragen den Über
bau für die technologischen Schwerpunktthe

men " Solare Strategie und E nergieeinsparung", 
"Biomasse", "Cleaner Production/Umwelttech
nik" und "Verkehrstechnologien und -systeme". 

Strategien zur Bekämpfung der Arbeitslo
sigkeit stehen in Österreich und in der Euro

päischen Union auf der politischen Tagesord
nung. Der neue Leitschwerpunkt " Technologie, 
Wachstum, Beschäftigung"  soll für die österrei
chische Situation die Wechselwirkungen zwi

schen dem rasant steigenden Einsatz neuer Tech
nologien, zunehmender struktureller Arbeitslo

sigkeit und optimalen Wachstumsraten unter
suchen. Das Forschungsprogramm ist in die Mo
dule "Technologie und Qualifikation bzw. Aus
und Weiterbildung", "Technologie und Beschäf
tigung bzw. Verteilungsfragen" , "Technologie 
und Dienstleistungssektor" und "Organisations
strukturen" gegliedert. Die erwarteten For
schungsergebnisse sollen es ermöglichen, geeig
nete Maßnahmenvorschläge zur Anpassung der 
Qualifikation an den technologisch bedingten 

Bedarf zur Verkürzung des Time-Iags zwischen 
technologischen Veränderungen und der Reak
tion der Bildungswege und eine Vorausschau auf 
neu entstehende Berufsbilder zu erstellen. 
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Die Herstellung kleiner Strukturen, wie bei 
der Feinwerktechnik, wo mikroelektronische und 
chemisch-biologische Technologien zusammen
wirken, gewinnt immer mehr an Bedeutung. Der
artige Produkte, darunter Biosensoren, Druck

köpfe für Tintenstrahldrucker, Minimotoren und 
Verbindungsstücke für Lichtwellenleiter, werden 
immer häufiger eingesetzt. Im Frühjahr 1995 

wurde die Einrichtung des neuen Leitschwer
punktes "Mikrosystemtechnik / Nanoenginee
ring" beschlossen, der die für diesen Bereich 
optimale Kombination zwischen grundlagen
und anwendungsorientierter Forschung gewähr
leistet. 

Bereits seit mehreren Jahren hat der Fonds 

zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung 
die Vorteile von Schwerpunktsetzungen in der 

Forschung erkannt. Diese erfolgen nicht nur in 
Zusammenhang mit budgetpolitischen Notwen
digkeiten, sondern ersetzen das Gießkannenprin
zip bei der Mittelvergabe durch eine gezielte 

.' 

Lehre und Forschung 

Konzentration der Förderungsmittel auf wesentli

che Forschungsfragen. Eine der bedeutendsten 
Komponenten des Förderungsinstrumentariums, 
das Schwerpunktbildungen ermöglicht, sind die 
Spezialforschungsbereiche, von denen seit 1993 

acht bewilligt wurden. An der Universität Wien 
wurden die Spezialforschungsbereiche "Gewe

beschädigung und Gewebereparatur" und "Mol

lekulare Mechanismen der Zell differenzierung 
und des Zell wachstums" eingerichtet. An der 
Universität Graz existieren die drei Spezial
forschungsbereiche "Optimierung und Kontrol
le", "Modeme" und "Biomebranen und Athero
sklerose". An der Technischen Universität Graz 
wird an den Spezialforschungsbereichen "Bio

katalyse" und "Elektroaktive Stoffe" gearbeitet. 
An der Universität Innsbruck wurde der Spezial

forschungsbereich "Biologische Kommunikation 

auf zellulärer und molekularer Ebene" aufge
baut. 
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3 Fachhochschul-Studieng äng e 

3. 1  Das  Bundesgesetz über Fachhochschul

Studiengänge: Regelungsmechanismus 

und Implementierung 1 993 bis 1 996  

M it d e m  Fachhochschulsektor hat das österrei
chische postseku ndäre B i ldungswesen e i n  An
gebot erhalten, das völ l ig neuartigen Gesetz
mäßigkeiten gehorcht. Dem Auftrag des Regie
rungsprogramms 1990 entsprechend, wurde für 
den neuen Bereich ein Gesetz ausgearbeitet, das 
mit  der österreichischen Tra dition zentral isti
scher Deta ilregelungen bricht und eine neue Art 
der Qualitätssicherung in das österreichische 
B ildungswesen einführt. D as Bundesgesetz über 
Fachhochschul -Studiengänge (FHStGj, BGB\. N r. 
340/ 1993, wurde im Mai 1993 vom Parl ament 
verabschiedet und ist - mit  Ausnahme der Be
stimmungen betreffend den F achhochschulrat 
- am I .  Oktober 1993 in  Kraft getreten. Detai l
l ierte Informationen über den Fachhochschul
sektor können dem Bericht .. Zwei Jahre FHStG. 
Bericht über Stand und Perspektiven des Fach
hochschulsektors sowie über die Möglichkeiten 
e i ner N achqualifizierung von Absolventlnnen 
berufsbildender Schulen" entnommen werden. 

Im FHStG überw iegen p rozessuale  Vor
schriften, die die Anerkennung von Fachhoch
schul-Studiengängen betreffen;  i nhaltl iche Vor
gaben h ingegen beschränken sich auf die Fest
l egung von M i n d esterfordernissen, d ie  F ach
hochschul -Studiengänge zu erfü l l en haben. Im 
Gegensatz zum herkömmlichen Regelungsmodell 
beschränkt sich der Gesetzgeber im Fachhoch
schulbereich ganz bewußt auf ein M in i m u m  
normativer I nhalte. 

Wesentliche Merkmale des neuen Hoch
schulsektors s ind:  
• Die E i n richtung von Fachhochschul-Studien
gängen und von Fachhochschulen ist kein Mo
nopol des Bundes, es gibt die Möglichkeit der 
privaten Trägerschaft. 
• Die inhalt l iche Definition der Srudienange-

bote und die Si cherung ihrer Qual ität erfo lgen 
n i cht durch engmaschige normative Vorschrif
ten auf Gesetzes- u n d  Verordnungsebene. Er
stere l iegt in  der Verantwortlichkeit der Anbie
ter, die Qualitätssicherung ist Aufgabe des Fach
hochschulrates. 
• Qualitätssicherung ist nicht auf eine ex-ante 
Kontrolle beschränkt. Das FHStG sieht eine ex
post Kontrolle durch interne und externe Eva
luierungsmaßnahmen vor, um die Verantwort
l ichkeit der Erhalter und Lehrenden für die Quali
tät der Ausbi l dung zu stärken und einem .. E wig
keitsstatus" von Studienrichtungen entgegenzu
wirken. Der l aufenden Evaluierung kommt exi
stentiel le Bedeutung zu:  Die Vorlage eines Eva
l uationsberichtes bzw. dessen Abnahme durch 
den Fachhochschulrat ist Voraussetzung für eine 
Verlängerung der Anerkennung eines Fachhoch
schul - Studienga nges nach Ablauf seines auf 
maximal fünf Ja hre befristeten Anerkennungs
zeitraums. 
• Der Prax isbezug der Studiengänge wird n icht 
bloß durch eine ei nmalige Befassung von Ver
treterInnen aus den Berufsbereichen i m  Rah
m e n  des Begutachtungsverfahrens hergestellt, 
sondern durch deren kontinu ierl iche Ei nbezie
hung: Berufspraktikerlnnen gehören dem Fach
hochschul rat, den Arbeitsgruppen zur Entwick
lung des Studienganges und den Lehrkörpern 
an. Auch wird das Berufsfeld der Absolventlnnen 
zum Forschungsgegenstand gemacht: einerseits 
durch das Erfordernis, eine Studie zur B il dungs
nachfrage und zum Qualifikationsbedarf für den 
beantragten Studiengang vorzulegen und a n de
rerseits durch das Erfordernis, im Rahmen der 
Evaluation auch den Berufseintritt und -verlauf 
der AbsolventInnen zu untersuchen. 
• V�rgleiche der Bi ldungssysteme zeigen, daß 
der österreichische Hochschulsektor im i nterna
tionalen Vergleich äußerst homogen beschaffen 
ist. Wurde diese durch einen hohen Regelungs
grad hergest el lte E inheitlichkeit in der Vergan-
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genheit im Sinne von Chancengleichheit und -
zumindest in der Theorie - gleichem Ausbil
dungsstandard der Absolventlnnen vorwiegend 
positiv bewertet, so setzt sich in der aktuellen 

bildungspolitischen Diskussion allmählich ein 

neues Verständnis von Chancengleichheit durch, 

dem nur durch ein der Verschiedenheit der Fähig
keiten Rechnung tragendes, heterogenes Bil
dungsangebot entsprochen werden kann. Die
ser Forderung trägt das Fachhochschulkonzept 

durch die stärkere Akzentuierung praktischer und 
anwendungsbezogener Ausbildung Rechnung. 

Der Fachhochschulsektor erfüllt somit auch eine 
Entlastungsfunktion für die Universitäten, in
dem er ein Angebot bereitstellt, das auf die In
teressen einer StudentInnenschaft zugeschnit
ten ist, die bislang an Universitäten studiert hat, 

ohne eigentlich eine wissenschaftliche Tätigkeit 
ins Auge zu fassen. 

• Schließlich dient das diversifizierte Angebot 
nicht zuletzt der Anpassung österreichischer 
Bildungsangebote an die europäischen Struktu

ren im Bildungswesen; es ermöglicht daher auch 
die Mobilität österreichischer ArbeitnehmerInnen 
auf dem internationalen Arbeitsmarkt. 

Das FHStG sieht ein AkkreditierungsmodeU 
für die Anerkennung von Fachhochschul-Stu
diengängen vor. Die inhaltlich-qualitative Prü
fung der Studienangebote obliegt nicht politi
schen VertreterInnen, sondern einem dafür ein
gerichteten Expertlnnengremium. Die Bestim
mungen des FHStG, die den Fachhochschulrat 
betreffen, sind bereits mit dem der Kundma
chung des FHStG folgenden Tag, am 29. Mai 
1993, in Kraft getreten, um dessen Konstituie
rung am 21. Oktober 1993 zu ermöglichen und 

die Arbeitsfähigkeit des Gremiums ab Inkraft
treten des Gesetzes sicherzustellen. Im Herbst 
1993 waren die Mitglieder bestellt, und am 23.  
Oktober 1993 konnte der FHR seine erste Voll
versammlung abhalten. Er ist danach mit regel
mäßiger Frequenz ein- bis zweimal monatlich 
zu ein- bis zweitägigen Vollversammlungen zu
sammengetreten. 

Das Qualitätssicherungssystem für den 
Fachhochschulsektor mit dem zentralen Akteur 
"Fachhochschulrat" hatte einen guten Start. In
nerhalb eines Jahres wurden zehn Fachhoch-
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schul-Studiengänge ins Leben gerufen. Im zwei
ten Jahr konnte das Gremium weitere elf Pro

gramme als Fachhochschul-Studiengänge an
erkennen (vgl. 3.3) .  

3.2 Finanzierung 

Grundlage für die Finanzierung und den Aus
bau des Fachhochschulsektors ist die "Entwick
lungs- und Finanzierungsplanung für den Fach

hochschulbereich", die am 22. März 1994 vom 
Ministerrat beschlossen wurde. Das darin nie
dergelegte "Mischfinanzierungsmodell" sieht 
eine studienplatzbezogene Mitfinanzierung des 
Bundes vor; danach übernimmt der Bund 90% 
der Normkosten pro Studienplatz. 

Die Kosten der Studienplätze werden auf

grund der jährlichen Personalkosten und der lau
fenden Betriebskosten unter Heranziehung der 
Erfahrungswerte aus dem Schul- und Univer

sitätsbereich berechnet. Sie liegen zwischen 

105.000,- S im technischen und 88.000,- S im 
kaufmännischen Bereich. Damit fördert der Bund 
einen Studienplatz mit 95.000,- bzw. 80.000,
S jährlich. Die Übernahme von Bau- und In
vestitionskosten durch den Bund wurde für die 
Anfangsphase ausgeschlossen. 

Die Beurteilung der Förderungswürdigkeit 
eines vom Fachhochschulrat positiv beurteilten 

Studienprogrammes erfolgt anhand eines Krite
rienkataloges, der ebenfalls in der "Entwick
lungs- und Finanzierungsplanung" enthalten ist. 
Danach sollen Fachhochschul-Studiengänge vor 
allem zum Abbau regionaler Disparitäten und 
struktureller Doppelgleisigkeiten im Bildungs
system beitragen sowie die Durchlässigkeit des 
Bildungssystems - vor allem für Absolventlnnen 
des dualen Sektors - fördern. 

Das Ziel dieses neuartigen Finanzierungs
mechanismus besteht in der Förderung der be
triebswirtschaftlichen Flexibilität der einzelnen 
Bildungsinstitutionen, die mit einer Stärkung der 
Eigenverantwortlichkeit einhergehen muß. 
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3.3 Ausbaustand des Fachhochschu lsektors 

Im Wintersen1t'ster 1 994/9 5 nahmen die ersten 

zehn Fachhochschul -Studiengänge i hren Betrieb 

auf, 1 995/96 wurden weitere zehn Angebote ein

gerichtet .  

Derzei t  umfaßt der Fachhochschulsektor 

folgende Angebote:  

Seit Wintersemester 1 994/95 :  

Fertigungsautomatisierung, Dornbirn 

Präzisions-, Systelll - und Inforllla t ionstec!l I l ik ,  

Wr. Neustadt 

A utomatis ierte An lagell- und Prozeßtechn ik, 

Wels 

Soji lj1(l re Engineering, Hagenberg 

Elektronik, Wien 

Gebäudetechnik,  Pinkafeld 

Internationale Wirtsc!J ({ftsbezieh ungelJ , 

E isenstadt 

Wirtschajtsberatende Berufe, Wr. Neustadt 

Tourismus ManagemelJ t, Wien, Modul 

Tourismus und Freizeilwirtsclwft, Krems 

Seit Wintersemester 1 995/96:  

Ba u i ngell ieu  rll'ese/l-Projektma nogement, 

Spi l 1a l /Drau 

Ba uplanung und Bau l11a/lagement, Graz 

Elektronik, Spit t a l /Drau 

Holztechnik li nd Holzll'irrschajt, Kuchl 

Betriebliches Prolf'ß- und Projektma nage/1JelJt, 

Dornbirn 

Tc/eko lllll l ll n ika t ionstec!l I l ik und -systelne, 

Sa lzburg 

Industrielle Elektronik, Kapfenberg 

Indust riell ' i  rtscll{{ft, Kapfenberg 

Industrial Design, Graz 

Produktions- und Managemellt!ech /lik, Steyr 

Im Wintersemester 1 996/97 werden voraus

sichtlich folgende neue Stud ienangebote 

eingerichtet: 

Bauingenieurlliesen - Bau /1Ja nage/1JelJ t ,  Wien 

Produkt ions- wld A u tomatis ierwzgstec!J lJ ik, 

Wien 

Fahrzellgtech n ik (A utomati l'e Engineering), 

G ra z  

Elektrotecll l l ik für Berufstätige, Spittal/Drau 

Fach hochsch u 1 -Stud iengä nge 

Telekomln zl l l ika t ion uml Medien, St. Pähcn 

Multi Mn/ia A rt, Salzburg 

Mediell tech nik und -design. Hagenberg 

Europäische Wirtsch({ji und U!l ter/leil lne/ls

füh rung für Berufstätige, Wien 

U/lterl/ ehmensgestaltende Berufe, l nnsbruck 

Unter/leh lIlensjli h ru 11q jli r die 111 ittelständ ische 

Wirtsclzaji. Wien 

Fillanz-. Rech l l 1l 1 lYs- und Stellfrll'fSfll, Wien 

Markctiny fiir Berufstätige, G raz 

Somit stehen im Wintersemester 1 99 6/97 - drei 

Jahre nach Inkra fttreten des FHStG - rund drei

ßig Angebote mit ca. 3.900 Studienplätzen auf 

dem Fachhochschulsektor zur Verfügung. Durch 

die E inrichtung von Studiengängen für Berufs

tätige ' w ird ab dem Wintersemester 1 996/97 

auch die Nachfrage dieser Zielgruppe befriedigt. 

Die ersten iisterreichischen Fachhochschul

student I n nen konnten im Sommersemester 1 996 

ihr  Studium a m  Technikuill Dornb i rn (Fert i

gungsautomatisierung) absch l ießen. Es handel t  

sich dabei um Studierende, d ie  ihr  Studium noch 

im Studienversuch Fertigungsautomatisierung 

der Technischen Universit ät G raz aufgenommen 

haben, der 1 994/95 i n  den Fachhochschul-Stu

diengang übergeführt wurde. 

3.4 Doktoratsstud ium 

Gem.  § 5 Abs. 3 FHStG s ind Absolventlnnen 

von Fachhochschul-Studiengängen zu einem um 

zwei Semester verlängerten Doktoratsstudium 

a n  einer Universi tät  berechtigt.  Das für die je

weil ige Fachhochschul-Studienrichtung in Fra

ge komlllende DoktoratsslUdium und die wäh

reml der beiden zus3tzl ichcn Semester zu absol

vierenden Lehrvcranstal tungen s ind vom F ach

hochschul rat im E invernehmen mit  der (den) 

Gesallltstud ienkommission(en)  durch Verord

nung festzulegen. Da sich die betreffenden Ge-

1 Unternehmensgestaltende Berufe, I n nsbruck: Europäische 

Wirtschaft und Unternehmensführung für Berufstätige, Wien ; 
Unternehmensführung in der mittelständischen Wirtschaft, 

Wien ;  Finanz-, Rechnungs- und Steuerwesen, Wien ;  Marke

ting, Gra z ;  Bauingenieurwesen-Baumanagement, Wie n ;  Elek

trontk, Spittal/Drau. 
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Fach hochsch u I-Stud iengänge 

samtstudienkommissionen erst konstituieren 
mußten, ging die Zuständigkeit zur Erlassung 
der Verordnung über das Doktoratsstudium in 
bezug auf die ersten zehn Studiengänge gern. § 
5 Abs. 3, 3. Satz FHStG auf den Bundesminister 

für Wissenschaft, Verkehr und Kunst über. Die 
Verordnungen wurden nach Konsultation des 
Fachhochschulrates und unter Mitwirkung der 

sich aus diesem Anlaß konstituierenden Gesamt
studienkommission für das Doktoratsstudium der 
technischen Wissenschaften bzw. nach Befra
gung der wirtschaftswissenschaftlichen Fakul
täten erarbeitet. 

3.5 Entwicklung des Sektors 

bis zum Jahr 2000 

3.5.1  Quantitative Entwicklung 

Die "Entwicklungs- und Finanzierungsplanung 
für den Fachochschulbereich" sieht bis zum 
Studienjahr 1999/2000 eine Aufstockung der 
Studienplätze im Fachhochschulbereich auf ca. 

10.000 Studienplätze vor. Diese Entscheidung 
beruht auf einer Abschätzung der Nachfrage und 

der Entwicklung der Angebote. Die Größenord
nung wird, wie der bisherige Aufbau des Sek
tors zeigt, eingehalten werden. 

Teilweise wird die Forderung nach einem 
schnelleren Ausbau des Fachhochschulsektors 
erhoben. Dagegen ist erstens einzuwenden, daß 
in der durch die "Entwicklungs- und Finanzie

rungsplanung" vorgesehenen Anzahl von Stu
dienplätzen eine allfällige Überführung von be
stehenden Postsekundarangeboten in den Fach
hochschulbereich nicht berücksichtigt wurde. 
Zweitens birgt eine zu rasche Expansion des 
Sektors die Gefahr von Fehlentwicklungen in 
sich, so daß gerade in der Anfangsphase quali
tativen Aspekten des Angebotes sowie der Qua
lifikation der Lehrenden größere Bedeutung zu
kommt als der Beschleunigung des Ausbaus. 
Schließlich soll der Fachhochschulsektor einen 
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Beitrag zur Strukturbereinigung des Postsekun- . 
darsektors leisten. Die Entwicklung des neuen 
Angebotes ist daher nicht nur isoliert, sondern 

auch unter �em Aspekt der Auswirkungen auf 
das gesamte Bildungssystem zu betrachten. 

3.4.2 Zielgruppenorientierte 

Weiterentwicklung des Angebotes 

Zielgruppenorientierte Maßnahmen sollen un
ter bestimmten Rahmenbedingungen die Schaf
fung solcher Angebote auf Fachhochschulebene 
erleichtern bzw. forcieren, die auf die Bedürf
nisse bislang benachteiligter Personengruppen 
zugeschnitten sind. In den Regierungsprogram

men explizit erwähnt sind AbsolventInnen des 
dualen Systems. Der Zugang zum Fachhoch

schulstudium ist daher grundsätzlich auch ohne 
Hochschulreife möglich. 

Eine weitere Zielgruppe sind berufstätige 
Studierende. Infolge der fehlenden Erfahrung in 
der Gestaltung von Studienangeboten, die auf 
die spezifischen Bedürfnisse von Berufstätigen 
abgestimmt sind, werden die ersten Studiengän
ge für diese Zielgruppen erst ab dem Winterse
mester 1996/97 angeboten (vgl. 3.3). 

Frauen sind im Fachhochschulsektor bis
lang sowohl in der Gruppe der Studierenden als 
auch unter den Lehrenden unterrepräsentiert; 
dies ist wohl darauf zurückzuführen, daß tech

nische Studienrichtungen nach wie vor vorwie
gend von Männern gewählt werden. Eine Er
weiterung des Fächerspektrums um die Bereiche 
Soziales und paramedizinische Berufe dient da
mit auch der Integration der Frauen in den Fach
hochschulsektor. 

Die zukünftigen Aufgaben des Fachhoch
schulsektors liegen vor allem in der Personal
entwicklung, in der Umsetzung des Entschlie
ßungsantrags über die "Nachqualifizierung" von 
HTL-AbsolventInnen sowie in der Evaluation der 
laufenden Studiengänge. 
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4 Finanzierung der Hochschulen 

4. 1 Budgetentwicklung im Berichtszeitraum 

Die Hochschulausgaben des Bundes umfassen 
einerseits den beim Bundesministerium für Wis
senschaft, Verkehr und Kunst im Kapitel 14 
"Wissenschaft und Forschung" veranschlagten 
Personal- und Sachaufwand einschließlich der 
hochschul relevanten Forschungsförderung, an

dererseits die beim Bundesministerium für wirt

schaftliche Angelegenheiten budgetierten Bau
ausgaben. Diese Hochschulausgaben sind laut 
jeweiligem Rechnungsabschluß von 24,2 Mrd. 
S im Jahr 1992 auf 29,4 Mrd. S im Jahr 1995 
gestiegen. Für 1996 sind 29,6 Mrd. S im Bundes
voranschlag präliminiert. 

Dies bedeutet bis einschließlich 1994 eine 
nominelle durchschnittliche jährliche Steigerung 
zwischen 7% und 8,5% und eine Steigerung von 

3,5% von 1994 auf 1995. Trotz der erforderli
chen Maßnahmen der Bundesregierung zur Bud-

Tabel le 1 

getkonsolidierung sind auch für 1996 und 1997 
Erhöhungen des Hochschulbudgets, allerdings 
nur von knapp unter einem Prozent, vorgese
hen. Bereinigt man das Hochschulbudget um den 

Bundesanteil zum Neubau des AKH, so erhöht 
sich die im Bundesvoranschlag enthaltene jähr
liche Budgetsteigerung für 1996 und 1997 auf 

ca. 1,5%. 
Der Anteil des Hochschulbudgets am Bun

deshaushalt stieg von 3,4% im Jahr 1990 auf 
3,94% im Jahr 1995, jener am Bruttoinlands
produkt von 1,07 auf 1,25%. Für 1996 ist ein 
Anteil am Bundeshaushalt von 3,97% veran
schlagt, 1997 sollen 4% überschritten werden. 

Vergleicht man die Entwicklung der Größen 
Hochschulbudget ' ,  Bundeshaushalt, Bruttoin-

1 Aus Vergleichsgründen ohne die Zahlungen des Bundes für 
den Neubau des AKH-Wien (VAMED). 

Hochschulausgaben laut Bundesrechnungsabschluß 1 992 bis 1 995, Bundesvoranschlag 1 996, 

in Mio. S 

1 992 1 993 1 994 1 995 BVA 1 996 

BMWVF (aus Budgetkapitel 1 4) 22.8 1 3, 8 19  25.453,3 1 5  27.626,899 28.686,371 28.979,033 

BMwA (aus Budgetkapitel 64) 1 .41 9,3 1 5  991 ,941 766,902 740,497 649,430 

Insgesamt 24.233, 1 34 26.445,256 28.393,801 29.426,868 29.628,463 

- ohne VAMED' 22.533 , 1 34 24.554, 1 94 26.8 1 7 , 1 47 28.450,792 28.892,463 

Steigerung geg. dem Vorjahr (nominel l ) 
abs. 2.2 1 2 , 1 22 1 .948,545 1 .033,067 201 , 595 
in 0/0 8,4 6,9 3,5 0,7 

ohne VAMED' 

abs. 2.02 1 ,060 2.262,953 1 .633,644 441 ,671 

in % 9,0 7,3 3,6 1 ,6 

1 Bundeszuschuß zum Neubau des AKH in Wien. 
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Finanzierung der Hochschulen 

Tabelle 2 
Hochschulbudget (BRA), ordentliche 

Hörerinnen und Planstel len für wissen

'schaftliches Personal, 1 992 bis 1 995, 

Indexentwicklung ( 1 992= 1 00) 

1 992 1 993 1 994 

Hochschu lbudget' 

nominel l 100.0 109,4 1 1 9,5 

real2 100,0 105,5 108, 1  

Ordentl. Hörer 100,0 1 02,4 105,0 

Planste l len 100,0 103,6 106,8 

1 Ohne Bundesbeitrag zum AKH-Wien (VAMED). 
2 Preisbereinigt mittels B IP-Deflator. 

1 995 

1 26,8 

1 1 0,0 

107,4 

1 1 4,8 

landsprodukt, ordentliche Hörerinnen und Plan
stellen für wissenschaftliches Personal, jeweils 

bezogen auf das Jahr 1985 (siehe Grafik 1), so 

zeigt sich vor allem eine sehr dynamische Ent

wicklung des Hochschulbudgets seit 1990. Sie 
schlägt sich in einem realen Zuwachs um 35% 
seit 1990 ebenso nieder wie im wachsenden 
Anteil der Hochschulbudgets am Bundeshaus-

Graphik 1 

Kapitel 4 

halt (derzeit rund 3,8%). Die Entwicklung des 
Hochschulbudgets wurde Anfang der neunziger 
Jahre der Entwicklung der StudentInnenzahlen 
deutlich angenähert. Besonders stark gestiegen 
sind im Berichtszeitraum die Planstellen für 
wissenschaftliches Personal. Sie erhöhten sich 
um fast 15 Indexpunkte zwischen 1992 und 

1995 gegenüber einer Vergrößerung der Zahl 
der Studierenden um 7,4 Indexpunkte und des 
realen Hochschulbugets um 16,2 Indexpunkte. 

Wenn man den Berichtszeitraum ins Auge 

faßt (siehe Tabelle 2), zeigt sich, daß die Stei
gerung des Hochschulbudgets sowohl nominell 
als auch real deutlich über den Zuwächsen bei 
den ordentlichen Hörerlnnen liegt. Der Zuwachs 
an Planstellen für wissenschaftliches Personal 
war höher als jener der Hörerinnenzahlen. 

4.2 Struktur und Komponenten 

des Hochschulbudgets 

Grafik 2 gibt einen Überblick über den im Hoch
schulbericht verwendeten Aufbau des Hoch
schulbudgets. Die Zuordnung der Ausgaben zu 
den einzelnen Komponenten des Hochschul
budgets folgt teilweise haushaltsrechtlichen und 

Hochschulbudget (BRA). Bundeshaushalt, Bruttoinlandsprodukt, ordentliche Hörerinnen und Plan-: 

stellen für wissenschaftl iches Personal, 1 985 bis 1 995, Indexentwicklung ( 1 985=1 00) 

HS-Budget, Bundeshaushalt und BI P preisbereinigt mittels BI P-Deflator 

1 60 

1 50 

1 40 

1 30 

1 20 

1 1 0  

50 

1 985 86 87 88 89 90 91 92 93 94 

Hochschu lbudget 

Ordentliche Hörer 

Planstellen f. wiss. Persona l 

B I P real 

Bundeshaushalt 
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t t'i lwt'ise fun ktionellen Gl iederungskriterien. Bei

spit'lswt'ist' würden die Personalausgaben der 

Universitätt'n in haushaltsrechtl icher Sicht nur  

die be im Ansatz 1 / 1 4200 veranschlagten Beträ

ge umfassen. In  fun ktiont'ller Sicht kommen je

doch auch Beträge h inzu, d ie  unter laufenden 

Aufwendungen veranschlagt s ind (Ausgaben für 

Lehraufträge, G astprofessorIn nen etc.). 

Im Berichtszeitraum haben sich auch durch 

Umstrukturit'ru ngen der Dienststellen Än derun

gen in den Budgetkompont'nten ergeben.  B is 

1 994 waren die Un iversi tätsbib l iotheken eigene 

Dienststellen mit gesondert ausgewiesenen Bud

gets .  Sie wurden zwischenzeitl ich personal- und 

budgettechnisch in die jeweil igen Universitäten 

oder Hochschulen eingegliedert. N eu h inzuge

kommen s ind ab 1 994 die Fachhochschul-Stu

diengänge. 

Von den 29,4 M rd. S Hochschulbudget wur

den 1 99 5  i nk lusive VAMED 2 1 ,9 Mrd. von den 

1 2  Univers i tä ten verbraucht, knapp 2 Mrd. von 

dt'n Hochschulen künstlerischer R ichtung und 

ca .  90  Mio .  von den Fachhochschulen. 5 ,5  M rd. 

S s ind nicht unmittelbar diesen Bereichen zu

orden bar. Davon entfal len fast 3 Mrd. auf die 

hochschulrelevante Förderung von Wissenschaft 

und Forschung, der Rest zum G roßteil auf die 

S tudienförderung und Raumaufwendungen. 

Bevor auf dit' Ausgaben- und E innahmen

seite des Hochschulbudgets näher e ingegangen 

G ra p h i k  2 
Struktur und Komponenten des Hochschu lbudgets 

I Hochschulbudget 

Organisationen Komponenten 

Un iversitäten Ausgaben 

Fi n a nzierung d e r  H ochschu l en 

wird, scheint t's zweckmäßig, sich dit' G rößen

ordnungen der Vt'rsch iedenen . .  F inanzierungs

quel len" bewußt zu machen : Die Hochschulaus

gaben des Jahres 1 994 wurden (einschl it'ßl ich 

ASFinAG) zu 9 5,8% aus der reellen Geb arung, 

zu 0,9% aus der zweckgebundenen Gebarung 

u n d  zu 3 , 3% aus der außerhalb der Bundeshaus

halts-Verrechnung stehenden Gebarung im Rah

men der Teilrechtsfähigkeit bestritten. Die Ausga

bendeckung durch zweckgebundene und Dritt 

mittel -E innahmen bleibt auch dann unter 6% , 

wenn man nur die i n  den Voranschl agst itel n 1 42 

und 1 43 für Univt'rsitäten, Hochschulen und de

ren Bib l iotheken enthaltenen Ansätzt' bet rachtet. 

4.2 . 1  Ausgaben 

In  den Jahren 1 993  bis 1 99 5  haben sich d ie  

Ausgaben für U ni versitäten und l lochschulen 

um 1 1 ,30f0 erhöht. Die Ausgabensteigerung in 

diesem Zeitraum beläuft s ich auf i nsgesamt fast 

3 M rd.  S. Den größten Antei l  dara n  hat  der 

Persona lbereich, er i st für 3 60;0 der gesamten 

Ausgabensteigerung verantwortl ich. Der laufen

de Aufwand trägt mi t  3 1 Ofo zur Gesamtsteigerung 

bei, der Bereich der Förclerungen m i t  2 70/0 und 

die I nvestit ionen in Anlagen mit  1 4%. 

Gesunken s ind hingegen im Bt'richtszt'it

raum die I nvestit ionen in Gebäude um etwas über 

3 2%. D ies h ängt mit der zunehmenden Ülwr-

Finanzierungsquellen 

Hochschu len künst leri scher 

R ichtung 

B ib l iotheken 1 (b is e i nschI. 1993) 

FHS-Stu d i engänge  

Perso na l a  u sga ben  

I nvest i t ionen'  

La ufende  Ausgaben 

Förderungen  

Ree l l"  Geba rung 

Zweckgebundene Geba ru ng 

Dr ittmittel  

ASFi nAG 

(ab 1994) E i n n a h m e n  

Ohne Nationa lb ib l iothek, Studienb ib l iothek Linz und  Österreich ische Phonothek. 
U mfassen einerseits Ausgaben für Bau und I nstandsetzung von Hochschu l gebäuden (Kapite l  64, ASFinAG) und andererse i ts 
Ausgaben für d ie Anschaffu ng von Anlagen. 
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Finanzierung der Hochschu len 

nahme von Hochschulbauten durch die Bundes
immobiliengesellschaft (BIG) zusammen. Da
durch sinken die "Investitionen in Gebäude", 
während gleichzeitig die "laufenden Ausgaben" 
steigen, da aus diesen die Zahlungen an die BIG 
geleistet werden. 

Die Einbeziehung des Voranschlages 1996 
in die Darstellung der Entwicklung der Aus

gabenkomponenten wäre problematisch, weil 
erfahrungsgemäß während des Jahres erhebli
che Umschichtungen zwischen den Komponen
ten stattfinden. 

Die Persona/ausgaben stellen regelmäßig 

den größten Ausgabenposten des Hochschul
budgets ; 1995 machten sie mit fast 13 Mrd. S 

44% der Hochschulausgaben aus. Die Personal
ausgaben umfassen neben den Gehältern und 

sonstigen Vergütungen für bedienstetes Perso
nal auch die Entgelte für die Arbeitsleistungen 
des nichtbediensteten Lehrpersonals, wie Lehr

beauftragte, GastprofessorInnen und Instruktor
Innen (Personalausgaben im Sachaufwand). Fast 
15% der Personal ausgaben entfallen auf solche 
zugekaufte Lehrleistungen und andere im Sach
aufwand verbuchte Personalaufwendungen. 

Durch die "Existenzlektorenaktion", d.h. die 
Umwandlung von Lehraufträgen in reguläre 
Dienstverhältnisse, von der in erster Linie die 
Hochschulen künstlerischer Richtung profitier
ten, kam es zu deutlichen Verschiebungen von 
den Personalaufwendungen im Sachaufwand zu 
den Personalausgaben im Kunsthochschulbe
reich: 1994 wurden 532 Mio. S für Personal
aufwendungen im Sachaufwand verbucht, 1995 
waren es nur noch 337 Mio. Gleichzeitig stie
gen im sei ben Zeitraum die Personalausgaben 

für bedienstetes Personal von 860 Mio. S auf 
beinahe 1,1 Mrd. S. Im Universitätsbereich fiel 
die ExistenzlektorInnenaktion nicht ins Gewicht 
und wurde budgetär weniger deutlich sichtbar. 

Im Berichtszeitraum ist der Aufwand für 
das gesamte Personal um insgesamt 9% gestie
gen, was verglichen mit dem Wachstum der an
deren Budgetkomponenten eher gering ist. 

Die Investitionsausgaben stellen mit 2,3 
Mrd. S (7,8%) den kleinsten Ausgabenposten des 
Hochschulbudgets dar. Während sich die Aus
gaben für Anlageinvestitionen um 29% erhöht 
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haben, sind die Ausgaben für Gebäudeinvesti
tionen um 32% gesunken. Die laufende Verrin
gerung der Gebäudeinvestitionen entspricht dem 

BIG-Gesetz (BGBI.Nr. 419/ 1992), wonach die 
Bau- und Liegenschaftsverwaltung des Bundes 
sukzessive von der .. Bundesimmobiliengesell
schaft m.b.H." übernommen werden wird. Die 

entsprechenden Ausgaben (Mieten und Betriebs
kosten) werden zunehmend in den laufenden 
Ausgaben veranschlagt sein. 

Die laufenden A usgaben machen 1995 mit 
9,5 Mrd. S rund 32% des Gesamtbudgets aus. 
Mit etwa 46% des Gesamtvolumens der laufen

den Ausgaben dominieren der klinische Mehrauf
wand und die Zahlungen an die VOEST-AIpine
Medizintechnik Ges.m.b.H. (VAMED) im Rahmen 

des Bundesbeitrages zum Wiener AKH. Die zweit

größte Position bilden die "sonstigen laufenden 
Ausgaben" mit einem Anteil von rund 29,4%. 
Sie umfassen vor allem den sogenannten Be

triebs- und Verwaltungsaufwand ( 1995: 1 ,3 Mrd. 
S) und die "ordentlichen Dotationen" für Unter

richts- und Forschungserfordernisse der Univer
sitäts- und Hochschuleinrichtungen. 24,6bfo oder 
2,3 Mrd. S dieser Budgetkomponente wurden im 
Vorjahr für Bau- und Raumaufwendungen ver
ausgabt. 

Die Förderungen repräsentieren mit 4,7 Mrd. 
S einen Anteil von 16% des Hochschulbudgets. 
Den größten Anteil darunter haben mit 3 Mrd. S 
oder 63% die Forschungsförderungsmittel, die 
zu einem großen Teil vom Fonds zur Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung und der Aka
demie der Wissenschaften verwaltet werden. In 
dieser Summe sind aber beispielsweise auch das 
Forschungszentrum Seibersdorf oder die öster
reichischen Beiträge zum CERN enthalten. 

Abgesehen davon dominieren betragsmäßig 
die Ausgaben nach dem Studienförderungsgesetz 
mit 1,2 Mrd. S oder 25% der Förderungsmittel. 

Weiters sind in den Förderungen die Mit

tel für Auslandsaufenthalte und Auslandsstu
dien, die Unterstützung der Studentenheime oder 
der Österreichischen HochschülerInnenschaft 

enthalten. 
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Kapitel 4 Finanzierung der Hochschulen 

Tabelle 3 

Hochschulbudget. BRA 1 993 bis 1 995, BVA 1 996, Ausgaben nach Komponenten, in Mio. S 

Komponenten 1 993 1 994 1 995 Veränd. Anteil 1 996 (BVA) 

1 993-1 995 an der 

in 0/0 Veränd. 

Personalausgaben 1 1 .846,2 1 2.457,6 1 2.91 2,6 9,0 35,8 1 2.81 1 ,0 

in Ofo 44,8 43,9 43,9 43,2 

Investitionsausgaben 2.099,7 2.053,9 2.289, 1 9,0 6,4 2 . 1 70, 1 

in Ofo 7,9 7,2 7,8 7,3 

dav. fü r Gebäude' 694,7 510,6 470,1 -32,3 -7,5 390,0 

in Ofo 2,6 1 ,8 1 ,6 1 ,3 

dav. für Anlagen 1 .405,0 1 .543,3 1 .81 9,0 29,5 1 3 ,9 1 .780, 1 

in Ofo 5,3 5,4 6,2 6,0 

Laufende Ausgaben' 8.565, 1 9.403,0 9.501 ,8 1 0.9 3 1 ,4 9.840,8 

in Ofo 32,4 33,1 32,3 33,2 

Förderungen 3.934,2 4.479,4 4.723,4 20, 1 26,5 4.806,6 

in Ofo 1 4,9 1 5,8 1 6, 1  1 6,2 

Insgesamt" , 26.445,3 28.393.8 29.426,9 1 1 .3 1 00,0 29.628,5 

1 Inkl. Bauausgaben im Rahmen der ASFinAG. 
2 Inkl. Zahlungen an die VAMED. 

Tabel le 3.a 

Komponenten der Personalausgaben im Hochschulbudget. BRA 1 993 bis 1 99 5. BVA 1 996. in  Mio. S 

1 993 1 994 1 995 Veränd. 1 993-1 995 1 996 (BVA) 

abs. i n  Ofo 

Gehälter I sonst. Vergütungen 9.842.944 1 0.385,346 1 0.990,374 1 . 1 47,430 1 1 ,66 1 0.992,1 74 

Tür Bedienstete 

in Ofo 83,09 83,37 85, 1 1  85,80 
darunter Prüfungsentgelte 1 79,737 1 9 1 , 1 60 1 85,665 5,928 3 ,30 1 85,665 
in Ofo 1 ,52 1 ,53 1 ,44 1 ,45 

Zugekaufte Lehrtätigkeit 1 .701 .064 1 .7 54, 1 9 1  1 .593,356 -1 07,708 -6.33 1 .433 ,881 

in  Ofo 1 4,36 1 4,08 1 2,34 1 1 , 1 9  
darunter Prüfungsentgelte 95,848 101 ,835 1 1 2 , 1 23 1 6,275 1 6,98 99,203 
in  Ofo 0,81 0,82 0,87 0,77 

Sonstige Personalausgaben ' 302.223 3 1 8,077 328,842 26,6 1 9  3,68 384,953 

i n  0/0 2,55 2,55 2,55 3,00 

Personalaufwand insgesamt 1 1 .846,23 1 2.457.61 1 2 .9 1 2 ,57 1 .066,341 9,00 1 2.81 1 .01 

1 Z.B. Reisekostenvergütungen, freiwill ige Sozia l leistungen etc. 
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Finanzierung der Hochschulen Kapitel 4 

Ta belle 3.b 

Komponenten des laufenden Aufwands im Hochschulbudget, BRA 1 993 bis 1 995, BVA 1 996, 

in Mio. S 

1 993 1 994 1 995 Veränd. 1 993-95 
abs. in  0/0 

Klin ischer Mehraufwand 4.61 2,748 4.636,928 4.366,806 -245,942 -5,33 

in %  53,85 49,31 45,96 
darunter VAMED 1 .891 ,062 1 .576,654 976,077 -91 4,985 -48,38 
i n % 22,08 1 6,77 10,27 

darunter für sonst. K l in ikneubauten 292,845 229,042 554,357 261 ,51 2 89,30 
in % 3,42 2,44 5,83 

Bau- und Raumaufwendungen 1 .41 1 , 1 65 2 . 1 36,41 1 2.343,621 932,456 66,08 

in % 1 6,48 22,72 24,67 

darunter aus Kap. 64 297,252 256,341 270,437 -26,81 5 -9,02 
i n % 3,47 2,73 2,85 
darunter Zah lungen an  die B IG  224,708 526, 1 08 594, 1 85 369,477 1 64,43 
in % 2,62 5,60 6,25 

FHS-Studiengänge 1 ,778 89,025 89,025 

in % 0,02 0,94 
Übrige laufende Aufwendungen 2.541 ,2 1 6  2.627,866 2.702.348 1 61 , 1 32 6,34 

in % 29,67 27,95 28,44 

Laufender Aufwand insgesamt 8.565. 1 29 9.402.983 9.501 ,801 936,671 1 0.94 

Tabel le 3.c 

Komponenten der Förderungen im Hochschulbudget. BRA 1 993 bis 1 995, BVA 1 996, 

in Mio. S 

1 996 (BVA) 

3.924,626 

39,88 

736,000 

7,48 

609,800 

6,20 

2.543,307 

25,84 

259,430 

2,64 

991 , 1 73 

10,07 

234,000 

2,38 

3 . 1 38,829 

3 1 ,90 

9.840.762 

1 993 1 994 1 995 Veränd. 1 993- 1 995 1 996 (BVA) 

abs. in % 

Studienforderung nach dem StudFG 1 .036.346 1 .055.999 1 . 1 9 1 .395 1 55,049 1 4.96 1 .3 77 .000 

i n % 26,34 23,57 25,22 28,65 

Hochschulrel. Forschungsforderung 2.482.634 2.935, 1 36 2.991 ,029 508,395 20,47 2.865, 1 84 

in %  63, 1 0  65,53 63,32 59,61 

Sonstige Förderungen 1 41 5. 1 92 488.2 1 7  540,972 1 25,780 30.29 564,453 

in % 10,55 1 0,90 1 1 ,45 1 1 ,74 

Förderungen insgesamt 3.934, 1 72 4.479,352 4.723,396 789,224 20,06 4.806.637 

1 Z.B. Sozia lversicherung für Studierende, Beih ilfen, Förderung von Studentenheimen und -mensen, Förderung von Auslandsstudien 
und -kontakten. 
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Ka pitel  4 

4.2.2 E innahmen 

Die E innahmen der Un iversi täten. HochschulC'n 

und Bibl iotheken b ieten kein aussagekräftiges 

Gesamtbild. Die dem Bundesmin isterium für F i 

nanzen zut1iefknden E innahmen der  reellen Ge

barung der  Un iversitäten s tammen überwiegend 

aus dem Antei l  des Bundes am Vorsteuerabzug 

der VAMED. Bei den Hochschulen künstlerischer 

R ichtung ergeben sich diese Einnahmen im we

sen t l ichen aus den Beitriigen des Landes Ober

österreich bzw. der Stadt Linz zu den Aufwen

dungen des Bundes für die dortige Kunsthoch

schulC'. Die  zweckgebundenen. von der Hoch

schule direkt im Sinn des E inhebungszweckes 

wieder ausgebbaren E innahmen erreichen an den 

U niversitäten ein relativ großes Vol umen ( 1 99 5 :  

500.3 Mio. S). Der überwiegende Teil der zweck

gebundenen E innahmen der Un iversitäten sind 

Geldmittel aus der Tei lrechtsfähigkeit. d ie ge

mäß § 4 Abs. 7 UOG 1 993  für die E instel lung 

von refundierten Bundes-Vertragsbediensteten 

(z.B. Vertragsassistent innen für Forschungspro

jekte) zur Verfügung gestell t  werden. M i t  der seit 

1 994 geltenden Regelung. Bedienstete im Rah-

men der Teilrechtsfähigkeit nur mehr mit Dienst 

ven rägen nach dem Angestelltengesetz zu be

schä rt igen. fal len diese Kosten nun zur Gänze in 

die Verrechnungskreise der Tei l rechtsfähigkeit .  

Damit verkleinert s ich in  der Folge das Volumen 

der zweckgebundenen Gebarung der U nivers i

täten im Rahmen des Bundeshaushalts. 

Die Einnahmen decken derzeit etwas wen i 

ger a l s  4 %  ( 1 99 5 :  3 ,80/0) der beim Bundesmi ni ste

rium für Wissenscha ft, Verkehr und Kunst ver

a nschl agten Ausgaben für Universi täten und 

Hochschulen künstleri scher Richtung. 

4.3 Drittm ittel 

Für den vorl iegenden Hochschulbericht s ind die 

Daten aus den Rechnu ngsabschl üssen der te i l 

rechtsfähigen Ull i l 'crsiliircll Eillrichtullgell aus 

den Jahren 1 992 bis einschließlich 1 994 ver

fügba r. Die Rech n ungsabschlüsse des Jahres 

1 99 5  lagen bei  Redakt ionsschluß noch nicht 

vollsüi ndig vor. 

Die Zahl der tei lrechtsfähigen E inrichtun-

F i n a nz ieru ng der Hochsc h u l e n  

gen hat  s ich i m  Berichtszeitraum gegenüber den 

Vo�iahren nicht wl'sentl ich verändert. Sie lag im 

Durchschnitt bei knapp u nter 1 000 Organisa

t ionseinheiten. 1 994 haben 707 Einheiten Rech

nungsabschlüsse vorgelegt, das sind rund 70°/0. 

Vergleicht man die Entwicklung der E in

nahmen i n  den Jahren 1 992 bis  1 994 mi t  den 

Einnahmen des Jahres 1 99 1 ,  so zeigt sich eine 

stark steigende Tendenz ( 1 99 1 :  rd. 590 Mio. S,  

1 994 :  rcl. 1 Mnl.  S). Gemessen am Gesamtbudget 

der Un iversi tä ten (Kapitel 1 / 1 420 Rech nungs

abschluß 1 994 : rcl. 1 9 . 3  M rd. S) s ind die  Ge

samteinnahmen aus der Teilrechtsfähigkeit in der 

Höhe von etwas über einer Mi l l iarde S (ca. 5%) 

jedoch i mmer noch relat iv gering. 

D iese Summe verte i l t  sich zudem n icht 

gleichmäßig auf die Fakultäten und Un iversi

täten.  sondern wird schwergewichtig von den 

Technischen Universi täten, den medizinischen 

Fakul tä ten und ein igen naturwissenschaftl ichen 

Instituten erwirtschaftet. Für deren Forschungs

arbeit aber sind diese zusätzl ichen Mittel  un

verzichtbar. Ohne s ie  könnten zahlreiche (auch 

un iversit�i tseigene) Projekte n icht durchgeführt 

werden (vgl. Tabelle 4). 

D ie höchsten E innahmen erzielten im Jahr 

1 994 die Technischen Univers i t äten Wien und 

Graz mit  insgesa mt rund 332 Mio .  S, das  s ind 

ca .  3 2% der Gesamtein n ahmen aus der Tei l 

rechtsfä h igkeit im U n iversitätsbereich. gefolgt 

von den drei Illcdiz in ischen Fakultäten der Uni

versitäten Wicn. Graz und I nnsbruck mit  rund 

275 Mio. S.  ca. 2711/0 al ler Einnahmen. 

Die niedrigsten E innahmen entfielen dem

gegenüber auf die t heologischen ( I ,  '3 Mio. S) und 

d ie  rechtswissenscha ftl ichen Fakultäten ( 3  Mio .  

S) .  Zusammen erreichten d iese nur 0,4% der 

Gesamtein nah men. 

Deutlich verschieden zwischen den U n iver

sitäten und Fakultä ten i st ,  u nablüingig von der 

Höhe der Dri t t lll i tteleinnahmen, das Verhäl tn is  

Ausgaben zu Einnahmen. E i n  Vergleich eier Saldi  

zwischen 1 99 1  und 1 994 zeigt, daß manche E in

richtungen über die Jahre h inweg relativ ausge

glichen b i lanzieren. während andere im gleichen 

Zeitraum ihren Saldo verdreifachen konnten. Der 

Gesamtsaldo wies 1 994 über 700 Mio. S aus. um 

300 Mio. mehr a ls  1 99 1 .  

5 5  
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Finanzierung der Hochschulen 

Wegen des starken Gefälles der Einnahmen 
wurde verschiedentlich der Ruf nach Schaffung 

eines "Solidaritätsfonds" laut, in den die Insti

tute mit hohen Einnahmen einzahlen sollten, 
um den finanzschwachen Einrichtungen For
schungsförderungsmittel zuwenden zu können. 
Von einer solchen Regelung wurde jedoch Ab
stand genommen, da sie sich für die Institute 

mit geringen Einnahmen nur dann positiv aus
wirken würde, wenn das Umverteilungspotential 
relativ hoch wäre. Die Schaffung dieser Vor
aussetzung könnte aber dazu führen, daß die 
Motivation der Institute und Kliniken, die sich 

um Forschungsaufträge und Spenden nachhal
tig bemühen, 'erheblich sinken würde. Damit 
würden sich die Einnahmen insgesamt wieder 

deutlich verringern. 

Für das Budget des Bundes wäre eine Reali

sierung derartiger Umverteilungsabsichten nicht 
von Vorteil, da gerade die Einrichtungen mit 
hohen Drittmitteleinnahmen in der apparativen 
und personellen Ausstattung besonders kosten
intensiv sind und aus den eigenen Einnahmen 

in einer den Bund entlastenden Weise Equip-

Ta belle 4 
Drittmittel nach Universitäten, 1 994, in Mio. 5' 

Kapitel 4 

ment und Personal finanzieren. Diese Ressour

cen kommen wiederum der institutseigenen For
schung zugute. 

Es darf aber nicht übersehen werden, daß 
in Extremfällen die Drittmittelforschung zu in

tensiv betrieben wird und kurzfristige, einen 
raschen Erfolg und relevante Einnahmen verspre

chende Vorhaben gegenüber langfristigen und 
hinsichtlich der Erfolgsaussichten risikoreichen 
Forschungsarbeiten präferiert werden. Wenn

gleich die von manchen Kritikern befürchtete 
"Auslieferung der Universität an die Wirtschaft" 
nicht eingetreten ist, muß der Gesetzesauftrag, 

wonach die institutseigene Lehre und Forschung 
durch die Erfüllung von Aufträgen Dritter nicht 
beeinträchtigt werden dürfe, eingefordert wer
den. So wird etwa im Evaluationsbericht "Elek
trotechnik" vor den negativen Auswirkungen 

einer allzu forcierten Auftragsforschung gewarnt 
(vgl. Kapitel 2.3). 

Auch bei der Beurteilung des wissenschaft
lichen Anspruches von externen Aufträgen ge
mäß § 1 5  FOG kommt es mitunter zu Proble
men. Die Trennlinie zwischen Forschungsarbeit 

Universität Zahl  der Einnahmen Einnahmen Ausgaben dav. Ersätze 

Meldungen2 pro Institut3 gem § 4 (7) 

UOG ( 1 975) 

Un iversität Wien 1 30 253,276 1 ,948 223,402 57,933 
Un iversität Graz 65 74,904 1 , 1 52 65,432 47,71 7 

Universität I nnsbruck 1 1 6  57,281 0,494 60,992 52,256 

Universität Salzburg 54 1 6,596 0,307 1 7,652 1 8,526 

TU Wien 101  2 1 4,482 2 , 1 24 205,458 1 1 0,223 

TU Graz 67 1 1 7,844 1 ,759 1 07 ,733 35,473 

Montanuniversität Leoben 30 44,470 1 ,482 42,896 10,551 

Univ. für Bodenkultur Wien 44 1 50,9 1 1  3,430 1 30,725 3 1 ,606 

Veterinärmedizin. Un iv. Wien 2 1  1 6,608 0,791 1 6,277 0,002 

WU Wien 28 1 9,61 2 0,700 1 8, 1 23 0,000 

Universität Linz 41 60,343 1 ,472 57, 1 20 28,358 

Universität Klagenfurt 10  7,888 0,789 6,701 3,654 

Zusammen 707 1034,220 1 ,463 952,51 3 396,299 

1 Stichtag: 1. März 1 996. 
2 Institute und Kl in iken, von denen Drittmittel gemeldet werden. 
3 Summen weisen rundungsbedingte Abweichungen auf. 
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und Routineuntersuchungen, die ExpertInnen
wissen erfordern, ist nicht immer klar zu ziehen. 
Es gibt Untersuchungen, die an sich nicht auf 
die Gewinnung neuer wissenschaftlicher Er
kenntnisse gerichtet sind, deren Ergebnisse aber 
als Basismaterial für Forschungsarbeiten benö
tigt werden und damit in einem Zusammenhang 
mit den Forschungsaufgaben einer universitä
ren Einrichtung stehen können. Es wird zu über
legen sein, für diese einander überschneidenden 

und daher nicht klar zuzuordnenden Bereiche 
im Interesse einer Konfliktvermeidung eine ge
setzliche Regelung zu schaffen. 

Das UOG 1993, dessen Implementierung 
1994 begonnen hat, enthält im Bereich der Teil

rechtsfähigkeit eine Reihe von Neuerungen: 
• Das Recht der Fakultätskollegien und des 
Senates, Informationen über die Rechnungsab
schlüsse der Institute der Fakultät bzw. sämt
licher teilrechtsfähiger Einrichtungen der Univer

sität anzufordern, wurde ausdrücklich normiert. 
Neu ist auch die Bestimmung, wonach der Rektor 
jährlich eine Zusammenfassung der Rechnungs
abschlüsse aller teilrechtsfähigen Einrichtungen 
der Universität (somit Daten in aggregierter 
Form) dem Bundesminister für Wissenschaft, 

Verkehr und Kunst vorzulegen hat. 
• Der Bundesminister wird in Hinkunft berech

tigt sein, Wirtschaftstreuhänder mit der Prüfung 
teilrechtsfähiger Einrichtungen zu betrauen (und 

zwar unabhängig von deren Umsatzhöhe), wo
bei die Honorare von den zu prüfenden Ein

richtungen zu tragen sind. Von dieser gesetzli
chen Ermächtigung wird insbesondere dann 
Gebrauch zu machen sein, wenn teilrechtsfähige 

Einrichtungen Personal aufgrund des Ange
stelltengesetzes beschäftigen. 
• Der bisherige Genehmigungsvorbehalt des 
Bundesministers bei Verträgen über wissen
schaftliche Arbeiten im Auftrag Dritter mit ei
ner längeren Laufzeit oder einem hohen Gesamt
entgelt geht auf den Rektor über. 

• Schließlich wird im § 4 Abs. 3 UOG 1993 
eine Kostenersatzpflicht der teilrechtsfähigen 

Einrichtungen normiert, wenn Bundesressourcen 
oder Serviceleistungen der zentralen Verwaltung 
der Universität bei der Erbringung von Leistun
gen an Dritte in Anspruch genommen werden. 

Finanzierung der Hochschulen 

Die nähere Regelung erfolgt in der Satzung der 

Universität. 
Die Gebarung der sechs Hochschulen künst

lerischer Richtung im Rahmen ihrer rund 550 

teilrechtsfähigen Einheiten weist im Berichtszeit
raum eine jährliche Größenordnung um die 10 
Mio. S auf. Die signifikant hohen Einnahmen 
der Akademie der bildenden Künste in Wien im . 
Jahr 1 994 sind auf einen Grundstücksverkauf 
zurückzuführen und stellen daher ein untypi
sches Einzelereignis dar. Sieht rpan davon ab, 
erzielten im Berichtszeitraum die Linzer Hoch
schule für künstlerische und industrielle Gestal
tung sowie die Hochschule für Musik und dar
stellende Kunst in Wien die höchsten Einnah
men im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit. Insge
samt meldeten rund 20% der teilrechtsfähigen 
Einheiten, daß sie über Drittmittel verfügen. 
Gemessen an den Gesamtausgaben der Hoch
schulen künstlerischer Richtung fällt die Dritt
mittelgebarung mit ca. 0,6% des Finanzvolumens 
kaum ins Gewicht. 

4.4 Budgets der einzelnen Un iversitäten und 

Hochschulen 

Über die Ausgaben für einzelne Universitäten 
und Hochschulen künstlerischer Richtung stehen 
seit 1990 umfangreiche Informationen zur Ver
fügung. Um diese Budgetzahlen richtig einschät
zen zu können, ist es notwendig, sie in den Kon
text jener Faktoren zu stellen, die das Ausga

benvolumen jeder HochschuJe determinieren und 
deren wichtigste die Faktoren Personal und Stu
dierende sind. Ihre Einbeziehung in die Betrach

tung geschieht einfacherweise durch die Berech
nung von MaßzahJen, wobei zwei entsprechende 
Größen zueinander in Beziehung gesetzt werden. 

Um sinnvolle interuniversitäre Vergleiche 
anstellen zu können, sind solche Maßzahlen, die 
die jeweils unterschiedlichen Rahmenbedingun
gen berücksichtigen, unerläßlich. 

AJlerdings ist zu beachten, daß der einzel
nen Maßzahl an sich keine absolute Aussage

kraft zukommt, sie gewinnt ihre Bedeutung erst 
im interinstitutionellen oder zeitlichen Vergleich. 
Den meisten Maßzahlen liegt eine simple Divi
sion zugrunde, beispielsweise der Maßzahl "Aus-
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gaben je ordentlichem/ordentlicher Hörer/Hö

rerin": Ihr Ergebnis kann nicht ausdrücken, was 
ein/eine einzelner/einzelne Hörer/Hörerin "ko

stet", sondern Aufschlüsse über die Ausgaben
struktur der Einrichtung liefern. 

Diese Hinweise auf die Grenzen von Ver
wendung und Aussagekraft gelten für alle Maß

zahlen, die in Band 2, Kapitel l ,  zusammen mit 
den wichtigsten absoluten Ausgabengrößen für 
alle zwölf Universitäten und sechs künstlerischen 

Hochschulen qusgewiesen sind. Der Berechnung 

der Maßzahlen sind die Ausgaben in den Jahre� 
1993 bis 1995 zugrunde gelegt. Die Bau- und 
Raumaufwendungen wurden dabei anhand der 
Nettonutztläche jeder einzelnen Hochschule pau
schaliert, um Verzerrungen durch einzelne Groß
bauvorhaben zu vermeiden. 

Die Budgetzusammensetzung der einzelnen 

Universitäten und Hochschulen weist eine Ge
meinsamkeit auf: Der Löwenanteil entfällt stets 
auf die Personalausgaben. Die Höhe dieses An

teils variiert, meist in Abhängigkeit von der 
Größenordnung der jährlichen Investitionsaus
gaben, insbesondere der Bauausgaben an jenen 

Hochschulen, deren Gebäude noch nicht von der 
BIG verwaltet werden. An den Universitäten liegt 
er im Schnitt um die zwei Drittel. An den Musik

hochschulen, deren Ausbildungssystem aufgrund 
des Einzelunterrichts in künstlerischen Fächern 
personalintensiver ist, liegt der Anteil der Per
sonalkomponente um die 80%. 

Die größte Steigerung zwischen 1993 und 
1995 in den Personal ausgaben hat mit einer Er
höhung um 14,7% die Universität für Boden
kultur Wien zu verzeichnen, im künstlerischen 
Bereich mit 14,9% die Hochschule für ange
wandte Kunst in Wien. 

Beträchtliche Unterschiede gibt es im An
teil jener Personalausgaben, der auf "zugeka uJ
te" Lehre in Form von Lehraufträgen, Gastpro
fessuren usw. entfällt. Die Divergenzen verwei
sen auf Unterschiede in der personellen Aus
stattung und der Zusammensetzung des Lehr
personals. An den einzelnen Kunsthochschulen 

liegt der betreffende Anteil infolge des Einzel
unterrichtsprinzips auch nach der sogenannten 
LektorInnenaktion relativ hoch: Zwischen 14% 
und 20% aller Ausgaben waren 1995 der Bud-
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getkomponente "zugekaufte Lehrtätigkeit" zu
zurechnen. Vor 1993, der Durchführung der 
LektorInnenaktion, lagen diese Anteile zwischen 
20 und 35%. 

An den Universitäten sind die Ausgaben 
für zugekaufte Lehrtätigkeit anteilsmäßig um 
einiges niedriger: zwischen 3% und 13% der Ge
samtausgaben. Am unteren Ende der Skala liegt 
die Veterinärmedizinische Universität, deren Ge
samtausgaben durch die Neueinrichtung und 
Anlageninvestitionen im Jahr 1995 sehr hoch 
sind und deren Personalaufwendungen trotz 
leicht steigender Absolutzahlen dadurch unter
durchschnittlich ausfallen. Am oberen Ende fin
det sich die Wirtschaftsuniversität Wien mit 

einem traditionell überdurchschnittlich hohen 
Anteil an zugekaufter Lehre von 17%. 

Aus der Entwicklung der Bau- und Raum

aufwendungen läßt sich der Einfluß der Übertra
gung von Hochschulbauten zur Bundesimmo
biliengesellschaft (BIG) auf die Budgetkompo
nenten erkennen: Es wurden zuerst Gebäude von 
in Wien angesiedelten Hochschulen übertragen, 
daher ist bei diesen ein Sinken der Gebäude
investitionen aus dem Kapitel 64 und ein An
steigen der Raumaufwendungen aus dem lau
fenden Aufwand beobachtbar. 

Bei einem Vergleich der Gesamtausgaben 
ist im Universitätsbereich die Universität Wien 
die Einrichtung mit den höchsten Aufwendun
gen; 1995 betrugen ihre Ausgaben bereits 5,3 
Mrd. S. Die Universität, die am geringsten zu 
Buche schlägt, ist die Montanuniversität Leoben 
( 1995: 335 Mio. S). 

Läßt man die Veterinärmedizinische Uni
versität außer Betracht, so hatte im Zeitraum 
1993 bis 1995 die Universität für Bodenkultur 
mit 27,6% die größte Ausgabensteigerung auf
zuweisen. Man kommt auch bei Berücksichti
gung der HörerInnenzahlenentwickiung zum 

sei ben Befund: Die Ausgaben je StudentIn stie
gen ebenfalls an der Universität für Bodenkultur 
Wien am stärksten an (um 15,5%). 

Die beiden Universitäten mit dem größten 

und dem kleinsten Ausgabenvolumen sind auch 
nach ihrer StudentInnenzahl die größte und die 
kleinste Universität. Setzt man die beiden Grö

ßen allerdings in Beziehung, öffnet sich eine 
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Schere :  D ie  k le ine  Montanun iversität Leoben 

gehört (gemeinsam m it der Veterinärmediz in i

schen U niversität) zu den Universitäten mit den 

höchsten Pro-KopF-Ausgaben, d ie  U niversität 

Wien zu jenen mit den n iedrigsten Ausgaben je  

Studentin.  G enerel l  gesehen ergeben s ich be i  

U niversitäten mit  großen Hörerln nenzahlen ge

ringere Ausgaben je Student i n ,  bei U nivers i

täten mit  wenigen StudierendC'D hohe Ausga

ben je  Hörerln. 

Für  die un terschiedl ich hohen Universitäts

budgets und  Pro-KopF-Ausgaben i st auch d ie  

fachliche Ausrichtung der  Universität bzw. ihrer 

Fakultäten maßgeblich. Technische und natur

w issenschaftliche Fachbereiche, vor al lem aber 

mediz inische Fakultäten, sind von den notwen

digen personel len und materiellen Ressou rcen 

her ausgabenintensiver als beispielsweise geistes

oder wirtschaftswissenschaftl iche Fachbereiche. 

Im Kunsthochschulbereich ist die Hoch

schule für Musik  und darstel lende Kunst i n  W ien 

mit fast 650 Mio .  S Ausgaben die Hochschule 

mit dem größten Budget ; die größte Budget

steigerung - ohne Berücksichtigung der Bauaus

gaben - wiesen im Berichtszeitraum die H och

schule für angewandte Kunst in Wien und die 

H ochschule für künstlerische und i ndustrie l le 

Gestaltung i n  L inz auf. 

D ie Student innenzahlen an den künstleri

schen Hochschulen steigen wegen der restrikt i

veren Z ul assungsvoraussetzungen n icht i m  sel

ben Maß wie i m  Universitätsbereich;  s ie wurden 

von der Ausgabenentw icklung an  al len künst

l erischen Hochschulen weit überholt. 

4.5 Neuorganisation der un iversitären 

Ressourcen bewirtschaftung 

durch das UOG 1 993 

. 
Mit  dem UOG 1 993  wurde den Un ivers itäten 

mehr dezentrale Entscheidungskompetenz mit 

dem Ziel  e iner Verbesserung der Leistungsfähig

keit der U niversitäten eingeräumt. 

D ies setzt die E inführung e ines dezentra

len U niversitätsmanagements und den E insatz 

betriebswirtscha ftl icher I nstrumente voraus. Das 

Gesetz sieht daher die E inführung eines Verfah

rens zur Ressourcenplanung (Bedarfsberechnun-

Finanzierung d e r  H ochsc h u len 

gen), zur Budget ierung, zur Kostenrechnung und 

zur Evalu ierung der Leistungen der Universitä

ten und der universitätsbezogenen gesetzl ichen 

und sonst igen Maßnahmen vor. D iese Verfah

ren s ind durch den Verordnungsgeber zu regeln.  

Die i nstrumentelle Abstützung und die ver

fahrensrechtliche Anbindung der betriebswi rt

sch a ft l ichen I nstrumente an d ie  un iversitäts

in ternen und u ni versitätsübergreifenden E nt

scheidungsabläufe ist der innovative Kern der 

Budgetierungs- und Evaluierungsbestimmungen 

des UOG 1 993  und der darauf basierenden Ver

ordnungen. 

Der Stand der Arbeiten ist wie folgt :  

• Bedarfsplanung und B udgetierung:  D a s  Be

gutach tungsverfahren war mit 22. M ä rz 1 99 6  

abgeschlossen. 

• Evalu ierung :  Das Begutachtungsverfahren 

war mit 26. April 1 996 abgeschlossen. 

• Kostenrechnung: E i n  Kostenrechn ungsmodell 

wurde an der Universität für Bodenkultur und 

an  der Montanuniversität Leoben eingeführt. Auf 

der Basis der d iesbezügl ichen E rfah rungen wird 

eine Verordnung auszuarbeiten sein. 

Das Budgetierungs- und Bedarfsberechnungs

verfahren nach UOG 1 993 

Das UOG 1 993  sieht eine Dezentra l isierung des 

Budgetvol lzugs und in Fort führung des UOG 

( 1 9 7 5) Budgetanträge der  U niversitäten vor. I m  

Gegensatz z u r  bisherigen B udgetierungsprax is  

sol len d ie  Budgetanträge eine maßgebl iche und 

geeignete U nterl a ge für d ie  Budgetverhand

lungen zwischen dem B MWVK und den Uni

versitäten se in und  gleichzeitig a l s  Basis für 
u n ivers i tä tsübergrei fende u n d  u n iversi tä t s in

terne Budgetentscheidungen dienen. Dadurch 

kommt den Budgetanträgen der Un iversitäten 

in Zukunft eine wesentl ich größere Bedeutung 

zu als bisher. 

Der Gesetzgeber hat daher den Bundesmi

nister beauftragt, R icht l i n ien und Kriterien für 

d ie  E rste l lung des Budgetantrages durch d ie  

Univers itäten i m  Rahmen e iner  Verordnung auf

zustel len .  Zur technischen U nterstützung der 

dezentralen Budget ierun g  an  den Universitäten 

s ieht der Gesetzgeber außerdem die E inführung 

von Bedarfsberechn ungen, a lso eine Ressourcen-
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planung, vor, deren verfahrenstechnische Grund
züge ebenfalls durch Verordnung zu regeln sind. 

Betriebswirtschaftlich gesehen handelt es sich 
dabei um die Einführung einer instrumentell ge
stützten, aufgabenbezogenen Budgetierung. 

Beda1jsberechnungen dienen der aufgaben

bezogenen Ermittlung des Bedarfs an Personal, 
Raum, Anlagen und Aufwendungen der Insti
tute und der Dienstleistungseinrichtungen einer 
Universität, und zwar 

• zur Ausgabenschätzung von gesetzlichen und 
sonstigen Maßnahmen, 
• zur Ressourcenplanung bei der Durchführung 
von Maßnahmen, 

• zur Begründung inneruniversitärer Budget

anträge und des Budgetantrags der Universitä
ten an das BMWVK, 
• als Entscheidungsgrundlage für die Budget
verhandlungen des BMWVK, 
• als Entscheidungsgrundlage für die Budget

zuweisung des BMWVK, 
• zur Überprüfung der Bedarfsgerechtheit von 

Ressourcenbeständen der Universitäten. 
In der Primärfunktion der Universitäten 

stellt die Ressourcenplanung sowohl auf die Lehre 
als auch auf die Forschungsaufgaben der Uni
versitäten ab. Die Lehraufgaben sind im Studien
recht bis ins Detail festgelegt und in den Curricula 

Graphik 3 

Kapitel 4 

quantifiziert. Dies entspricht einer hoch stan

dardisierten Beschreibung des für Bildung und 
Berufsvorbildung erforderlichen Leistungsange
bots. Für die Forschung stellt sich die Situation 

völlig anders dar. Das entscheidende Merkmal 

der Grundlagenforschung ist eine rechtlich sehr 
offene Aufgabendefinition in Verbindung mit 

einer weitgehend dezentralen Selbststeuerung 
durch die Universitätswissenschafterlnnen nach 
innerwissenschaftlichen Zielsetzungen. Die For

schungsaufgaben sind nicht standardisierbar und 

quantifizierbar. Während sich daher der Ressour
cenbedarf für die Lehre relativ genau aus dem 
notwendigen Lehrangebot ermitteln läßt, sind 
und bleiben Forschungsfinanzierungsentschei
dungen in einem hohen Ausmaß input-orien
tiert. Die institutionelle und personelle Veran
kerung des Prinzips der Einheit von Forschung 
und Lehre hat zudem eine Verschränkung bei
der Aufgaben auch auf der Ressourcenebene zur 
Folge. So ist z.B. die Festlegung der Lehrleistung 
indirekt eine Entscheidung über den personel
len Input in die Forschung. Mit der Personalbe
darfsermittlung für die Lehre wird daher gleich
zeitig die potentielle personelle Forschungs

kapazität definiert. "Reine" Forschungsressour
cen, die aus dem dezentralen Universitätsbud
get zu bedecken sind, bestehen im wesentlichen 

Forschungsfinanzierung der österreichischen Universitäten 

Dezentrales 

Un iverstitätsbudget 

Basisfinanzierung 

für Lehre und Forschung 

� Forschungsaufwand 

eines Universitätsinstitutes 

Forschungsleistungsorientierte � 
Ung leichverte i l ung von Mitteln 

Dienstleistungen 
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Außerbudgetäre 

Forschungsfinanzierung 

.... Projektbezogene 
Forschungsförderung 

.... Projektbezogene 

Auftragsforsch u ng 

.... Sonstige Drittmittel 
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aus Forschungsfläche, Geräteausstattung und 

dem Sachaufwand für die Forschung. Dieser 

Forschungsaufwand wird sich auch in Zukunft 

nur auf Basis grober Schätzungen ermitteln las
sen. Abgesehen von der Basisausstattung für die 
Forschung sollen Forschungsförderungsmaß
nahmen nicht über das Universitätsbudget er

folgen, sondern weiterhin durch die seit langem 
bestehenden Förderungseinrichtungen. Die Be
darfsberechnungen für die Dienstleistungsein
richtungen werden derselben Sachlogik folgen 
(vgl. Graphik 3). 

Das Budgetierungsverjahren sieht analog 

zur Einführung einer aufgabenbezogenen Res
sourcenermittlung eine aufgabenorientierte Bud

getierung vor. Die inneruniversitären Budget
anträge und der Gesamtantrag an das Bundes-

Graphik 4 

Finanzierung der Hochschu len 

ministerium für Wissenschaft, Verkehr und Kunst 

sind aufgaben bezogen zu begründen. 

Dabei wird für den Implementierungsbeginn 

unterstellt, daß die Ausgaben der Vergangen
heit für das bestehende Leistungangebot erfor
derlich sind (Globalbudget). Der Aus- und Ab
bau von Leistungsangeboten führt zu Änderun
gen dieses Globalbudgets. In der Implemen

tierungsphase sollen mittelfristig - gebunden an 
Leistungsangebotsänderungen und Großinvesti
tionen - der gesamte Ressourcenbestand einer 
Universität und damit das Globalbudget einer 
Überprüfung und Korrektur unterzogen werden. 

Die Graphik 4 stellt die Implementierungsstra
tegie dar. 

Der jährliche Budgetantrag an das Wissen

schaftsministerium ist als Gesamtantrag konzi-

Implementierungsstrateg ie für eine anlaßbezogene Ressourcenplanung für Universitätsinstitute 

Bedarfsberechnungen für Lehre und Forschung 

Leistungsangebotsänderungen 

Abbau/Ausbau 

e iner Studien

richtung 

Curricu lum

änderungen 

i i 
über- univ.-

univ. intern 

i i 

Studenten

zahlenbedingte 
Leistungs

angebots

änderung 

Auflassung, Neu- Studien- Studien- Ausbau und 

u. Parallel- gesetz plan R9ckbau einer 

einrichtung einer und Studien richtung 
Studien- Studien-
richtung ordnung 

Ausgleich von Kapazitäts

ungleichgewichten 

i i 
Studien

richtungs

bezogen 

------
Ressourcen

bezogen 

Ersatz 

Kapazitäts
ausbau, 

Kapazitäts

rückbau 

Bauten, Anmietungen, 
Einrichtungsvorhaben 

etc. 
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piert, der zwar in einem Bottom-Up-Verfahren 
universitätsintern zustande kommt, aber auf der 
Ebene der Universität nicht nach Teilorgani
sationen untergliedert ist. Dadurch soll eine fak
tische Fortführung des herkömmlichen Einzel
antragsverfahrens vermieden werden. 

Der Budgetantrag einer Universität gliedert 

sich in das laufende Budget (Globalbudget) und 
in das variable Budget. Das laufende Budget 
besteht aus dem fortgeschriebenen Budget und 

mehrjährigen Projekten in Realisierung. Es dient 
der Finanzierung der bestehenden Leistungsan
gebote in Lehre und Forschung und der Finan

zierung der Dienstleistungseinrichtungen, für die 

die erforderlichen Ressourcen verfügbar sein 
müssen, damit sie ihrem gesetzlichen Auftrag 
nachkommen können. 

Das variable Budget dient der Budgetierung 

von Leistungsangebotsänderungen von größe
ren Ersatz- und Neuinvestitionen und in der 
Übergangsphase außerdem der Korrektur des 
fortgeschriebenen Budgets. Leistungsangebots

änderungen, Investitionen und Korrekturen des 

Graphik 5 

Budgetantrag einer Universität 

Kapitel 4 

fortgeschriebenen Budgets werden als Projekte 
mit Realisierungs- und Budgetplan budgetiert, 
sofern sie einen größeren budgetären Umfang 

haben, ansonsten als Mehr- oder Minderbedarfe. 
Das variable Budget umfaßt daher insbesondere 
• Ausbau- und Einsparungsprojekte, 

• Kapazitätsausgleichsprojekte in der Über
gangsphase, 
• Investitionsprojekte sowie 
• Mehr- und Minderbedarfe. 

Der Budgetantrag einer Universität wird wie 

in Graphik 5 strukturiert sein. 
Das variable Budget ist inneruniversitär und 

überuniversitär der zentrale Gegenstand der 
Budgetverhandlungen und der Beratung des 
Bundesministers durch das Universitätenkura
torium. Das oberste Kollegialorgan hat daher 
die verschiedenen Projekte der Universität zu 
reihen. 

Die Einführung von Einsparungsprojekten 
soll dazu führen, auch im Fall einer restriktiven 
Budgetpolitik mittel- bis langfristig anstelle li
nearer Budgetkürzungen eine aufgabenorien-

Gl iederung nach laufendes Budget variables Budget 
Ausgabenarten 

Zusatzbudget Einsparungen 

fortge- Projekte in Ausbau- und Mehr- Einsparungs- M inder-
schriebenes Realisierung Großinvestitions- bedarfe projekte bedarfe 
Budget projekte 

, 2 n , 2 n , 2 n 

,----
Personal 1: 

t---
Anlagen 1: 

I--
Auf- gesetzl. 1: 
wendungen Verpfl. 

t---
sonstige 1: 

� 
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tierte Einsparungspolitik zu ermöglichen. Min

derbedarfe sollen von der Universität, ohne sie 
im Budgetantrag auszuweisen, auch zur Abdek

kung inneruniversitär nachgewiesener Fehlbe
darfe verwendet werden können. 

Kostenrechnung 

Die verpflichtende Einführung der Kostenrech
nung ist als Beitrag zur Nachvollziehbarkeit ei
ner gesetzeskonformen Aufgabenerfüllung und 
auch als Planungsunterstützung zu verstehen. 

Der gesetzeskonforme Umgang mit Bundesmit

teln beinhaltet eine wirtschaftliche und sparsame 
Aufgabenerfüllung sowie auch eine (kosten-) 
transparente Darstellung des durch die Leistungs
erbringung bedingten Ressourcenverzehrs. § 17 
UOG 1993 sieht eine Verordnung des Wissen

schaftsministers vor, die die Grundsätze und 
Umsetzung der Kostenrechnung an den Univer
sitäten als Mindeststandard zu regeln hat. 

Die Ergebnisse der Kostenrechnung wer
den in Hinkunft sowohl Teil des universitäts

internen als auch des universitätsübergreifenden 

Berichtssystems sein. 
Durch die aus der Kostenrechnung gewon

nenen Daten soll vermehrt in den dafür geeig

neten Bereichen eine Output-Steuerung und so
mit Output-Orientierung ermöglicht werden. 

Die Grundlage für die konkrete Ausgestal
tung der Kostenrechnung bildet das Ergebnis des 

Berichtes der Arbeitsgruppe der Hochschulpla
nungskommission "Kostenrechnung und Con
trolling an Universitäten und Hochschulen". 
Mitte 1993 begann die Kostenrechnungskom

mission mit der Einsetzung von zwei Pilot

projekten an der Universität für Bodenkultur und 
der Montanuniversität Leoben, um ein Modell 
für eine den Universitäten angepaßte Kosten
rechnung zu entwickeln. 

Die zu dem Zweck der Projektarbeit einge
richteten Realisierungsteams, je Universität eines, 
wurden gemischt besetzt, um dem Leitmotiv zu 
entsprechen, beidseitiges Wissen optimal zu nut
zen. Gleichzeitig wurde damit das Ziel verfolgt, 
eine Kostenrechnung zu implementieren, die 
bereits in diesem Stadium ausreichend auf die 
praktischen Erfordernisse hin ausgerichtet und 
organisatorisch in das Universitätsgeschehen 

Finanzierung der Hochschulen 

eingepaßt wird. Ein Team aus Mitgliedern der 

Kostenrechnungsuniversitäten, des BMWFK so
wie einem externen Experten erhob den 1st-Zu

stand, klärte die technischen und inhaltlichen 
Umsetzungserfordernisse ab und führte die Ko

stenrechnung in den einzelnen Wissenschafts
und Verwaltungseinrichtungen der zwei Pilot
Universitäten ein. Dabei wurde besonders gro
ßer Wert auf koordiniert arbeitsteilige Vorgangs
weise gelegt und auch darauf, daß die dabei 
erzielten Ergebnisse zusammengeführt sowie 
aufeinander abgestimmt wurden. 

Techn ische Umsetzung der Kostenrechnung 

Für das Kostenrechnungsteam stand von An

fang an fest, daß an den Universitäten nur dann 
Akzeptanz erreicht werden kann, wenn es ge

lingt, daß die durch eine Kostenrechnung zur 
Verfügung gestellten Informationen - dem Stand 
der Technik entsprechend - auch für universi
tätsinterne, nicht ausschließlich kosten bezogene 
Zwecke verwendet werden können. Dabei ist 
sicherzustellen, daß die Daten aus der Kosten

rechnung mit weiteren Datenquellen verknüpf

bar sind, um im Zuge eines umfassenden Con
trolling auch ein zweckmäßiges Zusammenspiel 
vorhandener (Leistungs- und Statistik-)Daten zu 

ermöglichen. Darüber hinaus wurde besonders 
darauf geachtet, daß die Balance zwischen der 

Gestaltung bedarfsgerechter Informationen und 
dem Aufwand ihrer Gewinnung gewahrt bleibt. 

Um diesen Zielvorstellungen bestmöglich 
zu entsprechen, wurde das vom Bundesrechen

amt zur Verfügung gestellte Kostenrechnungs

programm ausgewählt, welches im Rahmen def 
Haushaltsverrechnung als Simultansystem ein
gerichtet ist. Anknüpfend daran wird ein Daten
banksystem als Aufbereitungswerkzeug ange

schlossen. Bei der technischen Bereitstellung der 

Kostenrechnung wurde - im Rahmen der Mög
lichkeiten einer Datenbank - besonders auf eine 
benutzerfreundliche, die Besonderheiten der Uni
versität berücksichtigende Kostendarstellung ge
achtet. Die Auswertungen bilden einen einheit
lichen Mindeststandard. 
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Finanzierung der Hochschulen 

Inhaltliche Darstel lung der Kostenrechnung 

Der Auftrag der Hochschulplanungskommission 

(HPK) lautete, als ersten Schritt eine Kostenstel
len- und Kostenartenrechnung einzuführen. Ent

sprechend dieser Vorgabe und unter Berücksich
tigung der von der HPK damit verknüpften An
forderungen an die Kostenrechnung - .. die Ko
stenstellenrechnung soll Basis für eine Kostenträ
gerrechnung sowie durch die Verknüpfung ih
rer Ergebnisse mit der Leistungsrechnung wich

tigste Informationsquelle für die vorgesehenen 
Controllingfunktionen sein" - wurde die Kosten
rechnung in einer ersten Phase wie im folgen

den skizziert umgesetzt: 
• Bei der Kostenstellenbildung orientierte man 

sich primär an den Organisations- und Funkti

onsbereichen der Universität sowie in zweiter 
Linie an deren Unterbereichen. Dementsprechend 
wurden die Bereiche Lehr- und Forschungs
einrichtungen, Lehr- und Forschungsserviceein

richtungen, Dienstleistungsbereiche, der zentrale 
Verwaltungsbereich und der Bereich Ver-, Ent
sorgung und Infrastruktur in einem Kosten

steIlenplan systematisch erfaßt. Besonderes Au
genmerk wurde dabei auf eine klare und einheit-
1iche Grundstruktur gelegt, die die Basis für eine 
universitätsindividuelle Differenzierung darstellt. 

• Für eine bedarfsgerechte und übersichtliche 
Darstellung der KORE-Auswertungen wurden 
eigens auf die Erfordernisse der Universitäten 
hin abgestimmte Kostenarten eingerichtet. Die 

. 
Kostenarten ergeben sich durch die herkömmli
che Buchung und werden automatisch zu Ko
stenarten geformt. 
• Standardmäßig wird dabei eine Aggregation . 
auf Kostenartengruppen vorgenommen, bzw. 
erfolgt eine Differenzierung der KORE-Auswer

tungen bis zu Kostenartbestandteilen, wo dies 
aus anwendungsorientierten Gesichtspunkten 
zweckmäßig erscheint. 

• Eine weitere, im Bundesbereich bislang kaum 
vorhandene Betrachtungsweise ist die Mitein
beziehung von Ressourcenverbräuchen in Form 
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von kalkulatorischen Kosten. Analog zu den 
oben genannten Kostenarten werden die kalku
latorischen Kosten in Kostenarten und - sofern 
es die Datenbasis der Universitäten zuläßt - in 
Kostenartbestandteilen gegliedert erfaßt. 

• Sowohl pro Kostenstelle als auch über den 
gesamten Bereich der Universität (Institute, Ver
waltung, weitere Dil"nstleistungseinrichtungen, 

besondere Universitätseinrichtungen, gemeinsa
me Universitätseinrichtungen) werden alle di
rekt zuordenbaren Kosten (und Erlöse) erfaßt. 
• Entsprechend dieser Strukturierung werden 

somit verursachungsgerecht alle direkt zuorden

baren Kosten (und Erlöse) separat, aber auch als 
Gesamtergebnis über aggregierte Bereiche der 

Universität sowohl monatlich als auch kumula
tiv ausgewiesen. Das stellt sicher, daß den Ver
antwortungsträgern je nach Entscheidungsebene 
unterschiedlich aggregierte Kosteninformationen 
zur Verfügung stehen. 

Der bislang erreichte Stand der Implemen
tierung an der Universität für Bodenkultur und 
an der Montanuniversität Leoben kann somit 
entsprechend den damit gemachten Erfahrun
gen durchwegs als geeignetes Hilfsinstrument 
zur Realisierung ökonomischer Verwaltungs
führung bewertet werden. Um jedoch auch spä
ter auftretenden Anforderungen und Erforder
nissen, die sich beispielsweise im Zuge der prak

tischen Handhabung ergeben, entsprechen zu 
können, wurde das System derart gestaltet, daß 
Adaptierungen möglich sind. 

Die Kostenrechnung sollte jedoch nicht als 
Instrument mißverstanden werden, welches Pro
bleme löst. Vielmehr liefert sie einen, je nach 
Erfordernis adaptierten, standardisierten Infor
mationsbeitrag für die Verantwortungs- und 

Entscheidungsträger und dient somit einerseits 
als ein Planungs- und Steuerungsinstrument und 

anderseits, vor allem in Verbindung mit ande

ren Leistungsdaten, als Legitimationsinstrument 
für eine interessierte Öffentlichkeit. 
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5 Frauen an Hochschulen 

I m  Frü hjahr 1 99 3  wurden sowohl durch das 

Bundes-Gleichbehandlungsgesetz a ls  auch die 

Novel l ierung des § 106a UOG und die Schaf

fung para l l eler Best immungen i n  KHOG und 

AOG die  Kontrol l instru mentarien zur Verhinde

run g  von Diskrimin ierungen aufgrund des Ge

schlechts bei der Begründung von u niversitären 

Arbeitsverhältn issen, beim berufl ichen Aufstieg 

und der Übernahme höherwert iger Funktionen 

wesentl ich verbessert. Als Grundlage der geziel

ten Förderung von Frauen t rat basierend auf 

dem B u n des-Gleichbehandlun gsgesetz a m  1 .  

April 1 99 5  die Verordnung .,Frauenförderungs

p lan für den Wirkungsbereich des BMWFK" , in  

Kraft. 

Durch eine Erweiterung der M aßnahmen 

zur Unterstützung von Frauen i n  der Qual i fiz ie

rungsphase sollen darüber hinaus deren stärke

re B etei l igung in Lehre und Forschung und der 

Abbau strukturell bedingter Benachteiligungen 

erreicht werden. 

5.1 Präsenz der Frauen im  Hochschulbereich 

In den l etzten Jahren haben die wissenschaftl i 

che Qual ifikation von Frauen und ihr  Anspruch 

auf gleichberechtigte Tei lhabe am Wissenschafts

betrieb stetig zugenommen. 

D er Anteil der Frauen unter den Studienan

fängerInnen l iegt bereits bei über 53%, n immt 

aber auf den verschiedenen Karrierestufen nach 

oben i m  Un ivers itäts- und Hochschulbereich 

eklatant ab: Frauen stel len an den U niversitäten 

rund 44% der Absolventinnen,  20% des wissen

schaftl ichen Mittelbaues und 3,  SOfa der Professor

Innen. Zwischen 1 993 und 1 99 5  stammtenjähr

l ich zwischen 1 0% und 1 5% der Habil itationen 

von F rauen. 

1 Der Wirku ngsbereich wurde in § 1 Abs. 2 u. 3 festge legt. Für 
das ehemal ige Bundesm i n isteri um für öffent l iche Wi rtschaft 
und Verkehr wu rde am 1. Jänner 1 994 ebenfa l l s  e i n  Frauen
förderungsplan, aber nicht i n  Form e ine r Verordnung erlassen .  

I m  Bereich der Hochschulen k ünstlerischer 

R ichtung sind zwar die Frauenantei le  auf al len 

Ebenen höher, dennoch öffnet sich auch hier 

d ie  Schere zwischen den Frauenantei len bei 

Absolventlnnen (49%), HochschulassistentInnen 

(rund 3 2%) und ProfessorI nnenschaft ( 1 5%) (vgl . 

Tabel le 1 ) . 

Auf der Ebene der Studierenden und Absol

vent Innen kann daher von ei nem ausgewoge

nen Gesch lechterverhältnis gesprochen werden. 

Auch was das Personal in seiner Gesa mt heit 

betrifft, ist der Frauenanteil  durchaus beach t 

l ieh : Unter E i nbezug a l l er  Beschäft igtenkate

gorien der Bediensteten an  den Universitäten 

und Hochschulen künstlerischer R ichtung ist wie 

im österreichischen Durchschn itt e in Frauenan

teil von knapp über 40% feststel l  bar. Frauen 

werden aber, trotzdem sie vormals konstatierte 

Qual ifi kationsrückstände aufgeholt haben, pri

mär i n  den niedriger entlohnten Verwendungen 

im Bereich des n ichtwissenschaft l ichen Perso

nals eingesetzt. 

D ie G ründe für den verschwindenden An

teil von Frauen in  mittleren und höheren Positio

nen - n icht nur im Bereich der Universitäten 

und H ochschulen - sind bekannt :  D ie fami l iä ren 

Verpfl ichtungen der Frau spielen nach wie vor 

eine Rolle, sind jedoch n icht die einzige Ursache 

für berufl iche Diskontinuität und e ingeschrä nk

ten Zugang zu höheren Posit ionen. Langlebige 

Vorurtei le sowie an der "männl ichen Normalbio

gra phie" orientierte  Bewertungs kriterien er

schweren Frauen den Zugang zu wissenschaft

lichen und künstlerischen Karrieren oder schla

gen sich in einem dequa l ifiz ierten E i nsatz im 

Arbeitsprozeß n ieder. 

Bei einer nach F achbereichen differenzier

ten Betrachtungsweise ist festzustellen, daß enor

me Unterschiede im geschlechtsspezi fischen Stu

d ienwahlverhalten  vorhanden sind. So schwankt 

der Frauenanteil unter den Studierenden zwi

schen 3 ,  I lJ/o an den FakuWiten für Maschi nen-

6 5  
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Frauen an Hochschulen Kapitel 5 

Tabel le 1 

Kennzahlen zur Repräsentanz von Frauen im Hochschulbereich 

Erstimmatriku l ierte 1 
an Universitäten 

an Kunsthochschulen 

Ordentliche Härerinnen 1 
an Universitäten 

an Kunsthochschulen 

Absolventinnen, Erstabschl üsse2 

an Universitäten 

an Kunsthochschulen 

Absolventinnen, Zweitabschlüsse3 

Habi l itationen' 

U n iversitätsassistentl nnen5 

Hochschu lassistentl nnen 

Vertragsassistentl n nen6 

an Universitäten 

an Kunsthochschu len 

Lehrbeauftragte (Lektorinnen)' 

an  Universitäten 

an Kunsthochschulen 

DozentlnnenB (bedienstete und nichtbedienstete D.) 

Außerordentliche Professorlnnen9 
(Un iversitäten) 

Ordentliche Professorinnen 10 
an Universitäten 

an Kunsthochschulen 

1 In länder, ord. Hörer, WS 1 994/95, Quel le :  ÖSTAT. 
2 I n länder, ord. Hörer. Stj. 1 993/94. 
3 In länder, ord. Hörer, Stj. 1 993/94, nur Universitäten. 
4 Ersthabilitationen 1 995. 
5 Stand 1 .7 . 1995, Quelle: PIS. 

bau und Elektrotechnik und fast 67% in den Gei
steswissenschaften (vgl. Tabelle 2). Mehrheitlich 

von Frauen gewählt werden noch die Medizin, 
die Naturwissenschaften und die Veterinärme
dizin, stark gemieden hingegen auch die Tech
nischen Naturwissenschaften und die Monta
nistik. 

Aber selbst in den Wissenschaftsdisziplinen, 
die von Frauen bevorzugt werden, konnten sie 
sich als Assistentinnen und Professorinnen nicht 
durchsetzen. Nirgends wird im universitären 

6 6  

Frauen Männer Gesamt Frauenantei l  

10.2 1 8  9.032 1 9.250 53,08% 

266 236 502 52,99% 

85.704 100.848 1 86.552 45,94% 

2.228 2 . 19 1  4.41 9 50,42% 

4.604 5.790 10.394 44,29% 

2 1 4  225 439 48,75% 

383 91 6 1 .299 29,48% 

23 1 70 1 93 1 1 ,92% 

1 .220 4.744 5.964 20,46% 

52 1 1 2  1 64 3 1 .71 % 

689 1 .226 1 .9 1 5  35,98% 

29 27 56 51 ,79% 

1 .807 5.2 1 0  7.01 7 25,75% 

3 1 6  759 1 .075 29,40% 

3 1 1  3.374 3.685 8,44% 

32 479 5 1 1  6,26% 

42 1 . 1 22 1 . 1 64 3,61 % 

63 320 383 1 6,45% 

6 Stand 1 .7.1 995, Quelle: PIS. 
7 Stand 1 .7 . 1995, Quel le :  PIS. 
8 Nur Universitäten; Quel le:  ÖSTAT, Stand 1 . 1 2. 1994. 
9 Stand 1 .4.1 996, Quel le :  BMWVK. 
10 Stand 1 .4.1 996, Quel le :  BMWVK. 

Mittelbau eine Frauenquote von 40% überschrit
ten. Unter der Professorenschaft liegen die höch

sten Frauenanteile bei ca. 100/0. Zusätzlich ver
weisen hohe Frauenquoten unter den Studie
renden nicht unbedingt auf deutlich höhere 
Frauenanteile im Mittelbau und darüber. So sind 
wissenschaftliche Karrieren für Frauen offen

sichtlich an der Universität für Bodenkultur 
wesentlich leichter realisierbar als in den Natur
wissenschaften, denn auf der Bodenkultur kom
men über 9% Professorinnen und 21  % Assisten-
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Kapitel 5 Frauen an Hochschulen 

Tabelle 2 
Frauenantei l  bei Studentinnen. Assistentinnen und Professorinnen ( i n  Prozent) 
nach Fachbereichen 1 an Un iversitäten. Stand 1 995/96 

Fakultät bzw. Universität' 

Theo logie 

Rechtswissenschaften 

Sozia l- und Wirtschaftswissenschaften 

Medizin 

Geisteswissenschaftens 

Natu rwissenschaften 

Techn ische Natu rwissenschaften 

Bauingenieurwesen, Architektur 

Maschinenbau, Elektrotechnik 

Montanistik 

Bodenku ltur 

Veterinärmedizin 

I nsgesamt 

1 Zusammengefaßte Fakultäten bzw. Universitäten. 

Hörerinnen2 

38,7 

45,3 

40,3 

55,0 

66,9 

51 ,3 

1 4,9 

29,0 

3 , 1  

10,8 

35, 1 

66,5 

44,7 

Assistentin nen3 Professori n n e n4 

2 1 , 1  0,0 

34,4 3,2 

25,5 3,3 
26,6 3,4 

34,7 10,2 

1 9 ,3 2,8 
1 1 ,5 1 ,8 

1 3,4 3,0 
3 , 1  1 , 1  

5,8 0,0 
2 1 , 1  9,3 

39,5 10,4 

23,1  4,4 

2 Nur In länder im WS 1 995/96, ohne Doktoratsstudien, Stud ium irregulare und Aufbaustudien. 
3 Un iversitäts- und Vertragsassistentinnen, Stand Ende Februar 1 996. 
4 Ordentliche und außerordentliche Professorinnen, Stand April 1 996. 
5 Ink l .  Grund- und Integrativwissenschaftliche Fakultät und Un iversität Klagenfu rt. 

tinnen auf 3 5% Hörerinnen, während an den 

naturwissenschaftlichen Fakultäten bei einem 

Hörerinnenanteil von über 5 1 %  nur 1 9% Assi
stentinnen und knapp 3% Professorinnen ar

beiten (vgl. Tabelle 2) .  

Auffallend ist in allen Fächergruppen der 
Bruch zwischen dem Anteil der Hörerinnen und 
dem der Assistentinnen. Frauen konnten sich 

wohl als Studentinnen einen Platz in den Uni
versitäten erobern, nicht aber als Wissenschafte
rinnen. Der Arbeitsplatz Universität ist nach wie 

vor eine Domäne der Männer. 
Das Argument, dies hätte mit einem nur 

sehr langsam aufholbaren Qualiflkationsrück
stand der Frauen zu tun, ist angesichts der Tat
sache, daß sich im Laufe der letzten zehn Jahre 
die massiv gestiegene Erwerbs- und Bildungs
beteiligung von Frauen nur geringfügig auf die 

Frauenanteile beim wissenschaftlichen Personal 
an den Universitäten ausgewirkt hat, wohl von 
der Geschichte überholt. worden. 

5.2 Gesetzlicher Diskrimin ierungsschutz: 

§1 06a UOG ( 1 975) : Auswirkungen und 

Erfahrungen 

Mit der Novelle des Universitäts-Organisations
gesetzes 1 990 wurde § 1 06a UOG neu einge
führt. Er sah die Einrichtung der Arbeitskreise 

für Gleichbehandlungsfragen an allen Universi
täten und Hochschulen künstlerischer Richtung 

vor, garantierte den Mitgliedern dieser Arbeits
kreise das Teilnahmerecht an Sitzungen der Kol

legialorgane, sofern dort Personalangelegen
heiten behandelt werden, und die Beratungs

kompetenz in Gleichbehandlungsangelegenhei
ten. Im Falle einer Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts waren die Arbeitskreise für Gleich

behandlungsfragen zur Anrufung des Wissen
schaftsministeriums um Ausübung des Aufsichts
rechts berechtigt. 

1 99 1  wurden an allen Universitäten und 

Hochschulen künstlerischer Richtung die Ar
beitskreise für Gleichbehandlungsfragen instal-

6 7  
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Frauen an Hochschulen 

liert und deren Mitglieder von den obersten 
Kollegialorganen bestellt. 

Sehr rasch stellte sich heraus, daß diese 

Art der Mitwirkungsrechte viel zu schwach war, 
um eine Änderung der Personalrekrutierungs
praxis an den Hochschulen zu bewirken und 
Diskriminierungsfalle . hintanzuhalten. Bemän
gelt wurde insbesondere die Praxis der zuständi
gen Organe, im Falle einer Aufsichtsbeschwerde 
die Anstellung des beeinspruchten Bewerbers 
rasch durchzuführen und auf diese Weise voll
endete Tatsachen zu schaffen. 

NovelI ierung der §§ 1 06a UOG. 1 4b KHOG 

und 25a AOG 

Ein Jahr später - 1992 - wurde ein Novellie
rungsvorschlag bezüglich der Rechtsgrundlage 
für die Arbeitskreise für Gleichbehandlungs
fragen an Universitäten und Hochschulen künst
lerischer Richtung eingebracht. Im wesentlichen 

sollten dadurch die Kontrollrechte für die Ar
beitskreise für Gleichbehandlungsfragen gestärkt 
werden. Mit 1 7. April 1993 trat diese Gesetzes
änderung zum § I06a UOG in Kraft. Gleichzeitig 
wurden parallele Bestimmungen in den Organi
sationsgesetzen der Hochschulen künstlerischer 
Richtung verankert. 

Die Arbeitskreise für Gleichbehandlungs
fragen erhielten somit das Antragsrecht und das 
Recht auf Protokollierung diskriminierender Tat

bestände in Sitzungen von Kollegialorganen, 
sofern dort Personalentscheidungen getroffen 
werden. Bei geschlechtsspezifischen Diskrimi
nierungen haben die Arbeitskreise für Gleich
behandlungsfragen nunmehr das Recht, Ein
spruch mit aufschiebender Wirkung zu erheben, 
so daß das Kollegialorgan in der nächsten Sit

zung die Beratung und die Beschlußfassung in 
der diesem Beschluß zugrundeliegenden Perso
nalangelegenheit unter Berücksichtigung des 
Einspruchs neuerlich durchzuführen hat. Faßt 
das Kollegialorgan einen Beharrungsbeschluß, 
kann sich der Arbeitskreis für Gleichbehand
lungsfragen im Wege der Aufsichtsbeschwerde 
an den Bundesminister für Wissenschaft, Ver
kehr und Kunst wenden. Ab diesem Zeitpunkt 

bis zu dessen Entscheidung ruht das Verfahren. 
Seit dem Inkrafttreten dieser UOG Novelle 

6 8  
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bis Ende März 1996 sind insgesamt 1 7  Aufsichts
beschwerden gemäß §§ I06a UOG, 14b KHOG 
oder 25a AOG im Bundesministerium für Wis

senschaft, Verkehr und Kunst eingebracht wor

den. Sieben dieser Aufsichtsbeschwerden betra
fen Berufungsverfahren, sechs die Besetzung 
bzw. Umwandlung von AssistentInnenplanstel
len, eine die Besetzung einer AssistenzärztInnen
planstelle, zwei die Übernahme von Existenz
lektorInnen und eine den Bereich der Lehrauf
tragsvergabe. Im Berichtszeitraum wurden 11 der 
1 7  Beschwerden einer Lösung zugeführt, sechs 
Verfahren dauern noch an. Von den bereits ab
geschlossenen Aufsichtsbeschwerden konnten 
acht im Sinne der BeschwerdeführerInnen ge

löst werden, in fünf der acht Fälle wurde der 
zur Beschwerde führende Beschluß des zustän
digen Kollegialorgans mittels Bescheid aufge
hoben. Eine Aufsichtsbeschwerde wurde zurück
gezogen und zwei gegen die Argumentation der 
BeschwerdeführerInnen entschieden. 

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß die 
weitreichenden gesetzlichen Befugnisse der Ar
beitskreise für Gleichbehandlungsfragen vor 
allem auch einen bewußtseinsbildenden Effekt 
im Vorfeld besitzen, da die universitären Organe 
aufgrund der absehbar langen Verfahrensdauer 
einer Aufsichtsbesc�werde zunehmend beein
spruchbare Entscheidungen vermeiden. 

Die Novelle des § 106a UOG und die §§ 
14b KHOG und 25a AOG stellen für den Bereich 
der Universitäten und Hochschulen künstleri
scher Richtung in Form einer Verfassungsbe
stimmung zudem klar, daß zum Abbau beste
hender Gleichheitsdefizite vorübergehende Son
dermaßnahmen zur Herbeiführung der de-facto
Gleichbehandlung von Frau und Mann im Sin
ne des Art. 4 der UN-Konvention zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau (BGBI. 
Nr. 443/ 1 982) verfassungskonform sind. 

Diese Verfassungsbestimmung sollte die 
einzelnen Universitäten und Hochschulen künst
lerischer Richtung ermächtigen, weitergehende 
und wirkungsvolle Frauenförderungspläne oder 

frauenspezifische Stipendienaktionen für deren 
Wirkungsbereich einzuführen. Der vom Gesetz
geber eingeräumte Spi�lraum wurde bisher in 
keiner Weise genützt. 
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5.3 Frauenförderung und Gleichbehandlung 

im UOG 1 993 

Im neuen Organisationsrecht der Universitäten 
(Bundesgesetz über die Organisation der Uni
versitäten UOG 1993) sind die Aufgaben und 
Kontrollrechte der Arbeitskreise für Gleichbe
handlungsfragen durch die §§ 39 und 40 defi
niert. Da viele Entscheidungsbefugnisse, die vor
mals von Kollegialorganen wahrgenommen wur
den, nunmehr von monokratischen Organen 

wahrgenommen werden, war es notwendig, die 

Befugnisse der Arbeitskreise für Gleichbehand
lungsfragen an die neuen Entscheidungsstruk
turen anzupassen. Entscheidungen eines Rek
tors/einer Rektorin, Dekans/Dekanin, Studien
dekans/Studiendekanin oder Leiters/Leiterin 
einer Universitätseinrichtung über Personal
aufnahmen sind vor ihrer Vollziehung dem Ar
beitskreis für Gleichbehandlungsfragen unter 
Anschluß einer Liste der Bewerberinnen und 
unter Angabe der Gründe für die Auswahl zur 

Kenntnis zu bringen. Die Arbeitskreise für 
Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, auch 
Entscheidungen monokratischer Organe zu be
einspruchen und im Falle einer Beharrung auf 
der beeinspruchten Entscheidung den Bundes
minister/die Bundesministerin für Wissenschaft, 
Verkehr und Kunst um Ausübung seines/ihres 

Aufsichtsrechtes anzurufen. 

5.4 Der Frauenförderungsplan des BMWFK2 

Mit I .  April 1995 ist der .. Frauen förderungs
plan im Wirkungsbereich des Bundesministe
riums für Wissenschaft, Forschung und Kunst", 
BGBI.Nr. 229/ 1995, in Kraft getreten. Der Frau

enförderungsplan wurde als Durchführungsver

ordnung zum Bundes-Gleichbehandlungsgesetz 
(B-GBG) erlassen. Dies war vor allem im Hin
blick auf die Neuorganisation der Universitäten 
durch das Bundesgesetz über die Organisation 
der Universitäten (UOG 1993), BGBI.Nr. 805/ 

2 Der Wirkungsbereich wurde in § 1 Abs. 2 u. 3 festgelegt. Für 
das ehemalige Bundesmin isterium für öffentliche Wirtschaft 
u nd Verkehr wurde am 1 .  Jänner 1 994 ebenfalls ein Frauen
förderungsplan, aber nicht in  Form eine r Verordnung erlassen. 

� . .. 
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1993, erforderlich, weil dadurch die Universitä

ten nicht mehr der Weisungsbefugnis der Res

sortleitung unterliegen. 

Gemäß § 41 Abs. 1 B-GBG haben die Lei

terinnen und Leiter der ZentralstelIen nach Ein
holung eines Vorschlages der Arbeitsgruppe für 
Gleichbehandlungsfragen einen Frauenförde
rungsplan für das jeweilige Ressort zu erlassen. 

Die Frauenförderungspläne sollen aber 
nicht nur die gesetzlichen Frauenförderungs

gebote im Hinblick auf zeitliche und quantitative 
Festlegungen der Ziel erreichung eines 400f0igen 
Frauenanteils konkretisieren, sondern sie haben 

auch festzulegen, mit welchen personellen, or
ganisatorischen sowie aus- und weiterbildenden 

Maßnahmen in welchen Verwendungen eine 
bestehende Unterrepräsentation sowie bestehen
de Benachteiligungen von Frauen beseitigt wer

den können. 
Da sich eine zahlen mäßige Unterreprä

sentation der Frauen im Wissenschaftsressort vor 
allem in den wissenschaftlichen und künstleri

schen Verwendungen zeigt, richten sich die Be

stimmungen des Frauenförderungsplans beson
ders nach den Karriereerfordernissen dieser Per
sonengruppen einerseits und den spezifischen 

Personalrekrutierungsverfahren andererseits. 
Beispielsweise sind zwar Lehrbeauftragte 

in keinem dauernden Beschäftigungsverhältnis 
zum Bund, aber die Abhaltung von Lehrauf
trägen stellt in bezug auf den Aufstieg inner
halb der Hochschulen oder den Quereinstieg von 

außen (z.B. für den Nachweis der Lehrerfahrung 

im Habilitationsverfahren) ein karriererelevantes 
Erfordernis dar. Somit war folgerichtig, bezüg
lich des Zugangs zu Lehraufträgen organisato
rische Maßnahmen zur Umsetzung der Frauen

förderungsgebote zu setzen. 
Die Wiederholung der Ausschreibung für 

den Fall, daß sich keine Frau beworben hat, ist 
ebenfalls nur vor dem Hintergrund der Spezifika 
des Wissenschaftsbetriebes verständlich. Da die 
Universitäten und Hochschulen künstlerischer 
Richtung nicht dem Ausschreibungsgesetz un
terliegen und die Einstellungsvoraussetzungen 
für die Posten des wissenschaftlichen und künst
lerischen Dienstes stark von fachinternen Tradi
tionen geprägt sind, ist es nicht unerheblich, die 
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Ausschreibungen einer breiteren fachspezifischen 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Da geeig
nete Frauen in der jew�iligen Scientific 
community bekannt sein müßten, zielt diese Be
stimmung darauf ab, geeignete Frauen verstärkt 
zur Bewerbung zu ermutigen. Nach Stellung
nahme des Arbeitskreises für Gleichbehandlungs

fragen oder der Gleichbehandlungsbeauftragten 

kann eine Wiederholung der Ausschreibung ent
fallen. Dies trifft vor allem dann zu, wenn es 
nachweislich keine geeignete Bewerberin gibt. 
Einige Arbeitskreise für Gleichbehandlungsfra
gen haben bereits überprüfbare Kriterien dafür 

festgelegt, was sie als .. nachweisliches Bemü
hen" um geeignete Kandidatinnen akzeptieren 
können: schriftliche Information der Absolven
tinnen im Falle einer Assistentlnnenplanstelle, 
das Anschreiben von Instituten mit gleichem oder 
verwandtem Arbeitsgebiet, die Ausschreibung in 
internationalen Fachzeitschriften (ProfessorIn
nenplanstellen) usw. Kann das Kollegialorgan 
diese Bemühungen nachweisen, ist der Arbeits
kreis damit einverstanden, daß auf die Wieder

holung der Ausschreibung verzichtet wird. 
Eine eigene Bestimmung zur Chancen

gleichheit von Frauen in Berufungsverfahren 
beinhaltet § 8 der Verordnung. Darin soll der 
Praxis, Frauen bereits im Vorfeld eines Beru
fungsverfahrens auszuschließen und daher ni.cht 
zum Berufungsvortrag einzuladen bzw. nicht in 
den Besetzungsvorschlag aufzunehmen, ent
gegengewirkt werden. 

Außerdem verpflichtet die Verordnung die 
zuständigen Universitätsorgane, die Einhaltung 
der Frauenförderungsgebote in ihre Richtlinien 
und Kriterien zur Budgeterstellung und Budget
zuteilung als verteilungsrelevanten Gesichts
punkt aufzunehmen. Jedenfalls hat der Rektor/ 
die Rektorin die Nichtbeachtung der Bestimmun

gen der Verordnung Frauenförderungsplan über 
die Budgetzuteilung zu sanktionieren. 

Als Mindestinhalt der ressortspezifischen 
Frauenförderungspläne ist festzulegen, in wel
cher Zeit und mit welchen personellen, organisa
torischen sowie aus- und weiterbildenden Maß
nahmen in welchen Verwendungen eine beste
hende Unterrepräsentation sowie bestehende 
Benachteiligungen von Frauen beseitigt werden 
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können. Dabei sind jeweils für zwei Jahre ver
bindliche Vorgaben zur Erhöhung des Frauen
anteils in jeder Verwertdungsgruppe im Wir
kungsbereich jeder Dienstbehörde festzulegen. 

Dies bedeutet, daß eine stufenweise Anhe
bung des Frauenanteils durch Festlegen von Teil
quoten mit einem Geltungszeitraum von jeweils 
zwei Jahren möglich ist und somit das Zeitaus

maß für die tatsächliche Zielerreichung der 40% 
Frauenquoten in den jeweiligen Ressorts unter
schiedlich festgelegt werden kann. 

Die Verordnung Frauenförderungsplan für 
den Wirkungsbereich des BMWFK sieht daher 

vor, daß in jenen Bedienstetenkategorien, in de
nen die Frauenquote unter 40% liegt, diese im 
Verlauf der nächsten zwei Jahre um 20% anzu
heben ist. In jenen Verwendungsgruppen, in de
nen sie unter 1 0% liegt, ist sie um 1 00% zu 
erhöhen. Dies ist nicht überzogen: Befindet sich 
beispielsweise an einer Universität eine Frau 
unter 1 00 ProfessorInnen, so ist das Quotenziel 
erreicht, wenn sich zwei Jahre später zwei Frauen 
unter 1 00 ProfessorInnen befinden. 

Insgesamt ist festzuhalten, daß es mit der 

Verordnung Frauenförderungsplan für den Wir
kungsbereich des BMWFK gelungen ist, eine 
optimale Verbindung zwischen den Förderungs
möglichkeiten des Bundes-Gleichbehandlungs
gesetzes und den Kontrollmöglichkeiten durch 
die Arbeitskreise für Gleichbehandlungsfragen 
herzustellen. Denn in der Praxis sind viele der 
einzelnen Bestimmungen der Verordnung nur 
dadurch wirkungsvoll, weil sie von den Mit
gliedern der Arbeitskreise für Gleichbehand

lungsfragen in den Sitzungen der Kollegial
organe eingefordert werden. Weigert sich das 
Kollegialorgan, den Frauenförderungsplan ein
zuhalten, so bringen die Arbeitskreise für Gleich
behandlungsfragen Aufsichtsbeschwerde ein. 

Die bisherigen, noch kurzen Erfahrungen 
mit der Verordnung Frauenförderungsplan zei
gen, daß die Verordnung insgesamt anwendbar 
und administrierbar ist. Schwierigkeiten in der 
Auslegung und im Umgang damit gibt es vor 
allem in jenen Dienststellenbereichen und auf 
jenen Entscheidungsebenen, wo Gleichbehand
lung und Frauenförderung nicht entsprechend 
umgesetzt wurden. 
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Universitäre Frauenförderpläne gemäß 

§§ 1 06a UOG ( 1 975), 39 Abs. 1 UOG 1 993, 

1 4b KHOG und 25a AOG 

Die im Bundesgesetz über die Organisation der 
Universitäten (UOG 1 993), BGBI.Nr. 805/ 1 993, 
festgelegten leitenden Grundsätze bei der Er
füllung ihrer Aufgaben beinhalten auch die 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern. In 
den Satzungen der Universitäten sind Richtlini
en für universitätsspezifische Frauenförderpläne 

zu erlassen. Die Senate (Universitätskollegien) 
der Universitäten haben daraufhin entsprechen
de Frauenförderpläne mit einfacher Mehrheit zu 

beschließen. 
Nach KHOG und AOG haben die von den 

obersten Kollegialorganen zu beschließenden 
Frauenförderpläne Empfehlungscharakter für die 

anderen Organe der Hochschulen künstlerischer 
Richtung. Das neue Universitätsorganisations
gesetz sieht demgegenüber Frauenförderpläne 
mit bindendem Charakter für alle Universitäts
organe vor. 

Derzeit erarbeiten die Arbeitskreise für 

Gleichbehandlungsfragen an den Universitäten 
Vorschläge für Richtlinien universitätsspezifi
scher Frauenförderpläne, die den Senaten zur 
Aufnahme in die Satzungen der Universitäten 
vorgelegt werden sollen. 

Welche Förderungsstandards durchgesetzt 

werden können, wird sicherlich von Universität 
zu Universität verschieden sein. Es ist von den 

Senaten jedoch zu beachten, daß die Verord
nung Frauenförderungsplan für den Wirkungs
bereich des BMWFK Bindungswirkung gegen

über den im Rahmen der Hochschulautonomie 
gemäß § 39 Abs. 1 UOG 1 993 zu erlassenden 

universitätsspezifischen Frauenförderplänen hat. 
Gestaltungsfreiheit besteht hinsichtlich einer Er

gänzung oder Überschreitung dieser Förderungs
standards. 

Durch die Schaffung der gesetzlichen 
Frauenförderungsgebote im Bundes-Gleichbe

handlungsgesetz, durch den im April 1 995 in 
Kraft gesetzten Frauenförderungsplan des Wis

sensehaftsressorts sowie durch die einschlägigen 
hochschulorganisationsrechtlichen Ermächti
gungen zur Frauenförderung ist ein sehr hoher 
Standard an rechtlichen Vorgaben zum Abbau 

Frauen an Hochschule'n 

der Unterrepräsentation von Frauen im Wissen
schaftsressort erreicht. 

Das Bundesministerium für Wissenschaft, 

Verkehr und Kunst wird im Rahmen des Auf
sichtsrechts seinen Einfluß auf die zweckorien

tierte Umsetzung der gesetzlichen Grundlagen 
durch die autonomen Universitätsorgane geltend 

machen. 

5.5 Förderung des weiblichen 

wissenschaftlichen Nachwuchses 

Neben den rechtlichen Maßnahmen zur Durch
setzung der Gleichbehandlung von Mann und 
Frau an den Universitäten und Hochschulen 
künstlerischer Richtung war das Ressort auch 
bemüht, unterstützende Einflußnahmen und Pro

gramme im Stipendienbereich zu forcieren. 

Dissertationsstipendien 

Im Rahmen der Nachwuchsförderungsaktion des 
Forschungsförderungsfonds für die gewerbliche 
Wirtschaft wurden zwischen 1 99) und 1 995 
Dissertationen von Frauen im technisch-wirt
schaftsnahen Bereich besonders gefördert. Die

ses Programm war allerdings auf die Dauer der 
Nachwuchsförderungsaktion, die mit Juni 1 995 
auslief, befristet. 

Dissertationsstipendien der Akademie 

der Wissenschaften 

(APART-Jun ior Programm) 

Seit 1 995 schreibt die Österreich ische Akademie 
der Wissenschaften Dissertationsstipendien mit 

einer jährlichen Förderungssumme pro Person 
von 1 40.000 S auf maximal zwei Jahre aus. Die
ses Programm ist keineswegs auf Frauen be

schränkt, aber die Vergabekommission achtet 

darauf, daß der Frauenanteil unter den ver

gebenen Stipendien nicht unter den der Einrei
chungen feHlt. 1 995 lag die Frauenquote unter 
den Einreichungen bei 42%, unter den vergebe
nen Stipendien bei 48%. 

APART-Stipendien (Austrian  Programme 

for Advanced Research and Technology) 

Zur Förderung der postdoktoralen Forschung 
schreibt die Österreichische Akademie der Wis-
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senschaften mit Unterstützung des Bundesmini

steriums für Wissenschaft, Verkehr und Kunst 

seit 1 993 APART-Stipendien aus. Die jährliche 

Höhe eines APART-Stipendiums, das für die 
Dauer von drei Jahren vergeben wird, beträgt 

620.000 S. 
Wie im APART-Junior Programm sollen bei 

der Vergabe dieser für hochqualifizierte Wissen
schafterinnen und Wissenschafter vorgesehenen 
Stipendien Frauen besondere Berücksichtigung 
finden. Bis Ende 1 995 wurden insgesamt 54 Sti
pendien vergeben. Der Frauenanteil unter den 
Einreichungen lag bei 300/0, jener unter den ge
förderten Personen bei 3 10/0. 

Habil itationsstipendien für Frauen 

(Charlotte Bühler-Stipendien) 

Bis zur Jahrtausendwende werden ca. 200/0 der 
heutigen ordentlichen Universitätsprofessorin
nen und -professoren in den Ruhestand über
treten. Wenn es zu diesem Zeitpunkt genügend 
qualifizierte, d.h. habilitierte Frauen gibt, kann 
damit gerechnet werden, daß sie auf den Beru
fungslisten aufscheinen. Der Anteil der Frauen, 

die eine Habilitation erwerben, ist noch so ge

ring, daß bei einfacher Fortschreibung der be
stehenden Zahlenverhältnisse ihre Unterberück
sichtigung festgeschrieben würde. Die Habilita
tionsstipendien wurden daher auch für jene 
Frauen konzipiert, die im Randbereich der Uni

versitäten, als Lektorinnen und bei Forschungs
projekten, wissenschaftlich arbeiten. 

Die Administration der Habilitationsstipen
dien erfolgt durch den Fonds zur Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung, dem das Bundes
ministerium für Wissenschaft, Verkehr und Kunst 
jährlich eine Dotation von 2 Mio. S zur Verfü
gung stellt. 

Zwischen 1 992 und 1 995 wurden 27 Frauen 
mit einem Charlotte Bühler-Stipendium geför

dert, acht dieser Frauen konnten inzwischen ihr 
Habilitationsverfahren erfolgreich abschließen. 
Die Höhe des Stipendiums hängt von etwaig er
forderlichen Auslandsaufenthalten, der Kinder
zahl u.a. ab. Der Grundbetrag liegt derzeit bei 
330.000 S pro Jahr (auf maximal 2 Jahre). 
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5.6 Frauenforschungsförderung 

Das politische Bekenntnis zur Erreichung einer 
de-facto Gleichbehandlung von Männem und 
Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen be

darf auch der wissenschaftlichen Auseinander
setzung mit dem Phänomen Geschlecht in Ge
schichte und Gegenwart. Die Förderung von 
Frauenforschung und Gender Studies ist daher 
von einer Förderung von Frauen gerade im Be
reich von Wissenschaft und Forschung nicht 
trennbar. 

Koord i nationsstel len für Frauenforschung 

und Frauenstud ien 

Die Aktivitäten engagierter Wissenschafterinnen 
und Studentinnen auf dem Gebiet der Frauen
forschung münden zunehmend auch in institu
tionelle Bahnen ein. Frauenforschung bedarf 
aufgrund ihrer Interdisziplinarität besonderer 
Koordination. Zur besseren Einbindung der 
Frauenforschung in die Universität und als An
laufsteIle und Bezugsrahmen für Studentinnen 
und Wissenschafterinnen wurden 1 993 in Wien, 

Graz und Linz interuniversitäre Koordinations
stellen für Frauenforschung und Frauenstudien 
eingerichtet. Diese Koordinationsstellen konn
ten sich innerhalb kurzer Zeit als effiziente Bera
tungs-, Informations- und Koordinationsein
richtungen für die isoliert arbeitenden Frauen
forscherinnen der verschiedensten Fachrichtun
gen etablieren. 

Förderung von wissenschaftlichen 

Veranstaltungen und Auftragsforschung 

Seit 1 992 wird für die Subvention von frauen
spezifischen Veranstaltungen eine jährliche För
dersumme von 250.000 S, ab 1 994 500.000 S, 
bereitgestellt. Mit diesen Mitteln werden außer
universitäre wissenschaftliche Tagungen, Kon
gresse und Vortragsreihen unterstützt, die sich 
mit Themen aus dem Bereich Frauenforschungj 
feministische Wissenschaften auseinandersetzen. 

Des weiteren stehen Geldmittel für die Mit
veranstalterschaft bei universitären Frauenring
vorlesungen zur Verfügung. 

Darüber hinaus wurde im Ressortbereich ein 
eigener Forschungsschwerpunkt .. Gender Stu-
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dies " geschaffen, in dessen Rahmen Forschungs
projekte mit frauen- oder geschlecht�rbezogenen 
Fragestellungen gefördert werden. In den letzten 
Jahren wurden Themen wie Eßstörungen bei 
Frauen, Bäuerinnen im Spannungsfeld zwischen 
Tradition und Modeme, Nachkriegsvergewalti
gungen, Geschlechterverhältnis in nichtdomi
nianten ethnischen Gruppen, Rassismen und 
Feminismen etc. in Auftrag gegeben. 

Sonderkontingent für remunerierte Lehrauf

träge zum Themenbereich Frauenforschung 

Das Angebot an universitären Lehrveranstaltun
gen zu Frauenthemen aus dem regulären Kon
tingent entspricht nicht dem zunehmenden In
teresse von Studentinnen und Wissenschafter
innen an der Bearbeitung von frauenspezifischen 
bzw. feministischen ThemensteIlungen in For
schung und Lehre. Zur Abdeckung dieses Defi
zites an Integration von Frauenforschung in den 
regulären Studienbetrieb wurde 1 982 das Son
derkontingent Frauenforschung geschaffen : Pro 
Studienjahr stehen den österreichischen Univer
sitäten zusätzlich 200 Wochenstunden für Lehr
veranstaltungen mit frauenspezifischen Inhal
ten zur Verfügung. 

Mit dem vollem Wirksam werden des UOG 
1 993 wird diese inhaltliche Einflußnahme der 
Zentralleitung auf den Lehrbetrieb nicht mehr 

Frauen an Hochschulen 

möglich sein, deshalb bemühen sich derzeit 
engagierte Frauenforscherinnen an fast allen 
Universitäten, diese Lehrauftragsstunden über 
die universitätsspezifischen Frauenförderungs
pläne zu verankern. 

Des weiteren unterstützt das BMWVK die 
Durchführung von interdisziplinären Frauen
ringvorlesungen mit 25.000,- S je Semester und 
Fakultät, ein Angebot, das an manchen Fakul
täten und Universitäten regelmäßig genutzt wird. 

In der Reihe "Materialien zur Förderung 
von Frauen in der Wissenschaft", die vom Bun
desministerium für Wissenschaft, Verkehr und 
Kunst herausgegeben wird, sind bisher fünfBän
de erschienen. Band 1 und 2 waren Veröffentli
chungen von Auftragsforschungsprojekten des 
Ressorts: eine lebensgeschichtliche Untersuchung 
über die erste Generation von Professorinnen 
an der Universität Wien und eine Studie über 
Entwicklung und Institutionalisierung von Wo
men's Studies im europäischen Vergleich. Band 
3 ist ein Sammelband, der die Situation und die 
Durchsetzungsstrategien von Frauen im Bereich 
der Wissenschaft aus verschiedenen Perspekti
ven ausleuchtet. Band 4 beinhaltet eine Biblio
graphie frauenspezifischer Hochschulschriften, 
und mit dem fünften Band wird der erste femi
nistische Thesaurus Österreichs vorgelegt. 
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6 Inte rnationale Mobilität und Bi l dungs
kooperation im Hochschulbe reich 

6.1  Organ isatorische Maßnahmen 

Zur Förderung der i nternat ionalen Beziehungen 

der U niversitäten und Hochschulen künst leri

scher Richtung wurden organisatorische, legi

stische und finanziel le Maßnahmen durch das 

Bundesministerium für Wissenschaft, Verkehr 

und Kunst gesetzt : 

• Unterstützung der E inrichtung/des Ausbaus 

von Auslandsbüros 

• Bereitstel lung von Mi tteln zur Unterstützun g  

der internationalen Beziehungen ( Mittel für Uni

versitätspartnerschaften und für die Förderung 

von Auslandsbeziehungen) 

• Übertragung von Stipendienaktionen an die 

Universitäten und H ochschulen künst lerischer 

Richtung zur Durchführung im Auftrag des Bun

desministeriums für Wissenschaft, Verkehr und  

Kunst (wie etwa Stipendien für Joint-Study P ro

gramme, Stipendien für w issenscha ftliche Ar

beiten im Ausland, Stipendien für kurzfristige 

fachspezifische Kurse im Ausland) 

• Neustrukturierung der nat ionalen Bet reu

ungseinrichtungen (Verbindungsstel le  für uni

versitäre Auslandsbeziehungen, Büro für Aus

tauschprogramme mit  Mittel- und Osteuropa, 

Büro für Europä ische B ildungskooperation/SO

KRATES und Büro für E uropäische B i ldungs

kooperation/LEONARDO, Büro für I ntern ationale 

Forschungs- und Technologiekooperation/BIT) 

• I n formationsmaßnahmen (Tagungen, Semi

nare. Pub l ikat ionen wie . . I n formationen zur 

Akademischen Mobilität ( IAM)" oder . .  Koope

rat ionen " ;  N eugesta l tung der Ausschreibung 

.. Aus landsstipendien und  sonstige geförderte  

Auslandsaufenthalte" sowie der  Ausschreibung 

. .  St ipendien für Österreich") 

• Dokumentation (u.a. Herausgabe der Broschü

re .. Studieren und  Forschen in . . . .
. 

durch  das 
Österreichische D okumentat ionszentrum für 

Ausl andsstudien/ Ö D 0 ZA) 

6.2 I nternationales Anerkennungswesen 

6 . 2 . 1  Europarat und UNESCO 

Europarat und UNESCO erarbeiten derzeit ge

meinsam eine neue, umfassende Europäische 

Gleichwertigkeitskonvention. die die bestehen

den sechs Konventionen aktual isieren und zu

sammenfassen wird. Dem ging ein umfangrei

ches Verfahren zur Textnstel lung und Begut

achtung im Berichtszeitraum voraus. Das Projekt 

kann im Bereich des intern,il ionalen Studien

rechtes als  bedeutendste Aktivität seit der Ö ff

nung M ittel- und Osteuropas bezeichnet werden. 

6.2.2 Bi laterale Gleichwertigkeiten 

I m  Berichtszeitraum wurden erstmals G leich

wertigkeitsabkommen mit Polen und der Schweiz 

abgeschlossen. Neue Abkommen mit Liechten

stein und Ungarn - als Zusammenfassung und 

Aktualis ierung der bereits bestehenden - sind 

in Vorbereitung. Ein Notenwechsel mit  I ta l ien 

über die Anerkennung akademischer G rade und 

Titel, dessen Vorbereitung bis 1 990 zurückreicht, 

steht vor der Unterzeichnung. Die seinerzeit mit 

Jugoslawien abgeschlossenen Abkommen über 

die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse bzw. über 

Gleichwert igkeiten im Hochschulbereich werden 

übergangsweise auch auf die Nachfolget erri 

torien a ngewendet; mi t  Slowenien wurden die

se Abkommen durch einen Notenwechsel a ls  

zwischen Österreich und Slowenien abgeschlos

sen festgestellt und s ind diesbezügl ich definit iv. 

E in Kooperationsabkommen zwischen Österreich 

und dem Europä ischen Hochschul institut in  Flo

renz sichert die automatische Anerkennung der 

in F lorenz erworbenen Doktorate. 
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6.2.3 Informationstätigkeit 

Die zunehmende Internationalisierung des Stu
dien wesens erfordert eine I ntensivierung der 
Informationstätigkeit. Durch den Fall des Eiser
nen Vorhanges bedingt, wurden die beiden von 
UNESCO und Europarat eingerichteten Informa
tionsnetzwerke zu einem einzigen - dem Euro
pean Network of National Information Centres 
(ENIC Network) - zusammengeschlossen. Es ba
siert auf dem Grundsatz der Verantwortlichkeit 
der einzelnen Mitgliedsstaaten für die Verbrei
tung und Verwaltung ihrer eigenen Studien
informationen sowie der intensiven Zusammen
arbeit zwischen den nationalen Zentren. Ihre 
Aufgabe ist es, nach innen über Anerkennungs
möglichkeiten im Ausland sowie nach außen 
über Anerkennungsmöglichkeiten im Inland ver
bindlich zu informieren. Diese Stellen betreuen 
jeweils innerstaatlich auch die Durchführungs
mechanismen der multilateralen Anerkennungs
instrumente und geben entsprechende Ver
gleichsempfehlungen heraus. 

Mit der Mitgliedschaft Österreichs in der 
EU ist außerdem die Integration Österreichs in 
das Informationsnetzwerk der NARICS (Natio
nal Academic Recognition Information Centres) 
erfolgt. ENICS und NARICS bleiben formell ge
trennt, arbeiten aber intensiv zusammen. In  
Österreich werden alle diese Tätigkeiten von der 
Abteilung I/B/ 1 5  des Bundesministeriums für 
Wissenschaft, Verkehr und Kunst in ihrer Funk
tion als NARIC AUSTRIA wahrgenommen. Be
sonders intensive Kontakte bestehen darüber 
hinaus zwischen den deutschsprachigen Infor
mationszentren (Österreich, Deutschland, Liech
tenstein, Schweiz). 

6.3 Bi laterale Kooperation 

Bilaterale Abkommen, wie z.B. Kulturabkommen, 
sind eine traditionelle Form der Kooperation. 
Durch diese zwischenstaatlichen Vereinbarun
gen stehen - je nach Inhalt und Umfang des 
Abkommens - österreichischen Studierenden, 
Graduierten und WissenschafterInnen Stipen
dien für Studien- und Forschungsaufenthalte 
bzw. LektorInnensteIlen in den jeweiligen Part-
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nerländern zur Verfügung. Im Studienjahr 1 995/ 
96 lehrten im Rahmen des LektorInnenprogram
mes etwa 1 40 österreichische Lektorinnen an 
ausländischen Hochschuleinrichtungen, wobei 
die größte Zahl in Großbritannien, gefolgt von 
Ungarn, Tschechien und Frankreich tätig war. 

Im Hochschulbereich besteht eine Vielfalt 
institutionalisierter, vertraglicher Kooperationen 
mit ausländischen Universitäten und Hochschu
len auf lnstituts-, Fachbereichs-, Fakultäts- oder 
Universitätsebene. Diese Kooperationen, die in 
Ergänzung zu EU-Bildungs- und Forschungs
programmen sowie speziellen regionalen Pro
grammen wie CEEPUS zu sehen sind, umfassen 
Forschung und Lehre und oft auch Austausch
rnaßnahmen (Austausch von Studierenden und/ 
oder Lehrenden). 1 996 bestand die weitaus größ
te Zahl der vertraglichen Beziehungen der öster
reichischen Universitäten und Hochschulen 
künstlerischer Richtung mit Hochschuleinrich
tungen in den USA (über 80), gefolgt von 
Deutschland (etwa 50), Frankreich (etwa 30), 
Großbritannien und Tschechien. Auch mit den 
anderen Nachbarländern, wie Italien, Schweiz, 
Slowakei, Ungarn und Slowenien, ist die Ko
operation intensiv, wobei mit den mittel- und 
osteuropäischen Ländern zusätzliche Projekte im 
Rahmen des CEEPUS-Programmes, des TEM
PUS-Programmes und spezieller Aktionen lau
fen. In der überseeischen Kooperation bestehen 
- besonders im Bereich des studentischen Aus
tausches - neben den zahlreichen Aktivitäten 
mit den USA vor allem Partnerschaften mit au
stralischen und kanadischen Hochschulen. 

Im Rahmen zwischenstaatlicher Vereinba
rungen sowie im Rahmen des Fulbright-Pro
grammes und all jener Stipendienaktionen, die 
an den Universitäten und Hochschulen im Auf
trag des Bundesministeriums für Wissenschaft, 
Verkehr und Kunst durchgeführt werden, wurden 
im Studienjahr 1 994/9 5 Studien- oder For
schungsaufenthalte von 2064 österreichischen 
Studierenden an einer ausländischen Gastinstitu
tion gefördert. Mit jenen Studierenden, die im 
Rahmen von ERASMUS, von Programmen mit 
mittel- und osteuropäischen Staaten und Post
graduate-Programmen einen Auslandsaufenthalt 
absolvierten, steigt die Zahl auf 4 1 50 (siehe 
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Tabellen 1 1 .8 ff., Band 2). Zu den beliebtesten 
Zielländern zählen Großbritannien, die USA und 
Frankreich. Nach Studienrichtungen/Fachrich
tungen zeigt sich, daß vor allem Studierende 
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften mo
bil sind. 

Neben diesen traditionellen Instrumenten 
sind in den vergangenen Jahren spezielle Ak
tionen zu Schwerpunktsetzungen geschaffen 
worden. Diese bilateralen Kooperationen sind 
in vielen Fällen eine ideale Grundlage für Ko
operationen im Rahmen von Programmen der 
Europäischen Union bzw. eine Ergänzung für 
multilaterale Kooperation. 

6.4 Europäische Bildungskooperation 

In organisatorischer Hinsicht wurden bereits 
frühzeitig ( 1 990) Vorkehrungen durch die Ein
richtung des Büros für Europäische Bildungs
kooperation (BEB) beim Österreichischen Aka
demischen Austauschdienst (ÖAD) getroffen. Der 
Neustrukturierung der Bildungsprogramme auf 
europäischer Ebene, d.h. der Schaffung zweier 
großer Programme in den Bereichen allgemeine 
und berufliche Bildung, wurde 1 994/95 durch 
die Reorganisation des BEB auf Grundlage eines 
Verwaltungsübereinkommens zwischen dem 
Bundesministerium für Wissenschaft, Verkehr 
und Kunst sowie dem Bundesministerium für 
Unterricht und kulturelle Angelegenheiten in ein 
SOKRATES-Büro und ein LEONARDO-Büro 
Rechnung getragen. 

6.4. 1 Europäische Integration 

und Hochschu lgesetzgebung 

Bezogen auf die Hochschulorganisation ist fest
zustellen, daß Angehörige von EU-(und EWR-) 
Staaten nun in universitären und hochschuli
schen Gremien in gleicher Weise wie Österrei
cherInnen mitwirken können. Für das Prüfungs
wesen ergibt sich wegen seines hoheitlichen 
Charakters keine Änderung. Ebenfalls nicht be
troffen ist das Hochschülerschaftsgesetz. 

Im Bereich des Dienstrechts sindjene Grup
pen von Hochschullehrerinnen, die bisher grund-

sätzlich ÖsterreicherInnen vorbehalten waren 
(außerordentliche UniversitätsprofessorInnen, 
Universitäts- und Hochschulassistentlnnen, Bun
deslehrerinnen an Universitäten und Hochschu
len künstlerischer Richtung), entsprechend der 
Richtlinie 89/48/EWG auch den EU-(und EWR-) 
Bürgerinnen zugänglich zu machen. Da die or
dentlichen Universitäts- und Hochschulprofes
sorinnen kraft Gesetzes mit ihrem Dienstantritt 
ohnehin die österreichische Staatsbürgerschaft 
erhalten und damit eine Diskriminierung ande
rer Staatsangehöriger nicht stattfinden kann, 
besteht hinsichtlich dieser Kategorie keine Not
wendigkeit zur Änderung. Die anderen Gruppen 
von Hochschullehrerinnen, wie Gastprofessor
Innen, Honorarprofessorinnen, Vertragsassistent
Innen, waren schon bisher nicht auf Österrei
cherinnen beschränkt. 

6.4.2 ERASMUS 

Auf Grundlage eines 1 9 9 1  unterzeichneten 
Staatsvertrages zwischen Österreich und der da
maligen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
wurde das ERASMUS-Programm den österrei
chischen Universitäten und Hochschulen künst
lerischer Richtung mit dem Studienjahr 1 992/93 
zugänglich. War Österreich 1 992/93 an 1 37 
Hochschulkooperationsprogrammen beteiligt, 
waren es 1 993/94 245, 1 994/95 3 1 2  und 1 995/96 
bereits 358.  Diese Netzwerke bilden die Grund
lage für die Mobilität von Studierenden und 
Lehrenden, die Lehrplanentwicklung und die 
Durchführung von Intensivprogrammen. Die für 
die Studierendenmobilität von der Europäischen 
Kommission genehmigte Zahl von Studierenden 
stieg von 882 im ersten ERASMUS-Jahr auf 1 583 
im Studienjahr 1 993/94 und auf 2377 im dar
auffolgenden Jahr. 1 995/96 liegt die Zahl bei 
3 1 93.  Die beliebtesten Gastländer für österrei
chische Studierende sind Großbritannien, Frank
reich, Spanien und Italien, gefolgt von Deutsch
land, Niederlande, Belgien, Irland, Dänemark, 
Griechenland und Portugal.  Die meisten Studie
renden kommen aus den Wirtschaftswissenschaf
ten, Philologien sowie Rechtswissenschaften. 
Neben studentischer Mobilität umfassen 1 995/96 
1 38 Hochschulkooperationsprogramme die Mo-

7 7  
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b i l itä t  von Lehrenden, 6 3  I ntens ivprogramme 

und 41  die Lehrplanentwicklung. 

I m  R a hmen von ERASMUS wurde EeTS 

(European Course Credit Transfer System), ein 

P i lotprojekt  zur akademischen Anerkennung 

aufgrund e ines . .  Credit-Systems", in  fünf fach

bereichen mit 1 44 Hochschulen durchgeführt. 
Österreich war mit 5 U nivers itäten beteil igt (Be

t riebswirtscha ft a n  der Univers i tät Innsbruck, 

Chemie an der Technischen Un iversit�it Wien,  

Geschichte a n  der U niversität G raz, Masch inen

bau an  der Technischen U niversität G raz, Medi

zin an  der Universität Wien). Im Rahmen von 

SOKRATES ist ECTS für al le Hochschulen und 

al le Fachbereiche geöffnet. 

6.4.3 SOKRAlES 

Am 1 4. März 1 99 5  wurde das erstmals a l le  Ar

ten und Stufen des B ildungswesens umfassende 

EU-Programm SOKRAlES für die Zusammen

arbeit im Bereich des a l lgemeinen B i ldungswe

sens tlir die Laufzeit von 1 99 5- 1 999 verabschie

det. Mindestens 5 5% des Budgets (850 Mio. ECU) 

sollen tlir das Kapitel .. Hochschulbi ldung" auf

gewendet werden, wobei es bei der organ isato

rischen Abwicklung zu  e inem Systemwandel 

kommt. N icht  mehr der koord in ierende Lehr

körper eines best immten Fachbereiches, sondern 

die Hochschule als solche schl ießt für al le  Be

reiche und Akt iv itäten e inen inst i tut ionel len 

Vertrag mi t  der E uropäischen Kommission ab. 

H iezu kommen die U nterstützung neuer Ko

operationsformen, wie thematischer Netze oder 

die Entwicklung von .. Europä ischen Modulen" 

und .,European Master"-Programmen. 

Neben diesen Aktivitäten bietet das SO

KRATES-Programm für Universitäten und Hoch

schulen künstlerischer R ichtung auch i n  den 

Kapiteln .. Schulb i ldung" und ., Bereichsüber

greifende Maßnahmen" Möglichkeiten zur Pro

grammteil nahme: Fernlehre und offener Unter

richt, Erwachsenenbildung, Fremdsprachen (L IN

G UA) und i nterkulturel les Lernen. 

Die erste A ntragsrunde für das Kapitel  

.,Hochschulb i ldung" wurde im Herbst 1 99 5  ab

gesch lossen. Österreich konnte dabei Rückflüsse 

von über 2 Mio .  ECD verzeichnen. 
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Das Büro für Europä ische Bi ldungskoope

rat ion fungiert als Nationalagentur für das Ka

p i tel .. Hochschulbi ldung" des SOKRAlES-Pro

grammes und koordin iert die Informationsmaß

nahmen (Veranstaltungen und Publ ikationen) i m  

SOKRATES-Bereich für a l le  österreichischen Na

t iona lagenturen. 

6.4.4 COM ETI 

Analog zum ERASMUS-Programm war Öster

reich bereits als EFTA-Staat am COMETI TI-Pro

gramm ( 1 990- 1 994) betei l igt und  in al len Be

reichen dieses auf die Zusammenarbeit zwischen 

Hochschulen und Unternehmen ausgerichteten 

Programmes erfolgreich. 

Vier regionale Ausbi ldungspartnerschaften 

Hochschule - Wirtschaft (APHWs) und eine sek

t orielle APHW wurden von B fÜssel gefördert, 

wobei diese APHWs in Österreich als n icht ge

winnorientierte Vereine organisiert sind. 

796 österreich ische Studierende und G ra

duierte ( insbesondere naturwissenschaft l icher 

und technischer Studienrichtungen) verbrach

ten einen geförderten Praxisaufenthal t  in einem 

Unternehmen der damaligen Europäischen Ge

meinschaften i n  der Dauer von 3 bis 1 2  Mona

ten. 3 3  Personalaustauschmaßnahmen zwischen 

Hochschulen und Unternehmen wurden ebenso 

gefördert wie die Entwicklung und Organisation 

von 84 Kurzkursen i n  neuen Technologien, die 

1 38mal gehalten wurden. Acht von Österreich 

eingereichte große Projekte zur Entwicklung von 

Lehrmaterial ien in den neuen Technologien wur

den ebenfal ls  von B rüssel ausgewählt .  

6.4.5 LEONARDO DA VINCI 

LEONARDO DA VINCI ,  das neue Programm im 

B ereich der berufl i chen B i ldung, wurde a m  

6 .  Dezember 1 994 für e i n e  Laufzeit v o n  fün f  

Jahren ( 1 995- 1 999) m i t  einem B udget v o n  620 

Mio. ECU beschlossen. Mindestens 2 5% des Ge

samt budgets müssen laut Ratsbeschluß für den 

Bereich der Zusammenarbeit  Hochschule - Wirt

schaft verwendet werden. 

D ie  im Rahmen des COMETI-Programmes 

e i  ngeri c h t ct en A usb i I du n gspartn ersc ha ften 
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Hochschule - Wirtschaft (APHWs) konnten für 
die Funktion der regionalen Betreuungsstellen 
für LEONARDO DA VINCI gewonnen werden, 
wobei durch die Einbindung der APHWs in das 
lnformations- und Betreuungsnetz des 4. Rah
menprogrammes für Forschung und Entwick
lung wichtige Synergien entstehen. Als LEO
NARDO-Nationalagentur fungiert das Büro für 
Europäische Bildungskooperation/LEONARDO
Büro. 

Beim Lukrieren von EU-Mitteln war Öster
reich im Vergleich mit den anderen Mitglied
staaten bisher überdurchschnittlich erfolgreich. 
Konkret bedeutet das für die österreichischen 
Hochschulen, daß beispielsweise über 1 50 Stu
dierende (insbesondere technischer und natur
wissenschaftlicher Studien richtungen) die Mög
lichkeit erhalten werden, ein Firmenpraktikum 
zwischen 3 und 1 2  Monaten in einem EU- oder 
EFfA/EWR-Staat durchzuführen. 

6.4.6 Kooperation mit Mittel- und Osteuropa 

Die Jahre 1 993- 1 996 waren auch auf universi
tärer Ebene durch eine Konsolidierung und ln
stitutionalisierung bestehender Aktivitäten im 
mittel- und osteuropäischen Raum geprägt. Für 
die Beratung, Betreuung und Durchführung von 
Programmen auf nationaler Ebene wurde be
reits 1 990 das Büro für Austauschprogramme 
mit Mittel- und Osteuropa eingerichtet. 

Neben der Weiterführung der Aktion Öster
reich - Ungarn wurden die Aktion Österreich -
Slowakei und die Aktion Österreich - Tschechien 
eingerichtet. Die Finanzierung wird jeweils zu 
drei Vierteln von Österreich und einem Viertel 
vom Partnerstaat bestritten. Die wichtigsten 
Aktivitäten sind die Vergabe von Stipendien, 
Förderung von gemeinsamen Ausbildungspro
jekten und die Durchführung von Summer
schools und Sommerkollegs (bilaterale Sprach
kursprogramme) in den mittel- und osteuropäi
schen Ländern. Eine externe Evaluierung hat 
der Aktion Österreich - Ungarn bescheinigt, ei
nen wesentlichen Beitrag zur Vertiefung der wis
senschaftlichen Beziehungen geleistet zu haben. 

Nach den Erfolgen der ersten wissenschaft
lichen Summerschools in Österreich werden sol-

che nun auch gemeinsam mit Partneruniver
sitäten unter österreichischer wissenschaftlicher 
Leitung in den Ländern Mittel- und Osteuropas 
(Bulgarien, Polen, Slowakei, Slowenien, Tsche
chien, Ukraine, Ungarn) veranstaltet. 1 993 wur
den 22 Kurse, 1 994 27 Kurse und 1 995 1 7  Kurse 
durchgeführt. 

Als besonders erfolgreich haben sich auch 
die Sommerkollegs, bilaterale Sprachkurse, in 
deren Rahmen Studierende zweier Nationalitä
ten die jeweils andere Sprache erlernen, erwie
sen. Kollegs fanden in folgenden Ländern statt: 
Bulgarien, Kroatien, Polen, Rumänien, Slowe
nien, Tschechien, Ukraine, Ungarn. 

Mußte Österreichs Mitwirkung am TEM
PUS-Programm bis zum EU-Beitritt national fi
nanziert werden, so ist nun die volle Teilnahme 
möglich. 1 995 waren österreichische Universi
täten an 45 von 486 TEMPUS-PHARE-Projek
ten und an 8 von 85 Pre-JEPs (Joint European 
Programmes) im Rahmen von TEMPUS-TACIS 
beteiligt. PHARE-Länder sind Albanien, Bulga
rien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, 
Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn, 
wobei Ungarn und die Slowakei Österreichs 
bel iebteste Partnerländer im Rahmen von 
TEMPUS-PHARE sind. TEMPUS-TACIS-Länder 
( 1 995/96) sind Armenien, Aserbaidschan, Geor
gien, Kasachstan, Kirgistan, Moldau, Mongolei, 
Rußland, Ukraine, Usbekistan und Weißrußland. 

Als Beispiel einer besonders gelungenen 
regionalen Kooperation ist das CEEPUS-Pro
gramm anzuführen. Im Vertrag, der am 8. Dezem
ber 1 993 zwischen Bulgarien, Österreich, Polen, 
der Slowakei, Slowenien und Ungarn in Buda
pest unterzeichnet wurde und dem Kroatien 1 995 
und Tschechien im Jänner 1 996 beigetreten sind, 
kommen die Vertragspartner überein, auf den 
Gebieten der Aus- und Weiterbildung, insbeson
dere in den Bereichen der interuniversitären 
Kooperation und der akademischen Mobilität, 
zusammenzuarbeiten. Ein besonderes Kennzei
chen von CEEPUS ist die Auszahlung der Stipen
dien an "incoming"-Studierende durch das Gast
land. Dadurch ist kein Geldtransfer notwendig 
und die volle Gleichberechtigung aller teilneh
menden Länder gewährleistet. Darüber hinaus 
bietet CEE};>US durch seinen Netzwerkcharakter 
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eine gute Basis für multilaterale Kooperation. 
Die ersten Austauschmaßnahmen fanden 

im Sommersemester 1 995  statt. Von 1 6  Netz
werken mit österreichischen Partnern wurden 8 
von österreichischen Hochschulen auch koordi
niert. Im Studienjahr 1 995/96 ist Österreich in 
37 von 47 Netzwerken vertreten. 

Im Rahmen der Aktivitäten der Österrei
chischen Rektorenkonjerenz stellt die Koopera
tion mit Mittel- und Osteuropa einen besonde
ren Schwerpunkt dar. 

Die Kooperation der Donaurektoren, die 9 
Mitgliedsländer umfaßt (Bulgarien, Deutschland, 
Kroatien, Österreich, Rumänien, Slowakei, Slo
wenien, Tschechien und Ungarn), unterstützt 
auch das CEEPUS-Programm sowie Bestrebun
gen, durch Vergleich von Studienplänen zu ei
nem Art "Credit Transfer System" zu gelangen. 

Als besonderes Projekt gilt die Zusammen
arbeit mehrerer Universitäten mit albanischen 
Hochschulen, wobei hier neben der Koopera
tion zwischen der Universität Wien und der Uni
versität in Tirana vor allem die fakultätsüber
greifende Zusammenarbeit zwischen den Uni
versitäten Graz und Klagenfurt und der Univer
sität Shkoder in verschiedenen Vorhaben (z.B. 
E inrichtung einer Germanistik-Bibliothek, "Bil
dungs- und Entwicklungspartnerschaft Albanien 
- Österreich" etc.) hervorzuheben ist. 

D ie Universität Wien und die Universität 
Graz sind gemeinsam mit dem World University 
Service Drehscheibe in der Kooperation mit Bos
nien-Herzegowina, dessen Universitäten auf 
Basis eines Spezialprogrammes des Europarates 
in das europäische Wissenschaftssystem wieder
eingebunden werden sollen. 

Für österreichische Universitäten und Hoch
schulen wird es in den nächsten Jahren gelten, 
jene Expertise, die sie im Rahmen der bilatera
len und der multilateralen Kooperation mit mit
tel- und osteuropäischen Ländern gewonnen 
haben, im Rahmen der Einbindung dieser Staa
ten in die EU-Programme zu nutzen. Dies gilt 
auch für die österreichischen Betreuungsein
richtungen, da die Erwartungen der Europäischen 
Kommission im Hinblick auf Österreichs Rolle 
bei der Heranführung der assoziierten Staaten 
Mittel- und Osteuropas sehr groß sind. 
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6.5 Außer-europäische Bi ldungskooperation 

6.5.1 Allgemeines 

Durch den Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Union stehen den österreichischen Hochschu
len nun auch zahlreiche Initiativen und Pro
gramme der Europäischen Union offen, die eine 
Kooperation mit außereuropäischen Hochschu
len unterstützen. 

Im Rahmen des alfa-Programmes, eines 
Kooperationsprogrammes zwischen Hochschulen 
der Europäischen Union und Lateinamerikas, 
nehmen 1 1  österreichische Universitäten und 
Hochschulen seit 1 995 an 19 genehmigten Pro
jekten teil. Weiters ist das Interesse österreichi
seher Hochschulen an den Kooperationspro
grammen EU-USA und EU-KANADA sehr groß, 
da in Österreich zahlreiche bilaterale Abkom
men (vor allem im Bereich der studentischen 
Mobilität in Form von Joint-Study-Programmen) 
mit US-amerikanischen und kanadischen Hoch
schulen bestehen. 

6.5.2 ASEA-UNINET 

Anläßlich des zehnjährigen Jubiläums der Ko
operation mit Thailand erfolgte die Ratifizierung 
des Memorandum of Understanding durch 22  
Universitäten in Österreich, Thailand, Vietnam 
und Indonesien. 1 994 wurden Schwerpunkte der 
Zusammenarbeit definiert, die sich größtenteils 
mit jenen des 4. Rahmenprogrammes der Euro
päischen Union decken. Neben Projektkoope
ration umfaßt das ASEA-UNlNET auch Lehren
den- und Studierendenmobilität. Von den öster
reichischen Universitäten nehmen die Universi
tät Innsbruck, die Universität Wien, die Techni
sche Universität Wien, die Wirtschaftsuniversität 
Wien, die Universität für Bodenkultur in Wien, 
die Veterinärmedizinische Universität Wien, die 
Technische Universität Graz sowie die Montan
universität Leoben am ASEA-UNINET teil. 

D ie Kooperation im Rahmen des ASEA
UNINET könnte sich als wichtige Basis für die 
Zusammenarbeit mit Asien erweisen, sobald die 
Programme der Europäischen Union im Hoch
schulbereich mit Asien vorliegen. 
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6.6 Beispiele europäischer Bi ldungs

kooperation : 4. Rahmenprogramm 

der EU, COST und EUREKA 

Das 1 992 gegründete Büro für internationale 
Forschungs- und Bildungskooperation (BIT), an 
dem 7 Bundesministerien, die Sozialpartner, 
Bundesländer und Forschungseinrichtungen be
teiligt sind, unterstützt die Teilnahme österrei
chischer ForscherInnen am 4. Rahmenprogramm 
der EU durch Information und Beratung und 
führt eine Antrags- und Ergebnisstatistik. Auch 
zu EUREKA gibt es im BIT aktuelle Informatio
nen und Unterlagen betreffend laufende bzw. 
in Planung befindliche Projekte. 

6.6. 1 Tei lnahme an EU-Forschungs

programmen 

1 995 fanden Ausschreibungen in allen spezifi
schen Programmen des 4. Rahmenprogrammes 
für Forschung und technologische Entwicklung 
statt. Dabei beteiligten sich ForscherInnen aus 
Österreich mit über 1 .4 10 Projektanträgen (von 
EU-weit ca. 1 3.400 Anträgen). Davon erhielten 
ca. 300 eine EU-Finanzierung bewilligt, damit 
liegt Österreich mit einer Erfolgsquote von ca. 
20% im europäischen Durchschnitt. 
Das durch die Europäische Union ausgeschrie
bene Finanzvolumen betrug 2 .055,898 Mio. 
ECU; davon gingen an die österreichischen Pro
jektteilnehmer 54, 1 2  Mio. ECU, wobei gewisse 
Änderungen einkalkuliert werden müssen. 

Bei der Verteilung auf Organisationstypen 
von Antragstellern liegen die Universitäten mit 
48% an erster Stelle, gefolgt von der Industrie 
mit 26%, anderen Forschungseinrichtungen mit 
1 8% und schließlich den .. Sonstigen" mit 8%. 
Bei den wirtschaftsbezogenen Programmen lie
gen die Universitäten mit 28% hinter der Indu
strie mit 45% und vor den anderen Forschungs
einrichtungen mit 1 5% und den .. Sonstigen" mit 
1 2%. 

Das Programm zur Ausbildung u nd Mobi
lität von Wissenschaftern (TMR) wird in Öster
reich noch zu wenig in Anspruch genommen. 
Der Grund dafür liegt in der zu langen Dauer 
der Evaluationsverfahren und in den teilweise 

geringen Erfolgschancen. Im Aktionsbereich 1 
(TMR-Netzwerke) wurden insgesamt 1 .427 An
träge begutachtet. Von über 1 90 Anträgen mit 
österreichischer Beteiligung wurden 1 5  .. pro
posals" bewilligt. Die österreichischen Antrag
stellern bewill igte gesamte Fördersumme im 
Aktionsbereich 1 beträgt ca. 4,39 Mio. ECU. Die 
Erfolgsquote österreichischer Antragsteller liegt 
mit 9,69% über dem EU-Durchschnitt (7%) . 

1m Aktionsbereich 2 (Zugang zu Großfor
schungsanlagen) wurden keine Anträge mit 
österreichischer Beteiligung gestellt. Im Aktions
bereich 3 (Forschungsstipendien) wurden in der 
ersten und zweiten Ausschreibungsrunde 3 7  
österreichische Anträge gestellt, von denen 1 4  
gefördert wurden. Von Antragstellern aus dem 
Ausland, die ein .. host institute" in Österreich 
gewählt hatten, wurden in beiden Ausschrei
bungsrunden insgesamt 51 Anträge gestellt, von 
denen 9 genehmigt wurden. Die bisher öster
reichischen Antragstellern zuerkannte Förder
summe im Aktionsbereich 3 beträgt etwa 2,3 
Mio.  ECU. 

Im Aktionsbereich 4 (Begleitmaßnahmen: 
Eurokonferenzen etc.) wurden keine Projekte 
österreichischer Antragsteller genehmigt. 

Die österreichischen Organisationen und 
Antragstellern zugesprochene Gesamtförderung 
im TMR-Programm beträgt bisher ca. 6,69 Mio. 
ECU. 

6.6.2 COST 

Österreich arbeitet seit 1 97 1  an CaST (Coope
ration europeenne dans le domaine de · la Re
cherche Scientifique et Technique), der ältesten 
europäischen Forschungsinitiative, mit. 

CaST stellt ein internationales wissen
schaftliches Netzwerk dar und hat sich immer 
mehr zu einem wertvollen Instrument der Wis
senschaftskooperation der EU- und EFTA-Staa
ten mit den Staaten Mittel- und Osteuropas ent
wickelt. Ende 1 995 l iefen 1 25 CaST-Aktionen, 
wovon sich Österreich an 43 beteiligte. Diese 
Projekte betreffen die Bereiche Werkstoffkunde, 
Telekommunikation, Meteorologie, Landwirt
schaft, Biotechnologie, Verkehr, Umwelt, Medi
zin und die Sozialwissenschaften. CaST funk-
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I n ternat ion a l e  M o b i l i tät u nd B i l d u ngskooperat ion im Hochsc h u l bereich Kapitel  6 

t io n iert nach dem Prinzip, daß die Projektvor

schläge aus den einzelnen Mi tg l iedstaaten kom

men und die F ina nzierung auch nat io nal  er

fo lgt .  1 I 0chschul insti tute stellen unter den An

t ragstellern eine der �türksten Gruppen. 

6.6.3 EUREKA 

Im Gegensatz zu CaST, die vor a l lem G rundla

genforschung betreibt, steht bei E UREKA die 

a ngewandte und industriebezogene Forschung 

im Mittel punkt.  Die F inanzierung der Projekl l' 

erfolgt über nat ionale Förderstellen.  Zur Zeit hat 

EUREKA 25 Mitgliedstaaten, darunter ist a uch 

die EU als eigenes Mitglied zu nennen. Dalilber 

h inaus wurden in den meisten mittel- und ost

europii i schcn Staaten und den Nachfolgerl'

publ iken der Sowjetunion nat ionale I n forma

tionspunktl' zu EUREKA geb ildet. 

Bis Ende 1 99 5  war Österreich an insge

samt 1 73 EUREKA-Projekten betei l igt ,  wovon 

bis Ende letzten Jahres 3 3  beendet wurden, über 

100 weiterlau kll und die übrigen zurückgezo

gen wurden. Der Zuwachs an neuen Proj ekten 

mit österreichisclll'r Betei l igung war letztes Jahr 

um 50% hii lll'r als in  den Jahren davor. EUREKA 

mi t  insgesamt über 900 Projekten stel l t  vor a l 

lem für die kleinen und mittl eren Unternehmen 

eine a t trakt ive Alternative zu den Forschungs

programmen der EU dar. An etwa einem Fünf

tel der Pro jekte s ind Institute der Un iversit ii ten 

bzw. Kunsthochschulen beteil igt. 

6. 6.4 Bi latera l e  wissenschaftlich-tech n ische 

Zusa m m e n a rbeit 

Seit vielen Jahren ist Österreich bemüht, durch 

b i la tera le Kontakte auf staat l icher Ebene die Zu

sa mmena rbeit au f wissenschaftl ich -techn ischem 

Gebiet zu fürdern und zu vertiefen. Die bi la tera

le Zusammenarbeit ergänzt s in nvoll die aufmul

t i la t era ler Ebene zur Verfügung stehenden Ak

tionen, wobei von staatl icher Seite auf die Wech

sei wirkungen und Synergien besonderer Wert 

gelegt wird. Die I nstrumente, die dafür in Frage 

kommen, haben u nterschiedl iche Rechtsnatur; 

s ie reichen vom klassischen Staatsvertrag bis h in  

zu informel len Absprachen oder Verwendungs-
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zusagen zwischen Fachmin isterInnen.  

E ine derartige vertragliche Zusammenarbeit 

besteht derzeit mit folgenden Staaten : Vo l ks

republ ik  Ch ina ,  Fra nk reich, G roßbri tann ien ,  

Israel .  I ta l ien,  Span ien und Ungarn. Abkommen 

mit Slowenien und Rußland sind in Vorbereitung. 

6.7 Neues Fremdenrecht u nd 

i nternationale Mobi l ität 

Das InkrafttretC'll des Fremdengesetzes mit Jah

resanfang 1 993 ,  vor al lem aber der Wirksam

keitsbegi nn  des Aufentha ltsgesetzes mit  1 .  Juli 

1 993 ,  gab Anlaß zur Befürchtung, der Zugang 

von Leh renden, Forschenden u nd Studierenden 

aus Lindern a ußerhalb des Europäischen Wirt 

scha fisraumes (EWR)  zu österreich ischen Un i 

vers i t �i ten,  Hochschulen und Forschu n gsein

rich t u ngen könnte  gravierend beeinträcht igt 

werden. E ine solche Beeinträchtigung war je

doch mit dem neuen Fremdenrecht nicht inten

diert .  In Zusammenarbeit mit  dem Bundesmini

sterium für Inneres und dem Bundesministerium 

für Arbeit und Sozia les sowie durch besonderes 

Engagement der U n iversi täten und  Hochschu

len konnten negative Auswi rkun gen des neuen 

Fremden rechts auf die a kademische Mobi l ität 

weitgehend vermieden werden. 

Für Gasr/eh rcrflllH'1l und --IorscherIll llfll aus 

Ländern auflerhalb des EWR wurde durch E in

fügung einer Verordnungsermächtigung in  das 

!\u fCnthal tsgesl'tz (§ 1 Abs. 4) der Bundesmi

n ister für I n neres ermächtigt, gemeinsam mit 

dem Bun desm i n ister für Arbeit  und Sozia les 

Ausnahmen von der Bewill igungspfl icht nach 

Ausl ii nderbeschäft igungsgesetz auch für das 

Aufenthal tsgesetz zu übernehmen. Auf diesem 

Weg wurden nach entsprechender E rweiteru ng 

der Auslii nderbeschäftigungsverordnung (BGB! .  

Nr. 7 29/ 1 99 3  und 666/ 1 994) durch Ausnahme

verordnungen des Bundesmin isters für I n neres 

(HG H! .Nr. 622/ 1 993  und 96 1 / 1 994) u nter ande

rem siimtl iche Kategorien von G astlehrerin nen 

an  Un iversi tä ten ,  Hochschulen künstlerischer 

Richtung und Fachhochschul-Studiengängen 

sowie Gastforscherin nen an den genannten E in

richtungen und einer Reihe a ußerun iversitärer 

Forschungsi nst i tut ionen von der Anwendung 
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Kapitel 6 Internationale Mobi l i tät und Bi ldungskooperation im Hochschu lbereich 

des Aufenthaltsgesetzes ausgenommen. Auf die
sen Personenkreis ist somit das Fremdengesetz 
anzuwenden. Die dafür notwendigen Anträge 
und Nachweise bereiten inzwischen kaum mehr 
Probleme. In Einzelfällen haben Universitätsin
stitute noch Schwierigkeiten, für Kurzaufenthalte 
ausländischer Wissenschafterinnen, etwa im 
Rahmen von in Österreich stattfindenden Kon
gressen, die gemäß Fremdengesetz erforderl i
che, alle Risiken abdeckende Krankenversiche
rung zu organisieren. 

Für Studierende konnte keine Ausnahme 
vom Aufenthaltsgesetz erreicht werden. Aller
dings wurde mit dem Bundesministerium für 
Inneres ein "vereinfachtes Erstantragsverfahren" 
für Studierende vereinbart. Es enthält zum ei
nen Maßnahmen zur beschleunigten Abwick
lung der Anträge Studierender aus Ländern au
ßerhalb des EWR, um einen Semesterverlust in
folge der für die Beschaffung der Aufenthalts
bewilligung notwendigen Zeitspanne möglichst 
zu vermeiden. Zum anderen sieht es Erleich
terungen bei den Nachweisen vor, die dem erst
maligen Antrag auf Aufenthaltsbewilligung bei
zufügen sind. Das vereinfachte Erstantragsver
fahren konnte naturgemäß weder die in der An
fangsphase des Aufenthaltsgesetzes vor allem 
in Wien aufgetretenen Engpässe in der Erledi-

Tabelle 1 

gung von Anträgen auf Aufenthaltsbewilligun
gen entschärfen, noch die mit der Quotenbe
messung gemäß Aufenthaltsgesetz zusammen
hängenden Probleme ausräumen. So wurde 
1 994, nachdem im Sommer die Quoten gemäß 
§ 2 Aufenthaltsgesetz in Wien und den meisten 
anderen Bundesländern ausgeschöpft waren, 
eine zusätzliche gesonderte Quote für 2.500 Stu
dierende an Universitäten und Hochschulen 
künstlerischer Richtung geschaffen und kurz vor 
Beginn des Wintersemesters 1 994/95 kundge
macht (BGBI.Nr. 759/ 1 994). Sie wurde aufgrund 
ihrer kurzen Bestandsdauer - bis Jahresende 
1 994 - ebensowenig ausgeschöpft wie die ent
sprechende Quote für das Kalenderjahr 1 995, 
welche sich auf eine explizite Anordnung des 
inzwischen geänderten Aufenthaltsgesetzes stüt
zen konnte und ebenfalls erst Mitte September 
1 995 kundgemacht wurde. Auch wenn die Quo
ten für Studierende immer so bemessen wur
den, daß keine von den Universitäten und Hoch
schulen akzeptierten Bewerberinnen aus Man
gel an Quotenplätzen abgewiesen werden muß
ten, dürften doch der vorübergehend vorhan
dene Mangel an Quotenplätzen und die dadurch 
verursachten Verfahrensverzögerungen in einer 
Reihe von Fällen den gegenteiligen Effekt ge
habt haben. 1 996 stand die für Studierende vor-

Ausländische ordentliche Hörerinnen an Universitäten und Hochschulen künstlerischer Richtung 

nach Gruppen von Herkunftsländern. Wintersemester 1 990/9 1 bis 1 995/96 

1 990/91 1 99 1 /92 1 992/93 1 993/94 1 994/95 1 995/96 

Ausl. ord. Höreri nnen, absolut 2 1 .083 23.342 25.525 27. 1 9 1  28.1 98 29.483 

davon entfa l len . . .  Ofo auf 

westeuropäische Industrieländer' 51 ,4  48,8 47,7 48, 1  49,2 49,9 
a ußereuropäische Industrie länder2 4,5 4,2 3,7 3,5 3,6 3,1 
osteuropäische Reformstaaten3 9,6 1 1 ,8 1 5,4 1 7 ,2 1 7 ,9 20,6 
Türkei 6,5 6,3 6, 1 5,6 5,3 5,0 
außereurop. Entwicklungsländer' 24,9 24,6 24,0 2 1 ,8 20,0 1 7 ,9 
andere Länder 3 , 1  4,3 3, 1 3,8 4,0 3,5 

Zusammen 100,0 100,0 100,0 1 00,0 100,0 1 00,0 

1 EWR-Länder und Schweiz. 
2 Japan, USA, Kanada, Austral ien u nd Neuseeland. 
3 Bu lgarien, Jugoslawien bzw. seine Nachfolgestaaten, Polen, Rumän ien, Slowakei, Tschechien, Ungarn. 
4 Al le außereuropäischen Staaten außer Türkei, Südafrika, Japan, USA, Kanada, Austral ien und Neuseeland. 
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I nternationale Mobi l ität und Bi ldungskooperation im Hochschulbereich Kapitel 6 

gesehene Quote erstmals ab Jahresbeginn zur 
Verfügung (BGBI.Nr. 854/ 1 995) .  

Um zu vermeiden, daß der Status eines 
Studierenden zur leichteren Beschaffung oder 
Aufrechterhaltung einer Aufenthaltsbewilligung 
mißbraucht wird, wurden Anfang 1 994 Sonder
bestimmungen über angemessene Studiendauer 
und Studientätigkeit in das AHStG und das 
KHStG eingefügt und durch die "Fremden-Stu
dienerfolgsverordnung" (BGBI.Nr. 777 / 1 994) 
näher ausgeführt. Diese Bestimmungen, die sich 
an die Kriterien für den Familienbeihilfenbezug 
für Studierende anlehnen, sind allerdings durch 
die im Rahmen des Strukturanpassungsgesetzes 
1 996 vorgenommenen Änderungen des Fami
lienlastenausgleichsgesetzes adaptierungsbedürf
tig geworden. 

Während sich die Studentlnnenzahlen der 
Hochschulstatistik bei der Kalkulation der Quo
te für Studierende als wenig hilfreich erwiesen 
haben, weil viele ausländische Studierende we
gen der kurzen Dauer ihres Aufenthaltes in 
Österreich oder aus einem anderen Grund (Ein
pendler, Flüchtlingsstatus) keine Aufenthalts
bewilligung benötigen, spiegeln diese Statisti
ken doch Auswirkungen des neuen Fremden
rechts deutlich wider. So zeigt sich sowohl bei 
den ordentlichen als auch bei den außerordent
lichen HörerInnen der Universitäten und Hoch
schulen künstlerischer Richtung mit dem Win
tersemester 1 993/94, dem ersten unter der Gel
tung de·s Aufenthaltsgesetzes, eine Trendumkehr 
zugunsten der "westeuropäischen Industrielän
der", das heißt der vom Aufenthaltsgesetz nicht 
betroffenen EWR-Länder und der Schweiz. 
Gleichzeitig gehen die Studierenden aus außer
europäischen Entwicklungsländern signifikant 
zurück, besonders deutlich die außerordentlichen 
Hörerlnnen. Gerade Studierende aus diesen Län
dern müssen sich gewöhnlich zunächst als au
ßerordentliche HörerInnen im Rahmen der soge
nannten Vorstudienlehrgänge auf Zusatzprü
fungen zwecks Erreichung der Gleichwertigkeit 
ihres Reifezeugnisses vorbereiten (v gl. Grafik 1 ) .  

Die in der Hochschulstatistik ablesbare Aus
wirkung der neuen Fremdengesetze dürfte ei
nerseits verfahrenstechnischer Natur sein (lan
ge Wege zur zuständigen österreichischen Ver-
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Graphik 1 
Studierende aus osteuropäischen Reformländern 

und außereuropäischen Entwicklungsländern 

an Un iversitäten,  WS 1 989/90 bis 1 995/96 

6.000 
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4.000 

3.000 ,. ,. ,. / 
2.000 

- --- - - ----1 .000 ___ --:::>."....""-==-'=--�o;;;; _____ 
- - -- -----------

89/90 90/91 91/92 92/93 93/94 94/95 95/96 

---- Neuzugänge aus au ßereurop. Entwicklungsländern 1 
-- Studierende aus außereurop. Entwicklungsländern 1 
- - Neuzugänge aus osteurop. Reformstaaten' 
- - Studierende aus osteurop. Reformstaaten' 

1 Bulgarien, Jugoslawien bzw. seine Nachfolgestaaten, Polen, 
Rumänien, Slowakei, Tschechien, Ungarn. 

2 Alle außeruniversitären Staaten außer Türkei, Südafrika, 
Japan, USA, Kanada, Austral ien und Neuseeland. 

tretung, lange Wartezeit für die Aufenthalts
bewilligung), andererseits mit der wirtschaftli
chen Leistungsfähigkeit korrelieren : Das Aufent
halts- und das Fremdengesetz verlangen als Vor
aussetzung für einen Sichtvermerk oder eine Auf
enthaltsbewilligung unter anderem für österrei
chische Verhältnisse ausreichende Unterhalts
mittel. Gerade für Studierende aus außereuro
päischen Entwicklungsländern dürfte diese Hürde 
meist nur mit Stipendien des Gastlandes über
windbar sein. Wenn die sogenannten osteuro
päischen Reformstaaten innerhalb der Nicht
EWR-Länder - entgegen dem allgemeinen Trend 
- auch unter dem Aufenthaltsgesetz stark stei
gende Anteile unter den ausländischen Studie
renden stellen, so dürfte dies, abgesehen von 
der mit der "Ostöffnung" zusammenhängenden 
Dynamik, auf deren relative geographische Nähe 
zu Österreich, dem gegenüber außereuropäischen 
Entwicklungsländern deutlich höheren Lebens
standard und die nicht unbeträchtlichen mobi
litätsfördernden Maßnahmen Österreichs gerade 
in Richtung dieser Staaten zurückzuführen sein. 
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7 Beratung und Förderung von 
Studie ren den 

7 . 1  I nformation u n d  Beratung 

In der öffentl ichen D iskussion werden Beratung 

und I n formation der SchülerInnen und Studie

renden a ls  wicht iges I n s t rument  zur Lösung 

hochschulpol i t ischer Probleme angesehen. Das 

BMWVK hat im Berichtszeitraum durch weitere 

I n tensivierung der Beratungsaktivitäten dem 

verstärkten Informationsbedü rfnis der Studien

interessentinnen Rechnung getragen, war jedoch 

gleichzeitig bemüht, auch die Grenzen der Be

ra tung ;mfzuzeigen. D iese l iegen sowohl in  der 

nicht möglichen Vorausbestimmbarkeit des Qua

l i fibt ionsbcdarfes nach Fachrichtungen und 

Nive;mstufen als auch i n  der  demokratiepolit isch 

nicht erwünschten Steuerung der B ildungsnach

frage. So können I n format ion und Beratung 

zwar s icher zu einer Optimierung der i ndividu

el len Bi ldungsentscheidung beitragen, jedoch 

keinerlei gesamtgesel l schaft l iche bzw. arbeits

marktrc\evante Lenkungsfunkt ion übernehmen. 

Die Entscheidung für e in  bestimmtes Stu

dium und für einen bestimmten Beruf wird meist 

n icht  ad hoc getroffen .  Sie soll das Ergebnis  

e iner Orientierungsphase sein,  die schon lange 

vor dem Schulabschluß beginnt .  Von Beratungs

inst i tut ionen wird erwartet. daß sie sachl iche 

I n formationen über Studienmöglichkeiten und 

den entsprechenden Arbeitsmarkt  l iefern kön

nen.  BeraterInnen sol len auf  d ie  besonderen 

Unsicherheiten des/der einzelnen eingehen kön

nen, die Ratsuchenden ermut igen. individuelle 

Lösungsstrategien zu entwickeln und sich der 

eigenen Neigungen und Fähigkeiten bewußt zu 

werden. Da  es keine absoluten Kriterien gibt, 

nach denen man zuverl ässig voraussagen kann,  

wer für einen best immten Beruf. für ein Studi

um oder für eine berufliche Ausbildung geeig

l1el ist. kann dem einzelnen nur Anleitung ge

botell .  das Entscheiclungsrisiko ,Ibn letzt l ich 

nicht abgenommen werden. 

D i e  vie lfachen Beratungsak t iv i t ä ten für 

SchülerI nnen und Studiercnde werden i lll we

sentl ichen vom Bundesminis t eriu lll f'ü r Unter

richt und kulturelle Angelegenheiten. dem Ar

beitsmarktservice und dem Bundesmin isteriu ll1 

für Wissenscha ft ,  Verkehr und Kunst getragen. 

Im Auftrag des B lI ndcs m in is lc riu lI1s fii r 

lJn terrir/l t u nd k u lturelle A ngelc(jenheitell i n

formieren B i ldungsberat u llgslchrerl n lle ll und 

Schülerheraterl nnen die Schülcrl nnen an  den 

höheren Schulen über Bi ldungswege nach dem 

Schulabschluß. Das A rl!c ; l s lI 1orktsclTice gibt 

schri ft liche Inforll1ationsll1aterial ie l1 heraus. I m  

Rahmen der Maturant lnncnberatung wird die 

Studien- und Berufswahlberatung durchgefü h l1.  

Weiters werden den Schü lerI nnen der bei den 

letzten Scbulstufen der al lgemeinbi ldenden hö

heren Schulen ein beru rsau fkl�i render Unterricht 

und die Gelegenheit zur Beratung in den Berufs

informationszentren angeboten. 

Darüber h inaus wnden an  einzelnen Ull i

l!t'rs itäten u l1d Hochse!z ulct) In forll1at ionstage 

oder -wochen veranstal tet ,  wo sich i nteressierte 

Schüler Innen Orient ierung über Studienmög

l ichkeiten verscharren können. Die ÖSlcrrf'ieh i

sehe Hoc!zsch ii lcrln n enseh (!/i kommt ihrem ge

setzl ichen Auftrag zur Studienberatung nach,  

i ndem s ie  für Studienanrä ngerlnnen Insk rip

t ionsberatung und begleitende Studienberatung 

anb ietet. Vertreter der HochschülerI nnenschaft 

haben seit 1982  auch die Möglichkeit. an hö

heren Schulen Stud ienberatung durchzu

füh ren. 

7. 1 . 1 Studien i nformationsaktivitäten 

Das Informationsservicc des BU lldcslI1 i l listcri

U II1S fii r Wissellschaji. Verkeh r IIl1d KlIl lsl  gibt 

schri ft l iche Inforll1ationsll1a tcrial iell heraus und 

el1ei l t  auch telefonisch und schriftl ich Auskünfte. 

I m  Bnichtvcitraull1 \\' Li l de die H er,1Usga 

!Je schri ft l icher Informationen fortgesetzt .  Die 

vom Bunrlesministerium für Wissenscha ft , Ver-
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Beratung und Förderung von Studierenden 

kehr und Kunst und vom Arbeitsmarktservice 
herausgegebene Reihe von Studien- und Berufs
informationen wurde aktualisiert und ergänzt. 
Bisher sind ca. \00 Blätter einer studienrich
tungsbezogenen Informationsserie .. Studien
injormation, Studium und Berujsjelder" erschie
nen. Sie bieten eine bis auf Studienplanebene 
detaillierte Studieninformation über jeweils eine 
Studienrichtung und ergänzende Hinweise auf 
die beruflichen Perspektiven, die mit dieser Stu
dienrichtung verbunden sind. Es ist vorgesehen, 
solche Kurzinformationen über alle Studien
richtungen an Universitäten herzustellen. 

Die allgemeine Informationsbroschüre 
.. Universitäten/Hochsch ulen, Studium und Be
ruf' wird seit 1 989 in Kooperation mit dem Bun
desministerium für Unterricht und kulturelle An
gelegenheiten allen Schülerinnen der vorletzten 
Klassen höherer Schulen zur Verfügung gestellt. 
Dieses Buch gibt einen soliden Überblick über 
die gesamten Studienangebote in Österreich und 
wurde auch im Berichtszeitraum jährlich neu 
aufgelegt. 

Die Reihe .. Berujs- und Studieninjorma
tion"  orientiert sich vorwiegend an den Berufs
feidern für HochschulabsolventInnen, enthält 
jedoch ergänzend Informationen über die jeweils 
einschlägigen Studienrichtungen. Diese Hefte 
sind in erster Linie für Studieninteressentlnnen 
gedacht, die sich bereits auf einen Studien
richtungsbereich festgelegt haben und ihre Stu
dienabsicht nun präzisieren wollen. Der Schwer
punkt liegt auf berufskundlicher Information. 

Dem beschriebenen Paket an Informations
materialien ist der Grundgedanke gemeinsam, 
Studieninformation immer zusammen mit ein
schlägiger Berufsinformation anzubieten und so 
eine arbeitsmarktgerechte Studienwahl zu för
dern. 

Ergänzende Spezialinjormationen bestehen 
für das Studium ohne Matura und Sozial belange 
der Studierenden (z.B. Studien förderung, Hei
me) sowie Beschreibungen von Bildungsmög
lichkeiten an Hochschulen außerhalb ordentli
cher Studien (Hochschullehrgänge und -kurse, 
Fernstudienmöglichkeiten, Seniorenstudium, Be
such ausgewählter Lehrveranstaltungen). 

Als Begleitbroschüre zu den Studien- und 
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Berufsinformationsmessen wird jährlich der 
" Wegweiser. Durch das Dickicht der Beratungs
institutionen " herausgegeben. 

Neben der Herausgabe schriftlicher Infor
mationen wurden im Berichtszeitraum auch erste 
Konzepte für den Einsatz neuer Technologien 
im Informations- und Beratungsbereich erar
beitet. 

7.1 .2 Stud ien- und Berufsinformationsmessen 

Studien- und Berufsinformationsmessen werden 
seit 10 Jahren vom Bundesministerium für Wis
senschaft, Verkehr und Kunst in Kooperation mit 
dem Bundesministerium für Unterricht und kul
turelle Angelegenheiten und dem Bundesmini
sterium für Arbeit und Soziales, an dessen Stelle 
1 995  das Arbeitsmarktservice Österreich getre
ten ist, durchgeführt. Im Rahmen dieser Veran
staltungen werden die jeweils spezifischen Zu
ständigkeiten in der Studien- und Berufsin
formation und der B ildungs- und Schulbahn
beratung wahrgenommen. 

Bisher wurden insgesamt 32 - im Berichts
zeitraum 1 3  - Studien- und Berufsinforma
tionsmessen veranstaltet. In Wien findet die 
Messe jährlich im März statt. Sie ist mit ca. 200 
Ausstellern und 60.000 BesucherInnen die größte 
Bildungsmesse in Österreich geworden. In den 
Bundesländern finden die Studien- und Berufs
informationsmessen im Zwei-Jahres-Rhythmus 
im Herbst bzw. im Frühjahr statt. Veranstaltungs
orte sind Innsbruck, Klagenfurt, Salzburg, Graz 
und Wels. Leoben ist als neuer Veranstaltungsort 
mit nunmehr zwei Messen hinzugekommen. In 
Klagenfurt, Salzburg, Leoben und Innsbruck ist 
die Organisation von der jeweiligen Universität 
getragen. An drei Standorten - Klagenfurt, Salz
burg und Wels - wird seit einigen Jahren auch 
mit der Wirtschaftskammer und der Kammer für 
Arbeiter und Angestellte zusammengearbeitet. 

Die Präsentation eines möglichst umfas
senden Spektrums von Bildungs-, Ausbildungs
und Berufswegen an einem Ort ist aufgrund der 
enormen Vielfalt des Angebots einerseits und 
der sich ständig vergrößernden Gruppe an Rat
suchenden in Bildungsfragen andererseits ein 
vordringliches Ziel der Messe geworden. Der 
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Kapitel  7 Berat u n g  u n d  Förderung von Studierenden ---------------------------------------------------------------------

Schwerpunkt l iegt dennoch nach wie vor bei 

den Möglichkeiten nach der Matura. Die Studi

en- und Berufs informationsmesse versteht s ich 

a l s  .. I n format ionsbärse", a l s  Drehscheibe fü r 

Bi ldungsinformation und erste AnlaufsteIle für 

Fragen im Zusa mmenhang mit B i ldungs-, Aus

bi ldungs- und Weiterbi ldungse in Ischeidungen. 

Durch die Tei lnahme von Bi ldungsinst i t ut ionen 

al ler Ausb i ldungsstufen, wie Universitäten und 

Kunsthochschulen, Fachhochsch ul -Studiengän

gen, Akademien, Kol legs und Berufsschulen, und 

von entsprechenden E inrichtungen der Sozial

part ner und I nteressensvertretungen können 

dem/der  e inze lnen zur  Erweiterung  des  Ent

scheidungsfeldes viele unterschiedl iche Perspek

t iven eröffnet werden. Für die Erleichterung der 

Orientierung und I n formationsbescha tTung auf 

der Messe sorgen die allgemeinen l n form,ll ions

und ßeratungseinrichtungen der Veranstalter. 

Umfassende ind ividuelle Beratung ist auf 

den Studil'n- und Berufs informationsmessen nur 

selten möglich. Das zahlenmäßige Verhältnis von 

Besuchl'rl nnen zu BeraterIn nen läßt dies nicht 

zu. Umso wichtiger sind daher die Vor- und 

Nachbereitung. Die Vorberei tung der Schülerin

nen und Schüler fäl l t  in  den  Aufgabenbereich 

der Schülerln nen- und B i ldungsberateri nnen .  

Die Nachbereitung und Verarbeitung der  auf der 

Messe erhaltenen Auskünfte kann nur in  den 

ständigen Beratungsstel len s innvoll erfolgen, die 

über fachlich ausgeb i ldetes und geschultes Be

ratungspersonal  und systematisiertes [nforma

t ionsmaterial (Datenbanken etc.) verfügen. 

Auf der Studien- und Berufs informat ions

messe in  Wien wird seit 5 Jahren der interna

tionale Teil UII ; I 'frS;T;eS uI Europc vera nstaltet, 

wo zahlreiche ausl�i ndische Un iversitäten und 

zen t rale [nformationseinrichtungen aus 05t- und 

Wl'steuropa sowie außereuropä ischen Staaten 

vertreten sind.  Sie präsentieren den Studieren

den ihre Studien- und Austauschprogramme und 

b ieten ih nen und auch den österreichiscben 

Hochschulen und Beratungsstel len Gelegenheit 

zur Kont aktnahme. Zur Förderung der studen

t ischen Mobi l i tät  stel len die nationalen EU-Bü

ros (SOKRATES, LEONARDO) Stipendien- und 

Austauschprogramme vor. 

Die Studien- und Beru fs informationsmes-

sen tragen 1 996 auch dem Europä ischen Jahr 

des lebensbegleitenden Lernens unter dem Titel  

der WeiTerbildung Rechnung. Das Spektrum 

reicht  von beruflicher Häherqual ifizierung al ler 

Ausb i ldungsn iveaus über Umschulungen bis  

zum Erwerb von Zusatzqua l i fikat ionen.  Neben 

SchülerI n nen ,  deren E ltern und Lehreri nnen ,  

Studierenden u nd Mult ipl ikatoren aus  den B i l 

dungsberatungsein richtungen wird damit  e ine  

neue Zielgruppe angesprochen : Wei terb i ldungs

interessierte a l ler Altersgruppen u n d  Ausb i l 

dungsniveaus, i m  oder außerhalb des Erwerbs

lebens stehend, mit ihren jeweils i ndividuellen 

Bi  I dungs bed ü rfn i ssen. 

Nach Zielgruppen finden sich auf der Stu

dien- und Berufs infomlationsmesse in Wien fol

gende einander überschneidende Bildungsange

bote : 80% für M aturant[nnen,  je  20% für Be

rufstätige mit  Weiterbi ldungs-, U mstiegs- sowie 

Hiiherqual i fizierungsabsichten und je 30% Stu

dicnangebote im Ausland für Studierende und 

postgraduales Studienangebot im [n- und Aus

land für Studierende und Personen mit gleich

zuhaltender Qual i fikation.  

7 . 1 .3 Psychologische Student[nnenberatung 

Die Psychologische Studentenberatung ist e ine 

E inrichtung des Bundesmi nisteriums für Wissen

schaft ,  Verkehr und Kunst zur Unterstützung von 

Studierenden u n d  StudienwerberI n nen durch 

psychologische und psychotherapeutische Mi t

te l .  Es  bestehen 6 Beratungsstel len a n  den Hoch

schulorten Wien, G raz, I nnsbruck, Salzburg, Linz 

und Klagenfu rt. D ie  Montanuniversitä t  Leoben 

wird von der Beratungsstel le  Graz mitbetreut. 

Es sind derzeit 22  voll- und 1 2  tei lzeitbeschäft igtl' 

Psycholog[nnen,  von denen die meisten auch 

PsychotherapeutI n nen sind, 8 Sekretariatsmit  -

arbeiteri nnen und 4 mediz inische Konsulent

I n nen tätig. 

Das gemeinsame Ziel der unterschiedlichen 

Beratungs- und Betreuungsmaßnahmen i st die 

Verbesserung der Kompetenzen zur Bewältigung 

des Studiums, der Studien wahl und der studen

t ischen Lebenssituation durch H i l fe zur Selbst

hi lfe. Fo lgende Aufgaben werden von der Psy

chologischen Studentenberatung vorrangig 

durchgeführt :  
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Beratung und Förderung von Stud ierenden 

• Orientierungs- und Entscheidungshilfe bei der 
Studienwahl, bei Studienwechsel und Studien
abbruch ; 
• Hilfe zur Bewältigung von Studienschwie
rigkeiten, persönlichen Problemen, Leidenszu
ständen und Verhaltensstörungen im Laufe des 
Studiums; 
• Unterstützung der Persönlichkeitsentwick
lung; 
• Mitwirkung an präventiven Maßnahmen zur 
Problemvorbeugung und Durchführung wissen
schaftlicher Untersuchungen und Veröffentli
chungen in den angegebenen Bereichen. 

Tabel le 1 

Beratungsaktivitäten der Psychologischen 

Studentenberatungsstel len, 

Studienjahre 1 992/93 bis 1 994/95 

Beratungsköntakte 1 992/93 1 993/94 1 994/95 

Einzelgespräche 1 4.877 1 4.743 1 4.694 

Gruppensitzungen 3.674 5.080 4.684 

Klientinnen 3.582 4.430 4.920 

Bei der Anzahl an betreuten Studierenden 
und StudienwerberInnen kam es in den Studien
jahren 1 992/93 bis 1 994/95 zu einer Steigerung 
von über 30%. Die Zahl der Beratungskontakte 
blieb in diesem Zeitraum in etwa konstant, da ' 
für die verfügbare Arbeitskapazität bereits die 
Auslastungsgrenze erreicht worden ist. Zusätz
lich wurden ca. 6.600 Auskünfte erteilt. 

Die Beratung erfolgte durch psychologi
sche Beratung und Diagnostik, psychologische 
Behandlung und Psychotherapie, Informations
beratung sowie durch persönlichkeitsfördernde 
Trainings zur Verbesserung der Leistungsfähig
keit und der sozialen Kompetenzen. 

Die mit den Studierenden und Studien
werberinnen hauptsächlich bearbeiteten Themen 
und Problemstellungen wiesen 1 994/95 prozent
mäßig folgende Verteilung auf: 45% der bear
beiteten Themen'schwerpunkte betrafen Infor
mation, Orientierung und Entscheidungsfindung 
im Studien- und Berufsbereich ; 2 1  % den psy
chischen und Persönlichkeitsbereich ; 1 6% den 
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Lem-, Arbeits- und PfÜfungsbereich ; 1 1 %  den 
Kontakt-, Kommunikations- und Sozialbereich 
und schließlich 7% persönlichkeitsfördernde 
Trainings. 

Im Berichtszeitraum wurden Schwerpunk
te in der Weiterentwicklung von Methoden zur 
StudienwahI- und StudienabschIußberatung, der 
Untersuchung von "Faktoren erfolgreichen Stu
diums" und der Evaluation von psychologischer 
Behandlung und Psychotherapie gesetzt. 

7.2 Soziale Förderung von Studierenden 

Der freie Hochschulzugang und die Beseitigung 
sozialer Barrieren sind durch eine große Zahl 
von staatlichen Förderungsmaßnahmen gewähr
leistet. Der folgende Abschnitt gibt einen aktu
ellen Überblick über das Netz verschiedener 
Ausbildungsförderungen und Unterstützungen, 
mit denen dieses Ziel angestrebt wird. 

Graph ik 1 
Staatl iche Ausbildungsförderung 1 996 

Indirfkte 

Ausbi ldungsförderung 

• Fami l ienbeih i lfe 

• Kranken- und Unfal lver

sicherung f. Studierende 

• Förderung nach dem 

Fam il ienbesteuerungs

gesetz 

• Förderung von 

Studentenheimen und 

-mensen 

Direkte 

Ausbi ldungsförderung 

(Studienf'örderung) 

• Studienbeih i l fe 

• Fahrtkostenzuschuß 

• Beihi lfe für Auslands-

studien 

• Leistungsstipend ium 

• Förderungsstipendium 

• Studienunterstützung 

• Andere Stipendien und 

Zuschüsse 
• Waisenpension für 

Studierende 

7.2 . 1  Indirekte staatliche Ausbildungsförde

rung für Stud ierende 

Die indirekten staatlichen Ausbildungsförde
rungen, die wichtiger Bestandteil der sozialen 
Absicherung während des Studiums sind, be
stehen in der Hauptsache aus Mitteln, die von 
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den Eltern der Studierenden (bzw. über die EI
tern) in Anspruch genommen werden können. 
Anspruchsgrundlage für diese Förderungen ist 
die gesetzl iche Verpflichtung der Eltern, TGn
dem bis zur Erreichung der Selbsterhaltungs
fähigkeit Unterhalt zu leisten. Durch staatliche 
Förderungsmaßnahmen sollen die Eltern dazu 
in die Lage gesetzt werden. Daneben gibt es 
Unterstützungen, die von den Studierenden 
selbst bezogen werden. 

Im folgenden werden die verschiedenen 
Arten indirekter Ausbildungsförderung von sei
ten des Staates sowie ihr finanzieller Umfang 
nach der aktuellen Gesetzeslage dargestellt. 

Fami l ienbeih i lfe 

Die Familienbeihilfe hat ihre rechtliche Grund
lage im Familienlastenausgleichsgesetz. Sie ge
bührt Eltern von studierenden TGndern unter 1 9  
Jahren i n  der Höhe von 1 .550,- S monatlich ; 
für studierende TGnder ab Vollendung des 1 9. 
Lebensjahres bis zur Altersgrenze von 26 Jah
ren (ab 1 .  Oktober 1 996) steht eine Beihilfe von 
1 .850,- S monatlich (seit Mai 1 995) zu. In be
stimmten Fällen ist auch die direkte Auszah
lung der Familienbeihilfe an die Studierenden 
selbst möglich. Der Anspruch ist an den Nach
weis eines günstigen Studienfortganges gebun
den. Dieser war bisher nach jedem Studienjahr 
vorzulegen. Nach Ablegung der 1. Diplomprü
fung sind keine einzelnen Nachweise mehr er
forderlich. 

Ab dem 1 .  März 1 997 wird der Bezug der 
Familienbeihilfe an ähnliche Studienvoraus
setzungen wie für die Studienbeihilfe geknüpft: 
Nach dem ersten Studienjahr sind Zeugnisse im 
Umfang von acht Semesterwochenstunden oder 
über eine Teilprüfung der ersten Diplomprüfung 
vorzulegen. Je Studienabschnitt gebührt die Fa
milienbeihilfe höchstens ein Semester länger als 
die gesetzliche Studienzeit; bei unverschulde
ten Studienzeitüberschreitungen kann dieser 
Zeitraum verlängert werden. Damit werden das 
direkte (Studienbeihilfe) und das indirekte (Fami
l ienbeihilfe) Förderungssystem einander weiter 
angeglichen. Als genereller Grundsatz gilt ab 
1 997, daß der gute Studienfortgang weitestge
hend einheitliche Bedingung ist, im Falle sozia-

Beratung und Förderung von Studierenden 

ler Bedürftigkeit kommt zur Fami lienbeihilfe 
noch die Studienbeihilfe hinzu. 

Der finanzielle Umfang der Ausgaben für 
Familienbeihilfe weist darauf hin, daß es sich 
hier um die wichtigste Ausbildungsförderung 
indirekter Art handelt: Im Jahr 1 995  wurden rund 
1 ,9 Milliarden Schilling an Familienbeihilfe für 
Studierende an Universitäten und Kunsthoch
schulen ausbezahlt. 

Zwei weitere Leistungen nach dem Fami
lienlastenausgleichsgesetz, die Schulfahrtbeihilfe 
(ab Studienjahr 1 995/96) und die Schülerfrei
fahrt (ab Studienjahr 1 996/97), wurden im Zuge 
der Konsolidierungsmaßnahmen des Budgets für 
Studierende gestrichen. 

Kranken- und Unfallversicherung 

Studierende sind durch das Allgemeine Sozial
versicherungsgesetz (ASVG) in die gesetzliche 
Unfallversicherung einbezogen. Damit sind jene 
Unfälle gedeckt, die sich im örtlichen, zeitlichen 
und ursächlichen Zusammenhang mit der Uni
versitätsausbildung ereignen. Die UnfaJlversiche
rung besteht obligatorisch ohne eigene Beitrags
leistung der Studierenden. Die pauschalierten 
Beiträge werden zur Gänze aus dem Familien
lastenausgleichsfonds getragen. 

Im Bereich der Krankenversicherung be
steht nach den Regelungen des ASVG für die 
Studierenden die Möglichkeit, als Angehörige 
bei den Eltern oder beim Ehepartner mitversi
chert zu sein. 

Die Selbstversicherung in der Krankenver
sicherung ermöglicht es jenen Studierenden, die 
weder bei Eltern, Ehegatten oder Lebensgefähr
ten mitversichert, noch aufgrund eigener Be
rufstätigkeit pflichtversichert sind, eine Kran
kenversicherung zu günstigen Bedingungen ab
zuschließen. Das Bundesministerium für Wissen
schaft, Verkehr und Kunst übernimmt dabei die 
Hälfte des monatlichen Versicherungsbeitrages. 
Die Mitversicherung ist an dieselben Vorausset
zungen wie der Familienbeihilfenbezug vor dem 
Strukturanpassungsgesetz 1 996 (Altersgrenze 27 
Jahre) geknüpft; die Voraussetzungen für die 
begünstigte Selbstversicherung orientieren sich 
in modifizierter Weise am Studien förderungs
gesetz (Einkommen unter 50.000,- S jährlich, 
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Beratung und Förderung von Studierenden 

höchstens zwei Studienwechsel, Mindest
studienzeit darf nicht mehr als sechs Semester 
überschritten sein). 

Förderung nach dem Familienbesteuerungs

gesetz (Steuerbegünstigungen) 

Für Studierende, für die Familienbeihilfe bezo
gen wird, besteht auch Anspruch auf Förderung 
durch folgende Regelungen nach dem Familien
besteuerungsgesetz : Für Studierende, die bei den 
Eltern leben, wird ein Kinderabsetzbetrag, für 
solche, die nicht im gemeinsamen Haushalt woh
nen, ein Unterhaltsabsetzbetrag gewährt. Diese 
Absetzbeträge liegen für das erste Kind bei 350,
S, für das zweite Kind bei 525,- S und für das 
dritte und jedes weitere Kind bei 700,- S pro 
Monat. 

Daneben ist es weiterhin möglich, aufgrund 
des Einkommensteuergesetzes außergewöhnliche 
Belastungen für Studierende, die außerhalb des 
Wohnorts studieren müssen, steuerlich geltend 
zu machen. 

Die Steuerbegünstigungen werden nur für 
studierende Kinder gewährt, für die Familien
beihilfe bezogen wird. Damit ist sichergestellt, 
daß auch in diesem Bereich Förderungen nur 
für Studierende mit einem nachweisbaren Stu
dienfortgang bezogen werden. 

Förderungen für Studentenheime 

und Studentenmensen 

Zu den indirekten Förderungsmaßnahmen für 
Studierende sind auch die Subventionen des 
Bundes für Studentenheime und Studenten
mensen sowie für jene Kindergärten, in denen 
Kinder von Studierenden aufgenommen werden, 
zu zählen. 

Seit der vom Bundesministerium für Wis
senschaft und Forschung 1 990 gesetzten Initia
tive, bis zum Jahr 2000 zusätzlich 7000 Wohnt 
Heimplätze zur Verfügung zu stellen, wurden 
rund 4000 neue geschaffen, rund 1 400 sind im 
Bau und weitere 2 500 Heimplätze in Vorberei
tung. Anfang des Jahres 1 996 standen ca. 2 1 . 570 
Heimplätze zur Verfügung. 

Da die forcierte Förderung der Heimbau
tätigkeit aber keinesfalls eine Gefährdung des 
vorhandenen Heimbestands, der großteils Ende 
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der sechziger und Anfang der siebziger Jahre 
entsprechend dem damaligen, nicht sehr hoch
wertigen Standard errichtet wurde, nach sich 
ziehen darf, stellt die Gewährung von Investi
tionssubventionen für Generalsanierungen, Stan
dardverbesserungen und Behebung von Zeit
schäden eine weitere unbedingte und an Bedeu
tung gewinnende Förderungsmaßnahme dar. 

Um dem Erfordernis der Inanspruchnahme 
von Bankdarlehen und damit verbundenen 
Rückzahlungsverpflichtungen im Sinne sozial 
vertretbarer Benützungsentgelte, die nach dem 
Grundsatz der Kostendeckung festzulegen sind, 
effizient entgegenwirken zu können, wurden die 
Studentenheimträgerorganisationen eingeladen, 
Sanierungskonzepte mit einem darauf abge
stimmten Finanzierungsplan zu erstellen, die 
neben der Umsetzung des Neubauprogrammes 
sukzessive realisiert werden. 

Auf diese Weise konnten seit 1 993 vier 
Objekte generalsaniert, eine Reihe von Standard
verbesserungen vorgenommen und die Reali
sierung weiterer Sanierungskonzepte vorberei
tet werden. 

Somit konnte nicht nur ein positiver Effekt 
in bezug auf die Bereitstellung zeitgemäßer Stu
dentInnenunterkünfte erzielt, sondern auch ein 
wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der wirt
schaftlichen Betriebsführung geleistet werden. 

Neben der Objektförderung für die genann
ten Bereiche werden zunehmend im Rahmen 
einer Subjektförderung - in Zusammenarbeit mit 
der Österreichischen HochschülerInnenschaft -
sozial bedürftigen Studierenden finanzielle Hil
festeIlungen geboten. 

Die von der Österreichischen Hochschüler
Innenschaft gewährten Zuwendungen betreffen 
insbesondere verbilligte Studentenmenüs, finan
zielle Zuwendungen für Studentenkindergärten 
sowie die Unterstützung von Studierenden bei 
besonders hohen Wohnkosten oder in sozialen 
Härtefällen. Für diese Bereiche erhält die Öster
reichische HochschülerInnenschaft Subventio
nen seitens des Bundes. 
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7.2.2 Direkte staatliche Ausbi ldungsförderung 

für Studierende (Studienförderung) 

Die Vergabe von direkten Ausbildungsförde
rungen für Studierende erfolgt in der Regel nach 
differenzierten sozialen Kriterien und nur bei 
Vorliegen eines günstigen Studienerfolgs, zu 
einem geringen Teil nach reinen Leistungskri
terien. 

Die verschiedenen Formen solcher Ausbil
dungsförderung sind im Studienförderungsgesetz 
1 992 geregelt. Daneben gibt es noch eine Reihe 
anderer Stipendienaktionen des Bundesministe
riums für Wissenschaft, Verkehr und Kunst, die 
insbesondere der Förderung von Auslandsstudien 
(siehe auch Kapitel 6) und des wissenschaftli
chen Nachwuchses dienen. Einen Überblick über 
die einzelnen Förderungsmaßnahmen bietet Gra
phik I .  

I m  Rahmen der Bestrebungen, fü r  einen 
größtmöglichen Teil der Studierenden eine so
ziale Absicherung während der Universitäts
ausbildung sicherzustellen, haben sich die Aus
gaben des Bundes für Maßnahmen der Studien
förderung in den letzten Jahren beträchtlich er
höht (Tabelle 2). Die Ausgaben betrugen 1 995 
1 ,224 Mrd. S ,  was einer Steigerung der Mittel 
für Studienförderung seit Rechnungsabschluß 
1 992 um 70% entspricht. Der Bundesvoranschlag 
für 1 997 sieht unter diesem Ansatz mehr als 
das Doppelte des Aufwandes für 1 992 vor. 

Studienbeihi lfe 

Die bedeutendste Förderung aus dem Leistungs
bündel, das im Studienförderungsgesetz seine 
rechtliche Grundlage hat, ist die "staatliche 
Studienbeihilfe". Sie bildet derzeit für rund 1 3% 
der inländischen HörerInnen eine soziale Absi
cherung während ihres Studiums. Rund 30% der 
AbsolventInnen im Studienjahr 1 992/93 haben 
für ihr Studium Studienbeihilfe bezogen. Die 
Beihilfenhöhe hat sich im Berichtszeitraum durch 
Novellen des Studienförderungsgesetzes 1 992 
erhöht. Auch der Bezieherkreis wurde ausge
weitet. 

Ziel der Studienbeihilfe ist es, in Härtefäl
len die gesamten Lebenshaltungskosten bei spar
samer Lebensführung zu decken. Üblicherweise 
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ergänzt die Studien beihilfe die eigenen Einkünfte 
der Studierenden zuzüglich der Unterhaltsbei
träge von Eltern und Partnern sowie der Fami
lienbeihilfe auf den zur Lebenshaltung notwen
digen Betrag. Zweck dieser Förderungsmaßnah
me ist es auch, den Zwang zur Berufstätigkeit 
für Studierende zu beseitigen. Dabei steht im 
Hintergrund die Erfahrungstatsache, daß fast 
jedes dauernde Beschäftigungsverhältnis den 
Studienfortgang beeinträchtigt. Die Geringfügig
keitsgrenze (3.600,- S monatlich) ist sowohl für 
die Familienbeihilfe als auch für die Studien
beihilfe von Bedeutung, da bei höheren Einkünf
ten Auswirkungen auf die Förderung eintreten 
(Kürzung oder Wegfall). Zudem tritt bei solchen 
Einkünften die Pflichtversicherung ein, sodaß 
eine Rechtfertigung für die volle Einbindung in 
das soziale Förderungssystem nicht mehr be
steht. 

Tabel le 2 

Aufwendungen für Studienforderung . nach 

dem Stud ienförderungsgesetz1 1 992 bis 1 995, 

Bundesvoranschlag 1 996 und 1 997, i n  Mio. S 

Jahr  

Rechnungsabsch l uß  1 992 

Rechnungsabsch luß 1 993 

Rechnungsabsch luß 1 994 

Rechnungsabschluß 1 995 

Bundesvoranschlag 1 996 

Bundesvoranschlag 1 997 

Aufwendungen 
in Mio. S 

71 9,3 

1 .063, 1  

1 .090, 1 

1 .224,1 

1 .426,0 

1 .455,0 

1 Budget-Ansätze 1 / 1 4107/7680 + 1 / 1 4108/7682. 

Fahrtkostenzuschuß  

Der Fahrtkostenzuschuß bringt eine Erweiterung 
gegenüber der seit 1 992 bestehenden- und 1 995 
verbesserten Fahrtkostenbeihilfe. Er ist als Aus
gleich für den Wegfall der bisher im Fami
lienlastenausgleichsgesetz verankerten Schul
fahrtbeihilfe und Schülerfreifahrt konzipiert. 

Aufgrund von Richtlinien des Bundesmi
nisteriums für Wissenschaft, Verkehr und Kunst 
werden von der Studienbeihilfenbehörde auto
matisch rückwirkend Förderungsleistungen an 

9 1  
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Studienbeihilfenbezieherlnnen ausbezahlt, die 
sich nach den Kriterien soziale Bedürftigkeit, 
Länge des täglichen Anfahrtsweges zur Hoch
schule und Entfernung des Studienortes vom 
Wohnort der Eltern (mindestens 200 km) richten. 

Beihi lfe für Auslandsstudien 

Studienbeihilfenbezieherlnnen können nach Ab
solvierung der ersten Diplomprüfung Beihilfen 
für Auslandsstudien erhalten. Die erhöhten Aus
gaben während eines Auslandsstudiums werden 
durch diese Beihilfe, die zusätzlich zur Stu
dienbeihilfe ausbezahlt wird, in Abhängigkeit 
von den Lebenshaltungs- und Studienkosten des 
jeweiligen landes weitestgehend abgegolten. Die 
monatliche Höhe der Beihilfe bewegt sich zwi
schen 2.000,- S (z.B. osteuropäische Länder) und 
8.000,- S (Japan). Die durch Verordnung des 
Bundesministers festgelegten Monatsbeträge je 
Studienland werden der realen Kostensituation 
angepaßt, zuletzt 1 996. 

Die Entwicklung der Beihilfen für Aus
landsstudien nach dem Studienförderungsgesetz 
war im Zeitraum von 1 993 bis 1 996 relativ stark 
steigend. Es ist anzunehmen, daß sich dieser 
Trend weiter fortsetzen wird. 

Tabel le 3 

Beihi lfen für Auslandsstudien, Bewil l igungen 

und Aufwendungen 1 993 bis 1 995, 

Beträge in S 

Jahr 

1 993 

1 994 

1 995 

Bewi l l igungen 

326 

370 

578 

Leistungsstipendium 

Gesamtbetrag 

7,244.780 

1 1 , 1 44.980 

1 8,435.000 

Leistungsstipendien werden Studierenden in An
erkennung ihrer hervorragenden Studienleistun
gen zuerkannt. D ie Höhe der im autonomen 
Bereich der Hochschulen bewilligten Stipendien 
beträgt zwischen 10.000,- S und 20.000,- S. 
1 995 wurden 1 .868 Studierenden an Universi
täten und 8 1  Studierenden an Hochschulen 

92 

Kapitel 7 

künstlerischer Richtung leistungsstipendien zu
erkannt. 

Ta belle 4 

Aufwendungen für Leistungsstipendien 

und Förderungsstipendien 1 993 bis 1 995, 

Beträge in S 

Jahr  Leistungs- Förderungs-

stipendien sti pendien 

1 993 1 4,339.800 4,994.332 

1 994 2 1 ,022.381 7 , 1 1 9.428 

1 995 2 1 ,704.825 8,603.228 

Förderungsstipend ium 

Förderungsstipendien sollen Studierenden mit 
günstigem Studienfortgang die Anfertigung 
kostenintensiver wissenschaftlicher oder künst-
1erischer Arbeiten ermöglichen. Die Höhe dieser 
Förderung, die im autonomen Wirkungsbereich 
der Hochschulen vergeben wird, beträgt jeweils 
zwischen 10.000,- S und 50.000,- S.  1 9 9 5  
konnten 3 7 4  Förderungsstipendien (350 an Uni
versitäten und 24 an Hochschulen künstlerischer 
Richtung) zuerkannt werden. 

Stud ienunterstützung 

Studienunterstützungen werden Studierenden an 
Universitäten, künstlerischen Hochschulen und 
Fachhochschul-Studiengängen vom Bundesmi
nister für Wissenschaft, Verkehr und Kunst im 
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung zuer
kannt. Damit sollen soziale Härten und beson
ders schwierige Studienbedingungen ausgegli
chen, Auslandsaufenthalte und besondere Stu
dienleistungen gefördert oder wissenschaftliche 
und künstlerische Arbeiten ermöglicht werden. 

Mit Ausnahme der Leistungsförderung wer
den alle Einzelfälle in einer Kommission unter 
Beiziehung von VertreterInnen der Österreichi
schen HochschülerInnenschaft entschieden. Der 
Rückgang der beantragten und zuerkannten 
Studienunterstützungen resultiert aus den ge
setzlichen Änderungen, die Härtefcille weitge
hend ausschließen. 
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Tabel le 5 

Studien unterstützungen 1 993 bis 1 995, 
Beträge in S 

Jahr  

1 993 

1 994 

1 995 

Fä l le  

Ansuchen Zuerkennung 

531 

561 

320 

296 

269 

108 

Gesamtbetrag 

6,644.000 
5,261 .000 

2,421 .000 

7.2.3 Die Maßnahmen im Berichtszeitraum 

Mit dem Studienförderungsgesetz 1 992 und der 
darauf abgestimmten Novelle des Familienlasten
ausgleichsgesetzes 1 967 im Jahr 1 992 ist die 
Studienförderung auf eine neue Basis gestellt 
worden. Hauptkriterien sind die Verknüpfung 
von direkter und indirekter Studienförderung 
sowie die Anbindung indirekter Studienförde
rungsmaßnahmen an den Nachweis eines Stu
dienfortganges. Durch die Umschichtung von 
finanziellen Mitteln gelang es, Höchststudien
beihilfen festzulegen, welche ausreichen, wäh
rend des Studienjahres die Kosten für Lebens
haltung und Studium in vollem Umfang abzu
decken. Dabei wurde das Grundprinzip, daß die 
staatliche Förderung gegenüber der elterlichen 
Unterhaltsverpflichtung subsidiär sei, nicht be
rührt. Die soziale Staffelung der Beihilfenhöhe 
abhängig vom elterlichen Einkommen blieb auf
recht. 

Nach dieser tiefgreifenden Reform des Stu
dienfcirderungswesens sind im Berichtszeitraum 
insgesamt fünf Novellen des Studienförderungs
gesetzes vom Parlament beschlossen worden, 
welche das System erweitern und verbessern. 

Die Novellierungen im einzelnen : 
1 .  Bundesgesetz BGBI.Nr.343/ 1993, in Kraft ge
treten am 1 .  Oktober 1 993.  
2.  Bundesgesetz BGBI.Nr. 29/ 1 994, in Kraft ge
treten am 1 .  Oktober 1 993. 
3 .  Bundesgesetz BGBI.Nr.6 1 9/ 1 994, in Kraft ge
treten am I .  September 1 994, hinsichtlich ein
zelner Bestimmungen am 1 .  September 1 995. 
4. Bundesgesetz BGBI.Nr.51 3/ 1 995, in Kraft ge
treten am 1 .  September 1995. 

Beratung und Förderung von Studierenden 

5. Strukturanpassungsgesetz 1996 BGBI.Nr. 201 /  
1 996, in  Kraft getreten am 1 .  September 1 996. 

Die erste Novelle des Studienförderungs
gesetzes bezog Studierende an den neu ge
schaffenen Fachhochschul-Studiengängen in die 
Studien förderung ein. 

Die zweite Novelle dehnte die Studienför
derung auf die neugeschaffenen medizinisch
technischen Akademien aus. 

Die dritte Novelle verfolgte mehrere Ziel
setzungen: 
• Anpassung des Studienförderungsgesetzes 
1 992 an mittlerweile geänderte rechtliche Rah
menbestimmungen, 
• Anpassung der Beträge an die Einkommens
und Geldwertentwicklung, 
• Vereinfachung von Verwaltungsabläufen. 

Im Rahmen dieser Novelle wurden die Ab
setz- und Freibeträge (ab September 1 994) so
wie die Sätze der Höchststipendien (ab Septem
ber 1995) erhöht. Weitere Änderungen betrafen 
die Form der Einkommensermittlung, die stär
ker die aktuellen Gegebenheiten berücksichtigt, 
die Einbeziehung der Studierenden an den neu
geschaffenen Hebammenakademien und Verbes
serungen beim Bezug von Beihilfen für Aus
landsstudien. Diese Beihilfen sind nunmehr auch 
für die Anfertigung von Diplomarbeiten und Dis
sertationen im Ausland vorgesehen. 

Aus dieser Novelle ergeben sich ab dem 
Studienjahr 1 995/96 folgende jährliche Höchst
stipendien: 

Tabel le 6 

Höchststipendien 

Bezieherl nnengru ppe Höchststipendium in S 

Studierende, die einen eigenen 

Haushalt am Studienort benötigen 

Studierende, die sich vor 
Stud ienbeginn mindestens vier Jahre 

selbst erhalten haben 

Studierende, die bei den Eltern 

am Studienort leben 

Verheiratete Studierende und 
Studierende mit Kind 

88.000,-

88.000,-

58.000,-

94.000,-

93 
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Beratu ng u n d  Förderung von Studierenden 

Die vierte Novelle  brachte eine Reihe VOll 
Änderu ngen, von denen besonders hervorzu

heben sind : 

• Studienbeih i l fenbezieherlnnen bis zum Alter 

von 27 Jahren, die selbst am Studienort, deren 

Eltern aber mehr als 200 km von diesem ent

fernt woh nen, haben Anspruch auf Fahrt

kostenbeihi l fe (gestaffel t nach  der  Entfernung 

zwischen 1 .000 ,- S u n d  3 .000,- S j ä hrl i ch ) .  

D iese Regelung so l l  den E ntfal l  der  dafür vor

gesehenen Schulfahrtbeih i l fe aus dem Fami l ien

lastenausgleichsgesetz für Studienbeihi l  fen !Je

zieherInnen teilweise kompensieren. Mittlerweile 

ist sie im neugeschaffenen Fahrtkostenzuschuß 

aufgegangen. 

• Durch die d irekte Übermitt lung von Daten 

anderer Bundeseinrichtungen über d ie  E inkom

menssituation der E ltern an  die Studienbei h i l 

fenbehörde ist  es für d ie  Studienbeih i l fenbe

zieheri n nen n icht mehr erforderl ich, die o rt 

schwierig zu beschaffenden E inkommensunter

lagen der E ltern der Studienbe ih i l fenbehörde 

vorzulegen. Damit  werden sowohl die Antrag

steI lung als auch die E rledigung der Anträge 

vere infacht. 

Die fün fte Novelle z ielte auf die Abfederung 

einiger restrikt iver Maßnahmen infolge der No

vel le  des Famil ienlastenausgleichsgesetzes ab. Da 

die Kostenneutral i tät  bei  dieser Novel le  strikt 

gewahrt werden mußte, war d ie  Neuscha ffung 

von Fi irderungsmaßn ahmen (Fahrtkostenzu

schuß) nur durch Einsparungen i n  a nderen Be

reichen (Herabsetzung der Altersgrenze, Strei

chung des Studienzuschusses, Verringerung der 

Mi t tel für Leistungsstipendien) möglich. Folgen

de Änderungen sind mit dieser Novel le  vorge

nommen worden : 

• Scha fTung eines Fahrkostenzuschusses als Er

satz für den Entfa l l  der Schülerfreifahrt und 

Schulfahrtbeih i l fe für Studierende, 

• Herabsetzung der Altersgrenze bei Studien

beginn  von 40 auf 30 Jahre, 

• Neugestal tung des Antragswesens, sodaß An

tr:ige auch außerhalb der Antragsfristen gestel lt  

werdell können, dann aber nicht rückwirkend 

zu bewill igen sind, 

• Neuges ta l tung  der E inkommensnachweise, 

wonach nun für die zu berücksichtigenden Nach-
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weise nich t  mehr das Kalenderjahr, sondern das 

Studienjahr der AntragsteI lung entscheidet, 

• Streichung des Studienzuschusses, 

• Reduktion der Mittel für Leistungsst ipendien 

um 2 5% • 

Im Berichtszeitraum hat sich die Studien

beihi lfenbehörde vermehrt neben der Bearbei

tung von Anträgen auf Studienförderungsmaß

n ahmen der Beratung in Fragen der Studien

finanzierung zugewandt. Zusä tz l iche Angebote 

zur Beratung an Abendterminen werden in rei

chem Maß insbesondere von Berufstii tigen wahr

genommen, die sich zur Aufnahme eines Stu

diums entschließen. Daneben veranstaltet die 

S tudiC'nbeih i lfenbehörde regel mäßig I n formatio

nen a n  diversen Unterrichtsanstalten und nimmt 

an I n format ionsveranstaltungen der Hochschü

lerInnenschaft und den Studien- und Berufs in

format ionsmessen te i l .  Damit  i s t  s ie  zu einem 

anerkan nten Zentrum für Information über fi

na nziel le  Angelegenheiten Studierender gewor

den. 

7.2 .4 Die Entwicklung der Bewil l igungen von 

Studienbeih i lfen 

Die Zahl der Bewi I J igungen ha t  seit  der letzten 

t iefgreifenden Reform des Studien förderungs

gesetzes im Jahr 1 992  einen stetigen Aufwärts

trend aufzuweisen. Bereits im Wintersemester 

1 992/93 erreichten sowohl Anträge als auch 

Bewi l l igungen <ln Universitäten und künst leri

schen Hochschulen gemeinsam rast den Stand, 

der im gesamten vorangegangenen Studienjahr 

vorlag ( 1 8 .205 Bewi l l igungen im Studienjahr  

1 99 1 /92 ,  1 7 . 725  Bewi l l igungen a l le in  im Win

tersemester 1 992/93) .  Obwohl im folgenden Stu

dienjahr  1 99 3/94 die Studienbeihi l  fenbeträge, 

Freibet riige und Einkommensgre!1Zen n icht an

gehoben wurden, stieg be i  zunehmenden An

trägen die Zahl  der  Bewi l l igungen um 6%. Im 

Studienjahr 1 994/95 wurden Einkommensgren

zen und Freibeträge angehoben. D ie  Zahl der 

Antr�ge al le in von Studierenden an Un ivers i tä

ten überst ieg ers tmals 30.000. D ie  Bewil l igun

gen insgesamt für Studierende an Un ivers i tä ten 

und Hochschulen nahmen um weitere 8% ge

genüber dem Vo�iahr zu. 
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Tabelle 7 
Zahl der Anträge (Bearbeitungen) auf Studienbeihi lfe und Bewi l l igungen von Studienbeihi lfen 

nach Universitäten. künstlerischen Hochschulen und Fachhochschul-Studiengängen. 

Studienjahre 1 992/93 bis 1 994/95 und WS 1 995/96 

Semester / Studienjahr Un iversitäten 

Anträge Bew i l l i-

gungen 

WS 1 992/93 2 1 .288 1 7. 1 84 

SS 1 993 7. 1 53 5.426 

Stj . 1 992/93 insgesamt 28.441 2Z.430 

WS 1 993/94 2 1 .955 1 7.956 

SS 1 994 7.261 5.948 

Stj . 1 993/94 insgesamt 29.2 1 6  23.904 

WS 1 994/95 23.2 1 8  1 9.956 

SS 1 995 7.499 6.346 

Stj. 1 994/95 insgesamt 30.7 1 7  26.302 

WS 1 995/96 24.063 20.087 

Auch im Wintersemester 1 995/96 war nach 
der Erhöhung der Höchststudienbeihilfensätze 
ein neuerliches Anwachsen der Anträge, dies
mal um 4,5%, zu verzeichnen. Bei der Entwick
lung der Studienbeihilfen ist somit erstmals über 
einen Zeitraum von fünf Studienjahren ein kon
tinuierliches Wachstum der Zahl der bewillig
ten Studienbeihilfen zwischen 6 und 2 5% zu 
konstatieren. Dieser Anstieg tritt an die Stelle 
der bisher üblichen zyklischen Schwankungen 
bei den Bewill igungen und Bewilligungsquoten, 
die durch die im mehrjährigen Abstand statt
findenden Anhebungen von Höchstbeihilfen und 
Einkommensgrenzen bedingt waren. 

Stärker läßt sich die Auswirkung der No
vellen des Studienförderungsgesetzes bei der 
jeweil igen durchschnittlichen Studienbeihilfe 
ablesen. Dabei folgt auf ein stärkeres Ansteigen 
nach einer Erhöhung der Studienbeihilfe ein 
leichtes Absinken im Folgejahr. Da die Novelle 
1 994 hinsichtlich ihrer Auswirkungen sich auf 
zwei Studienjahre verteilte, ist sowohl im Stu
dienjahr 1 994/9 5 als auch im Studienjahr 
1 995/96 ein Ansteigen der durchschnittlichen 

I 
künstl. Hochschulen Fachhochschulen 

I Bewi l l i -

Anträge Bewi l l i - Anträge Bewi l l i - gungen 

gungen gungen gesamt 

662 541 1 7.725 

1 70 1 1 3  5.359 
832 654 23.084 

689 540 1 8.496 
1 61 1 1 9  6.067 
850 659 24.563 

71 1 589 264 1 86 20.235 

1 92 1 49 9 6 6.501 
903 738 273 1 92 26.736 

726 6 1 4  728 568 21 .260 

Studienbeihilfe festzustellen. Die markante Ent
wicklung der Studienbeihilfen läßt sich am be
sten durch den Umstand nachweisen, daß die 
durchschnittliche Studienbeihilfe für Studierende 
an Universitäten vom Wintersemester 1 989/90 
(36.400,- S) bis zum Wintersemester 1 995/96 

Tabe l le 8 
Entwicklung der durchschnittlichen Studien

beih i lfenhöhe an Universitäten. künstlerischen 

Hochschulen und Fachhochschul-Stud ien

gängen. WS 1 992/93 bis WS 1 995/96 

Semester 

WS 1 992/93 

WS 1 993/94 

WS 1 994/95 

WS 1 995/96 

DurchschnittI. Beihi lfenhöhe in S 
I 
Univer- künstl. Hoch-

sitäten schulen 

46.880 51 .050 
46. 1 23 49.9 1 9  
47.261 51 . 1 02 

51 .361 55.388 

I 
Fachhoch-

schulen 

47.094 

54.402 
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(5 1 .500,- S) um über 40% gestiegen ist. Dies 
ist vor allem durch das geänderte Konzept der 
Studienförderung bedingt, welche im Unter
schied zum Jahr 1 990 nunmehr eine Vollab
deckung der Kosten des Studierenden bezwek
ken soll und nicht mehr bloß einen Zuschuß zu 
Studienkosten bildet. 

7.2.5 Ein Qual itätsmanagement-System für 

die Studienbeihi lfenbehörde 

Im März 1 995 wurde aufgrund einer Basis
analyse der Studienbeihilfenbehörde eine Ent
scheidung mit weitreichenden Konsequenzen 
getroffen. Die Studienbeihilfenbehörde strebt als 
erste Behörde, die Dienstleistungen im Rahmen 
der Hoheitsverwaltung durchführt, den Aufbau 
eines Qualitätsmanagement-Systems nach den 
Anforderungen der ÖNORM ISO 9000 an. 

Die Neuigkeit des Verfahrens ergibt sich 
aus der Umlegung eines Systems, das primär 
für Unternehmen in der Privatwirtschaft ent
wickelt wurde, auf den Dienstleistungsbereich 
im öffentlich-rechtlichen Sektor. 

Primäres Ziel ist die Optimierung und Straf
fung der Ablauforganisation bzw. der Ablauf
prozesse innerhalb der Studienbeihilfenbehörde, 
die sich direkt auf die Qualität der Erledigun
gen auswirken. Die Entscheidungen der Studien
beihilfenbehörde, welche für den Kreis der An-
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spruchsberechtigten von großer Bedeutung sind, 
sollten die in sie gesetzten hohen Qualitätsan
forderungen erfüllen. Dabei sollen aber auch die 
Abläufe jenes Ausmaß an Wirtschaftlichkeit 
aufweisen, das von einer kostenbewußten Ver
waltungsbehörde erwartet werden kann. Ziel ist 
es daher nicht, die Abläufe auf eine völlig neue 
Basis zu stellen, sondern das bestehende Sy
stem zu beschreiben und in jenen Bereichen zu 
verbessern, wo Vereinfachungen, Harmonisie
rungen, Beschleunigungen und Klarstellungen 
der Abläufe und Verantwortlichkeiten erforder
lich sind. 

Im einzelnen sind damit folgende Erwar
tungen verbunden : Sicherung und Steigerung 
der Kundenzufriedenheit, Senkung der Fehler
quoten, sichere Funktionserfüllung in der Or
ganisation, Verbesserung der Qualität der Ent
scheidungen, Verbesserung der Abläufe, Förde
rung der Mitarbeiterzufriedenheit, Hebung des 
Images der Behörde. 

Seit dem Sommer 1 995 ist eine Arbeits
gruppe, bestehend aus Mitarbeiterinnen der Stu
dienbeihilfenbehörde und des Bundesministeri
ums für Wissenschaft, Verkehr und Kunst. mit 
den Vorbereitungsarbeiten befaßt. Sie liegen ei
nerseits in der Erarbeitung und Dokumentation 
des Qualitätsmanagement-Systems (insbesondere 
der QM-Verfahrensanweisungen) und anderer
seits in dessen Implementierung. Die Zertifi
zierung ist Ende 1 996 zu erwarten. 
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8 Hochschulabsolventinnen und 
Akademiker innenbeschäftigung 

Das Verhältn is von akademischer Berufsb i ldung 

und akademischer Beschäftigung hat s ich i n  den 

letzten Jahrzehnten maßgebl ich verändert. We

sentliche Entwicklungsl i nien des Wandels s ind 

• steigende Zahlen von Universitäts- und Hoch

schulabsolvent Innen . Diese sind Folge der Zu

nahme von SchülerIn nen und Studierenden -

vor al lem weibl ichen Geschlechts - auf den der 

Beschäftigung vorgelagerten Ausbi ldungs- und 

B i ldungsebenen. 

• der Anstieg der Akademikerl n nenquote, des 

Anteils von erwerbstätigen Akademikerlnnen an 

der Gesamtzahl der Beschäftigten. I nnerhalb die

ses Prozesses lassen sich D i fferenzierungen vor 

al lem nach Geschlecht und n ach Art der Tätig

keit erkennen.  Bezogen auf die Ausweitung aka

demischer Beschäftigung kann zwischen "Sub

st i tut ion" ,  also dem Wandel in der Besetzung 

von Posit ionen (Besetzung durch formal  Höher

qual i fizierte), u nd .. Verwissenschaftlichung", also 

der Verän derung  i n  der Anwendung wissen

schaftl icher M ethoden, unterschieden werden. 

• die Zunahme a n  Graduierten, die als erwerbs

los erfaßt werden. Arbeitslosigkeit tri fft Hoch

schu labsolvent innen  je nach abgeschlossener 

Studien richtung in unterschiedl icher H äufigkeit 

und Dauer. Weiters sind h iefür das Geschlecht 

und die regionale Herkunft von Relevanz. D iese 

U nterschiede s ind  durch Konjunkturen in "An

gebot und Nachfrage" überlagert. 

• die te i lweise Ersetzung tradit ioneller akade

mischer Beschäft igungsverhä l t n isse - zumeist 

auf d ie  Phase des Berufseinst iegs begrenzt -

durch Arten der Erwerbstätigkeit. d ie als prekär 

zu bezeichnen si nd. Dabei handelt es sich um 

kurzfristige und Tei lze i tbeschä ft igungen, die 

zudem von den betroffenen Graduierten in in

halt l i ch wechselnden Arbeitsvorhaben (Projek

ten) oder in ausbildungsfremden Arbeitsfeldern 

eingegangen werden (müssen) und dementspre

chend unsichere u nd u nterschiedlich hohe E in 

kommen mit  sich bringen. 

8.1 Hochschu labsolventinnen 

8. 1 . 1  Entwicklung der Absolventinnenzahlen 

Wie in den meisten I ndust riestaaten war auch 

in Österreich Mi tte d ieses Jahrhunderts der Be

ginn einer großangelegten B ildungsexpansion.  

Nach der Ausweitung der Angebote im Bereich 

der Sekundarstufe kam es zu e iner entsprechen

den Vergrößerung des Hochschulsektors. Motor 

d ieser E ntwicklung war die steigende Nachfra

ge n ach Wissen, das auf wissenschaftl ichen Er

kenntn issen aufbaut .  E inerseits verl angte der 

Forschungs- und Entwicklungssektor hochqua

l ifiziertes Person al ,  a ndererseits entw ickelte sich 

der Dienst leistungssektor i n  den Bereichen, wo 

a n  der Hochschule erworbene Qual ifika t ionen 

benötigt werden. 

Zwischen dem Wintersemester 1 969/70 und 

dem Wintersemester 1 994/9 5 verdreifachte sich 

d ie  Erst immatrikul ierendenzahl von 6 .238 auf 

1 9. 2 50 Personen.  Besonders stark stieg dabei die 

Zahl der weibl ichen Erst i mmatriku l i erenden.  

Machten Frauen 1 969/70 erst 3 1 , 5% der An

fänger aus ,  stieg ihr  Antei l  bis zum Winterse

mester 1 994/9 5 auf 5 3 , 1 % an.  Im gleichen Zeit

raum erhöhte sich die Zahl der Studierenden 

von 40. 1 56 auf  1 86 . 552 ,  was mehr a l s  e ine  

Vervierfachung darstellt . Auch be i  der Anzahl 

der Studierenden kam es zu einer Angleichung 

im Zahlenverhä l tn is der Geschlechter. Waren 

1 969/70 erst 2 5,7% der Studierenden weiblich, 

erhöhte sich ihr  Ante i l  auf 45,9% im Studien

jahr 1 994/95. Mit der entsprechenden zei t l ichen 

Verzögerung werden die Effekte der Hochschul

expansion auch in den Absolventinnenzahlen 

sichtbar. Waren im Studienjahr 1 969/70 ledig

l ich  4479 Studie nabschl üsse zu verze ichnen,  

verdreifachte sich ihre Zahl bis zum Studien

jahr 1 994/9 5 auf 1 2 .005, das sind 430/0. Beson

ders signifikant sind bei den Absolvent innen die 

Verschiebungen in der Relat ion zwischen den 

9 7  
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Hochschu labsolventl nnen und Akademi kerl nnenbeschäftigung Kapitel 8 

Tabel le 1 

Erstimmatrikul ierende, Studierende und Abschlüsse an Universitäten und Kunsthochschulen Ueweils 

nur Inländerinnen) in Abständen von 5 Jahren von 1 969/70 bis  1 989/90, 1 992/93, 1 993/94, 1 994/95 

Ja h r/Wi ntersemester Erst immatri- davon 

kul ierende Frauen 

1 969/70 6.238 3 1 ,5% 
1 974/75 9.202 43,3% 

1 979/80 1 4.503 46,3% 

1 984/85 1 8.362 50,3% 
1 989/90 1 8.622 50,0% 

1 992/93 1 9.022 51 ,0% 

1 993/94 1 9.479 51 ,4% 
1 994/95 1 9.250 53, 1  % 

Quel le :  Österreichisches Statistisches Zentralamt 

Geschlechtern. Waren 1 969/70 noch drei von 
vier Absolventlnnen männlich, sank ihr Anteil 
im Studienjahr 1994/95 auf 57% (bei steigen
den Absolutzahlen) mit einer weiter sinkenden 
Tendenz. 

Da die Absolventlnnenzahlen nach Studien
richtungsgruppen von Jahr zu Jahr stark schwan
ken, werden für die Interpretation jeweils drei 
Jahrgänge zusammengefaßt (vgl. Tabelle 2) .  Im 
Zeitraum von 1 989/90 bis 1 99 1 /92 gab es 27.435 
Erstabschlüsse von Inländerlnnen. Diese Zahl 
stieg für den Zeitraum von 1 992/93 bis 1994/95 . 
um 1 2, 1 %  auf 30. 763 Erstabschlüsse. Die meisten 
Abschlüsse gab es in den geistes- und natur
wissenschaftlichen Studienrichtungen (9.869), 
gefolgt von den sozial- und wirtschaftswissen
schaftlichen Studienrichtungen (6.574), den tech
nischen Studienrichtungen (4.796), den Rechts
wissenschaften (3.680) und der Studienrichtung 
Medizin (3. 1 22) .  Verglichen mit den Abschlüssen 
des Zeitraumes von 1 989/90 bis 199 1 /92 kam es 
in den Studienjahren 1 992/93 bis 1 994/95 mit 
Ausnahme der Studienrichtung Medizin in allen 
Studienrichtungsgruppen zu zum Teil erhebli
chen Anstiegen in den Absolventlnnenzahlen. 
Den relativ größten Zuwachs gab es mit 44,4% 
beim Studium irregulare. In den Montanwis
senschaften vergrößerte sich die Zahl der Er
stabschlüsse um 37,4% von 265 auf 364. Weiters 

9 8  

Studierende davon Abschlüsse davon 

Frauen Frauen 

40. 1 59 25,7% 4.479 23,9% 
62.594 32,8% 5.032 26,5% 
94. 1 37 39,7% 6.448 32 , 1  % 

1 32.891 43, 1  % 8.067 37,4% 
1 64.3 10  44,4% 9.7 1 4  41 ,4% 
1 79.364 44,7% 10.928 42,4% 
1 82.41 2 45, 1 % 1 1 .693 42,6% 
1 86.552 45,9% 1 2.005 43,0% 

verzeichneten die Studienrichtungen der Uni
versität für Bodenkultur (25,7%), die Studien
richtung Veterinärmedizin (22,4%), die techni
schen Studienrichtungen (2 1 ,9%) und die sozi
al- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien
richtungen ( 1 9%) weit überdurchschnittliche 
Zuwächse. Dem gegenüber reduzierte sich die 
Zahl der Abschlüsse in der Studienrichtung Medi
zin zeitversetzt zu den Rückgängen der Erst
immatrikulierendenzahlen in den achtziger Jah
ren um 1 9% von 3.854 auf 3 . 1 22 Abschlüsse. 

Den 30.763 Erstabschlüssen von Inländer
Innen in den Studienjahren 1 992/93 bis 1 994/ 
95 stehen 2 .506 Erstabschlüsse von ausländi
schen Studierenden gegenüber. Insgesamt be
trägt der Anteil der Erstabschlüsse von auslän
dischen Studierenden an allen Erstabschlüssen 
8%. Besonders hoch ist dieser Anteil mit 1 9% 
in den theologischen Studienrichtungen. Unter
durchschnittliche Prozentsätze an Abschlüssen 
von ausländischen Studierenden findet man in 
den Rechtswissenschaften (3%), den Studien
richtungen der Universität für Bodenkultur und 
der Montanuniversität Ueweils 5%) sowie den 
sozial- und wirtsct)aftswissenschaftlichen Stu
dien richtungen (6%). 

Trotz der starken Ausweitung des tertiären 
Sektors l iegt Österreich in diesem Bi ldungs
segment hinter anderen OECD-Staaten zurück. 
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Kapitel 8 Hochschu l absolventl nnen und Akademi kerl nnenbeschäftigung 

Tabelle 2 
In ländische Absolventinnen (Erstabschlüsse) nach Studienrichtungsgruppen 

1 989/90 bis 1991 /92'und 1992/93 bis 1 994/95 im Vergleich 

Studienrichtungsg ruppen 

Theologie 

Rechtswissenschaften 

Sozial- und Wirtschaftswissenschaften 

Medizin 

Geistes- und natu rwissenschaftliche Studien 

Technische Studien 

Montanwissenschaften 

Bodenkultur  

Veterinärmediz in 

Studium - i rregu lare 

I nsgesamt 

So weist die von der OECD herausgegebene Pu
blikation .. Education at a Glance", die Bildungs
indikatoren enthält, für Österreich für Perso
nen mit einem Hochschulabschluß einen An
teil von 70f0 an der 25- bis 64-jährigen Bevöl
kerung aus, während der OECD-Schnitt 1 1  % bei 
den Hochschulabschlüssen und 80fa beim nicht
akademischen Tertiärbereich beträgt. Es wird 
daher in der Zukunft eine wichtige Aufgabe sein, 
die Zahl der tertiären Bildungsabschlüsse zu er
höhen. 

In der Hochschulplanungsprognose werden 
die Hochschulzugangseffekte unter Berücksich
tigung demographischer Entwicklungen in die 
Zukunft projeziert (vgl. Kapitel 7, in Band 2) .  
Dieser Logik folgend könnte das Szenario ein
treten, daß bis zum Jahr 2000 die Zahl der Erst
immatrikulierenden auf rund 24.400 ansteigt, 
was einen Zuwachs von ca. einem Viertel aller 
Erstimmatrikulierenden ausmachen würde. Par
allel dazu käme es zu einer Ausweitung der 
Studierendenzahlen von derzeit 1 86 .500 auf 
203.300. Die Erhöhung der Studierendenzahl um 
knapp 20.000 würde ca. 10% der Gesamtzahl 
der Studierenden ausmachen. Im gleichen Zeit
raum könnte die Absolventlnnenzahl von der-

Erstabschlüsse 
I I 
1 989/90- 1 992/93 Veränderung 

1 99 1 /92 1 994/95 in 0/0 

570 61 1  7,2% 

3 1 57 3680 1 6,6% 

5525 6574 1 9,0% 
3854 3 1 22 -1 9,0% 

8748 9869 1 2,8% 

3934 4796 2 1 ,9% 
265 364 37,4% 
903 1 1 35 25,7% 
362 443 22,4% 

1 1 7  1 69 44,4% 

27435 30763 1 2, 1  % 

zeit 1 2.000 auf 1 1 .300 sinken und danach wie
der ansteigen. Weiters wird ein weitgehend aus
gewogenes Verhältnis zwischen männlichen und 
weiblichen Studierenden prognostiziert. 

8. 1 .2 Änderungen in der Studiendauer 

Seitens der Medien und zahlreicher Bildungs
politikerInnen werden immer wieder Klagen über 
die Verlängerung der durchschnittlichen Studi
endauer laut. B�trachtet man jedoch die Ent
wicklung der durchschnittlichen Studiendauer 
in den letzten zwei Jahrzehnten, wird deutlich, 
daß diese keineswegs dramatisch verläuft, son
dern erstaunlich stabil bei 14 Semestern liegt. 
Für das Studienjahr 1 994/95 beträgt sie 1 3 ,9 
Semester. Dieser Befund ist deshalb so bemer
kenswert, weil es in diesem Zeitraum in vielen 
Studienrichtungen zu einer Erhöhung der ge
setzlichen Studiendauer gekommen ist. Vor 
20 Jahren stammten zwei Drittel der Erstab
schlüsse aus Studien mit einer Mindeststudien
dauer von acht Semestern. In den folgenden 
Jahren wurden vermehrt Studien mit längerer 
Studien dauer gewählt, wodurch eine Erhöhung 
der durchschnittlichen Studiendauer zu erwar-

9 9  
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ten gewesen wäre. Der Antei l  der Erstabschlüsse 

von Studien mit einer gesetzlichen Studiendau

er von acht Semestern sank zu Beginn der neun

ziger Jahre auf knapp u nter 500/0, während der 

Anteil  an  Studien mit zehn und mehr Seme

stern auf fast 40% anst ieg. Trotzdem bewegt 

sich die durchschni tt l iche Studiendauer - wenn 

sie über a l le  Studienrichtungen gerech net wird 

- n ahezu unverändert um die 1 4  Semester, wäh

rend die durchschnitt l iche  Überziehung der Stu

diendauer von E rstabsolven t innen in den letz

ten Jahren leicht gesunken ist. 

I nnerhalb der Studien ri chtungen sind je

doch wesentliche Veränderungen zu beobachten, 

wie aus einer Spezialauswertun g  für die Studien

jahre 1 98 5/86 bis 1 993/94 hervorgeht. In  diesem 

Zeitraum stieg die durchschnitt l iche Studiendau

er al ler ErstabsolventInnen nur geringfügig um 

ein Zehntel Semester. Dem gegenüber finden sich 

aber in vielen Studienrichtungsgruppen Steige

rungen von mehr als einem halben Semester. 

Der Zuwachs betrug i n  der Studienrichtung 

Medizin 1 ,4 Semester, in der Studienri chtung 

Rechtswissenschaften und  den montanistischen 

Studienrichtungen 1 , 1  Semester, in den Studien

richtungen H a ndelswissenschaften, Wirtschafts

p ädagogik, B etriebwirtschaftsIehre 1 Semester, 

i n  der Studienrichtung Land- und Forstwirtschaft 

0,9 Semester, i n  den Studienrichtungen Infor

mat ik  und Maschinenbau 0,9 Semester und den 

sonstigen Studienrichtungen der Bodenkultur 0,7 

Semester. Als Gegenpol  dazu fiel d ie  durch

schnittl iche Studiendauer in vielen Studienrich

tungen in einem beträcht l ichen Ausmal3. I n  den 

geisteswissenscha ft l ichen Studien richtungen 

(ohne  Psychologie) i s t  e ine  Reduktion von 2 ,3  

Semestern, i n  der  Studienrichtung kathol ische 

Fachtheologie von 1 , 2 Semestern, der Studien

richtung Psychologie von 1 Semester und in den 

Stu di enrichtungen Volkswirtschaftslehre und 

Bauingenieurwesen von 0 ,8  Semestern einge

treten. 
Ähnl ich heterogen wie die E ntwicklung der 

durchschnit t l ichen Studiendauer verändern sich 

auch a ndere wichtige Kennzahlen zur Studien

dauer. So sank der Anteil der Studierenden, die 

in der gesetz l ichen Studiendauer zu einem Ab

schluß gelangen, im l etzten Jahrzehnt relat iv 

1 00 

Ka pite l  8 

kontinuierl ich von 6% auf 4,6%. I n  den Studien

richtungen Arch itektur und Veterinärmedizin 

schließen weniger als 1 % der Absolvent Innen 

in der gesetzl ich vorgeschriebenen M i ndest

studiendauer ab. Hohe Prozentsätze an Absol

ventI nnen, die in nerhalb der M i ndeststudien

dauer zu einem Abschluß kommen, gibt es in  

den Studienrichtungen Mathematik (2 5 ,8%), In

format ik  ( 1 3 ,4%), Mediz in (6,9%) und den gei

steswissenschaftlichen Studienrichtungen (6,6%). 

Der Anteil an  Absolventlnnen,  die die ge

setzliche Studiendauer um fün f  und mehr Se

mester überschreiten, ist in  den letzten Jahren 

leicht gesunken. Trotzdem verlä ngert sich i n  

zahlreichen Studienrichtungen d a s  Studium von 

weit mehr als der Häl fte der Absolventlnnen um 

fün f  und mehr Semester. Mit einem Anteil  von 

8 2,3% führt die Studienrichtung Veterinärme

dizin diese Liste an.  Es folgen Arch itektur (7 5%), 

die Studienrichtungen der Un iversität für Boden

ku l tur (66,6%), Pharmazie (66,3 %), Bauinge

nieurwesen (63,6%), Elektrotechnik (63,4%) und 

M aschi nenbau (60,2%). 

E in  weiterer wichtiger I ndikator ist der 

Anteil der Absolventlnnen mit einer sehr lan

gen Studienzeit. Aus e iner  Spezialauswertung 

des Studienjahrs 1 993/94 zeigt s ich,  daß 7 ,  1 0f0  

der Absolvent Innen mehr als 2 0  Semester be

nötigten. Besonders hoch ist der Ante i l  in den 

Studienrichtungen Architektur ( 1 9,9%), Medi

zin ( 1 7 ,6%), Veterinärmedizin ( 1 5,9%), Monta

nist ik ( 1 4,7%), Psychologie ( 1 1 , 1 % ) und M aschi

nenbau ( 10,2%). 

Alle hier angeführten Befunde zeigen deut

l ich, daß es zu Verschiebungen in der Gruppe 

der Absolvent Innen kommt.  Zwar ble ib t  die 

durchschnit t l iche Studiendauer als Lagepara

meter über die Zeit rel ativ stabi l ,  alle anderen 

Indikatoren  verweisen jedoch auf eine Diversi

fikat ion bei den Abso lvent innen,  die auf unter

schiedl iche  M uster des Stud ienzugangs, sehr 

vielfä l t ige Lebenskonzepte während des Studi

ums und die von Fach zu Fach stark vari ieren

den Studien bedingungen zurückzuführen ist. 
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8. 1 .3 Änderungen in der Altersstruktur 

1m letzten Jahrzehnt ist es zu Veränderungen in 
der Altersstruktur der AbsolventInnen gekom
men. Von der Annahme ausgehend, daß jemand 
direkt nach der Reifeprüfung mit ca. 1 8  Jahren 
zu studieren beginnt und etwa sieben Jahre zum 
Studieren benötigt, was der durchschnittlichen 
Studien dauer entspricht, wäre mit einem Stu
dienabschluß bis zum 25. Lebensjahr zu rech
nen. Der Anteil der Studierenden, deren Studien
ablauf dieser Annahme entspricht, ging in den 
letzten Jahren kontinuierlich zurück. Schlossen 
im Studienjahr 1 986/87 noch 5 1 ,6% der Absol
ventInnen mit 25 Jahren oder früher ab, waren 
es im Studienjahr 1 994/95 nur noch 3 1 , 1 0/0. Dem 
gegenüber erhöhte sich der Anteil in den ande
ren Altersgruppen. Bei der Gruppe der 26- bis 
30-jährigen Absolventlnnen liegt die Überle
gung zugrunde, daß nach der Matura zwar ein 
Studium begonnen wird, allerdings zur Besor
gung des Lebensunterhaltes regelmäßig und in 
größerem Umfang gearbeitet werden muß. Der 
Anteil dieser AbsolventInnengruppe stieg von 
38, 1 0f0  im Studienjahr 1986/87 auf 53,2% im 
Studienjahr 1 994/95. Auch in der dritten Grup-
pe, den über 30-jährigen AbsolventInnen, die 
wahrscheinlich entweder erst nach mehrjähri
ger Berufstätigkeit ein Studium ergriffen oder 
das Studium durch längere Zeiträume unterbro
chen haben, ist ein bedeutender Anstieg im letz
ten Jahrzehnt zu beobachten. Der Anteil der über 
30-jährigen Absolventlnnen erhöhte sich im 
Zeitraum von 1 986 bis 1 994 von 10,3% auf 
1 5,7%. Detaill iertere Analysen zeigen, daß es 
über alle Altersgruppen hinweg zu einer Ver
schiebung der Altersstruktur der Absolventlnnen 
um 1 ,5 bis 2 Jahre gekommen ist. 

Die Ursachen für die Erhöhung des Alters 
der AbsolventInnen sind vielfältig. Da sich die 
durchschnittliche Studiendauer nicht erhöht hat, 
liegen die Gründe dieser Entwicklung sowohl 
an neuen Zugangsmustem zur Universität als 
auch einem geänderten Studienverhalten, das 
keine Auswirkungen auf die durchschnittliche 
Studiendauer hat. Ein Teil der Altersverschie
bung begründet sich durch das um einige Mo
nate gestiegene Immatrikulationsalter, das groß-

Hochschu labsolventinnen und Akademikerl nnenbeschäftigung 

Tabel le  3 

Altersstruktur der Absolventinnen 

nach Altersgruppen, in  Prozent 

Studienjahr Bis 25 26-30 

Jahre Jahre 

Stj. 1 986/87 51 ,6% 38, 1 %  

Stj. 1 988/89 47,9% 40,5% 

Stj. 1 990/91 37,9% 48,8% 

Stj. 1 992/93 33,5% 52,2% 

Stj. 1 994/95 3 1 , 1 %  53,2% 

Quelle: ÖSTAT, Berechnungen BMWVK Statistik 

30 Jahre 

u. ä lter 

10,3% 
1 1  ,6% 

1 3 ,4% 

1 4,3% 

1 5,7% 

teils auf den vermehrten Zugang von Absolvent
Innen der berufsbildenden höheren Schulen zu
rückgeführt werden kann. Ein wesentlicherer 
Faktor dürfte der Anstieg an Studienwechsler
Innen sein, deren Studienjahre in der abgebro
chenen Studienrichtung nicht auf die durch
schnittliche Studiendauer angerechnet werden. 
Aber auch eine Studienunterbrechung führt zu 
einer Vergrößerung der Zeitspanne zwischen 
Immatrikulation und Studienabschluß, ohne daß 
sich die berechnete Studiendauer verlängert. Eine 
letzte Ursache könnten Falschangaben der Ab
solventinnen selbst sein, die aufgrund des 
schlechten öffentlichen Meinungsbildes über 
Langzeitstudierende die Angaben über ihre Stu
dienzeit nach unten revidieren. 

8.2 Entwicklung der Beschäftigung 

von Akademikerinnen 

Seit den siebziger Jahren hat sich der Anteil der 
AkademikerInnen an der Wohnbevölkerung 
mehr als verdoppelt und ist nach den Volkszäh
lungsdaten von 2, 1 %  197 1  auf 5,2% 1 99 1  (bzw. 
auf geschätzte 5,4% nach dem Mikrozensus 
1 993) angestiegen, das ergibt eine Absolutzahl 
von über 330.000. Diese Zahl beinhaltet neben 
den Universitäts- und Hochschulabsolventlnnen 
auch AbsolventInnen von hochschulverwandten 
Lehranstalten, wie Pädagogische Akademien, 
Sozialakademien usw. 

In der Folge ist die Quote der Akademiker-

1 0 1 
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Tabe l le 4 

Akademikerinnen (Wohnbevölkerung) 1 971 , 1 981  und 1 991 ; Mikrozensus 1 992 und 1 993 

Akademiker inkl. Akademiker exkl. 
hochschu lverwandter Lehranstalten hochschulverwandter Lehranstalten 1 

Volkszählung / abs. davon Aka- davon abs. davon Aka- davon 
M ikrozensus Frauen demiker- Frauen Frauen demiker- Frauen 

anteil in % anteil in % 

VZ 1 971 1 20.727 29.41 2 2 , 1  1 1 1 8.294 27.870 2 , 1  0,9 
VZ 1 981 207. 1 1 8  73.6 1 8  3,4 2,3 1 75.402 51 .326 2 ,9 1 ,6 
VZ 1 991 331 .772 1 42. 1 57 5,2 4,2 258.486 89.042 4,0 2,6 
MZ 1 992 340.048 1 47.539 5,3 4,4 
MZ 1 993 351 .027 1 55.834 5,4 4,6 

1 Universitäten und Kunsthochschulen. 

Quel le :  ibw, Zur Beschäftigung von Akademikern in  Österreich, Wien, 1 996
. 

Innen an der Erwerbsbevölkerung ebenfalls deut
lich angewachsen. Zwischen 1 97 1  und 1 9 8 1  kam 
es zu einer Steigerung von 3, 1 %  auf 4,8%. Die 
Volkszählung 1 99 1  weist 7, 1 %  (nach Mikro
zensus 1 993 geschätzte 7,6%) aus. Somit hat 
sich auch die Akademikerinnenbeschäftigung in 
den letzten 2 5  Jahren in etwa verdoppelt. Be
sonders deutlich sind die Frauenanteile gestie
gen, von 1 ,6% 1 97 1  auf 7, 1 %  1 99 1 .  Den Schät
zungen des Mikrozensus 1 993 zufolge betrug 
der Akademikerinnenanteil an den Erwerbstäti
gen 7,7%, wonach erstmals der Anteil der Män-

Tabel le 5 

ner an den AkademikerInnen von 7,5% über
troffen würde. 

Die Verteilung der Universitäts- und Hoch
schulabsolventlnnen nach Wirtschaftssektoren 
hat sich in den letzten zwei Jahrzehnten nicht 
gravierend verschoben. Es ist aber anzunehmen, 
daß es trotzdem zu größeren Veränderungen in 
der beruflichen Situation von Universitäts- und 
HochschulabsolventInnen gekommen ist. Es ha
ben sich sowohl die Einsatzbereiche als auch 
die Berufsprofile und die erforderlichen Quali
fikationen gewandelt. 

Akademikerinnen (Erwerbsbevölkerung) 1 971 , 1 981  und 1 99 1 ; Mikrozensus 1 992 und 1 993 

Akademiker inkl . Akademiker exkl. 
hochschu lverwandter Lehranstalten hochschulverwandter Lehranstalten 1 

Vol kszählung / abs. davon Aka- davon abs. davon Aka- davon 

Mi krozensus Frauen demiker- Frauen Frauen demiker- Frauen 

antei l i n  0/0 anteil in 0/0 

VZ 1 971 96.501 1 9.666 3 , 1  1 ,6 94.808 1 8.571 3 , 1  1 ,5 

VZ 1 981 1 62.803 54.306 4,8 3,9 1 34.336 34.5 1 6  3,9 2,5 

VZ 1 991  263 . 149 109.028 7 , 1  7 , 1  1 98.309 63.000 5,4 4,1  

MZ 1 992 271 .351 1 1 2.702 7,4 7,4 

MZ 1 993 282.842 1 20.579 7,6 7 ,7 

1 Universitäten und Kunsthochschu len. 

Quel le:  ibw, Zur Beschäftigung von Akademikern in Österreich, Wien, 1 996 

1 02 

III-53 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 103 von 150

www.parlament.gv.at



Kapitel 8 

Betrachtet man die Hauptarbeitsgebiete, so 
sind Verschiebungen festzustellen (vgl. Tabelle 
6. 1 . 1 8, in Band 2). Die Bedeutung des Unter
richts- und Forschungswesens hat in den �etz
ten zwei Jahrzehnten stark zugenommen und 
stellt heute das wichtigste Arbeitsfeld dar. Hier
zu gehören das gesamte Schul- und Hochschul
wesen sowie sämtliche Forschungseinrichtungen. 
Fast ein Viertel aller Absolventlnnen, ca. 45.000 
Personen, arbeitet heute in diesem Segment. An 
zweiter Stelle folgt der Gesundheits- und Für
sorgebereich mit annähernd 33 .000 Absolvent
Innen, bzw. einem Sechstel. Vor 20 Jahren war 
die Öffentliche Verwaltung (dazu zählen : Ge
bietskörperschaften der Gesetzgebung, Gerichts
barkeit, Verwaltung und öffentlichen Sicherheit, 
Bundesheer, ausländische. Vertretungen, inter
nationale Organisationen, Sozialversicherungs
träger, Kammern, nicht-öffentliche Interessen
vertretungen wie Verbände und Vereine, reli
giöse Einrichtungen) der wichtigste Arbeitge-

Graphik 1 

Hochschu labsolventl nnen und Akademikerl nnenbeschäftigu ng 

ber für Universitätsabsolventlnnen mit über 
20%. Heute sind ca. 28.000 Universitätsabsol
ventlnnen - um die 1 5% - in diesem Bereich 
beschäftigt, mehr als die Hälfte von ihnen bei 
einer Gebietskörperschaft. Man kann daher da
von ausgehen, daß insgesamt an die 60% der 
Akademikerinnen im vorwiegend öffentlichen 
Sektor tätig sind. 

Auf den weiteren Plätzen liegen, bezogen 
auf die AkademikerInnenzahlen, die Rechts- und 
Wirtschaftsdienste, Handel und Lagerung, Er
zeugung und Verarbeitung von Metallen, Ban
ken und Versicherungen und Chemie, Gummi 
und Erdöl. In den anderen Bereichen liegt der 
Anteil unter 2%. 

Die Analyse der relativen Veränderungen 
zwischen 1 97 1  und 1 99 1  ergibt, daß es in den 
Bereichen Banken, Versicherungen und Kunst, 
Unterhaltung und Sport die höchsten relativen 
Zuwächse gibt, es nämlich zu einer Verdrei
fachung der Absolutzahlen der in diesen Bran-

AkademikerInnenquoten (inkl. hochschulverwandter Lehranstalten) nach Berufsgruppen 

nach der Volkszählung und Mikrozensus. 1 951 - 1 993 
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Quelle: ÖSTAT, Lorenz Lassnig (lHSj 
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chen beschäftigten UniversitätsabsolventInnen 
gekommen ist. Verdoppelungen finden sich in 
den Rechts- und Wirtschaftsdiensten sowie im 
Unterrichts- und Forschungswesen. In den ge
nannten Wirtschaftsbereichen finden sich auch 
deutliche anteilsmäßige Zuwächse. Die gering
sten Steigerungen in den Absolutzahlen sind in 
der Land- und Forstwirtschaft, einzelnen Bran
chen im Produktionssektor und in der öffentli
chen Verwaltung zu beobachten, was zu einem 
anteilsmäßigen Rückgang der darin beschäftig
ten AkademikerInnen geführt hat. Im Bergbau 
als einziger Branche ist die Zahl der erwerbstä
tigen UniversitätsabsolventInnen deutlich zu
rückgegangen. 

Die "Akademisierung", als Anteil der Hoch
schulabsolventlnnen an allen Berufstätigen, ist 
in Österreich verglichen mit anderen OECD-Län
dem relativ gering. Ihre Entwicklung läßt sich 
nach Berufsgruppen seit 1 9 5 1  einigermaßen 
konsistent darstellen (siehe Graphik 1 ) .  Drei 
Aspekte sind auffallend: 
• Eine deutliche Steigerung gab es vor allem 
in den Lehrberufen (verstärkt durch die Grün
dung der Pädagogischen Akademien) und in den 
Kulturberufen, eine leichte Steigerung in den 
Büro- und Verwaltungsberufen. 
• In den "wirtschaftsnahen" Berufsbereichen 
ist die Akademisierung nach wie vor sehr ge
ring (Produktions berufe, Handelsberufe, sonsti
ge Dienstleistungsberufe) oder vergleichsweise 
gering (technische Berufe) . Gleiches zeigt sich, 
wenn man die Wirtschaftsklassen im Unter
nehmenssektor betrachtet, wo die AkademikerIn
nenquoten nach wie vor deutlich unter dem 
Durchschnitt l iegen ( 1991  zwischen 1 % und 3%). 
• Es gibt nur zwei Berufsgruppen, bei denen 
sich längerfristig sinkende AkademikerInnen
quoten abzeichnen, nämlich bei den Gesund
heits- und Handelsberufen. In den fünfziger und 
sechziger Jahren war eine derartige "relative 
Entakademisierung" allerdings auch in den tech
nischen Berufen bemerkbar. 

Bereits seit der Volkszählung 1 9 8 1  werden 
die Berufsobergruppen neu gegliedert und zu
sammengefaßt, wobei eine herausgehobene 
Gruppe von Fachkräften definiert wurde. Dabei 
handelt es sich um höher qual ifizierte und lei-
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tende Berufe in den verschiedenen Bereichen 
(insgesamt etwa 1 5% aller Berufstätigen) .  Die 
Akademisierung der Fachkräfte ist zwischen 1 971 
und 1 99 1  von etwa 20% auf etwa 30% gestie
gen. Umgekehrt sind mehr als 80% der berufs
tätigen AkademikerInnen den Fachkräften zu
geordnet, wobei jedoch in den achtziger Jahren 
ein steigender Anteil von Graduierten zu beob
achten ist, die nicht als Fachkräfte tätig sind. 
Die Akademisierung der Fachkräfte war in den 
meisten Berufsgruppen zu beobachten (eine Aus
nahme machten die Sozial- und Seelsorgeberufe 
und die medizinischen Fachkräfte) ; besonders 
ausgeprägt war die steigende Akademisierung 
bei den Führungskräften. Die Entwicklung der 
akademischen Fachkräfte zeigt den größten Zu
wachs in den siebziger und achtziger Jahren bei 
den Lehrberufen, den Kulturberufen und den 
technisch-naturwissenschaftlichen Fachkräften; 
in allen diesen Bereichen schwächte sich jedoch 
der Zuwachs wieder ab. Bei den Führungskräf
ten, den Rechtsberaterlnnen, Geistes- und So
zialwissenschafterlnnen verstärkte sich hinge
gen der Zuwachs in den achtziger Jahren (vgl. 
zu diesen Ausführungen Tab. 6.2.5, in Band 2) .  

Eine Betrachtung der hinsichtlich ihres Be
schäftigtenwachstums in den neunziger Jahren 
besonders dynamischen Berufsgruppen auf ih
ren Graduiertenanteil zeigt einen gewissen, aber 
nicht sehr stark ausgeprägten Zusammenhang. 
Unter den Beschäftigten der Berufsgruppen, die 
am raschesten gewachsen sind, liegt die Akade
mikerInnenquote bei 7%. Bei mittlerem Wach�
turn sinkt sie ab und steigt dann bei den Beschäf
tigten in den stagnierenden und schrumpfen
den Berufsgruppen wieder auf 5% an. 

Die Untersuchung der wichtigsten Beschäf
tigungsbereiche von Universitätsabsolventlnnen 
nach Gruppen von Studienrichtungen auf Basis 
der Volkszählungsdaten 1 99 1  läßt einige her
vorhebenswerte Merkmale erkennen (vgl. Tabelle 
6.2.3b, in Band 2 ) :  
• Die  Konzentration auf spezifische Beschäf
tigungsbereiche ist nach Studienrichtungsgrup
pen hoch. Die quantitativ wichtigste Wirtschafts
klasse liegt in der Größenordnung zwischen 30% 
und 90%. In den philologischen Studien kon
zentrieren sich die Absolventlnnen zu zwei Drit-
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tein, in den Geisteswissenschaften insgesamt und 
in den Naturwissenschaften zu mehr als der 
Hälfte auf das Unterrichts- und Forschungs
wesen. 
• Im zweitwichtigsten Wirtschaftsbereich sind 
die Absolventlnnen nach Studienrichtungsgrup
pen nur mehr mit einem Anteil von 10% bis 
20% beschäftigt. Eine Ausnahme machen nur 
die künstlerischen Studien, wo die Bereiche 
Kunst, Unterhaltung, Sport und Unterrichts- und 
Forschungswesen etwa gleich bedeutend sind. 
• Neben der Konzentration auf einen beson
ders wichtigen Beschäftigungsbereich gibt es 
nach Gruppen von Studienrichtungen auch eine 
gewisse Streuung auf mehrere alternative Be
reiche. 

In einem Vergleich über die letzten 25 Jahre 
zeigt sich, daß die Verteilung der Absolventlnnen 
der Rechtswissenschaften sowie historisch-kul
turkundlicher und philologischer Studien auf 
Wirtschaftsbereiche in etwa gleich blieb. Bei den 
AbsolventInnen der Sozial- und Wirtschafts
wissenschaften, Naturwissenschaften, philoso
phisch-humanwissenschaftlicher Studien sowie 
von Architektur und Bauingenieurwesen sind 
hingegen Anzeichen für Umschichtungen zu fin
den. Die deutlichste Veränderung ging im Be
reich Architektur und Bauingenieurwesen vor 
sich, wo der Produktionssektor als dominieren
der Beschäftigungsbereich von den Wirtschafts
diensten abgelöst wurde. Einen mehr oder we
niger deutlich ausgeprägten Zuwachs der Wirt
schaftsdienste gab es auch für die Absolvent
Innen der Sozial- und Wirtschaftswissenschaf
ten und von Maschinenbau und Elektrotechnik. 

Der Produktionssektor nahm in seiner Be
deutung nicht nur für die AbsolventInnen von 
Architektur und Bauingenieurwesen, sondern 
auch der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften, 
der Naturwissenschaften und ebenso von Ma
schinenbau und Elektrotechnik ab. Eine Tendenz 
zur Diversifizierung der Beschäftigungsbereiche 
wurde vor allem für die philosophisch-human
wissenschaftlichen Studien sichtbar, wo die Be
deutung des Unterrichts- und Forschungswesens 
zurückging. 

8.2 . 1  Erwerbslosigkeit von Graduierten 

Die AkademikerInnenarbeitslosigkeit, die insbe
sondere in den achtziger Jahren sehr rasch zu
genommen hat, ist im Berichtszeitraum nicht 
mehr so stark angewachsen. Im März 1996 wa
ren 5.572 HochschulabsolventInnen beim Ar
beitsmarktservice als arbeitssuchend gemeldet. 
Die Arbeitslosenquote von Akademikerinnen 
betrug 1 995 2,8% und liegt damit weiterhin er
heblich unter der Gesamtarbeitslosenquote. Der 
Frauenanteil unter den vorgemerkten arbeitslo
sen AkademikerInnen lag im März 1 996 bei 
42, 1 %, im September 1 995 noch bei 45,2%. 
Damit sind Frauen unter den arbeitslos gemel
deten AkademikerInnen gemessen an den Absol
ventlnnenzahlen nicht mehr überdurchschnitt
lich repräsentiert. 

Die durchschnittliche Vormerkdauer für 
AkademikerInnen betrug im September 1 994 271  
Tage. S ie  ist im Vergleich zum März 199 1 ,  wo 
sie noch 295 Tage umfaßte, leicht zurückgegan
gen. Ein deutlicher Anstieg war in den Jahren 
davor zu verzeichnen. 

Anteilsmäßig sind die Absolventlnnen der 
Geistes- und Naturwissenschaften insgesamt am 
stärksten unter den arbeitslos Gemeldeten ver
treten, gefolgt von den Sozial- und Wirtschafts
wissenschaften, der Technik und den Rechts
wissenschaften. Die geringsten Anteile fallen auf 
die Theologie, Pharmazie, Studienrichtungen der 
Bodenkultur und Montanistik. 

Die Zunahme an arbeitslosen Akademiker
Innen verläuft nach Studienrichtungen unter
schiedlich. Setzt man die Bestände von 1 986 
mit 100 an, so war der Gesamtbestand bis 1 995 
auf 231 ,5  gestiegen und hat sich somit mehr als 
verdoppelt. Weit überproportionalen Anteil dar
an hatten Absolventlnnen der folgenden Grup
pen von Studienrichtungen: Technik (355 Index
punkte), Sozial- und Wirtschaftswissenschaften 
(357) ,  Bodenkultur (393), Montanistik (48 1 ) .  
Unter den Technikwissenschafterinnen verfünf
fachten sich gar die erwerbslos gemeldeten Ma
schinenbauerInnen und Elektrotechnikerinnen 
(51 6), was wohl ebensowenig den von den Me
dien verbreiteten .. guten Aussichten" entspricht 
wie die unterdurchschnittlichen Zuwächse in 
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Medizin (76) oder für das  Lehramt an höheren 

Schulen ( 1 67)  den kolport ierten "schlechten 

Beru fschancen". 

Betrachtet man die Entwicklung der Ar

beitslosenzahlen nach Studien richtungen in den 

neunziger Jahren, wo die Zunahme von arbeits

losen Akademikeri nnen von Mii rz 1 990 (3380 

Personen) b is  M �i rz 1 996  ( 5572  Personen) i m  

Verhältnis 1 00 :  1 65 lag, verzeichneten d i e  höch

sten Zuwächse der Reihe nach die Absolvent

I nnen der Technik ( 29 1 ) , gefolgt von den Absol

ventInnen der Bodenkul tur (2 1 3 ) ,  der Sozial- und 

Wirtschaftswissenschaften (208) ,  der Rechtswis

senschaften ( 1 9 5) ,  der Montanis ik ( 1 87 )  und der 

Geistes- und Naturwissenschaften ( 1 55) .  

Bei diesen Zahlenangaben ist  zu berück

s ichtigen, daß die Vormerkungen von E rwerbs

a rbeit  suchenden Graduierten bei m Arbeits

marktservice nur bedingt aussagekräftig für aka

demische Erwerbslosigkeit s ind. Regelmäßig zei

gen empirische Untersuchungen die vergleichs

weise geringe Bedeutung, die Hochschulabsol

ventinnen auf der Suche nach Arbeitsplätzen 

der Vermittlung durch das Arbeitsmarktservice 

beimessen . Überd ies vari iert d ie  Inanspruch

nahme stark nach den absolviert en Studienrich

tungen. Das l iegt daran, daß die Erwartungen 

der  Graduierten verschiedener Studienrichtun

gen, mit H i l fe des Arbeitsmarktservice in  der 

Jobsuche erfolgreich zu sein,  unterschiedl ich 

sind. Beispielsweise melden Absolvent innen ei

nes Lehramtsfaches ihr Interesse an einer Posi

tion in  der Schule gewöhnl icherweise beim Lan

desschulrat. Diese Meldung bedeutet nicht zu

gleich, daß die Gemeldeten erwerbslos sind, was 

aber häufig in der Öffentl ichkeit so dargestellt 

wird ;  auch die Qua l i fikat ion für das Lehramt ist 

universel ler, als lediglich an Schulen zu unter

richten. Ähnl iche Verbäl tn isse l iegen hei ande

ren D isz ip l inen vor, so daß verl ii ß l i che sta

tistische Daten über t at sächliche akademische 

Erwerbslosigkeit kaum zu erhalten sind. 

Empirische Untersuchungen über "tatsiich

l i ehe" E rwerbslosigkei t  von Hochschulabsol

vent i nnen vermögen zwar kaum klarere Anga

ben zu machen, zeigen aber die Vielschichtigkeit 

des Themas "Erwerbs losigkeit". Bei einer Befra

gung von Absolvent in nen der Un iversitäten 
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Salzburg und Klagenfurt der Studienjahre 1 98 5  

b i s  1 99 1  bezeichneten sich 4 %  al ler Befragten 

sowohl der Klagenfu rter als auch der Salzbur

ger Graduierten als erwerbslos. Dem muß ent

gegengeste l l t  werden,  daß ledigl ich 69% der 

Klagenfurter, beziehungsweise 71 % der Salzbur

ger Absolvent innen angaben, hauptsächlich er

w erbstätig zu se in .  10% gaben an weiterzu

studieren, 5% in Klagenfurt bzw. 7% in  Salz

burg, e in Unterrichtspraktikum oder ein Aka

demikertrain ing zu absolvieren. Die übrigen ( in 

Klagenfurt 1 1  % und in Salzburg 60/0) waren 

zuhause, e in ige davon gerade in Karenz oder 

schon in Pension. Tatsächl ich vom Studienab

schluß bis zum Befragungszeitpunkt durchge

hend erwerbstätig waren in Klagenfurt 57% und 

in Salzburg 62% aller Befragten. Fast e in Drit

tel war  zeitwei l ig  erwerbslos gewesen. D ie  übri

gen w aren zum Befragungszeitpunkt n icht in 

e inem Beschäftigungsverhä l tn is, mußten sich 

aber aufgrund anderer Tätigkeiten auch n icht 

"erwerblos" fühlen.  

8.2.2 Erwartbare Entwicklungen 

Da auch Mitte der neunziger Jahre der Zustrom 

zu den Universitäten in Österreich ungebrochen 

war, kan n  mit Sicherheit ein weiteres Ansteigen 

der Zahl der Graduierten angenommen werden. 

D ie Beschäftigungsprobleme für Hochschulab

solvent Innen werden sich verschärfen, weil sich 

n icht im gleichen Ausmaß, wie die Akademiker

Innenquote ansteigt, die Zahl der Arbeitsplätze 

erhöhen wird. Insbesondere wird die Phase des 
Übertritts vom Studium in die Beru fstii t igkeit 

schwieriger werden .  Sie kann sich zum einen 

verlängern, zum anderen werden mehrere zeit-

1 i ch befri stete oder Tei lzeitbesc h ä ft igungen,  

mögl icherweise i n  ausbi ldungsinadäquaten Ar

beitsfeldern, einer vollen einschlägigen Erwerbs

tätigkeit vorgelagert sein. Frei l i ch wird die Ent

wicklung sowohl nach Beschä ft igungsbereichen 

- produzierende Wirtschaft, privatwirtscha ftl iche 

und öffentliche D ienstleistungen - als auch nach 

der Besetzungsart von Stellen - E rsatz (Wieder

besetzung vorhandener Stel len) ,  Subst itut ion 

(Umbesetzung vorhandener Stel l en), Expansion 
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(Erweiterung von Stellen) - differenziert ver
laufen. 

Für die produzierende Wirtschaft (Land
und Forstwirtschaft, Gewerbe und Industrie), 
deren Personalabbau infolge erhöhter Produk
tivität, wie diesbezüglich weiter fortgeschrittene 
Systeme anderer Länder erkennen lassen, wei
tergehen wird, sind akademische Substitution 
und Expansion in geringem Ausmaß zu erwar
ten. Substitution ist zu erwarten, da bei sinken
dem Anspruchsniveau an Entgelten aller Art 
Graduierte mit Stellen vorliebnehmen, die zu
vor formal geringer Qualifizierte eingenommen 
haben. Eine gewisse Expansion läßt sich erwar
ten, weil der Planungs-, Forschungs- und Ent
wicklungsbedarf aufgrund "verdichteter Produk
tion" anwächst. 

Innerhalb der privatwirtschaftIichen Dienst
leistungen dürften sich verstärkt Professionali
sierungsprozesse abspielen, die einerseits die 
Zahl von nichtakademisch geschulten Beschäf
tigten sinken lassen ; das gilt vor allem in tech
nischen, kaufmännischen, juristischen und ähn-

Hochschu labsolventl nnen und Akademi kerln nenbeschäftigu ng 

lichen Dienstleistungsunternehmen, aber auch 
in Banken. Andererseits wird es innerhalb der 
Freien Berufe zu weiteren Differenzierungen 
kommen, wodurch auch ein Anstieg an Gradu
ierten zu erwarten ist. Darin werden sowohl 
vorhandene Tätigkeitsfelder, bspw. im Gesund
heits- und Sozialwesen, in der Bildung, Bera
tung und Information, zu erweitern, als auch 
neue Tätigkeitsfelder zu erschließen sein. 

Was die öffentliche Verwaltung und im 
besonderen den öffentlichen Dienst angeht, fällt 
die Prognose angesichts der bereits hohen Durch
setzung mit AkademikerInnen einerseits und den 
notwendigen Konsolidierungsmaßnahmen des 
Budgets andererseits nicht schwer, sodaß in näch
ster Zukunft lediglich Ersatzbedarfbestehen wird. 
Dieser mag aber besonders im Bereich des Un
terrichts- und Forschungswesens hoch sein, wenn 
jene Kräfte aus Altersgründen ausscheiden, die 
zur Zeit des massiven Ausbaus des Schul- und 
Hochschulsystems als Zugehörige weniger Al
tersklassen eingestellt worden sind. 
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9 Zie lerreichungscontrolling 
im Hochschulbereich 
Am Beispie l der Reform der sozial- und wirtschaftswissenschaftl ichen Studien ( 1 983)1 

9 . 1  Die  Einrichtung der sozia l- und 

wirtschaftswissenschaftl ichen Studien

richtungen 1 966 

Die sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen 
Studienrichtungen an den österreichischen Uni
versitäten in ihrer aktuellen Ausprägung gehen 
im wesentlichen auf das zeitgleich mit dem All
gemeinen Hochschul-Studiengesetz 1 966 erlas
sene Bundesgesetz über sozial- und wirtschafts
wissenschaftliche Studien richtungen, zugleich 
das erste "besondere Studiengesetz" im Sinn des 
AHStG, zurück. Zuvor hatte es lediglich das Stu
dium zum Diplom-Kaufmann an der Hochschule 
für Welthandel in Wien und das Studium zum 
Diplom-Volkswirt an der Universität Innsbruck 
gegeben. Die Vorarbeiten für das Studiengesetz 
von 1 966 standen in engem Zusammenhang mit 
der Errichtung einer Hochschule für Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften in Linz2• 

Die Studienrichtungen Soziologie, Sozial
wirtschaft, Volkswirtschaft, Betriebswirtschaft, 
Handelswissenschaft, Sozial- und Wirtschafts
statistik und Wirtschaftspädagogik wurden als 
Diplomstudien mit zwei Studienabschnitten ein
gerichtet. Nach Abschluß des Diplomstudiums 
war man zum akademischen Grad Mag.rer.soc. 
oec. berechtigt, nach Abschluß des mit zwei Se
mestern veranschlagten Doktoratsstudiums zum 
Dr.rer.soc.oec. Jeder Studienabschnitt wurde mit 
einer Diplomprüfung abgeschlossen, im zwei
ten Studienabschnitt war eine Diplomarbeit zu 
verfassen. Die inhaltliche Gestaltung war durch 

1 Kapitel 9 beruht im wesentlichen auf dem Forschungsbe
richt .. Evalu ierung der Reform der SOWI-Studien 1 983" von 
Eva Götz. 

2 Wolfgang Pichler, Akademische Ausbildung in Österreich 
unter besonderer Berücksichtigung der Sozial- und Wirt
schaftswissenschaften, phi ! .  Diss., Wien, 1 974. 

eine weitgehend allgemein gehaltene, grundle
gende und ähnlich gestaltete Erstausbildung im 
ersten Studienabschnitt charakterisiert, erst im 
zweiten Studienabschnitt erfolgte die Ausbildung 
in den unterschiedlichen Kernfcichern der ein
zelnen Studien richtungen. 

Die ursprüngliche Einrichtung der Studien
richtungen nach Universitäten ist aus Tabelle I 
ersichtlich. 

Ab 1 9 70/7 1  wurde die Studienrichtung 
Wirtschaftspädagogik zusätzlich an der Hoch
schule für Sozial- und Wirtschaftswissenschaf
ten in Linz, ab 1 975/76 auch an den Universi
täten Graz und Innsbruck eingerichtet. 1 97 1  
wurden für diese Studien, wie auch i n  anderen 
Studienvorschriften, Studienkommissionen ein-

Tabelle 1 
Einrichtung sozial- und wirtschaftswissen

schaftl icher Studien nach Universitäten 

( 1 967/68) 

Studienrichtung Wien Linz Graz I nns- WU 

bruck Wien 

Soziolog ie • • 

Sozia lwirtschaft • 

Sozial- und Wirt-

schaftsstatistik • • 

Vol kswirtschaft • • • • • 

Betriebswirtschaft • • • • 

HandeIs-

wissenschaft • 

Wi rtschafts-

pädagog i k  • 

Doktoratsstudium • • • • • 

1 09 
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Ta bel le 2 
Hörerinnen nach Universitäten und Studienrichtungen. WS 1 971 /72 

S tu dien rich tu ng/U n iversität 

Soziologie 

Sozia lwirtschaft 

Volkswi rtschaft 

Wien 

1 89 ( 1 5) 

635 [56) 

91 (2) 

Graz 

1 63 [53] 

I nns- WU 
bruck Wien 

201 (49) 

Linz I nsg. 

1 62 (4) 351 ( 1 9) 
57 (5) 57 (5) 

1 09 ( 1 1 )  1 .41 6 (252) 
29 1 20 (2) Sozial u. Wirtsch.statistik 

Betriebswi rtschaft 

Handelswissenschaft 
822 (61 )  628 ( 1 68) 2.092 ( 1 67) 825 [52) 4.367 (450) 

1 .299 [ 1 36] 1 .299 ( 1 36) 
Wi rtschaftspädagog i k  1 98 [1 00] 1 56 354 ( 100) 

I nsgesamt 9 1 6  [73] 985 (1 34) 936 (251 )  3.790 [352] 1 .338 [74] 7.964 (964) 

In % 1 1 ,4 1 2 ,3 1 1 ,7 47,5 1 6,8 99,7 

[ . . .  ] davon ausländische Hörerinnen 

Quelle: Österreich ische Hochschulstatistik 1 971/72 

gerichtet. 1 972  wurden weiters die Prüfungs
bestimmungen für die 1 .  und 2. Diplomprüfung, 
die Einteilung der Studienabschnitte und der 
Katalog der möglichen Wahlfacher neu gestal
tet. Dadurch wurde es möglich, bestimmte Teil
prüfungen des ersten und zweiten Studien ab
schnitts schon während und nicht erst am Ende 
des jeweiligen Abschnitts abzulegen. 

Die Hörerlnnenzahlen der neuen Studien
richtungen stiegen in den siebziger Jahren rasch. 
Im Wintersemester 1 9 7 1 /72  belegten 7.964 or-

Tabel le 3 

Ord inariate nach Fachgebieten. 

1 966 und 1 972 

Fachgebiet 1 966 1 972 

Öffentl iches Recht 9 1 7  

Privatrecht, Handelsrecht 1 1  1 9  
Betriebswi rtschaft 1 3  2 1  

Sozia l- und Wi rtschaftsstatistik 4 6 
Wi rtschaftspädagog ik 1 3 

Soziologie 7 9 
Vol kswi rtschaft 1 5  1 6  

Zusammen 60 9 1  

1 1 0 

dentliche Hörerinnen die sozial- und wirtschafts
wissenschaftlichen Studienrichtungen. D iese 
Zahl stieg bis zum nächsten Studienjahr bereits 
auf 9.900. 

Ebenso nimmt die Zahl der Lehrkanzeln 
und Institute stark zu. Die folgende Übersicht 
zeigt das für die Vorläuferstudien und für die 
sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Stu
dien anhand der Ordinariate. 

9.2 Die Reformphase von 1 975  bis 1 983 

Mit der Situation der Studierenden der "neuen" 
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz 
und den Arbeitsmarktaussichten der ersten Ab
solventInnen befaßte sich bereits Anfang der 
siebziger Jahre eine Reihe von Forschungspro
jekten, zum Teil im Rahmen von Dissertationen 
und Diplomarbeiten, zum Teil später auch als 
Forschungsaufträge des verantwortlichen Bun
desministeriums für Unterricht und (ab 1 970) 
für Wissenschaft und Forschung. Eine kurze 
Beschreibung der wichtigsten Forschungsarbei
ten dieser Zeit befindet sich im Abschnitt 9.7. 

Die Forschungsprojekte behandeln zum 
Großteil die in Österreich neu eingeführten So
zialwissenschaften, deren mögliche Berufsfelder 
und - damit zusammenhängend - Substitutions-
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probleme für JuristInnen in der Wirtschaft und 
der öffentlichen Verwaltung durch deren neue 
Konkurrenten am Akademikerarbeitsmarkt. Als 
erste Qualifikationsdefizite der Absolventlnnen 
sozial- und wirtschaftswissenschaftlieher Stu
dien sichtbar wurden, reagierten die zuständi
gen Stellen, gemäß dem für die siebziger Jahre 
charakteristischen Trend zur Verwissenschaftli
chung der (HochschuI)Politik, mit der Vergabe 
von breit angelegten Forschungsprojekten, von 
denen man Lösungsvorschläge für die anstehen
den Probleme erhoffte. 

9.2 . 1  Anforderungen von Wirtschaft u nd 

Verwaltung a n  d ie Absolventinnen : 

Reformvorschläge und Forschungs

projekte 

Eine Studie im Auftrag der Bundeswirt
schaftskammer und der Industriellenvereinigung, 
erstellt von einem Autorenteam aus Hochschul
lehrerInnen der sozial- und wirtschaftswissen
schaftlichen Fakultäten, faßte den Bedarf und 
die Anforderungen der Wirtschaft an SOWI
Absolventlnnen zusammenJ• Darin wurden auf 
Basis einer umfangreichen und qualitativ an
spruchsvollen Analyse der realen Beschäfti
gungssituation von SOWI-AbsolventInnen Rück
schlüsse auf deren Qualifikationsdefizite, die 
nach Aussage der Wirtschaftsvertreter bestün
den, gezogen. Die Studie wurde anläßlich einer 
Enquete des Instituts für Bildungsforschung der 
Wirtschaft (damals Institut für Bildung und Wirt
schaft) vorgestellt, an der neben zahlreichen 
Vertretern von Hochschulen, Wirtschaft und Ge
bietskörperschaften auch Bundesministerin Dr. 
Hertha Firnberg teilnahm. Tatsächlich waren 
diese Studie und die in der Enquete dargestell
ten Reformvorstellungen der Startschuß zu ei
ner aktiven Inangriffnahme der SOWI-Reform, 
die schließlich zum neuen Studiengesetz führte. 
Die Ergebnisse der Studie waren im Grunde ein
fach. -Seitens der Wirtschaft wurden mehr Fle-

3 Werner Clement, Christoph Badelt, Dieter Lukesch, Stefan 
Titscher, Quantitative und qual itative Aspekte der Beschäf
tigung von Sozial- und Wirtschaftswissenschaftern in der 
Wirtschaft, hrsg. IBW, 1 977. 

Zielerreichungscontrol l ing im Hochschulbereich 

xibilität und Basiswissen gefordert, weiters soll
ten die angehenden ManagerInnen mehr soge
nannte "soft skills" erwerben und "Führungs
qualitäten" aufweisen. Seitens der Universitä
ten wurde in der Studie vehement mehr Praxis
bezug verlangt, was auf Kosten der Rechtsfacher 
gehen sollte. Statt Rechtswissen wären vielmehr 
Rechtskenntnisse (Rechtsbewußtsein) erforder
lich. Schon 1 979 wurde auf den steigenden Be
darf an Informatikkenntnissen hingewiesen, und 
anwendungsbezogenere Statistikkenntnisse wur
den gefordert. Als wichtiger Reformbereich wur
den auch die Fremdsprachenkenntnisse hervor
gehoben, die wirtschaftsspezifisch geprägt sein 
müßten, also keinesfalls als rein philologische 
Ausbildungen angeboten werden sollten. 

Als nachteilig für die Arbeitsmarktchancen 
der SOWI-Absolventlnnen wurde in der Studie 
betont, daß die in Österreichs Wirtschaftsstruk
tur vorherrschenden Klein- und Mittelbetriebe 
eine Akademisierung nicht sehr forcieren wür
den. Es erschiene daher sinnvoller, eine Gene
ralistenausbildung zu fördern, anstatt die Stu
dienrichtungen noch mehr zu spezialisieren. Eine 
weiteres Eindringen in ehemalige Juristendo
mänen, die potentielle Arbeitsplätze für SOWI
Absolventlnnen darstellten, wurde weitgehend 
verneint. Allerdings wurde eine Verdrängung der 
Handelsakademie-Absolventlnnen durch Be
triebswirte und andere SOWI-AbsolventInnen für 
möglich gehalten. 

Als Konsequenz für die Studienreform wur
de zu einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit der 
Universitäten gegenüber der Wirtschaft geraten. 
Die ständige Anpassung der universitären Aus
bildungsinhalte an die rasch wechselnden Anfor
derungen der Wirtschaft sollte quasi durch eine 
permanente Studienreform ermöglicht werden. 

Ein Forschungsprojekt von Hochschulleh
rerInnen der Grazer Universität4 zur Analyse der 
Beschäftigungssituation von Wirtschaftsaka
demikerInnen in der Steiermark unterstrich die 
Notwendigkeit einer besseren EDV-Ausbildung 

4 Hans Peter Liebmann, Hans Georg Knapp, Dieter Schneider, 
Gerald Bra'ndstetter, Beschäftigungschancen von Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaftern in  der Steiermark für die näch
sten zehn Jahre, 1 978. 

1 1 1  
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und eines verstärkten Kontakts zwischen Hoch
schule und PraktikerInnen aus der Wirtschaft. 

Als Folge der zunehmenden Diskussion der 
Reform der SOWI-Studien gab das Bundesmi
nisterium für Wissenschaft und Forschung die 
Systematisierung der in Diskussion stehenden 
Reformvorschläge aus Wirtschaft und Verbän
den in AuftragS. Zu diesem Zeitpunkt lagen be
reits mehr oder weniger konkrete Reformvor
schläge vor. Es stand allerdings noch nicht fest, 
ob man sich seitens der Hochschulverwaltung 
zu einer Teilreform oder einer Gesamtreform 
durch ein neues Studiengesetz entschließen wür
de. Als Schwerpunkte der damaligen D iskus
sionsphase werden im Bericht genannt: 
• Gestaltung einer Studieneingangsphase, mit
tels derer Studienprobleme verringert und der 
Studienverlauf verbessert werden könnten. Die 
SOWI-Studien wiesen nämlich eine hohe Drop
out Rate und sehr lange Studienzeiten auf. 
• Mehr Praxis bezug der Studien durch eine in
stitutionalisierte intensivere Kontaktphase mit 
Berufstätigen und potentiellen Arbeitgebern 
während des Studiums. 
• Spezialisierung der Studienangebote, um die 
spezifischen Bedürfnisse der österreichischen 
Wirtschaftsbetriebe besser zu berücksichtigen. 
Dem stand allerdings das Argument entgegen, 
daß die Wirtschaftsakademikerinnen auch ein 
kritisches Potential der österreichischen Gesell
schaft sein sollten, um die Demokratisierung der 
Arbeitswelt mitzutragen. Dies hätte für die Ver
einheitlichung der Studienrichtungen in eini
gen Kernbereichen gesprochen. In jedem Fall 
sollten die Rechtsfächer wie auch die umfas
senden Mathematik-Studienfächer gegen die 
spezifischen betriebswirtschaftlichen Kernfächer 
eingetauscht werden, so daß weiterhin ein ge
meinsames Grundstudium gegeben wäre. 
• Fremdsprachen sollten in verstärktem Aus
maß angeboten und auch anwendungsbezogen 
erlernt werden. Um aber den ohnehin überfrach
teten Studien plan nicht noch zusätzlich zu be-

5 Österreichisches Institut für Berufsbildungsforschung (ÖIBF), 
Qua l ifikationsanforderungen und Erwartungen betreffend 
SOWI-Studien, 1 980. 

1 1 2  
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lasten, wurde vorgeschlagen, Fremdsprachen als 
Wahlfächer einzubauen und im Studienplan 
dringend zu empfehlen, dieses Angebot auch 
wahrzunehmen. 

Zusammenfassend wurde empfohlen, das 
bisherige, für alle SOWI-Studien gleich konzi
pierte Grundstudium mit gemeinsamen Kern
fächern beizubehalten, um die Schlüsselquali
fikationen zu fördern. Hinzukommen sollten 
noch EDV-Lehrangebote, Schulung von Füh
rungsqualitäten und Lehrangebote zur Persön
lichkeitsbildung. 

Eine Diplomarbeit an der Wirtschaftsuni
versität Wien befaßte sich 1 980 mit dem Image 
der wirtschaftsakademischen Ausbildungsstät
ten in Österreich6 anhand einer Erhebung bei 
Personalleiterinnen von Großbetrieben. Von den 
befragten WirtschaftsexpertInnen wurde ener
gisch eine verstärkte Fremdsprachenausbildung 
gefordert. 

Auch die Ergebnisse einer am Institut für 
Höhere Studien erstellten Studie über den all
gemeinen Akademikerbedarf in Österreich für 
die Zeit von 1 960 bis 1 980 waren für die Dis
kussion zur Reform der SOWI-Studien relevanf. 

9.2.2 Reformvorschläge der Universitäten 

bzw. universitärer Gruppen 

Bei der Sichtung der im Wissenschaftsmini
sterium eingebrachten Vorschläge zur Reform 
und ergänzender Unterlagen treten folgende 
Schwerpunkte der damaligen Diskussion her
vor: 
• Breiten Raum nahm die Auseinandersetzung 
mit der rechtlichen Verankerung und Gestaltung 
des Soziologiestudiums ein. Sie verlief quer 
durch die universitären Hierarchien und Grup
pen und war auch zwischen den einzelnen In
stituten und Universitäten kontroversiell. Auch 
interuniversitäre Vereinigungen, wie Z.B. die Ge
sellschaft für Soziologie, meldeten sich zu Wort 
und boten sich als Schlichtungsstelle an. In der 

6 Margit Pauer, Das Image der wi rtschaftsakademischen Aus
bildungsstätten in Österreich, Diplomarbeit, Wien, 1 980. 

7 Lorenz Lassnigg, Akademikerbedarf 1 960-1 980, Forschungs
bericht, Wien, 1 980; ders., Akademikerbeschäftigung 1 970-

1 983, Forschungsbericht, Wien, 1 984. 
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Auseinandersetzung ging es vor allem um die 
Einrichtung der Soziologie an den Universitä
ten Salzburg und Innsbruck - in den Reforrn
plänen waren nur Wien und Linz vorgesehen -
und um die Verankerung der Soziologie entwe
der nur im sozial- und wirtschaftswissenschaft
lichen Studiengesetz oder auch in den Geistes
wissenschaften. 
• Die Reformvorschläge der Hochschullehrer
Innen, und zwar ProfessorInnen und Assistent
Innen, waren umfangreich, fundiert und fast 
ausschließlich auf die inhaltliche Ausrichtung 
ihrer jeweiligen Studien richtungen bezogen. Sie 
wurden seitens der Hochschulverwaltung ernst 
genommen und berücksichtigt. Dies wird von 
der Rektorenkonferenz in ihrer abschließenden 
Stellungnahme ausdrücklich lobend hervorge
hoben: "Die Erarbeitung der Reform geschah 
unter maßgeblicher Beteiligung von Vertretern 
der Hochschule und hat gezeigt, daß eine sinn
volle Studienreforrn nur im fruchtbaren Zusam
menwirken aller Beteil igten und Betroffenen 
(Hochschulen, staatliche Stellen, betroffene ge
sellschaftliche Einrichtungen) verwirklicht wer
den kann."B 
• Die Reforrnvorstellungen der Österreichischen 
Hochschillerschaft waren umfassend und ziel
ten auf eine strukturelle Gesamtreform der SO
WI-Studien ab. Der Zielkatalog der Hochschüler
schaft an der Wirtschaftsuniversität Wien ent
hält eine Reihe von inhaltlichen Anregungen 
zur Studiengestaltung, beispielsweise 

• die Einrichtung einer zweisemestrigen 
Orientierungsphase, 
• die Einrichtung eines Studienversuchs 
"Projektstudium" , 
• die Wahrung der Priorität der Kernfächer 
Betriebswirtschaft, Volkswirtschaft und So
ziologie, 
• mehr Interdisziplinarität der Lehrveranstal
tungen durch Fallstudien, Projektarbeit und 
"forschendes Lernen". 

Als grundsätzliches Ziel formulierte die 
Hochschülerschaft, daß die wirtschaftswissen-

8 Stel lungnahme der Österreiehisehen Rektorenkonferenz zum 
Begutaehtungsentwurf zu einem Bundesgesetz über sozial
und wirtsehaftwissensehaftl iehe Studienriehtungen. 
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schaftliche Ausbildung mehr als bisher und auch 
mehr als in der laufenden Reforrndebatte auf 
kritische Distanz zur reinen Berufsvorbildung 
für Nachwuchskräfte der Wirtschaftsunterneh
men gehen sollte. Der Schwerpunkt der Studien 
sollte auf die umfassende Kenntnis der wirt
schaftlichen u n d  sozialen Zusammenhänge der 
Gesellschaft gerichtet sein. 

Die Hochschulverwaltung konzipierte auf 
der Grundlage ausführlicher D iskussionen im 
Rahmen von mehreren Tagungen, an denen Ver
treter aller beteiligten Gruppen teilnahmen, ei
nen Gesetzesentwurf. Dieser wurde im Juli 1 980 
zur Begutachtung ausgesendet und war Gegen
stand zahlreicher Stellungnahmen. Die Bundes
kammer der gewerblichen Wirtschaft bot in Er
gänzung ihrer Stellungnahme eine Kostenbe
teiligung für die Sprachenausbildung von Wirt
schaftsakademikerlnnen an. Modelle und Lehr
angebote für eine Fremdsprachenausbildung im 
Wirtschaftsstudium wurden in Projekten aus
gearbeitet. Beispielsweise entwickelte die Uni
versität Linz ein eigenes Fremdsprachenzentrum 
unter finanzieller und inhaltlicher Mitwirkung 
der dortigen Industriebetriebe, Kammern und 
Erwachsenenbildungseinrichtungen. 

198 1  wurde die parlamentarische Behand
lung der SOWI-Reform vorbereitet, die entspre
chende Regierungsvorlage im September ver
abschiedet. Im Parlament fand anschließend ein 
Unterausschußhearing statt, das noch offene 
Fragen klären helfen sollte. 1 983 wurde schließ
lich das neue SOWI-Gesetz beschlossen. 

Die Regierungsvorlage9 nennt folgende 
wichtige Reformziele: 
• Sicherstellung einer integrierten Einführung 
in die sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen 
Fächer, 
• Beibehaltung eines weitgehend ähnlichen er
sten Studienabschnittes für alle Studien bei In
tensivierung der Ausbildung aus den jeweiligen 
Kernfächern der Studienrichtung, 
• Verstärkung der praktischen Ausbildung in 
Fremdsprachen entsprechend dem Bedarf der 
jeweiligen Studienrichtung, 

9 Regierungsvorlage 820 der Beilagen zu den Stenographi
sehen Protokollen des Nationalrates. 'iN. GP. 
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Tabel le  4 

Einrichtung sozial- und wirtschaftswissenschaftl icher Studien 

aufgrund des Stud iengesetzes 1 983 nach Un iversitäten ( 1 995/96) 

Stud ienrichtung WU TU Univ. Univ. Univ. Un iv. Univ. Un iv. 

Wien Wien Wien Linz Sbg. Ibk. Graz Klgft. 

Betriebswirtschaft, Stzw. Betriebswi rtschaft • • • • • 

Betriebswirtschaft, Stzw. Angew. Betriebsw. • 

Handelswissenschaft • • 

I nternat. Betriebsw. (StV) • 

Sozialwi rtschaft • 

Soziologie, sozial- u. wirtschaftsw. Stzw. • • 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Soziologie, geisteswiss. Stzw. • 

Statistik • 

Vol kswi rtschaft • 

Wi rtschaftsi nformatik .' 

Wi rtschaftspädagog ik 

Wirtschaftswiss. mit internat. Ausrichtung 

Doktoratsstudi um • 

1 Gemeinsame Durchführung von Universität Wien und TU Wien. 

• praxisnähere Gestaltung der Studien durch 
Unterrichtsversuche und Praktika, 
• Intensivierung der pädagogisch-didaktischen 
und der betriebswirtschaftlichen Ausbildung der 
Wirtschaftspädagogen, 
• Vertiefung der Ausbildung aus den wirt
schafts- und sozialwissenschaftlichen Fachge
bieten in der Diplomarbeit und der Dissertation. 

Die unzureichenden Kenntnisse der elek
· tronischen Datenverarbeitung und im Bereich 
der Menschenführung wurden ergänzend im 
Problem befund erwähnt. In formeller Hinsicht 
waren auch die seit der ersten Hälfte der siebzi
ger Jahre laufenden Studienversuche Soziolo
gie, Betriebs- und Wirtschaftsinformatik sowie 
Betriebs- und Verwaltungsinformatik in das neue 
Studiengesetz zu integrieren. 

1 1 4 

• • 

• 

• • • • 

. '  • 

• • • • 

• 

• • • • 

9.3 Das Studiengesetz 1 983 und seine 

Durchführung auf der Bas is  von 

Studienordnungen und -plänen 

• 

Die Studienordnungen für die Diplomstudien 
wurden 1984 erlassen, die Studienpläne im Sinn 
des neuen Studiengesetzes wurden zum Teil 
1 985/86, zum Teil 1 986/87 wirksam. 1 993 wur
de in der Studienrichtung Betriebswirtschaft der 
Studienzweig Öffentliche Wirtschaft und Ver
waltung (Wien, Graz, Innsbruck, Linz) durch den 
Studienzweig Angewandte Betriebswirtschaft 
(Klagen Furt) ersetzt, welcher aus dem seit 1 984 
laufenden gleichnamigen Studienversuch her
vorging. Gleichzeitig wurde die Gliederung der 
Studienrichtung Wirtschaftsinformatik in Stu
dienzweige aufgegeben (BGBI.Nr. 52 5/ 1 993).  
Ergänzt wurde das Studienrichtungsangebot des 
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Bundesgesetzes über sozial- und wirtschaftswis
senschaftliche Studienrichtungen durch das in
ternationale Studienprogramm Wirtschaftswis
senschaften mit internationaler Ausrichtung 
(Innsbruck, seit 1 989/90) und durch den Studien
versuch Internationale Betriebswirtschaft (Wien, 
seit 1 99 1 /92). 

Ausgehend von der konkreten Studien
gestaltung durch die Studienordnungen und 
-pläne und den darin festgeschriebenen Lehr
angeboten sind als wesentlicher Erfolg der auf
wendigen Reformarbeit die folgenden Schwer
punkte hervorzuheben : 
• Die Rechtsflieher wurden von vorwiegend 
rechtswissenschaftlichen Lehrangeboten zu Stu
dienangeboten in Richtung eines "Rechtsbe
wußtseins" umgestaltet. Darin sollten die Ab
solventlnnen ausreichende rechtswissenschaft
liehe Qualifikationen für ihre Tätigkeit in den 
privaten bzw. staatlichen Unternehmen und den 
Gebietskörperschaften erwerben können. Die 
damit zusammenhängende Bestimmung, daß aus 
Rechtsfachern keine Diplomarbeiten und Dis
sertationen angefertigt werden dürfen, wurde 
allerdings 1 990 wieder fallengelassen (BGBI.Nr. 
470/ \ 990). 
• Die EDV-Ausbildung wurde in allen Studien
bereichen intensiviert. Alle Universitäten erhiel
ten eine ausreichende Ausstattung mit EDV-Res
sourcen durch eine Reibe von außerordentlichen 
Dotationen seitens des Bundesministeriums. Die 
Datenverarbeitung als Lehrgegenstand wurde in 
die Lehrveranstaltungsprogramme der verschie
denen Fächer integriert, weshalb die explizit als 
EDV-Unterricht ausgewiesenen Lehrangebote 
relativ niedrig angesetzt sind. Da die so rasche 
Entwicklung der Technologie und deren Aus
weitung auf alle Gesellschaftsbereiche vom Ge
setzgeber in den achtziger Jahren noch nicht 
vorhersehbar war, mußte an vielen Universi
tätseinrichtungen improvisiert werden, die Un
terstützung des Bundesministeriums war aber 
gerade in dieser Beziehung weitgehend sicher
gestellt. 
• Die Notwendigkeit einer verbesserten Spra
chenausbildung, seit den späten siebziger Jah
ren eine der Hauptforderungen der Wirtschaft 
an eine SOWl-Reform, stand bei allen Beteilig-

Zielerreichungscontro l l ing im Hochschulbereich 

ten außer Frage. Angesichts der ohnehin über
frachteten Lehrpläne stellte dieser Bereich al
lerdings eine sowohl studienrechtliche als auch 
organisatorische Schwierigkeit dar. Die flexibel:' 
ste Lösung wurde darin gesehen, nur für die 
Handelswissenschaft als der exportorientierten 
Studienrichtung zwei Fremdsprachen, für die 
übrigen Studien richtungen nur eine Fremdspra
che verpflichtend zu machen und hiefür meh
rere Sprachen zur Wahl zu stellen. Bis 1 993 
wurde die vollendete Sprachausbildung auch als 
eine Vorprüfung vor der Zulassung zur Diplom
prüfung vorgeschrieben. Organisatorisch wur
de an den Universitäten Wien und Graz auf die 
bestehenden philologischen Institute zurückge
griffen, die die "Wirtschaftssprachen" mitbe
treuten. An der Wirtschaftsuniversität Wien wa
ren ebenfalls bereits philologische Institute ein
gerichtet. An den Universitäten Linz und Inns
bruck wurden eigene Fremdsprachenzentren auf
gebaut. Die organisatorische und finanzielle Ver
ankerung dieser "besonderen Universitätsein
richtungen" sowie deren personelle Besetzung 
waren seit dem Inkrafttreten der SOWl-Reform 
1 983 sowohl für die Universitäten als auch für 
das Bundesministerium eine Herausforderung 
und bedurften immer wieder Erweiterungen. 
• Die in manchen Reformpapieren vorgeschla
gene Spezialisierung, mit dem Ziel, den Ab
solventlnnen bessere Arbeitsmarktchancen zu 
bieten, führte zu einer bewußten Diversifizierung 
der Studienangebote im Gesetz, besonders im 
zweiten Studienabschnitt. Einige der \ 983 ein
geführten Studienzweige, wie z.B. Öffentliche 
Wirtschaft und Verwaltung, wurden wieder ein
gestellt. Es fandjedoch eine andere Art von Spe
zialisierung statt, die nicht im Studiengesetz 
verankert war, sondern sich aus dem spezifi
schen Lehrangebot an den Universitäten ent
wickelte. Jede SOWl-Fakultät bietet vor allem 
im Bereich der speziellen Betriebswirtschafts
lehren unterschiedliche spezielle Lehrangebote 
an. Diese werden sowohl im ersten wie auch im 
zweiten Studienabschnitt, jeweils mit unter
schiedlichem Schwierigkeitsgrad, von einer Reihe 
von Lehrkräften unterrichtet, die aufgrund ih
res Wissens und ihrer Fähigkeiten eine spezifi
sche Qualität und inhaltliche Ausrichtung ha-

1 1 5 
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ben. :Es gibt daher auch quer durch die Univer
sitäten Institute und UniversitätslehrerInnen, die 
jeweils eine ganz bestimmte Wirtschaftsthematik 
bearbeiten und lehren. Die heutigen Absolvent
Innen der Sozial- und Wirtschaftswissenschaf
ten sind aufgrund dieser Gegebenheiten oftmals 
Spezialisten, aber nicht nur im Sinn eines ab
solvierten Studienzweigs oder einer besonde
ren, gesetzlich fixierten Schwerpunktbildung, 
sondern auch aufgrund der spezifischen fachli
chen Ausrichtung ihrer Universität bzw. Fakul
tät. Obwohl die Anstrengungen einer verstärk
ten Öffentlichkeitsarbeit Universitäten und Wirt
schaft einander näher gebracht haben, müssen 
PersonalleiterInnen, die eine/n Wirtschaftsaka
demikerIn mit einem bestimmten Qualifikations
grad benötigen, neben der Herkunftsuniversität 
auch das Institut oder sogar den/die ProfessorIn 
kennen. 
• Die Zielsetzung der Praxisrelevanz, sowohl 
im Sinn einer verbesserten Öffentlichkeitsarbeit 
der Universitäten als auch einer ständigen Ori
entierung an der gesellschaftlichen Realität und 
den konkreten Anforderungen der Wirtschafts
betriebe, fixierte das Studiengesetz 1 983 als Auf
forderung an die universitären Studiengestalter, 

Graph i k  1 

Kapitel 9 

die Studienkommissionen und die Universitäts
lehrerInnen. Neue didaktische Wege sollten im 
Rahmen von Unterrichtsversuchen, Praxiszeiten 
und Projektstudien gegangen werden. Die Be
mühungen um mehr Praxisrelevanz werden an 
den Universitäten unterschiedlich gehandhabt. 
Generelle Aussagen über Gelingen oder Mängel 
bei der Realisierung dieses Anspruchs sind nicht 
möglich. 

Hinweise auf die speziellen didaktischen 
und finanziellen Probleme bei der Durchführung 
von Projektstudien ergaben sich im Rahmen der 
in Abschnitt 9 .6 dargestellten Enquete. Sowohl 
Wirtschaftsvertreter als auch Hochschullehrer
Innen teilten die positive Bewertung der Projekt
studien für die Ausbildung und späteren Ar
beitsmarktchancen der AbsolventInnen. Aller
dings stellen Projektstudien hohe organisatori
sche, finanzielle und personelle Anforderungen 
an den Universitätsbetrieb. 
• Orientierungsveranstaltungen und Einfü h 
rungstutorien wurden von den Universitäten 
ebenfalls sehr unterschiedlich gestaltet und häu
fig in mangelnder Qualität angeboten. Der Hoch
schulbericht 1 987 (Seite 1 72) erwähnt bereits, 
daß ein effizienterer Studienverlauf mit diesen 

Planstellen für Professorinnen und Assistentinnen in den Wirtschaftswissenschaften 

nach ausgewählten Un iversitäten, 1 983 und 1 991 
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Mitteln anscheinend nicht zu erzielen sei. 1 988 
wurde das Stundenausmaß für die verpflichtende 
"Einführung in das Studium der Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften" von 4 bis 6 auf ein
heitlich 2 Wochenstunden reduziert (BGBI.Nr. 
457-464/ 1 988) .  

9.4 Umsetzung der Reform auf der Ebene des 

Personalstands und der Kosten 

9.4. 1 Personalentwicklung 

An allen sozial- und wirtschaftswissenschaftli
chen Fakultäten und an der Wirtschaftsuniver
sität Wien wurden die Planstellen sowohl für 
ProfessorInnen als auch für AssistentInnen we
sentlich vermehrt. Da Assistentlnnenplanstellen 
auch mit mehreren Teilzeitbeschäftigten besetzt 
werden können, muß die Zahl der Planstellen 
nicht unbedingt der tatsächlichen personellen 
Besetzung der Institute entsprechen (vgl. Gra
phik I ) . 

An den sozial- und wirtschaftswissenschaft
lichen Fakultäten wird ein weitaus überdurch
schnittlicher Anteil der Lehre über remunerierte 
Lehraufträge bereitgestellt, während Professor-

Graphik 2 

Zielerreichungscontrol l ing im Hochschulbereich 

I nnen, gemessen am Gesamtdurchschnitt aller 
Fakultäten, durchschnittliche b is unterdurch
schnittliche Mengen an Lehrveranstaltungsstun
den bestreiten. Dies ergibt sich aus den Arbeits
berichten der Institutsvorstände (vgl. Graphik 2). 

Der außerordentlich starke Zuwachs an 
Planstellen und Lehraufträgen im Bereich Sozi
al- und Wirtschaftswissenschaften ist a l lerdings 
nur zum Teil auf die Studienreform 1983 zu
rückzuführen. Maßgeblich dafür waren auch der 
Boom der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften 
in den achtziger Jahren mit stark steigenden 
Studentlnnenzahlen und die allgemeine Hoch
schulexpansion im Gefolge der Dynamik wis
senschaft l icher Spezialisierung. Diese stetige 
Ausdifferenzierung wirkt sich nicht nur, wie im 
Abschnitt 9.3 erwähnt, unmittelbar auf die Curri
cula aus, sondern steht auch hinter der fachli
chen Diversifizierung des Studienangebotes. 

Die rein fachliche Ausdifferenzierung der 
Studien war bei den Sozial- und Wirtschafts
wissenschaften weitaus stärker als etwa bei den 
geistes- und naturwissenschaftlichen Studien
richtungen. Bezieht man die Zahl der Standorte 
ein, hat sich in den Sozial- und Wirtschaftswis
senschaften das Studienangebot zwischen 1 965 

Leistungsindikatoren insgesamt und in den SOWI. Studienjahr 1 992/93 
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Semesterwochenstunden pro Professu r 

Semesterwochenstunden pro bedienstetem Un iversitätslehrer 

WU Wien 

Wochenstunden Lehraufträge pro bedienstetem Un iversitätslehrer ohne Professur 

Al le 
Un iv.{Fachber. 
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und 1985 verdreifacht (vgl.Tabellen im Abschnitt 
9.8).  Eine solche Ausweitung des Studienan
gebots mußte sich auch im Personalstand nie
derschlagen. 

9.4.2 Kostenschätzung 

Der personelle Zuwachs und die übrigen Mehr
aufwendungen, die aus der Studienreform 1 983 
resultierten, lassen sich budgetär aus zwei Grün
den nicht gänzlich nachvollziehen. Zum einen 

Tabel le 5 
Ausgaben für die Wirtschaftsuniversität Wien, 

1 984 und 1 994, in M i o . S 

Ausgabenart 

Personalaufwand 

Anlagen/Investitionen 

Gesetzl.Verpfl ichtungen 

(darunter Lehraufträge, 

Prüfungsentgelte) 

(Laufende) Aufwendungen 

(M iete, Energie, 

ord. Dotationen usw.) 

I nsgesamt 

Tabe l le 6 

1 984 1 994 

1 1 3,304 31 7,382 

2,407 55,023 

32,628 1 1 4,042 

65,725 1 65,9 1 3  

2 1 4,064 652,360 

Kapitel 9 

existierte an den Universitäten für die fragliche 
Zeitspanne keine Kostenrechnung, zum anderen 
ließen sich auch bei deren Vorhandensein die 
Effekte der Studienreform nicht ausreichend klar 
von den wissenschaftsimmanenten sowie von 
den studentenseitigen Expansionseffekten tren
nen. 

Die Ausgaben für die vier sozial- und wirt
schaftswissenschaftlichen Fakultäten und die 
Wirtschaftsuniversität Wien betrugen 1 994 1 , 1 4  
Mrd. Schilling. Für die Wirtschaftsuniversität 
Wien ist ein Kostenvergleich zwischen den Ge
samtausgaben der Jahre 1 984 und 1 994 möglich 
(vgl. Tabelle 5). 

Während für die Einrichtung der Fremd
sprachenzentren neben Bundesmitteln auch Fi
nanzierungsmöglichkeiten durch Wirtschafts
kammern, I nteressenvertretungen oder auch 
Spenden von großen Unternehmen herangezo
gen wurden, standen für die Einführung der EDV 
im Zuge der Studienreform 1 983 gesonderte 
Budgetmittel zur Verfügung. Über diese "außer
ordentlichen Dotationen", die den Universitä
ten im Rahmen der sogenannten "Diebold-Ak
tion" in den Jahren 1 990 bis 1 993 zugewiesen 
wurden, gibt Tabelle 6 Auskunft. 

1 990 bis 1 992 wurde neben dem Betrag 
auch eine Mindestanzahl der zu schaffenden 
Arbeitsplätze vorgegeben, 1 993 gab das Bun-

Schaffung von Computerarbeitsplätzen für die Lehre an den 

sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Faku ltäten und an der Wirtschaftsuniversität Wien, 

1 990- 1 993 

Un iversität 1 990 1 99 1  1 992 1 993 
AP Mio. S AP Mio. S AP Mio. S Mio. S 

Wien *32 2,200 61 6,028 22 2,000 1 ,200 
Graz 1 5  0,889 35 2,604 2 1  1 ,900 1 ,500 
I n nsbruck *22 1 ,728 41 4,296 24 2,200 2,200 
WU Wien 64 5,309 91 **1 1 ,501 48 4,400 4,400 
Linz 1 2  1 ,41 3 24 2,385 1 6  1 ,500 2,300 

Insgesamt 1 45 1 1 ,539 252 26,8 1 4  1 3 1  1 2 ,000 1 1 ,600 

. Lehrarbeitsplätze - Einschließlich eines PC-Übungsraumes 

1 1 8  

I nsg. 

Mio. S 

1 1 ,428 

6,893 

10,424 

25,610 

7,598 

61 ,953 
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desministerium nur mehr den Budgetbetrag vor, 

in den folgenden Jahren ab 1 994 werden Lehr

arhC'itsplätze je n ach BC'darf von den Fakultäten 

autonom geschaffen .  

Zur Eru ierung der  Kosten der  E inrichtung 

von Fremdsprachenzentren fehlen eindeutig zu

ordenhare Daten.  Die hemdsprachenzentren der 

Un ivers i tä ten L inz  und l n nsb ruck und das 

Sprachlabor der Sozial- und Wirtschaftswissen

scha ft l ichen Fakultät der Un iversität Graz wa

ren als besondere Universit ätsC'inrichtungen dazu 

!JC'rechtigt, finanziel le Mi ttel von anderen I nst i 

tut ionen und privater Hand zu erhaltC'n (Drit t 

mi ttel ) ,  i n  diesem Fal l  zumeist von der Bundes

kammer der gewerbl ichen Wirtschaft und ihren 

e inze lnen regiona len WirtschaftskammC'rn,  in 

Linz auch von der VOEST und anderen verstaat

l ichten BetriC'ben, die großes I nteressC' und ver

stiirkten Bedarf an fremdsprachenkundigen Wirt

schaftsakademikerln nen hatten. Jede d ieser be

sonderen UnivC'rsitätseinrichtungen konnte a l 

lerdings auch auf Unterstützung durch Bundes

mittel rechnen.  Die Wirt schaftsuniversität Wien 

war hereits vor der E in führung der verstärkten 

Fremdsprachenausb i ldung 1 983  mit eigenen phi

lologischen Instituten (für Engl ische Sprache, für 

Romanische Sprachen sowie für Slawische Spra

chen) ausgestattet. Die Sprachausbi ldung der 

SOWI-Fakultät  der Un ivers i tä t  G raz erfolgte 

durch die phi lologischen I nstitute, und zusiitz

l i eh wurde ein Sprachlabor an der SOWI-Fakul

Uit errichtet. An der U n ivC'rsität Wien erfolgte 

die Sprachausbildung für SOWI-Studentlnnen bis 

zur E inri chtung des Betriehswi rtschaftszentrums 

Brünner Straße dureh die phi lologischen I nsti

tute der Geisteswissenschaftl ichen Fakultät .  

Betreut werden d ie  Studierenden in der 

Sprachausb i l dung hauptsächl ich von Bundes

lehrerI nnen,  die an diesen speziel len Universi

t ii tsein richtungen beschäft igt s ind,  und von Lek

torInnen .  Die fina nziel len Mittel werden von 

.iedem Sprachenzent rum autonom vertC' i l 1 .  E ine 

quant i tative Schätzung der tatsächl ichen Kosten 

der zusätzl ichen Sprachausbi ldung i n folge der 

Reform ist m i t  vertretbarem Aufwand n icht  

mögl ich.  

Bereits während der Reformdeba1te wurde 

eine z.T. sehr kontroversielle Auseinanclersetzung 

Zie lerre i c h u n gscontro l l i n g  im Hochsc h u l bereich 

über eine ziel führende Organ isa t ion der Sprach

ausbi ldung geführt .  Seitens der Hochschulver

waltung wurde für einen Rückgriff auf bereits 

bestehende priva te  oder halböfTentl iche Sprach

lehrinstitute, wie das Sprachinst itut der Indu

strie (SP ID I ), oder andere E inrichtungen, wie das 

WIFI oder BFI, pHi diert, die umfiingl ichC' Erfah 

rungen m i t  der gezielten Ausbi ldung i n  Wirt

schaftssprachen hätten und auch über eine aus

reichende Ausstattung verfügten. Die Vertreter 

der U niversitii ten bevorzugtC'n eine Ausbildung 

möglichst nahe an der Fakultät ,  also die Ein

richtung eigener Fremdsprachenzentren a n  der 

Sozial- und Wirtschaftswissenschaft l ichen Fa

kultät oder wenigstens an der Universität .  Da  

aber Erfahrungen gesammelt und Konzepte für 

d ie  neue Sprachausb i ldung spezie l l  tür Wirt

schaftswissenschafterln nen entwickC'lt werden 

mußten, erforderte die schließlich gewählte zwei

te Varian te eine gew isse Anlaufzei t .  Auch wa

ren erst al lmähl ich ausreichende Mittel für die 

materiel le Ausstattung der Spracheinri chtungen 

vorhanden I".  

9.5 Die a ktuel le  Entwicklung der Sozia l- und 

Wirtschaftswissenschaften i m  Stu d i u m  

u nd am Arbeitsma rkt 

Die  I mplement ierung der Studienreform verl ief 

an den C' inzC'lnen U n ivC'rs i tä ten sehr unterschied

l ich. Insgesamt waren die Vo llziehung der neuen 

gesetzl ichen Regelu ngen und die Einrichtung der 

vorgeschriebenen Studienangebote erst im Stu

dienjahr 1 985/86 abgeschlossen. Mit C'rsten Ab

solvent i nnen der neuen SOWI-St udiengänge war 

daher Anf�ll1g der neunziger Jahre zu rechnen.  

Tabelle 7 zeigt den beträchtlichen absolu

ten Zuwacbs von Neuzugängen, ordentl ichen 

HörerIn nen und AbsolventInnen im vergange

nen Jahrzehnt .  Gemessen an den Gesamtmen

gen des jeweil igen Wint ersC'lnesters bzw. Studi

enjahres s ind vor allem der Antei l  der sozial-

t O  Walter Sertl. Pa u l  Brand l ,  Die Kosten der Fremdsprachen
ausbi ldung auf  Grundlage des neuen Bu ndesgesetzes über  
soz ia l- u nd wi rtschaftswissenschaft l iche Studienr ichtungen.  
1 98 2 ;  siehe auch H .  Wenidoppler et a l . .  Fremdsprachena us
b i ldung an  der Un iversität Linz. 1 982. 

1 1 9 
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Tabelle 7 
Belegte Studien der erstimmatrikulierenden und a l ler ordentlichen Hörerinnen sowie Absolventinnen 

der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften. Wintersemester 1 984/85. 1 989/90 und 1 995/96* 

Belegte Studien 

erstimmatr. ord. Höreri nnen 

absolut 

i n  % a l ler ord. Studien 

a l ler ordentl. Hörerinnen 

absolut 

in % a l ler ord. Studien 

Absolventinnen 1 
absolut 

in % a l ler Absolventinnen 

Durchschnittliche Studiendauer (Semester) 
• Jeweils Inländerinnen; ohne weiterführende Doktoratsstudien. 

1 984/85 

3.823 

20,0 

24.371 

1 6,9 

1 .082 

1 4,4 

1 2,4 

1 989/90 1 995/96 

4.451 4.565 

22,5 2 1 ,0 

39. 1 27 52.924 

2 1 ,5 24,2 

1 .71 2 2.339 

1 9,6 22,0 

1 1 ,8 1 2,7 

1 Erstabschlüsse; jeweils für das betreffende Studienjahr, jedoch 1 994/95 statt 1 995/96. 

Quel le :  ÖSTAT 

und wirtschaftswissenschaftlichen Studien an 
allen ordentlichen Studien und der Anteil an 
den Absolventlnnen gewachsen. 

Einige neue Forschungsarbeiten befassen 
sich mit der veränderten Studiensituation und 
mit der Evaluierung neu eingeführter Studien
versuche, wie zB. dem Praxissemester im Stu
dienversuch "Angewandte Betriebswirtschaft" 
an der Universität Klagenfurt. Eine kurze Be
schreibung der wichtigsten Forschungsarbeiten 
befindet sich im Abschnitt 9.7. 

In einer Studie des Instituts für Bildungs
forschung der Wirtschaft (ibw), des Instituts für 
Berufs- und Erwachsenenbildungsforschung (ibe) 
und des Instituts für Soziologie der Universität 
Linz wurden die Absolventlnnenjahrgänge 1 989 
bis 1 994 und Unternehmen über die Qualifika
tionen und Einsatzbereiche der SOWI-Akade
mikerlnnen befragt. Damit hat man erstmals die 
Ausbildungs- und Beschäftigungssituation der 
Absolventlnnen der SOWI-Studienrichtungen 
auf der Grundlage der Reform 1 983 erhoben 1 1 .  

Die Untersuchung gibt sowohl Auskunft über 
die Rahmenbedingungen des Studienverlaufs als 
auch über die erste Phase der Berufstätigkeit nach 
dem Studium. Sie wird durch statistische Aus-

1 20 

wertungen von Volkszählungs- und Mikrozen
susdaten ergänzt. Aufgrund der Analyse des 
Studienverlaufs wird der Grund für die durch
schnittliche Studiendauer von 1 1 ,7 Semestern 
ersichtlich: die Berufstätigkeit neben dem Stu
dium. Die kürzeste effektive Studiendauer weisen 
AbsolventInnen ohne Berufstätigkeit auf ( 10 
Semester), Studierende mit Gelegenheitsjobs 
brauchen durchschnittlich 1 1  bis 1 2  Semester, 
während Absolventlnnen mit Teil- oder Voll
berufstätigkeit im Durchschnitt 14 bis 1 5  Seme
ster benötigen. Zwischen Studien richtungen und 
Studienorten zeigen sich markante Unterschiede 
hinsichtlich der Studienbedingungen und des 
Lehrbetriebs. Als besonders wichtige Fächer für 
den späteren Berufseinstieg werden betriebs
wirtschaftliche Fächer und EDV genannt. Die 
Ausbildung darin wird von den befragten Stu
dierenden aber eher schlecht bewertet. Defizite 
im Ausbildungsangebot werden hinsichtlich der 
sogenannten "soft skills", wie Auftreten, Team-

11 I nstitut für Bi ldungsforschung der Wirtschaft, Ausbildungs
und Beschäftigungssituation für Absolventen sozia l- und 
w i  rtschaftswissenschaftl icher Studien richtungen, For
schungsbericht, 1 995. 
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fahigkeit, Selbständigkeit und analytisches Den
ken, registriert. Die Studie gibt auch Auskunft 
über die ersten beruflichen Tätigkeiten und Ein
satzbereiche der AbsolventInnen. Demnach sind 
die SOWI-Akademikerlnnen vorwiegend in pri
vaten Dienstleistungsunternehmen und der Sach
güterproduktion tätig. 

9.6 Enquete "Zieleva lu ierung der Reform der 

SOWI-Studien 1 983" 

9.6.1 Zielsetzung und Ablauf der Enquete 

In den letzten Jahren wurde eine Vielzahl von 
Möglichkeiten und Verfahren zur Evaluierung 
entwickelt. Das Bundesministerium für Wissen
schaft, Verkehr und Kunst entschloß sich im Fall 
der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften zu 
einer bis dato im Hochschulbereich neuen Ver
fahrensweise. Im Rahmen einer zweitägigen 
Enquete wurden Vertreter der Hochschulver
waltung, der Universitäten und der Wirtschaft 
zu einer konzentrierten inhaltlichen Ausein
andersetzung mit der SOWI-Reform 1 983 einge
laden. Für den ersten Veranstaltungstag wurden 
ausgewählte Repräsentanten von Wirtschafts
unternehmen und Betrieben der öffentlichen 
Verwaltung eingeladen, die als Arbeitgeber für 
die Beschäftigungsbereiche der AbsolventInnen 
der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften ver
antwortlich sind. Ausgangspunkt für die Aus
wahl der TeilnehmerInnen aus der Wirtschaft 
waren die Ergebnisse der Analyse der wichtig
sten Beschäftigungsbereiche der Sozial- und 
WirtschaftsakademikerInnen (siehe auch Ver
teilung der SOWI-AbsolventInnen auf Wirt
schaftsbereiche im Abschnitt 9.8). Die Wirt
schaftsvertreter und die in der Hochschul
verwaltung Zuständigen diskutierten über die 
Qualifikationen der Wirtschaftsakademikerlnnen 
in ihren jeweiligen Tätigkeitsbereichen. Ziel der 
Debatte war die Bewertung der akademischen 
Ausbildung aus der Sicht des Arbeitsmarktes, 
also im weiteren Sinn der (potentiellen) Arbeit
geber. 

Weiters waren zu dieser Auseinanderset
zung auch Vertreter von relevanten Interessen
vertretungen, Arbeitsmarktservice, Personalbera-

Zielerreichungscontrol l ing im Hochschu l bereich 

tungsfirmen und Erwachsenenbildungseinrich
tungen eingeladen. 

Am zweiten Tag der Enquete wurden die 
Ergebnisse der Studienreform aus der Sicht der 
Universitäten diskutiert. Eingeladen waren Uni
versitätslehrerInnen und Studierendenvertreter, 
die persönlich und/oder mit Beiträgen an der 
Studienreform mitgewirkt haben, ergänzt um 
jene Universitätsvertreter, die zur Zeit an der 
weiteren Vertiefung und Fortführung der Re
form beteiligt sind. 

Zum Abschluß war auch Gelegenheit zum 
direkten Gespräch zwischen den Repräsentanten 
der Wirtschaft und der Un�versitäten gegeben. 

Das Bundesministerium veranstaltete die 
Enquete gemeinsam mit dem Universitätenkura
torium. Mit dessen Unterstützung konnte eine 
Reihe von qualifizierten Vertretern der wichtig
sten Arbeitgeber aus der Privatwirtschaft und 
der öffentlichen Dienste zur Teilnahme gewon
nen werden. Teilnehmer und Ablauf der Enquete 
sind dem Abschnitt 9.8 zu entnehmen. 

Die Resonanz der Einladung bei den Uni
versitäten blieb etwas hinter den Erwartungen 
zurück. Bedingt durch Semesterferien, For
schungssemester und anderweitige Verpflich
tungen fehlten wichtige universitäre Träger der 
Reformbemühungen. Allerdings teilten einige 
der verhinderten Teilnehmer aus dem Universi
tätsbereich ihren Standpunkt schriftlich mit und 
konnten somit zumindest in die abschließende 
Zusammenfassung einbezogen werden. 

9.6.2 Ergebnisse der schriftlichen Umfrage im 

Vorfeld der Enquete 

Im Vorfeld derVeranstaltung wurde eine schrift
liche Umfrage unter den Eingeladenen durch
geführt, deren Ergebnisse die inhaltliche Debat
te ergänzen sollten. Das Erhebungsblatt ist aus 
dem Abschnitt 9.8 ersichtlich. 

Im folgenden werden die Aussagen der 
Vertreter der Wirtschaft und der Universitäten 
zusammengefaßt und einander gegenübergestellt 
(vgl. Tabelle 8). 

1 2 1  
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Tabe l le  8 

Bewertung der Qualifikation von Absolventinnen sozia l- und wirtschaftswissenschaftlicher Studien 

und des Praxisbezuges 

Wirtschaft und Betriebe der öffentlichen 

Verwaltung 

1 .  Wie bewerten Sie die aktuel le Ausbildung der SOWI

Absolventen insgesamt? 

Gut. Die fachspezifische Ausbi ldung ist besser a ls  die 

Persönl ichkeitsbi ldung. Die Studiengänge sind regional

und institutsspezifisch sehr unterschiedlich ausgeprägt. 

Die Ausbi ldung ist zu t�eoretisch und grundlagenorien

tiert angelegt (einige). 

2. Welche Qual ifikationen sind nach Ihrer Ansicht 

für den Arbeitsbereich eines SOWI-Absolventen 

erforderlich? 

Wichtige fachliche Qualifikationen: Betriebswi rtschaft, 

Marketing, Organisation und Management, EDV, Spra

chen. 

Wichtige persönlichkeitsbezogene Quolifikationen: prak

tische Handlungskompetenz, analytische Fähigkeiten und 

Flexibil ität, Persönl ichkeit des Absolventen als solche. 

Weniger wichtig: Vol kswirtschaft, Rechtsfächer, Mathe

matik und Statistik. 
Die Ausbi ldung ist in den genannten Fachgebieten aus

reichend, weniger ausreichend ist sie in den angeführten 

persön l ichkeitsbezogenen Qua l  ifikationen . 

Eine positive Veränderung des Ausbi ldungsstandes der in 

den letzten d re i  Jahren eingestel l ten SOWI-Absolventen 

wurde in den Bereichen Sprachen und EDV festgestel lt. 

3. Sind aus Ihrer Sicht in den Arbeitsbereichen Mar

ketingNerkauf, Ei nkauf/Materialwirtschaft, Organi

sation/Logistik/EDV, Produktion, Rechnungswesen/Fi

nanzen eher Generalisten oder fachspezifisch ausge

bi ldete Spezialisten einsetzbar? 

Einkauf/Materialwirtschaft erfordern eher General isten, 

Organisation/Logistik/EDV und Rechnungswesen/Fi nan

zen benötigen Spezialisten. Bei Produktion sowie Mar

ketingNerkauf sind d ie Mei nungen untersch iedl ich. 

1 2 2 

Universitäten 

1 .  Wie bewerten Sie das aktuelle Curricu lum der 

SOWI-Studien an Ihrer Universität insgesamt? 

Gut bis durchschnittlich. Angeführte Mänge l :  Die Aus

bi ldung ist zu wenig flexibel und zu wenig international 

ausgerichtet, volkswirtschaftl iche Aspekte kommen zu 

kurz, die einzelnen Studiengänge sind zu wenig mitein

a nder vernetzt. 

2. Welche Qualifikationen sind nach Ihrer Ansicht 

für den Arbeitsbereich eines SOWI-Absolventen 

erforderlich? 

Wichtige fachliche Qualifikationen: Betriebswi rtschaft, 

Rechtsfächer, Marketing, Organisation und Management, 

EDV, Sprachen. 

Wichtige Persönlichkeitsfaktoren: praktische Handlungs

kompetenz, analytische Fähigkeiten und Flexibil ität. 

Weniger wichtig: Vol kswirtschaft, Mathematik und Sta

tistik. 

Die Ausbildung ist in a l len genannten Fachgebieten aus

reichend, die Persönl ichkeitsbi ldung der Absolventen und 

deren Flexibil ität werden weniger gut bewertet. 

Bei den letzten d rei Absolventenjahrgängen haben sich 

die EDV-Kenntn isse und die Sprach kompetenz verbessert. 

3. Sind aus Ihrer Sicht in den Arbeitsbereichen Mar

ketingNerkauf, Einkauf/Materialwirtschaft, Organi

sation/Logistik/EDV, Produktion, Rechnungswesen/Fi

nanzen eher Generalisten oder fachspezifisch ausge

bildete Spezial isten einsetzbar? 

Die Frage läßt sich n icht genere l l  beantworten. 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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Tabel le  8 (Fortsetzung) 
Bewertung der Qual ifikation von Absolventinnen sozia l- und wirtschaftswissenschaftl icher Studien 

und des Praxisbezuges 

Wirtschaft und Betriebe der öffentlichen 

Verwaltung 

4. Wie sehen Sie das Verhältnis zwischen Universität 

und Wirtschaft? In welchen Studien phasen halten Sie 

eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Wirtschafts

betrieben und Un iversität für erforderlich? "Konkrete 

Vorschläge? 

Eine a l lgemeine Praxisorientierung ist während des gan

zen Studiums erforderlich. Besonderen Stel lenwert nimmt 

die Diplomarbeit ein ,  die bereits ganz im Zeichen einer 

praktischen Anwendung des erworbenen Un iversitäts

wissens stehen und thematisch auf jeden Fa l l  Praxisrele

vanz haben sollte. 

Eine längerfristige Orientierung an  den Erfordernissen 

der Wirtschaft könnte auch ein mit Praktikern besetzter 

Universitäten-Beirat bewirken. Universitätslehrer sol len 

zeitlich befristet in  Unternehmen mitarbeiten und For

schungsaufträge der Wirtschaft im Rahmen von Dip lom

arbeiten bearbeiten lassen. 

Vorschläge für eine stärkere Einbeziehung der Wi rtschaft 

in das Stud ium :  Feria l praktika und ku rzfristige Anstel

lungen auf Werkvertragsbasis für Projekte, welche Uni

versitätsinstitute für Unternehmen durchführen. Studen

ten sol len an konkrekten Problemstel lungen in den Be

trieben mita rbeiten, und d ie Unternehmen sollten ge

meinsame Projektergebnisse vermarkten können. H iezu 

ist eine rechtliche Regelung über Verschwiegenheitspfl icht 

und Datenschutz nötig. 

9.6.3 Ergebnisse der Enquete 

Die Wirtschaftsvertreter bescheinigen den Ab
solventlnnen der Sozial- und Wirtschaftswissen
schaften eine fachlich sehr gute Ausbildung und 
ausreichendes Grundlagenwissen, um ihre Tä
tigkeit in einem Wirtschaftsunternehmen bzw. 
Betrieb der öffentlichen Verwaltung oder in an
deren öffentlichen Diensten fundiert und quali
fiziert ausfüllen zu können. Die in der SOWI-

Un iversitäten 

4. Wie sehen Sie das Verhältnis zwischen Universität 

und Wirtschaft? In welchen Studienphasen halten Sie 

eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Wirtschafts

betrieben und Universität für erforderlich? Konkrete 

Vorsch läge? 

Die Zusammenarbeit so l lte in a l len Phasen des Studiums 

verstärkt werden, doch ist die postg radua le Ausbi ldungs

zeit für konkrete Angebote der Zusammenarbeit besser 

geeignet a ls  die Diplomarbeit. 
Die Un iversitätsausbi ldung kann und sol l  auf keinen Fa l l  

das konkrete Training on  the  job des Arbeitgebers erset

zen oder vorwegnehmen. Der Wert der theoretischen 

Grundausbildung sollte bei a l ler Praxisorientierung wäh

rend des Studiums unbestritten bleiben; vor kurzfristiger 

Orientierung an Nützl ichkeitsaspekten wird gewarnt. 

Stärkere Praxisorientierung der Universitätsausbi ldung 

könnte durch bessere Information über die Stärken und 

Schwächen der Qual ifikation der Abso lventen bewirkt 

werden. Die Universität müßte dafür frei l ich mit einem 

größeren Freiraum für die Gesta ltung der Studien pläne 

ausgestattet sein. 

Vorschläge für verstärkte Praxisorientierung : verstärkte 

projektbezogene Zusammenarbeit von Un iversitätsinsti

tuten und Wirtschaftsunternehmen durch Schnupper

und Ferialpraktika, Exkursionen, Fallstudien, Projekte und 

Firmenpräsentationen sowie die Einbeziehung von Prak

tikern in die Lehre. 

Reform 1 983 angestrebten Qualifikationen in der 
EDV und in geringerem Maße auch in den Fremd
sprachen würden weitgehend erreicht, allenfalls 
sollten die AbsolventInnen mehr als eine Fremd
sprache gut beherrschen. 

Neben der rein fachlichen Qualifikation 
st>ien die Wirtschaftsakademikerinnen allerdings 
in den Betrieben zunehmend als Führungskräfte 
gefordert, die Teamfähigkeit und Flexibilität im 
Umgang mit ganz unterschiedlichen Problemen 
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und Personengruppen mitbringen sollten. Die an
wesenden PersonalleiterInnen und Führungskräf
te wiesen in diesem Zusammenhang auf die man
gelnde Konfliktfähigkeit mancher Wirtschafts
akademikerinnen hin. In ihren betrieblichen 
Funktionen wären Teamfähigkeit und die Fä
higkeit zu unkonventionellen Problemzugängen 
erforderlich, ebenso wie Kreativität und strate
gisches Denken. Als Beispiel für ein typisches 
Manko der neu eingestellten Wirtschaftsaka
demikerinnen wurde das Protokollführen ge
nannt, also die Fähigkeit, das Wesentliche er
fassen und zusammenfassen zu können. Wis
sensinhalte sollten verknüpft und komplexere 
Problemanalysen angestellt werden können. Von 
Managerinnen würden zudem meist mehr inter
kulturelles Wissen und die Kenntnis anderer 
Denkmodelle und Lebensformen erwartet. 

Die geforderte Praxisorientierung während 
des Studiums könne aus Sicht der Wirtschafts
vertreter nicht das Produkt kurzfristiger Ferial
oder Schnupperpraktika oder gemeinsamer Pro
jekte sein, sondern bedürfe einer grundlegen
deren Orientierung an den Erfordernissen der 
Wirtschaft. Die Veränderung des Wertesystems 
der Wirtschaft und der Gesellschaft im allge
meinen sollte in die Lehre an der Universität 
Eingang finden. Eine stärkere Interdisziplinarität 
des Lehrangebotes könnte zu Synergiegewin
nen führen. In der Diskussion wurde auch die 
Vermutung geäußert, die festgestellten Mängel 
bei der Persönlichkeitsbildung der Absolvent
Innen stünden im Zusammenhang mit der Di
daktik der Hochschullehre. Allgemein wurde 
hervorgehoben, daß ein wesentliches Ziel einer 
weiteren Reform der SOWI-Studien die Einfüh
rung des vernetzten Denkens und Arbeitens in 
das Lehrangebot und den Lehrbetrieb sein soll
te. Die noch immer stark fraktionierte, hoch
spezialisierte Arbeitsteilung unter einzelnen Fä
chern sollte zugunsten einer stärkeren Basisaus
bildung mit Querverbindungen zwischen den 
einzelnen Fächern verändert werden. 

Eine zufriedenstellende und zukunftsorien
tierte Ausbildung der ManagerInnen und Füh
rungskräfte bedürfe aus Sicht der Wirtschafts
vertreter eines ständigen Kontakts zwischen dem 
Ausbildungssystem und dem Beschäftigungs-
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bereich, der sich derZeit unter dem Druck neuer 
Anforderungen in großem Umfang verändere. 
Dieser Kontakt sollte nicht nur auf punktuelle 
Veranstaltungen oder allfällige Universitäten
Beiräte allein beschränkt bleiben. Eine der we
sentlichen Aussagen der Wirtschaftsvertreter ist, 
daß die Universitäten ein verstärktes Problem
bewußtsein für die Umstrukturierung der Wirt
schaft und die geänderten betrieblichen Organi
sationen entwickeln müßten, um an ihren Aus
bildungsstätten weniger fachlich versierte Spe
zialisten, sondern ganzheitlich denkende, team
fähige Führungskräfte auszubilden, die Grund
strukturen erkennen können und über Problem
lösungskapazität verfügen, statt Einzelprobleme 
oder einzelne Fachbereiche zu bearbeiten. Die
sen geänderten Anforderungen müßte auch die 
Organisation des Lehr- und Forschungsbetriebs 
der Universitäten selbst folgen. Das Ausbildungs
angebot sollte daher nicht noch weiter speziali
siert, sondern zu einem vernetzten Bildungsan
gebot entwickelt und interdisziplinär gestaltet 
werden. 

In der Bewertung der Reform durch die Uni
versitätslehrerlnnen im Hinblick auf ihre Auswir
kungen im Lehr- und Forschungsbetrieb und ihre 
Folgen für die Ausbildung der Studierenden war 
implizit auch ein gewisses Maß an Selbstreflexion 
der eigenen Möglichkeiten und Grenzen als Lehr
kräfte an der Universität zu erwarten. 

Die mit der SOWI-Studienreform intendierte 
größere Durchlässigkeit zwischen den verschie
denen Studien richtungen wurde nach Meinung 
der Universitätsvertreter mit der weitgehenden 
Spezialisierung in die einzelnen speziellen Be
triebswirtschaftslehren auf Kosten einer nur mehr 
sehr allgemeinen Grundlagenausbildung erzielt, 
dieje nach Studienrichtung zu wenig fachspezi
fisch akzentuiert ist. So ist aus heutiger Sicht 
festzustellen, daß die speziellen Betriebswirt
schaftslehren und die Vielzahl an unterschiedli
chen Studienangeboten zu Lasten einer fundier
ten Grundlagenausbildung gehen. Die Überbeto
nung der Betriebswirtschaft in den SOWI-Stu
dien richtungen sollte zugunsten einer Verstär
kung der jeweiligen Kernfächer zurückgenom
men werden. Weniger, aber stärker akzentuierte 
Studienrichtungen sollten angestrebt werden. 
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Die rasante Entwicklung in der EDV seit 
den achtziger Jahren war auch für die Uni
versitäten nicht absehbar. Die von der Hoch
schulverwaltung investierten Mittel waren nö
tig, um das Angebot überhaupt zur Verfügung 
stellen zu können. Dieser Kostenaufwand wäre 
heute nicht mehr in diesem Ausmaß erforder
lich, da bereits Maturantlnnen ausreichend mit 
dem neuen Medium vertraut sind. Trotzdem 
hätten Studierende und Absolventlnnen der So
ziologie noch Nachholbedarf, um mit anderen 
SOWI-Absolventlnnen am Arbeitsmarkt gleich
ziehen zu können. Aus der Sicht der Absolven
tlnnen ist, soweit dies aus Forschungsarbeiten 
hervorgeht, die EDV-Ausbildung noch immer 
nicht ausreichend, um den Ansprüchen der Wirt
schaft zu genügen. 

Die Fremdsprachenausbildung sei nach 
Meinung der anwesenden Universitätslehrer je
denfalls möglichst nahe an der Fakurtät durch
zuführen. Eine universitätseigene Ausbildung in 
den Wirtschaftssprachen steJle das bessere Stu
dienangebot gegenüber anderen Institutionen 
dar. 

Allerdings bestünden heute viel mehr Mög
lichkeiten, Kosten für bestimmte Studieninhalte 
auszulagern, als zur Zeit der Implementierung 
der Reform. AktueJle Budgetprobleme könnten 
mittels Out sourcing unter Umständen gelöst 
werden. Dies gelte im besonderen Maß für die 
neuen Anforderungen hinsichtlich der Persön
lichkeitsbildung und der viel zitierten "soft skills". 
Hiefür gäbe es Bildungsangebote von anderen 
Institutionen in ausreichendem Maße, die daher 
nicht zur Gänze von der Universität abgedeckt 
werden müßten. 

9.6.4 Praxisorientierung 

Die Universitätsvertreter vernahmen mit Inter
esse die Vorschläge und Angebote zur Zusam
menarbeit mit Wirtschaftsunternehmen. Aller
dings stellt die Realisierung der Zusammenar
beit, beispielweise durch Praktika in Betrieben 
oder die Mitwirkung von Praktikern in der Leh
re, die Beteiligten vor organisatorische, zeitli
che und personelle Probleme, die häufig zu ge
genseitigen Frustrationen führen können. Im 

Zielerreichungscontro l l ing im Hochschulbereich 

Verlauf der Debatte wurde deutlich, wie schwie
rig die betrieblichen Organisationsstrukturen mit 
den Erfordernissen des Lehrbetriebs an der Uni
versität in Einklang zu bringen wären. 

Die Universitätslehrer wiesen auch auf die 
Probleme mit den von beiden Gruppen grund
sätzlich gewünschten Projektstudien hin:  Die 
Durchführung von Projektstudien erfordere sei
tens der Universität viel mehr Personal und zeit
lichen Aufwand. Auch von den Wirtschaftsun
ternehmen werde ein gewisser Personal- und 
Zeitaufwand erwaret, der keinen unmittelbaren 
Nutzen bringe. Hochschullehrerinnen seien unter 
Umständen mit der Leitung und Begleitung eines 
Projektteams und der Betreuung einer Gruppen
arbeit oft auch didaktisch überfordert. Dies gelte 
gleichermaßen für die Studierenden. Nach wie 
vor sei der Typ des "Einzelkämpfers" im Uni
versitätsbetrieb am weitesten verbreitet. 

E ine verstärkte Projekt- und Teamorien
tierung könne von den Universitätslehrerinnen 
wie den Studierenden erst nach einem längeren 
Lernprozeß und mit zusätzlicher personeller 
Unterstützung geleistet werden. 

9.6.5 Eva luierungsverfahren 

In der abschließenden, von Wirtschafts- und 
Universitätsvertretern gemeinsam geführten Dis
kussion wurden Möglichkeiten der Evaluierung 
der Universitätsausbildung diskutiert. Neben ver
einzelten und punktueJlen Evaluierungsprojekten 
zu bestimmten Studien könnten die Arbeitsbe
richte der Institutsvorstände zur Revision und 
Reflexion der Ergebnisse der an den Universitäten 
geleisteten Arbeit herangezogen werden. In die
sem Zusammenhang wurde auch auf die mit dem 
UOG 1 993 eingeführten Möglichkeiten zur Kon
trolle und Evaluierung durch die Universitäts
beiräte hingewiesen. Wesentliche Kriterien für 
die Leistungen von UniversitätslehrerInnen sei
en allerdings nach wie vor deren wissenschaft
liche Produktivität im Rahmen der wissenschaft
lichen Arbeiten und Berufungen im In- und 
Ausland. 

Die Leistungen des universitären Lehr- und 
Forschungsbetriebs an der Qualität seiner Absol
ventlnnen zu messen, ist eine bisher noch we-

1 2 5 

III-53 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)126 von 150

www.parlament.gv.at



Zie lerreich u ngscontro l l i n g  im H ochschu l bereich 

nig geübte Praxis der Evaluierung. Mit der hier 

vorgestellten E nquete ist ein erster Schritt dazu 

gemacht worden. 

9.7 Forschungsarbeiten und Literatur 

9.7.1  Forschungsarbeiten von 1 966 bis 1 983 

Schon 1 967/68 wurden Li nzer Student innen 

nach den G ründen ihrer Studienwahl befragt l l. 

D iese erste Generation von Absolvent lnnen der 

neuen sozial- und wirtschaftswissenschaftl ichen 

Studien wurde eben fal ls  vom I nstitut für Sozio

logie der neuen Hochschule in Linz nach ihren 

Tätigkeitsbereichen und dem Wert der erlernten 

Studieninhalte in der Beru fspraxis  befragt ' J . Im 

Rahmen einer Dissertation untersuchte ein So

ziologenteam auch die Lage der Linzer Student

I nnen '4 .  

Bereits 1 969 wurde auch eine Bedarfs

a n alyse für Absolvent Innen der Sozia l- und 

Wirtschaftswissenschaften im Auftrag der  . .  Ar

beitsgemeinschaft für Hochschulentwicklung" 

des B undesmin isteriullls für Unterricht erstel l t i ". 

Speziel l  zur Stel lung der SoziologInnen in 

Studium und Beruf wurde von der österreichi

schen Gesel lschaft für Soziologie eine Publ ika

tion vorgelegt 16 .  Zielsetzung dieser Studie war 

erstmals eine umfassende Darstel lung der Situa

tion des Soziologiestudiums i n  Österreich und 

der Berufsmöglichkeiten der Soziologlnnen.  Die 

Darstel lung der Studiensituat ion beschreibt Stu

dienmotive und die sozioökonolll ische Situati

on der Soziologiestudentinnen. Über die Berufs

perspektiven der Absolvent innen informiert e in 

weiterer Berichtstei l .  G rund lage der Studie sind 

empirische E rhebungen unter den ersten Absol

ventlnnen .  Die Soziologlnnen sind weitgehend 

1 2  Erich Bodze nta,  Effekte der  Hochsch u l g rü nd u n g ,  Linz,  1 968. 
1 3  Wo l fg a n g  P ich l er, Akademische Ausb i l dung i n  Österreich 

u nter besonderer Berücks icht igung der Soz i a l - und W i rt

schaftswisse nschaften, ph i l .  D iss . ,  Wien ,  1 974. 
1 4  Herm a n n  Denz, Liselotte W i l k, L inzer Studenten 1 973 ,  p h i l .  

D i ss.,  1 974. 
1 5  Werner element ,  D i eter Lu kesch, Ökonom ische Aspekte des 

SOWI-St u d i u m s  i n  Österreich, 1 969. 
1 6  Hermann Denz, Liselotte W i l k ,  Ernst H a ider, Ronald Pohoryles, 

Zur Ste l l u ng des Soziologen in Stud i u m  und Beruf, 1 972.  
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i n  der öffent l ichen Verwaltung, i n  Lehr- und  

Forschungseinrichtungen und i n  privaten Dienst

leistungsunternehmen tätig. Die Autoren neh

men aber an, daß sich das Tätigkeits feld der 

Soziologlnnen in den kommenden Jahren ver

breitern werde. E in  zunehmender Bedarf an So

zialwissenscha fterlnnen würde sich schon al le in 

aus der Weiterentwicklung der staatl i chen Auf

ga ben ergeben. 
Über die E inführung der Studienrichtung 

. .  W i rtschaftspädagogik an  den Rechts- und  

Staatswissenschaftlichen F ak ultäten der  U niver

si täten Graz und Innsbruck" wurde eine unvl'f

öffentl ichte Studie für das W issenscha ftsmin i

sterium erstel l t i !. Zielsetzung der  Expertise war 

es ,  an  der  Schnittstel le zwischen dem Auslaufen 

der alten Welthandels- bzw. W i rtschaftswissen

schaftsstudien und dem Anlaufen der neuen so

zial- und wirtscha ftswissenschaftl ichen Studien 

den Bedarf nach E inrichtung eines W i rtschafts

pädagogikstudiums an  den Univers i täten Graz 

und I nnsbruck zu k lären.  Nach den Studien

vorschri ften vor 1 966 war das Studium an der 

Hochschule für Welthandel in Wien oder das 

wirtschaftswissenschaftl iche Studium in Inns

bruck Voraussetzung für die Zulassung zum vier

semestrigen Lehramtsstudium für kaufmännische 

Fächer. Mit  dem Auslaufen dieser beiden Stu

dienrichtungen ging die bisherige Ausb i ldungs

möglichkeit für LehrerIn nen an kaufmän nischen 

Schulen zu Ende. Es sol lte auf der Grundlage 

von sekundärstatistischen Analysen geprüft wer

den, ob die Studienangebote i n  Linz und Wien 

für den gesamtösterreichischen Bedarf an kauf

männisch ausgebi ldeten LehrerInnen ausreichen 

würden. Die Studie kommt zu dem Schluß, daß 

es einen regionalspezifischen Bedarf i n  den west

l ichen Bundesländern gibt, daß aber auch ein 

Entlastungseffekt für ü berbelegte sozial- und 

wirtschaftswissenschaft l iche Studienri chtungen 

eint reten könnte, wenn Studierende auf W irt

schaftspädagogik ausweichen, da  ja der erste 

Studienabschn i tt der verschiedenen Studien

richtungen gleich gestaltet ist. 

1 7  W i l fr ied Schönbäck,  W i rtschaftspä dagogik a n  den  Rechts
und Staatswissenschaft l i chen Fa ku ltäten der U n iversitäten 
Graz und I n nsbruck, 1 973 
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Ebenfalls wieder mit der Situation der So
zialwissenschaften in Österreich befaßte sich eine 
Untersuchung des Instituts für Höhere Studien 18. 
Thema der Studie war die Erstellung eines Ka
talogs von sozialwissenschaftlichen Forschungs
instituten in Österreich und die Analyse der Si
tuation der in diesen beschäftigten Sozialwis
senschafterinnen. Grundlage der Studie waren 
Expertinneninterviews und Literaturanalysen. 
Die Einsatzbereiche waren der Studie zufolge 
sehr breit gefächert und reichten vom Berufs
psychologen bis zu den Wirtschaftsberufen. Als 
weiteres Ergebnis wurde ein Katalog von For
schungseinrichtungen erstellt, der auch poten
tielle Arbeitsbereiche für Sozialwissenschafter
Innen anzeigen sollte. Die AutorInnen der Stu
die versuchten, den/die Sozialwissenschafter/ 
Sozialwissenschafterin als Typ eines/einer Aka
demikers/Akademikerin zu definieren, der sehr 
weitreichende und umfassende Funktionen er
füllen könnte. 

Die Themen der Forschungsarbeiten zu Stu
dium und Beruf der "neuen" Sozial- und Wirt
schaftswissenschafterInnen kreisten also weit
gehend um die neu entstandenen Berufsbilder 
und Beschäftigungsmöglichkeiten der Sozial
und WirtschaftsakademikerInnen. Die vor der In
stallierung der Sozial- und Wirtschaftswissen
schaften noch heftig diskutierte Substitution der 
Juristlnnen in den Wirtschaftsunternehmen 
durch Betriebswirte und HandeIswissenschafter
Innen wurde in den Forschungsarbeiten nicht 
mit vergleichbarer Intensität behandelt. 

9.7.2 Forschungsarbeiten zur a ktuellen 

Situation der Sozial- und Wirtschafts

wissenschaften 

Am Beispiel eines AbsolventInnenjahrgangs soll
ten in der Studie der Wirtschaftsuniversität 
Wien 19 Studiensituation und Arbeitsmarktchan
cen der Absolventlnnen der Wirtschaftsuni
versität Wien exemplarisch dargestellt werden. 

18 Karin Knorr. Hans Georg Zi l ian, Die Situation der Sozialwis
senschaften in Österreich, 1 973. 

19 Oskar Grün, Andrea Tschirf. WU 1 983 - Porträt eines Ab
solventenjahrgangs. Endbericht des Zentrums für Berufs
planung an der Wirtschaftsuniversität Wien, Wien, 1 989. 

Zielerreichungscontrol l ing im Hochschulbereich 

Die Absolventlnnen wurden über ihren Stu
dienverlauf und den anschließenden Einstieg in 
die Arbeitswelt befragt. Die Studie formuliert 
abschließend Anregungen für die Studienan
fängerinnen und AbsolventInnen für die Arbeits
platzsuche und den Einstieg ins Berufsleben. 

Ebenfalls mit der Studiensituation an der 
Wirtschaftsuniversität befaßt sich eine Unter
suchung, die als Grundlage für ein spezielles 
Informations- und Beratungssystem (STlBSYj für 
Studierende dienen sollte2°. Besonderes Augen
merk wurde dabei auf Studiendauer, optimale 
Qualifizierung und Studienzufriedenheit gelegt. 
Unter diesen Aspekten wurden ca. 2000 Stu
dierende über ihre allgemeine Lebenssituation 
befragt. Grundlage für die Empfehlungen zur 
besseren Gestaltung des Studiums ist die Un
terscheidung der Studierenden in Grundtypen, 
die ihren Studienverlauf jeweils spezifisch ge
stalten und entsprechend unterstützt werden 
sollten. 

Ein wesentliches Ziel der Studienreform, 
die verstärkte Zusammenarbeit mit Wirtschafts
unternehmen im Rahmen von Projektunterricht, 
wurde besonders bei der Einführung des Studien
versuchs "Angewandte Betriebswirtschaft" an 
der Universität Klagenfurt umzusetzen versucht. 
Über die Kooperation zwischen Universität und 
Wirtschaft im Rahmen des in diesem Studium 
verankerten "Praxissemesters" gibt eine Studie 
der Universität Klagenfurt Auskunft21 • Auf der 
Grundlage von Expertinneninterviews und Er
hebungen bei Studierenden und Unternehmen 
sollte die Einrichtung dieses Praxissemesters be
wertet werden. Die Studie informiert auch über 
die Einschätzung der Studierenden durch die Un
ternehmen, die auch durch diesen Kontakt bes
sere Beziehungen zur Universität unterhalten 
können. Das Praxissemester wird von allen Be-

20 Dudo von Eckhardstein,  Wolfgang Mayrhofer, Claudia 
Scagnetti, Die Studiensituation an der WU. Eine Analyse als 
Basis zur Entwicklung eines WU-spezifischen I nformations
und Beratungssystems für Studierende (WU-STIBSYj, Wien, 
1 991 . 

21 Josef Langer, Josef Neugebauer, Kooperation von Un iversi
tät und Wirtschaft im Bereich der Lehre. Eva l uation des 
Praxissemesters im Studienversuch Angewandte Betriebs
wirtschaftslehre an der Un iversität Klagenfurt, 1 99 1 .  

1 2 7 
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teiligten positiv beurteilt. Nach Auskunft der 
Studie veränderten sich zwar die Berufspläne 
der Studierenden durch die Erfahrungen der Pra
xis nicht wesentlich, aber das Studium wurde 
zielstrebiger im Hinblick auf die zu erwarten
den Anforderungen gestaltet. 

Mit den Beschäftigungschancen von SOWI
Absolventlnnen in der Steiermark befaßte sich 
ein weiteres Forschungsprojekt von Hochschul
lehrerinnen der Universität Graz22• Zielsetzung 
war eine Analyse der aktuellen und der zukünf
tigen Beschäftigungssituation von Sozial- und 
Wirtschaftswissenschafterinnen in der Steier
mark. Darüber hinaus sollten Vorstellungen und 
Vorschläge zur Verbesserung der Ausbildung 
formuliert werden. Grundlage der Studie waren 
ExpertJnneninterviews und sekundärstatistische 
Analysen. Die Studie rechnete mit einem Be
darfszuwachs bis 1 989 und mit einem Zuwachs 
an Absolventlnnen. Diese Schätzungen beruh
ten auf der Annahme einer längerfristigen 
Strukturumwandlung der steirischen Wirtschaft. 
Zwecks Verbesserung der Berufschancen der 
Absolventlnnen werden eine bessere EDV-Aus
bildung und intensivere Kontakte zwischen 
Hochschule und Praktikern aus der Wirtschaft 
gefordert. 

Eine Studien- und Berufsinformations4ro
schüre, die gemeinsam von den Bundesmini
sterien für Wissenschaft und Forschung und 
Soziale Verwaltung herausgegeben wurde, ent
stand auf der Grundlage einer Forschungsarbeit 
des Instituts für Angewandte Soziologie 1 97823• 
Diese Publikation stellte die Studienanforde
rungen und rechtlichen Grundlagen der sozial
und wirtschaftswissenschaftlichen Studien ent
sprechend dem Studiengesetz 1 966 und dessen 
Novellen zusammen und informierte auch über 
die Beschäftigungschancen der Absolventlnnen 
in ausgewählten Berufsbereichen. Grundlagen 

22 Hans Peter Liebmann, Hans Georg Knapp, Dieter Schneider, 
Gerald Brandstetter, Beschäftigungschancen von SOWI-Ab
solventen in der Steiermark für die nächsten zehn Jahre, 
1 978. 

23 Studien- und Berufsinformation Sozial- und Wirtschafts
wissenschaften, erstel lt vom Institut für Angewandte So
ziologie, hrsg. von den Bundesmin isterien für Soziale Ver
waltung und Wissenschaft und Forschung, 1 978. 
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waren eine auf der Basis von ExpertJnneninter
views erstellte Arbeitsmarktanalyse und sekun
därstatistische Datenauswertungen. Mit dieser 
Publikation lagen erstmals zusammenfassende 
Daten über alle sozial- und wirtschaftswissen
schaftlichen Studienrichtungen in Verbindung 
mit Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsdaten vor. 

1 980 erstellte Lorenz Lassnig am Institut 
für Höhere Studien eine Studie, deren Ergeb
nisse auch für die Reformdiskussion der sozial
und wirtschaftswissenschaftlichen Studien re
levant waren24• Die Studie versucht den Über
gang von den Hochschulen in das Beschäfti
gungssystem als Modell darzustellen, wobei die 
wesentlichen Steuerungsmechanismen und ge
sellschaftlichen Kräfte im bildungspol itischen 
Entscheidungsprozeß ausgewiesen werden soll
ten. Diese sind im wesentlichen von der Ange
botsseite die Schülerströme im Bildungswesen 
und die Bildungsnachfrage der Bevölkerung und 
von der Bedarfsseite der unmittelbar aktuelle 
Bedarf nach bestimmten Arbeitskräften und der 
weitgehend ungewisse, weil einem komplexen 
Prozeß der Substitution und Verdrängung un
terliegende, zukünftige bzw. längerfristige Be
darf an Universitätsabsolventlnnen. Zusammen
fassend stellt der Autor fest, daß die Angebots
und Bedarfsseite der AkademikerInnenbeschäfti
gung "allein schon wegen der langen zeitlichen 
Dauer zwischen Eintritt und Austritt aus dem 
Bildungswesen" weitgehend unabhängig von
einander sind, so daß für Bedarfsschätzungen 
nicht die jeweilige aktuelle Lage herangezogen 
werden kann, sondern Annahmen über relativ 
weit in der Zukunft liegende Konstellationen ge
troffen werden müssen. 

Eine Diplomarbeit an der Wirtschaftsuni
versität Wien befaßte sich 1 980 mit dem Image 
der wirtschaftsakademischen Ausbildungsstät
ten in Österreich25• Die Autorin untersuchte an
hand einer Erhebung bei Personalleiterinnen von 
Großbetrieben das Image der Wirtschaftsuniver-

24 Lorenz Lassnigg, Akademikerbedarf 1 960-1 980, Forschungs
bericht, 1 980, und ders., Akademikerbeschäftigung 1 970-

1 983, Forschungsbericht, 1 984. 

25 Margit Pauer, Das Image der wirtschaftsakademischen Aus
bildungsstätten in Österreich, Diplomarbeit, Wien, 1 980. 
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sität und der Absolventlnnen von Wirtschafts
studien. Aus der Arbeit ging hervor, daß die 
Wirtschaftsuniversität Wien von den meisten 
PersonalleiterInnen als die Ausbildungsstätte von 
Wirtschaftsakademikerinnen angesehen wurde, 
wobei aber die Universität Linz als die fort
schrittlichere Universität galt. Der Informations
stand der PersonalleiterInnen über das Wirt
schaftsstudium war eher niedrig, es bestand 
kaum Kontakt zwischen Universität und Wirt
schaftsbetrieben. Ein weiteres Resultat der Stu
die war die Empfehlung zu einer gezielteren 

Tabel le  9 

Zielerreichungscontrol l ing im Hochschu lbereich 

Öffentlichkeitsarbeit der Wirtschaftsuniversitäten 
und -fakultäten. Zudem wurde von den befrag
ten Wirtschaftsexpertlnnen energisch eine ver
stärkte Fremdsprachenausbildung gefordert. 

9.8 Materia lien 

In diesem Abschnitt finden sich insbesondere 
ergänzende Tabellen zum Abschnitt 9.4 sowie 
Materialien zu der in Abschnitt 9.6 beschrie
benen Enquete. 

Planstel len und remunerierte Lehraufträge für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften 

1 983, 1 991  und 1 994, nach ausgewählten Universitäten 

Universität Professoren Assistenten 

1 983 1 99 1  1 994 1 983 1 991  1 994 1 983 

Wien 22 ,0 38,0 57,0 50,0 1 04,0 1 6 1 ,0 375,75 

Graz 1 6,0 23,0 22,0 38,0 60,0 94,5 387,83 

Innsbruck 1 8,0 3 1 ,0 3 1 ,0 40,0 63,5 69,0 305,00 

WU Wien 70,0 89,0 78,0 1 70,0 240,0 236,0 1 .657,50 

Linz 28,0 38,0 39,0 71 ,5 85,0 93,5 

1 Jeweils Studienjahre 1 983/84, 1 991/92, 1 994/95; erteilte Lehrauftragsstunden auf Basis l it. a. 

Tabel le  1 0  

631 ,80 

remun. Lehraufträge 1 
1 991 1 994 

636,75 1 .075,85 

899,00 894,50 

781 ,50 768,25 

3.450,00 3.739,74 

1 .203,75 1 .383 ,00 

Lehrleistungsindikatoren sozial- und w irtschaftswissenschaftlicher Fakultäten, Studienjahre 1 987/ 

88, 1 990/91 und 1 992/93, nach Universitäten 

Universität Semesterwochen- Semesterwochen- Anteil der Lehrauf- Lehraufträge pro bed. 

stunden pro Professor stunden pro bed. träge am Gesamtlehr- Univ.lehrer ohne 
Universitätslehrer angebot in 0/0 Professoren 

87/88 90/91 92/93 87/88 90/91 92/93 87/88 90/91 92/93 87/88 90/91 92/93 

Wien 1 1 ,3 9,4 9,2 6,2 6, 1 5,6 38 33 42 3,2 3,0 4,3 
Graz 9,0 9,7 9,6 5,0 5,7 5,6 53 58 53 2 ,5 3,2 4,5 
Innsbruck 7,6 8,1 7 , 1  4,6 4,4 4,3 51 56 50 3 , 1  2,9 3,2 
Linz 7 ,8 9,2 8,6 5,4 5,5 4,9 47 53 49 3,2 3 , 1  3,7 
WU Wien 7,9 8, 1  8,4 5,2 5, 1 5,0 59 57 61 3,3 2,9 4,2 

Al le Universitäten 

und Fachbereiche 10,0 9,6 9,6 5,5 5,2 4,9 26 26 26 1 ,3 1 ,3 3,8 

Quelle: Arbeitsberichte der Institutsvorstände über die Studienjahre 1 987/88, 1 990/91 und 1 992/93 

1 2 9 
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Tabel le  1 1  
Fach l iches Studienangebot der Universitäten, 1 965, 1 985 und 1 995 

Fachbereich 

Theologie 

Rechtswissenschaften 

Sozial- und Wirtschaftswissenschaften 

Medizin 

Geistes- und Naturwissenschaften 

Techn ik/Monta nistik/Boden ku Itur 

Insgesamt 

1 965 

3 

1 

5 
2 

53 

1 9  

83 

Kapitel 9 

Stud ienrichtungen 1 

1 985 1 995 

5 6 

1 

9 10  

2 2 

63 66 

27  34  

107 1 1 9  

1 Keine Aufg l iederung in Studienzweige (auch nicht bei Lehramtsstudien), ohne Doktorats-, Aufbau- und Erweiterungsstudien. 

Tabe i le 1 2  
Fachliches und reg ionales Stud ienangebot der Universitäten, 1 965, 1 985 und 1 995 

Fachbereich 

Theologie 

Rechtswissenschaften 

Sozial- und Wirtschaftswissenschaften 
Medizin 

Geistes- und Naturwissenschaften 

T ech n i k/M onta n isti k/Boden ku Itu r 

I nsgesamt 

1 965 

7 

3 

8 
4 

1 39 

26 

1 87 

Stud ien richtungen I 

1 985 

1 5  

5 
24 

4 

1 85 

41 

274 

1 995 

1 6  

5 

27 
4 

195  

54 

301 

1 Keine Aufgl iederung in Studienzweige (auch nicht bei Lehramtsstudien), ohne Doktorats-, Aufbau- und Erweiterungsstudien. 

Tabel le 1 3  
Ausgaben der sozia l- und wirtschaftswissenschaftl ichen Fakultäten und der Wirtschaftsun iversität 

Wien, 1 994, in Mio. S 

Universität / Fakultät Personal Anlagen gesetzl. Ver- Ifd. Aufwand Insgesamt 

pfl ichtungen 

Wien 1 22,054 1 3 ,283 34,91 6 6,019  1 76,272 

Graz 79,364 4,557 25,852 3,506 1 1 3,279 

I nnsbruck 87,080 5,896 26, 1 26 5,243 1 24,345 

WU Wien 434, 1 1 7  47,382 90,999 65,086 637,584 

Linz 83,000 0 2,906 3 , 108 89,01 4 

I nsgesamt 805,61 5 71 , 1 1 8  1 80,799 82,962 1 . 1 40,494 

1 3 0 
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Graph ik  3 

Antei l  der Absolventinnen sozial- und wirtschaftswissenschaftl icher Studien 

an den erwerbstätigen Hochschulabsolventinnen 

Graph ik  4 

1 7% SOWI-Absolventlnnen 

Quelle: ibw, Ausbi ldungs- und Beschäftigungssituation 
für Absolventen sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen 
Studienrichtungen, Forschungsbericht, Wien, 1 995 

Vertei lung der Absolventinnen der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien 

auf Wirtschaftsbereiche 

30% 

25% 

20% 

1 5% 

1 0% 

5% 

2 3 4 5 6 7 8 9 10 1 1  

Quelle: ibw, Ausbildungs- u n d  Beschäftigungssituation 
für Absolventen sozial- und wi rtschaftswissenschaftlichen 
Studienrichtungen, Forschungsbericht, Wien, 1 995 

Realitäten, Rechts- u .  Wirtschaftsdienste; 
EDV-Dienstleistungen 

2 Geld- u nd Kreditwesen; Privatversicherung 

3 Öffentliche Verwaltung, Bund, Land, Gemeinde 

26% 

1 8% 

1 1  % 

4 Sonst. öffentl. Dienst; Sozia lversicherungsträger; 10% 

Energ ie- u .  Wasserversorgung;  Interessenvertret.; 
Verkehr- u nd Nachrichtenübermittlung;  Kunst, Unter
haltung und Sport; Gesundheits- und Fürsorgewesen 

5 Meta l lverarbeitende Industrie 

6 Handel, Lagerung 

7 Sonstige verarbeitende Industrie; 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabak; 
Texti l , Bekleidung, Leder; Holz, Papier, Druck; 
Stein- und Glaswaren 

8 Unterrichts- und Forschungswesen 

9 Bergbau und Bauwesen 

10 Chemische Industrie 

11 Sonstiges; Land- u. Forstwirtschaft; 
Beherbung u. Gaststättenwesen; 
Körperpflege, Reinigung, Bestattung; 
Haushaltung; Hauswartung 

8% 

7% 

6% 

6% 

4% 

3% 

2% 

1 3 1  
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FRAGEBOGEN 

1 .  Variante für Wirtschaft: Wie bewerten Sie die aktuelle Ausbildung der SO.WI'-Absolventen insgesamt? 

Variante für Universitäten: Wie bewerten Sie das aktuel le Curriculum der SOWI'-Studien an 

Ihrer Universität insgesamt? 

2. Welche Qual ifikationen sind nach Ihrer Ansicht für den Arbeitsbereich eines SOWI-Absolventen 

erforderlich? 

Tragen Sie bitte I h re Einschätzung durch Ankreuzen in die folgenden Ska len ein. 

unwichtig wichtig Sind die Absolventen Konnten Sie positive 

für das Unternehmen2 in diesem Bereich aus- Veränderungen in den letzte.n 

reichend ausgebildet?3 3 Jahren feststellen? 

0 2 3 4 0 2 3 4 positiv unver- negativ 

ändert 

Betriebswi rtschaft 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Vol kswirtschaft 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Theor. u. prakt. Rechtsfächer 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Marketing 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Organisation u. Management 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Mathematik, Statistik 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

EDV 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Sprachen 0 0 0 0 _ 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Prakt. Handlungskompetenz 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Analytische Fähigkeiten 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Persönl ichkeit 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Flexibi l ität, Kreativität 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

(Fortsetzung nächste Seite) 

Betriebswirtschaft, Angewandte Betriebswirtschaft, Handelswissenschaft, Internationale Betriebswirtschaft, Sozialwirtschaft, So
ziologie, Statistik, Volkswi rtschaft, Wirtschaftsinformatik, Wi rtschaftspädagogik, Wi rtschaftswissenschaften mit internationaler 
Ausrichtung. 

2 0 = unwichtig ; 4 = sehr wichtig. 
3 0 = unzureichend; 4 = sehr gut ausgebildet. 

1 3 2 
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FRAGEBOGEN (Fortsetzung) 

3. Sind aus Ihrer Sicht in den folgenden Arbeitsbereichen der SOWI-Absolventen eher General isten oder 

fachspezifisch ausgebildete Spezial isten einsetzbar? 

eher Genera l isten eher Spezial isten 

Marketing, Verkauf 0 0 

Einkauf, Materialwirtschaft 0 0 

Organisation, Logistik, EDV 0 0 

Produktion 0 0 

Rechnungswesen, Finanzen 0 0 

4. Wie sehen Sie das Verhältnis zwischen Universität und Wirtschaft? In welchen der folgenden Bereiche 

(während des Studiums, Studienabschlußphase, Diplomarbeit, postgraduale Phase, Dissertation) halten 

Sie eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Wirtschaftsbetrieben und Universität für erforderlich? 

Wie stellen Sie sich die verstärkte Zusammenarbeit konkret vor? 

5. Nur für Vertreter der Wirtschaft: Wieviele SOWI-Absolventen wurden in Ihrer Firma in den letzten 

drei Jahren eingestellt? 

Bereich 

1 3 3 
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Einladungsl iste 

"Zielevaluierung der Reform der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studien 1 983. 

Ein Beitrag zum Hochschulbericht 1 996" 

Eingeladene seitens der Wirtschaft 

I. Realitäten 

Vorstandsdirektor Mag. Georg Rukavina, 

Österreich ische Realitäten AG 

Dir. Susanne Herles, KSB Konzern Service 

Beratungs GmbH 

11. Rechts- und Wirtschaftsdienste 

Mag. Helga Stolz-Nad rasky, Deloitte Et Touche 

Danubia Treuhand GesmbH 

a.o. Univ. Prof. I ng. Dkfm. Dr. Geiserich E. Tichy, 

SOT Süd-Ost Treuhand AG 

Dkfm. Franz Gogg, Price Waterhouse AG 

Dir. Dr. Friedrich Höd l ,  Kreditschutzverband von 1 870 

1 1 1. EDV-Dienstleistungen 

Dir. Dkfm. Lorenz Fritz, Alcatel Austria AG 

Dir. Dkfm. Dietmar Neyer, IBM Österreich Intern. 

Büromaschinen GesmbH 

IV. Geldwesen 

Mag. U l la Wasilewski, Bank Austria AG 

Richard Krö l l ,  Tiroler Sparkasse Bankaktiengesellschaft 

V. Kredit- und Versicherungswesen 

Dr. Josef Fiala, EA Genera l i  AG 

Gen. Dir. Dkfm. Dr. Siegfried Sel l itsch, 

Wr. Städtische Al lgemeine Versicherungs AG 

VI. Öff. Verwaltung - Bund 

Mag. Otto Leder, Personalabte i lung,  Rechnungshof 

VI. äff. Verwaltung - Länder und Gemeinden 

Magistratsrat Dr. Peter Pollak, MA 2, Wien 

Mag. Christoph Andl inger, Personal- und 

Organisationsamt Magistrat Linz 

VII .  äff. Dienstleistungen 

Dr.Georg Petek-Smolnig, Wirtschaftskammer Österreich 

Dir. Dkfm. Leopold Geierecker, Sozialversicherungs-

anstalt der gewerblichen Wirtschaft 

Dir. Dr. Helmuth Gross, Allg. Baugesellschaft -

A.Porr AG 

Mag. Martha Eckl, Arbeiterkammer 

VII I .  Gesundheitswesen 

Mag. Marlies Garbsch, Wr. Krankenanstaltenverbund 

IX. Nachrichtenwesen. Verkehr  

MR Dr. Manfred Lang, Österr. Post- und 

Teleg raphenverwaltu ng  

1 34 

Dr. Rupert Reisch i ,  Austrian Air l ines AG 

X. Handel 

Dr. Alfred Cuba, Un i lever 

Dkfm. Phi l ip Markl, I nterspar 

Dkfm. Manfred Thum, Henkel GesmbH 

Dr. Kurt Hrynasch, OMV 

XI. Personalberater 

Dr. Pau I Röttig 

Mag. Katharina Cortolezis-Sch lager 
XII. Interessensvertretungen 

Mag. Monika Ljubicic, I ndustriel lenverei nigung 

Dr. Klaus Schedler, ibw 

Dr. Gertrude Aumü l lner, Arbeitsmarktservice 

Dr. Georg Petek-Smolnig, Wi rtschaftskammer 

XIII. Managementbildung 

Dkfr. Helga Stattier, Hernstei n 

Geschäftsführer Dr. Michael Sturm, BFI 

XIV. Absolventen 

Dr. Martina Manhardtsberger 

xv. SM für Unterricht und kulturelle 

Angelegenheiten 

OR Mag. Hannelore Kempel, Abt. 1 1/3 

Eingeladene seitens der Universitäten 

Universität Wien 

Univ. Prof. Dr. Gerhard Orosel, I nstitut fü r Wirtschafts

wissenschaften 

Univ. Prof. Dr. Karl Georg Winckler, I nstitut für Wirt

schaftswissenschaften 

Univ. Prof. Dr. Udo Wagner, Institut für Betriebswirt

schaftslehre 

Dr. Corinna Plange, Zentrum für Berufsplanung an der 

Universität Wien 

Wirtschaftsuniversität Wien 

Univ. Prof. Dr. Werner Clement, Institut für Vol kswi rt

schaftstheorie und -politik 

Un iv. Prof. Dr. Oskar Grün, Institut f. Organisation u. 

Materialwi rtschaft 

Univ. Prof. Dr. Dudo von Eckardstein, Inst. f. Wirt

schafts- u. Verwa ltungsführung 

Mag. Helene Mayerhofer, Abtei lung für Persona l

wi rtschaft 
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Dr. Andrea Köppl, Zentrum für Berufsplanung an der 

Wirtschaftsuniversität Wien 

Un iv. Prof. Dr. Wi lfried Schneider, I nstitut für Wirt

schaftspädagogik 

Universität Graz 

Un iv. Prof. Dr. Hans Peter Liebmann, Institut f. Handel , 

Absatz und Marketing 

Univ. Doz.Ass. Prof. Dr. Hans-Georg Knapp 

Universität Innsbruck 

Dekan Univ. Prof .Dr. Friedrich Roithmayr 

Un iv. Prof. Dr. Klaus Schredelseker, I nstitut für 

Betriebliche Finanzwirtschaft 

Univ. Prof. Dr. Hans Müh lbacher, I nstitut fü r Handel ,  

Absatz und Marketing 

Universität Linz 

Univ. Prof. Dr. Hans Peter Euler, I nstitut für Soziologie 

Univ. Prof. Dr. Gerhard Reber, Institut für 
U nternehmensfü hrung 

Dr. Heinz Kotek, I nstitut für Treuhand- und 

Rechnungswesen 

Univ. Prof. Dr. Gustav Pomberger, I nstitut fü r Wirt

schaftsinformatik 

Universität Klagenfurt 

Un iv. Doz. Ass. Prof. Dr. Josef Langer, I nstitut für 

Soziologie 

Österreichische Rektorenkonferenz 

vertreten durch Dekan Univ.Prof.Dr. Roithmayr 

Dr. Andrea Henzel 

Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und 

künstlerischen Personals 

vertreten durch Dr. Heinz Kotek 

Österreichische Hochschülerinnenschaft 

3 Vertreterinnen 

Bundeskonferenz der Un iversitäts- und 

H ochsch u I professoren 

Univ. Prof. Dr. Hans Rene Laurer, WU, Institut für 

Verfassungs- und Verwaltungsrecht 

Un iv. Prof. Dr. Hans Lexa, Universität Innsbruck, I nstitut 

für Revisions-, Treuhand- und Rechnungswesen 

Zielerreichungscontrol l ing im Hochschulbereich 

Vertreter seitens des BM für Wissenschaft, Verkehr 

und Kunst 

Sektionschef Dr. Sigurd Höll.inger 

GL MR  Dr. Lothar Matzenauer, I/B 

MR Dr. Eva Knollmayer, I/B/1 4  

MR  Mag. Josef Wöckinger, I/B/ 1 4  

Mag. Maria Kepl inger, I/B/1 4  

M R  Dr. Friedrich Hartl, I/B/5A 

R Dr. Erwin Neumeister, I/B/5A 

MR Dr. Walter Kraft, IIA 

MR Dr. Peter Magagna, IIAl l 

Okmsr. Mag. Michael Bauer, IIAl l 

Vertreter seitens des Universitätenkuratoriums 

Generaldirektor Dr. Erwin Bundschuh  

Genera lsekretär DipLing. Georg Wöber 

Dkfr. Hermine Goldmann 

Inhaltliche Vorbereitung 

Dr. Eva Götz 

Moderation 

Dr. Walter Reiter 

1 3 5 
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Zielerreichungscontro l l ing im Hochschu lbereich Kapitel 9 

Bundesministeri u m  für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
gemeinsam mit dem 

Un  ive rsitätenkuratori um 

Zieleva l u ierung der  Reform der  sozial- und wirtschaftswissenschaftl ichen Stud ien 1 983 
Ein Beitrag zum Hochschulbericht 1 996 

Vorsitz: 

Sektionschef Dr. Sigurd Hö l l inger (BMWFK) 

Genera ld i rektor Dr. Erwin Bundschuh 

(U niversitäten ku ratorium) 

Moderation : 

Dr. Walter Reiter 

Montag, 26. Februar 1 996, 9.00- 1 3.00 

Dienstag, 27. Februar 1 996, 1 3.30-1 5.00 

Technische Universität Wien 

Stiege I ,  1 .  Stock, Karlsplatz 1 3, 1 040 Wien 

Böckl Saa l 

1 3 6 

Montag, 26. Februar 1 996 

9.00 Eröffnung 

Generald irektor Dr. E rwin Bundschuh, 

U n iversitätenku ratori um 

Sektionschef Dr. Sigurd Höl l i nger, BMWFK 

• 
• 

Anl iegen und Ziele der Veransta ltung 

Übersicht über die SOWI-Reform 1 983, 

Materia l ien zu Studium und Arbeitsmarkt der 

SOWI-Absolventen (Kurz5ericht Dr. Eva Götz) 

9.30- 1 1 .00 

Bewertung von Ausbi ldung und Qualifikation der 

SOWI-Absolventen .aus der Sicht der Arbeitgeber aus 

Wirtschaft und Verwaltung 

Ste l lungnahmen der Te i lnehmer in einer moderierten 

Diskussion 

Pause 

1 1 .30-1 3.00 

Diskussion über die Beziehungen zwischen 

Universität und Wirtschaft 

Stel lungnahmen der Tei l nehmer in einer moderierten 

Diskussion 

Zusammenfassung durch den Moderator 

Dienstag, 27. Februar 1 996 

1 3.30-1 5.00 

Diskussion der Tagungsergebnisse mit Vertretern 

der Universität 
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Kapitel 9 Zielerreichungscontrol l ing im Hochschulbereich 

Bundesministeri um  für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
gemeinsam mit dem 

Un  iversitätenkuratori um 

Zielevalu ierung der  Reform der sozia l- und w i rtschaftswissenschaftl ichen Studien 1 983 
Ein Beitrag zum Hochschu lbericht 1 996 

Vorsitz: 

Sektionschef Dr. Sigurd Höl l inger (BMWFK) 

Generaldirektor Dr. Erwin Bundschuh 

(Universitätenku ratori u m) 

Moderation : 

Dr. Wa Iter Reiter 

Dienstag, 27. Februar 1. 996, 9.00-1 3.00 und 

1 3.30-1 5.00 

Technische Universität Wien 

Stiege I ,  1 .  Stock, Karlsplatz 1 3, 1 040 Wien 

Böckl Saal 

Dienstag, 27. Februar 1 996 

9.00 Eröffnung 

Sektionschef Dr. Sigurd Höl l inger, BMWFK 

Generald irektor Dr. Erwin Bundschuh, 

• 
• 

Un iversitäten kuratori u m 

Anl iegen und Ziele der Veranstaltung 

Übersicht über die SOWI-Reform 1983, 

Materialien zu Studium und Arbeitsmarkt der 

SOWI-Absolventen (Kurzbericht Dr. Eva Götz) 

9.30- 1 1 .00 

Bewertung der Reform der Sozial- und Wirtschafts

wissenschaften aus der Sicht der Universitäten 
• im Hinb l ick auf die Umsetzung an der Universität 
• im H inb l ick auf d ie Qualifizierung fü r den 

Arbeitsmarkt 

Ste l lungnahmen der Tei l nehmer in einer moderierten 

Diskussion 

Pause 

1 1 .30- 1 3 .00 

Möglichkeiten und Grenzen der Zusammenarbeit 

zwischen Universität und Wirtschaft 

Ste l l ungnahmen der Tei lnehmer in einer moderierten 

Diskussion 
Zusammenfassung durch den Moderator 

Pause 

1 3.30-1 5.00 

'Diskussion der Tagungsergebnisse mit Vertretern 

der Wirtschaft 

1 3 7 
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Anhang A 

Gesetzl iche Grundlagen 

für den Hochschulbericht 1 996 

1 .  Bundesgesetz ü ber die Organisation 

der U niversitäten (UOG 1 993 .  BGBLN r. 805) 

.. Dcr Bu ndesmin ister für Wissenschaft und Forsch u n � '  

h , 1 1  dem Nat ionalrat re�e1mMli�. m i ndestens i n  Ab

stiinden VOll drei J a h ren.  ei nl'n Bericht über die  Lei

S1LIll�en und P roblemc der Un ivers i t ;i ten in F o rschun� 

und Lehre vorzule�l'n und Lihun�svorschläge zu u n 

terbreiten ( HochsL'i1U lberieln)." (s 18  A b s .  9)  

2 .  Stud ienförderungsgesetz 1 99 2  - StudFG 

(BGBLNr. 305/1 992)  

. .  D e r  Bundesminister für Wissl'nscha l't u n d  Forschun� ' 

hat im R ahmen des l I ochschulbLTichtes (§ 44 A H St G ') 

auch eine Stat ist ik über die  den Studierenden an den 

Un ivers itäten und Ku nsthochschulen �ewäh rten S t u 

d il'nbeih i l fen u n d  weit eren Fiirderu ngsm a ß n a h nll"n 

LU veröffent l ichen." (s 69) 

3.  Bundesgesetz über die Studienrichtung Medizin 

(BGBLNr. 1 23/1 973) 

.. Im Hochschulbnicht �em�i rl § 44 des All gemei nen 

l lochschul-Studien�esetzes ' hat der Bundes m in ister 

fli r Wissenscha l't und Forschung ' zu berichten. wie

weit sich die Bes t i nllllungen d ieses Bundesgesetzes 

IJl'i der Durc h fü h run� des Medizinstudiullls bew;i h rt 

hallen." (§ 1 6  Alls.  3 )  

4. U niversitäts-Organ isationsgesetz 

(EGEI.Nr. 2 58/ 1 9 7 5) 

.. Jede U n i versiLit h a t  de lll Bundesm i n i st e ri u m  fü r 

Wissenschafl u n d  Forschung:  binnen einer von die

sem gesetzten an�emessent'n Frist e inen Vorsch la� 

und e ine Übersicht der benii t igten Dienstposten für 

das kommende Finamjahr vorzuil'�en ... G ki dlzei-

Seit 1 996:  Bu ndesm i n ister( i u m )  fü r Wissenschaft, Verke h r  
u n d  Kunst.  

2 N u n me h r  § 1 8  Abs. 9 UOG 1 993. 

t ig  ist eine Vorscha u  hi nsichtl ich Bud�et und D ienst

posll'nplan auf weitere drl'i J a h re vorzulegen. wobei 

a u f  d i l'  P lal1 u ngrn e1l'S Bundesmin isteriums für Wis

st"l1schali und Forschu n � ' .  i nsbesondere auch auf die  

i m  I J odlschul bericht (§ 44  Allgemeines Hochschu l 

Studit n�esetz2) n ieder�l'lcgtl'n Vorschl �i�e, B ed acht 

zu nehmen ist." (§ 4 Abs. 1 )  
"Die I mt i tu t e  haben die zur Durch fühnll1g i h 

rer A u  r�a b e n  voraussi l'hl l  ich erforderl i c h e n  M i tt el 

u n d  D i enstposten a l Ij i ihrl ich i n  e inern A n t rag ZUIll 

B ud�et der U nivers i Ui t  zusammenzu fa'>sen u n d  zu 

begründen. G leichzeit ig ist eine Vorsch,lu auf weite

re drei J a h re vorzulegen. wobei a u f  die Plan u ngen 

des Bundesministeriu ms für Wissensc h a ft und F o r

schu n � ' .  i nsbesondere auch a u f  die  im Hochschu l 

bericht  (s 44 Allgemei nes Hochsch u l - Studiengesetz)) 

niedergelegten Vorschhigl' Bedacht zu nehmen ist  ... " 

(§ 49 Alls.  3 )  
"Der B u ndes m i n istl'r für W issenscha ft u n d  F o r

schu n�'  hat  d ie  Arbei t sberichte getlliill Abs. 1 bis  4 :  

bei dLT Verfassung des 1 I00'hsch ulberichtes ( §  44 A I I 

gCllIl'i nl's I lochschul-Studi l'ngesetz ' )  zu vrrwerten ." 

(s 95 Abs. 7) 

5. Kunsthoehschul-Studiengesetz 

(BGEI.Nr. 1 87/1 983) 

. .  [)LT  Bu ndesmi n ister für  Wissenschaft und Forschul1�' 

hat i m  Rahmen des �l'm;ill § 44 des A I I �emeinel1 

Hochschul -Studiengesl'tzes ' dem N a t i o n a l rat  vorzu

l e�endl'n Berichtes auch die  Leistungen und Proble

me der Hochschulen u n t er M i t w i rkung al ler  a kade

mischen Behörden d a rzu,>t e l len .  Die Best immungeIl 

des s 44 zweiter Satz  dl's A l l gemeineIl Hochschul

Studil'n�esetzes s ind s i n l 1 �l'm;iß anzuwenden." (§  54) 

3 Arbeitsberichte der  I nstit utsvorstä nde.  der K l i n i ke n  bzw. I n 

st itute und K l i n i schen Abtei l u n gen der  Med iz i n ischen Fa
ku l täten und J a h resberichte über I n ha l t  u n d  Umfang der 
Tä t igke i t  i m  Rahmen der e igenen Rech tsfä h i g ke i t  der U n i 
versitäten und i h rer E i n richtungen ( §  2 Abs. 2) ;  dem S i n n  
d e s  Gesetzes n a c h  auch d i e  Arbe itsberichte d e r  U n iversitäts
d i rektoren und Tät igke i tsbe r i c h te der Le i ter  beso n d e re r  
U n iversitätsei n r ichtungen.  

1 39 
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6. Studienberechtigungsgesetz (BGBI.Nr. 292/1 985 

in der Fassung BGBI.Nr. 624/1 991 )  

"Der Bundesminister fü r  Wissenschaft und Forschung' 

hat im Hochschulbericht auf die Studienberechti

gungsprüfung einzugehen. Er hat hiebei die gemäß 

Abs. 2 bis 4 zur Verfügung stehenden Daten4 zu ver

werten." (§ 1 8  Abs. I )  

4 Verwaltungsdaten gemäß Abs. 2 ;  statistische Erhebungen 
bei den Bewerbern gemäß Abs. 4 wurden nur bis WS 1 99 1 /  

92  durchgeführt. 

1 40 
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Anhang B 

Gesetze. Verordnungen. StaatsverträgeS und 

EU-Recht 

Vom Nationalrat beschlossene Gesetze 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemein e  Hochschul

Studiengesetz geändert wird, B GBI .Nr. 523/ 1 993 

Bundesgesetz, mit dem das Kunsthochschul-Studien

gesetz und die Bundesgesetze über technische Studien

richtungen geändert werden, B GBI.Nr. 524/ 1 993 

Bundesgesetz, mit  dem das Bundesgesetz über sozi

al- und wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtun

gen geändert wird, BGBI.Nr. 525/ 1 993 

Bundesgesetz, mit  dem das  Bundesgesetz über  die 

Gründung der Hochschule für B ildungswissenschaften 

in  Klagenfurt geändert wird, BGBI.Nr. 809/ 1 993 

Bundesgesetz, mit  dem das  U niversitäts-Organisa

tionsgesetz geändert wird, BGBI.Nr. 804/ 1 993 

Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten 

(UOG 1 993), BGBI.Nr. 805/ 1 993 

Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz 

1 99 2  geändert wird, BGBI .Nr. 29/ 1 994 

Bundesgesetz, mit  dem das Allgemeine Hochschul

Studiengesetz - AHStG geändert wird, BGBI.Nr. 1 1 1 /  

1 994 

Bundesgesetz, mit  dem das  Kunsthochschul-Studien

gesetz - KHStG geändert wird, BGBI.Nr. 1 1 2/ 1 994 

5 Kundmachung 1 .  J u n i  1 993 bis 3 1 .  M a i  1 996. 

Bundesgesetz über die Errichtung des Universitäts

zentrums für Weiterb ildung mit der Bezeichnung 

Donau-Universität Krems, BGBI.Nr. 269/ 1 994 

Bundesgesetz, mit  dem das  Akademie-Organisations

gesetz geändert wird, BGBI .Nr. 270/ 1 994 

Bundesgesetz, mit dem das Kunsthochschul-Organi

sationsgesetz, das Kunsthochschul-Studiengesetz und 

das Bundesgesetz über geisteswissenschaftl iche und 

n aturwissenschaftliche Studienrichtungen geändert 

werden, BGBI .Nr. 27 1 / 1 994 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über geistes

wissenschaftliche und naturwissenschaftliche Studien

richtungen geändert wird, BGBI.Nr. 272/ 1 994 

Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz 

1 992 geändert wird, BGBI.Nr. 6 1 9/ 1 994 

B u ndesgesetz, mit  dem das Studienberechtigungs

gesetz geändert wird, BGBI.Nr. 620/ 1 994 

Bundesgesetz, mit dem . . .  das Bundesgesetz über die 

Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten a n  

Hochschulen, das Kunsthochschul-Organisationsge

setz, das Universitäts-Organisationsgesetz, das Aka

demie-Organisationsgesetz 1 988, das Kunsthochschul

Studiengesetz, das Allgemeine Hochschul-Studien

gesetz . . .  geändert werden . . .  (Strukturanpassungsge

setz), BGBI.Nr. 297/ 1 99 5  

Bundesgesetz, m i t  dem das Allgemeine Hochschul

Studiengesetz (AHStG) und das Kunsthochschul-Stu

diengesetz (KHStG) geändert werden, BGBI.Nr. 508/ 

1 99 5  

Bundesgesetz, m it dem das Universitäts�Organisa

tionsgesetz geändert wird, BGBI.Nr. 509/ 1 99 5  

Bundesgesetz, mit dem das Kunsthochschul-Organisa

tionsgesetz geändert wird, BGBI. Nr. 5 10/ 1 99 5  

1 4 1 
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Bundesgesetz, mit dem das Akademie-Organisations

gesetz geändert wird, BGBl.Nr. 5 1 1  / 1 995 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über tech

nische Studien richtungen geändert wird, BGBl.Nr. 5 1 2/ 
1 995 

Bundesgesetz, mit  dem das StudienfOrderungsgesetz 

1 992 geändert wird, BGBl.Nr. 5 1 3 / 1 995 

Bundesgesetz, mit  dem die  Verordnung betreffend 

Regelung der Ausbildung zum Zahnarzt geändert wird, 

BGBl.Nr. 829/ 1 995 

Strukturanpassungsgesetz 1 996, umfassend . . .  das 

Studienfcirderungsgesetz 1 992, das Bundesgesetz über 

die Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an 

Hochschulen . . .  , BGBl.Nr. 201/ 1 996 

Verordnungen des Bundesministers 

für Wissenschaft. Verkehr und Kunst" 

Verordnung, mit der dem von der Schloß Hofen Wis

senschafts- und Weiterbildungs-Gesellschaft m.b.H., 

Lochau am Bodensee, Vorarlberg, durchgeführten 

Lehrgang "Psychotherapeutisches Propädeutikum 

Vorarlberg" universitärer Charakter verliehen wird, 

BGBl.Nr. 436/ 1 993 

Verordnung über den Lehrgang des Instituts für Öster

reichische Geschichtsforschung in Wien, BGBl.Nr. 559/ 
1 993 

Verordnung, mit der die Universitäts-Studienevidenz

verordnung (UniStEVO) geändert wird, BGBl.Nr. 563/ 
1 993 

Verordnung, mit der die Kunsthochschul-Studien

evidenzverordnung (KHStEVO) geändert wird, BGBl.  

Nr. 564/ 1 993 

Verordnung, mit der die Hochschul-Statistikverord

nung geändert wird, BGBl.Nr. 565/ 1 993 

6 Bis Ende 1 994: Bundesminister für Wissenschaft und For
schung, bis April 1 996 8undesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst. 

1 42 

Verordnung über die Studienordnung für die evan

gelisch-theologischen Studienrichtungen, BGBl.Nr. 

579/ 1 993 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die Stu

dienrichtung Kulturtechnik und Wasserwirtschaft ge

ändert wird, BGBl.Nr. 580/ 1 993 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die Stu

dienrichtung Kunststofftechnik geändert wird, BGBl. 

Nr. 58 1 / 1 993 

Verordnung, mit der die I. Durchführungsverordnung 

zum Kunsthochschul-Studiengesetz geändert wird, 

BGBl.Nr. 582/ 1 993 

Verordnung über die nach dem Studien förderungs

gesetz 1 992 dem Studien ort gleichzusetzenden Ge

meinden, BGBl.Nr. 604/ 1993 

Verordnung über die E rreichbarkeit von Studienorten 

nach dem Studienförderungsgesetz 1 992, BGBl.Nr. 

605/ 1 993 

Verordnung über die Verlängerung der Anspruchs

dauer für den Bezug von Studienbeihilfe, BGBl.Nr. 

606/ 1 993 

Verordnung über die Höhe der Beihilfen für Auslands

studien, BGBl.Nr. 607/ 1 993 

Verordnung, mit der die Studienordnung Betriebs

wirtschaft geändert wird, BGBl.Nr. 65 1 / 1 993 

Verordnung über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

geprüfter Europarechtsexperte" und "Akademisch 

geprüfte Europarechtsexpertin", BGBl.Nr. 658/ 1 993 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die Stu

dien richtungen der Romanistik geändert wird, BGBl. 

Nr. 706/ 1 993 

Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für den 

Studentenberatungsdienst, BGBl.Nr. 730/ 1 993 

Verordnung, mit der dem postgradualen Lehrgang zur 

Europäischen Integration für die öffentliche Verwal-
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tung an der Verwaltungsakademie des Bundes uni

versitärer Charakter verliehen wird, BGBI.Nr. 779/ 1 993 

Verordnung, mit der die Studienordnung Soziologie 

geändert wird, BGBI.Nr. 820/ 1 993 

Verordnung, mit der die Studienordnung HandeIs

wissenschaft geändert wird, BGBI.Nr. 82 1 / 1 993 

Verordnung, mit der die Studienordnung Wirtschafts

pädagogik geändert wird, BGBI.Nr. 822 / 1 993 

Verordnung über die Höhe der Monatsraten für Re

munerationen für Lehraufträge an Universitäten und 

Hochschulen, BGBI.Nr. 7 1 / 1 994 

Verordnung, mit der die Gleichstellungsverordnung 

geändert wird, BGBI.Nr. 78/ 1 994 

Verordnung, mit der die Studienordnung für den 

Studienversuch Ernährungswissenschaften geändert 

wird, BGBI.Nr. 87/ 1 994 

Verordnung über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

geprüfter Fremdenverkehrskaufmann" und "Akade

misch geprüfte Fremdenverkehrskauffrau", BGBI.Nr. 

1 32/ 1 994 

Verordnung, mit der die Verordnung für die Studien

versuche Klavierkammermusik (Kurzstudiuml und 

K1avier-Vokalbegleitung (Kurzstudiuml geändert wird, 

BGBI.Nr. 1 39/ 1 994 

Verordnung über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

geprüfter Toxikologe" und "Akademisch geprüfte 

Toxikologin", BGBI.Nr. 202/ 1 994 

Verordnung über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

geprüfter Lehrer für Gesundheits- und Krankenpfle

ge" und "Akademisch geprüfte Lehrerin für Gesund

heits- und Krankenpflege", BGBI.Nr. 203/ 1 994 

Verordnung über Leistungsstipenden für das Studi

enjahr 1 993/94, BGBI.Nr. 234/ 1 994 

Verordnung über Förderungsstipendien für das Ka

lenderjahr 1 994, BGBI.Nr. 235/ 1 994 

Verordnung über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

Anhang 

geprüfte Exportkauffrau" und "Akademisch geprüf

ter Exportkaufmann", BGBI.Nr. 434/ 1 994 

Verordnung über die Studienordnung für die Studien

richtung Veterinärmedizin (Studienordnung Veteri

närmedizinl, BGBI.Nr. 458/ 1 994 

Verordnung, mit der dem Lehrgang für Sozialwirt

schaft, Management und Organisation Sozialer Dienste 

an der Wissenschaftlichen Landesakademie für Nieder

österreich universitärer Charakter verliehen wird, 

BGBI.Nr. 459/ 1 994 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die päd

agogische Ausbildung für Lehramtskandidaten geän

dert wird, BGBI.Nr. 482/ 1 994 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die Stu

dienrichtung Mathematik geändert wird, BGBI.Nr. 499/ 

1 994 

Verordnung, mit der die Studienordnung Technische 

Mathematik geändert wird, BGBI.Nr. 500/ 1 994 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die Stu

dienrichtung Erdwissenschaften geändert wird, BGBI. 

Nr. 609/ 1 994 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die Stu

dienrichtung "Philosophie, Pädagogik und Psycho

logie (Lehramt an höheren Schulen)" geändert wird, 

BGBI .Nr. 690/ 1 994 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die Stu

dienrichtung Sprachwissenschaft geändert wird, BGBI. 

Nr. 69 1 / 1 994 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die Stu

dienrichtungen der Slawistik geändert wird, BGBI.Nr. 

692/ 1 994 

Verordnung über die Konstituierung von Universi

tätsorganen nach dem UOG 1 993, BGBI.Nr. 794/ 1 994 

Verordnung, mit der die Verordnung über die Pau

schalierung der Aufwandsentschädigung der Rekto

ren der Universitäten, Prä- und Prorektoren der Uni-

1 43 
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Anhang 

versitäten und Dekane der Fakultäten an Universitä

ten geändert wird, BGBI.Nr. 795/ 1 994 

Verordnung, mit der dem Lehrgang für Europarecht 

an der Wissenschaftlichen Landesakademie für Nieder

österreich universitärer Charakter verl iehen wird, 

BGBI.Nr. 836/ 1994 

Verordnung, mit der die Studienordnung für die Stu

dien richtungen der Slawistik geändert wird, BGBI.Nr. 

863/ 1 994 

Verordnung, mit der die Studienordnung Wirtschafts

informatik geändert wird, BGBI .Nr. 864/ 1 994 

Verordnung, mit der dem von der Schloß Hofen Wis

senschafts- und Weiterbildungs-Gesellschaft m.b.H. 

durchgeführten Post-Graduate-Lehrgang "Betriebs

wirtschaft für Juristen" universitärer Charakter ver

liehen wird, BGBI .Nr. 879/ 1 994 

Verordnung über Formulare nach dem Studienför

derungsgesetz 1 992, BGBI. Nr. 894/ 1 994 

Verordnung über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

geprüfter Lehrer fü.r Gesundheitsberufe" und "Aka

demisch geprüfte Lehrerin für Gesundheitsberufe", 

BGBI.Nr. 899/ 1 994 

Verordnung über die Errichtung einer Zentralbib

liothek für Medizin in Wien, BGBI.Nr. 900/ 1 994 

Verordnung über die Aufgaben des Österreich ischen 

Bundesinstituts für den wissenschaftlichen Film, BGBI. 

Nr. 901 / 1 994 

Verordnung, mit der die Gleichstel lungsverordnung 

geändert wird, BGBI.Nr. 1070/ 1 994 

Verordnung über die Bestimmung der Wahltage für 

die Hochschülerschaftswahl 1 995, BGBI.Nr. 106/ 1 995 

Verordnung über den universitären Charakter des 

internationalen Lehrganges für Gesundheitsmanage

ment und über die Berufsbezeichnungen "Akademisch 

geprüfter Gesundheitsmanager" und "Akademisch ge

prüfte Gesundheitsmanagerin" , BGBI.Nr. 1 26/ 1 995 

1 44 

Verordnung über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

geprüfter Tourismuskaufmann" und "Akademisch 

geprüfte Tourismuskauffrau", BGBI.Nr. 1 54/ 1 995 

Verordnung über die Höhe der Monatsraten der Remu

nerationen für Lehraufträge an U niversitäten und 

Hochschulen, BGBI.Nr. 190/ 1995 

Verordnung betreffend Maßnahmen zur Förderung 

von Frauen im Wirkungsbereich des Bundesministe

riums für Wissenschaft, Forschung und Kunst (Frauen

förderungsplan im Wirkungsbereich des Bundesmi

nisteriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst), 

BGBI.Nr. 229/ 1995 

Verordnung über Leistungsstipendien für das Studi

enjahr 1 994/95, BGBI.Nr. 28 1 / 1 995 

Verordnung über Förderungsstipendien für das Kalen

derjahr 1 995, BGBI.Nr. 282/ 1995 

Verordnung, mit der die Verordnung der Formulare 

nach dem Studienförderungsgesetz 1 992 geändert 

wird, BGBI.Nr. 3 8 1 / 1995 

Verordnung über die Studienordnung für die Studien

richtung Kunstgeschichte (Studienordnung Kunstge

schichte), BGBI.Nr. 399/ 1 995 

Verordnung, mit  der dem "Lehrgang für den Unter

nehmernachwuchs" am Hernstein International Ma

nagement Institute universitärer Charakter verliehen 

wird und über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

geprüfte Unternehmensleiterin" und "Akademisch 

geprüfter Unternehmensleiter", BGBI.Nr. 407/ 1 995 

Verordnung über die Konstituierung von Universitäts

organen nach dem UOG 1993, BGBI.Nr. 447/ 1 995 

Verordnung über die Berufsbezeichnungen "Akade

misch geprüfter Kulturmanager" und "Akademisch 

geprüfte Kulturmanagerin", BGBI.Nr. 463 / 1 995 

Verordn ung, mit  der  d ie  Studienordnung für den 

Studienversuch "Internationale Betriebswirtschaft" 

geändert wird, BGBI.Nr. 546/ 1995 
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Verordnung über die Studienordnung für die Studien

richtung Mechatron ik (Studienordnung Mechatronik), 

BGBI.Nr. 6 1 2/ 1 995 

Verordnung, mit der die Universitäts-Studienevidenz

verordnung geändert wird, BGBI.Nr. 6 1 3 / 1 995 

Verordnung, mit der die Kunsthochschul-Studien

evidenzverordnung geändert wird, BGBI.Nr. 6 1 4/ 1 995 

Verordnung, mit der die Hochschul-Statistikverord

nung geändert wird, BGBI.Nr. 6 1 5/ 1 995 

Verordnung, mit der die Verordnung über die Erreich

barkeit von Studienorten nach dem $tudienförde

rungsgesetz 1 992 geändert wird, BGBI.Nr. 6 1 6/ 1 995 

Verordnung, mit der die Verordnung über die  nach 

dem Studienförderungsgesetz 1 992 dem Studienort 

gleichzusetzenden Gemeinden, BGBI.Nr. 604/ 1 993,  

geändert wird, BGBI.Nr. 632/ 1 995 

Verordnung über die Gewährung einer Fahrtkosten

beihilfe, BGBI.Nr. 686/ 1 995 

Verordnung über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

geprüfter Leiter im Gesundheitsmanagement" und 

"Akademisch geprüfte Leiterin im Gesundheitsmana

gement", BGBI.Nr. 690/ 1 995 

Verordnung über die Durchführung des automations

unterstützten Datenverkehrs in Verfahren vor der 

Studienbeihilfenbehörde, BGBI.Nr. 699/ 1 995 

Verordnung betreffend Übertragung von Aufgaben 

nach § 5 Abs. 2 Z 4 des Bundeshaushaltsgesetzes, 

BGBI.Nr. 729/ 1 995 

Verordnung betreffend Übertragung von Buchhal

tungsaufgaben, BGBI.Nr. 730/ 1 995 

Verordnung, mit der dem Lehrgang "Betriebswirt

schaftslehre und Kommunikation" an der NÖ Landes

akademie universitärer Charakter verliehen wird, 

BGBI.Nr. 809/ 1 995 

Verordnung, mit der die Universitäts-Studienevidenz

verordnung geändert wird, BGBI.Nr. 2 2/ 1 996 

Anhang 

Verordnung, mit der die Kunsthochschul-Studien

evidenzverordnung geändert wird, BGBI.Nr. 23/ 1 996 

Verordnung, mit der die Hochschul-Statistikverord

nung geändert wird, BGBI.Nr. 24/ 1 996 

Verordnung über die Berufsbezeichnungen "Akade

misch geprüfter Europarechtsexperte" und "Akade

misch geprüfte Europarechtsexpertin", BGBI.Nr. 82/ 

1 996 

Verordnung über die Berufsbezeichnung "Akademisch 

geprüfte Fachkraft für Führungsaufgaben im Gesund

heitswesen", BGBI .Nr. 83/ 1 996 

Verordnung, mit der dem an der Wiener Internatio

nalen Akademie für Ganzheitsmedizin durchgeführ

ten Lehrgang über Ganzheitsmedizin universitärer 

Charakter verliehen wird, BGBI.Nr. 1 23 / 1 996 

Verordnung, mit der die Studienordnung für das in

ternationale Studienprogramm Petroleum Enginee

ring (Studienordnung Petroleum Engineering) geän

dert wird, BGBI.Nr. 1 59/ 1 996 

Verordnung über Leistungsstipendien für das Studien

jahr 1 995/96, BGBI.Nr. 1 84/ 1 996 

Verordnung über Förderungsstipendien für das Ka

lenderjahr 1 996, BGBI.Nr. 1 8 5/ 1 996 

Verordnung, mit der dem von der Schloß Hofen Wis

senschafts- und Weiterbildungs-Gesellschaft m.b.H., 

Lochau am Bodensee, Vorarlberg, durchgeführten 

Lehrgang "Klinische Psychologie und Gesundheits

psychologie" universitärer Charakter verliehen wird, 

BGBI.Nr. 222/ 1 996 

Staatsverträge 

Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 

(EWR-Abkommen) samt Beilagen, BGBI.Nr. 909/ 1 993 

Anpassungsprotokoll zum Abkommen über den Eu

ropäischen Wirtschaftsraum samt Anhang, Schluß

akte, Erklärungen, vereinbarter Niederschrift und Ein

vernehmen, BGBI .Nr. 910/ 1 993 

1 45 
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Anhang 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft über die gegen

seitige Anerkennung von Gleichwertigkeiten im Hoch

schulbereich, BGBI.Nr. 678/1 994 

7. Übereinkommen zwischen der Österreichischen 

Bundesregierung und der Regierung der Republik 

Polen betreffend die Durchführung des am 1 4. Juni 

1 972 in Wien unterzeichneten Abkommens zwischen 

der Republik Österreich und der Volksrepublik Polen 

über die Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kul

tur und Wissenschaft für die Jahre 1 994 bis 1 996, 

BGBI.Nr. 7 1 1 / 1 994 

Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, dem Kö

nigreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, 

der Griechischen Republik, dem Königreich Spanien, 

der Französischen Republik, Irland, der Italienischen 

Republik, dem Großherzogturn Luxemburg, dem Kö

nigreich der Niederlande, der Portugiesischen Repu

blik, dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 

Nordirland (Mitgliedstaaten der Europäischen Uni

on) und dem Königreich Norwegen, der Republik 

Österreich, der Republik Finnland, dem Königreich 

Schweden über den Beitritt des Königreichs Norwe

gen, der Republik Österreich, der Republik Finnland 

und des Königreichs Schweden zur Europäischen 

Union samt Schlußakte (EU-Beitrittsvertrag), BGBI.Nr. 

45/ 1 995 

Übereinkommen zwischen der Österreich ischen Bun

desregierung und der Regierung der Republik Bulga

rien über die Zusammenarbeit auf den Gebieten der 

Kultur, Wissenschaft und Erziehung für die Jahre 1 994 

bis 1 997, BGBI.Nr. 94/ 1995 

Übereinkommen zwischen der Republik Österreich, 

der Republik Bulgarien, der Republik Polen, der Slo

wakischen Republik, der Republik Slowenien und der 

Republik Ungarn zur Aufnahme der Zusammenarbeit 

in den Bereichen der Aus- und Weiterbildung im Rah

men des Central European Exchange Program for 

University Studies ("CEEPUS") samt Annex I, BGBI.Nr. 

1 3 7/ 1 995 

1 46 

Abkommen zwischen dem Bundesministerium für 

Wissenschaft und Forschung der Republik Österreich 

und der Regierung des Staates Israel über wissen

schaftlich-technische Zusammenarbeit, BGBI .Nr. 553/ 

1 995 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der 

Republik Polen über Gleichwertigkeiten im Hochschul

bereich, BGBI.Nr. 759/ 1 995 

Bund-länder-Vereinbarung 

Vereinbarung zwischen dem Bund und dem Land 

Niederösterreich über die Errichtung und den Betrieb 

des Universitätszentrums für Weiterbildung (Donau

Universität Krems) samt Anlage, BGBI .Nr. 501 / 1 994 

EU-Recht (Auswahl) 

Beschluß des Rates vom 29. April 1 993 über die Ver

abschiedung der zweiten Phase des Europaweiten 

Programms zur Zusammenarbeit im Hochschulbereich 

(TEMPUS 11) ( 1 994- 1 998) (Beschluß 93/246/EWG) ABI. 

Nr. L 1 1 2/34 vom 6. Mai 1 993 

Beschluß des Europäischen Parlaments und des Rates 

über das Vierte Rahmenprogramm der Europäischen 

Gemeinschaft im Bereich der Forschung, technologi

schen Entwicklung und Demonstration ( 1 994- 1 998) 

(Beschluß 1 1 10/94/EG) ABI. Nr. L 1 26 vom 1 8. Mai 

1 994 

Beschluß des Rates vom 6. Dezember 1 994 (Beschluß 

94/8 1 9/EG) über ein Aktionsprogramm zur Durch

führung einer Berufsbildungspolitik der Europäischen 

Gemeinschaft (LEONARDO DA VINCI) ABI. Nr. L 340 

vom 29. Dezember 1 994 

Beschluß des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 1 4. März 1 995 (Beschluß 8 1 9/95/EG) über das 

gemeinschaftliche Programm SOKRATES, ABI. Nr. L 

87 vom 20. April 1 995 
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